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Sie Beamten der aragonischen Hof- und Zentralfinanz 
Verwaltung am Ausgange des iS* Jahrhunderts. 


L. Klüpfel 


der aragoftlsebeö r ) Ver^8aBg8»Jnt%fiokiüijfg kehrt ö Fordern ag er¬ 
fahren, die io einem ln* den gewaltigen 

Fortschritten der historiseben Wissenschaft. Oie Archive waren 
sihon damals geöffnet&.$• '.-Zimm- hat sie in liAceelöoa, Boseu in 
Perpignan ansgiehigbenotet; di« Eonstituttoneu Van Katalonien, 
dis Fnerag von Aragon »öd Valencia lagen ölst ip deaselbeu 
Auggahen vbr, die wir heute üocb zitieren öiiissern Kjreben- 
nnd Wirt^haft^aducbtederaragonisehen Lande sind dorch 
eine Reihe wieh%e^ Ontersnchnngen aufgeheÜt worden; die 
Veffassangsgesebicbte jgt last !e«f ausgegaßgen. Seit drei Jahr- 
bänderten hat. eie wohl nm einer Fülle loltalgeaehicbttisher 
Pnbiikatiooen, aber nor von einer vem>hwifideodeh Minderheit 
fnmematiseher Uutersüelißngen jSuteen >iehe» können 11 ). Die 
katalanische Renaissance hat ihr wisseaachaftlielieg Interesse 
vornehmlich der Literatar trad kaltnrgeschiehrliebön Gegenständen 
mgewanrlt. Es ist aber kein Zweifel, daß es ein' ebenso rer- 

I) Aragon ist hier und au? ist an folgenden, ul« geographischer Begriff 
äisb* auf das ait&ragöniacjie Slammiami beaehrknkt., sondora umfaJdt das ganze 
Gebiet der aragonisrti-katalaßisehe» Konföderation. • - ■ 1 

2.) A. 01MBNSZ Soijsb ist der einzige, der Versucht bat, in karatea,. tln.-i 
§tsiunte Mittelalter umfassenden Skizzen, die Register aJ>s alleinige Quelle 
heoäUseud, ein rolJfitündiges • • 

V i9rt*2jfthx«chr. f„ 3o*i*I- cu , v 
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dienstliches Unternehmen sein würde, die politischen Institutionen 
der katalanisch-aragonischen Monarchie zu studieren, als den 
Spuren des katalanischen Geistes in den Versen eines Ausias 
March nachzugehen; und man kann nur hoffen, daß die private 
Initiative, die sich neuerdings in Barcelona an die Tätigkeit des 
Institut d’Estudis catalans, in Madrid an die der Junta de Am- 
pliacion de Estudios und in Saragossa an das Wirken des der¬ 
zeitigen Dekans der philosophischen Fakultät D. Eduardo Ibarra 
y Rodriguez knüpft, auch auf diesem Gebiete eifrig fortschreiten 
möge. 

Einen Beitrag zur Schilderung eines so verheißungsvollen 
Stoffes wollen die nachfolgenden Blätter liefern, die sich mit der 
Hof- und Zentralfinanzverwaltung am Ausgange des 13. Jahr¬ 
hunderts, besonders zu Zeiten der Regierung Alfonsos III. (1285 
bis 1291), beschäftigen. Sie sind ganz auf Urkunden des Kron- 
archivs von Barcelona aufgebaut, das mit seinem unermeßlichen 
Reichtume wie kein anderes Archiv Gelegenheit bietet, eine 
mittelalterliche Verwaltung bis in alle ihre Einzelheiten hinein 
zu schildern. 

Der Hofstaat der Könige aus katalanischem Hause trägt einen 
anderen Charakter als der der alten aragonischen Dynastie. So 
selten auch die Dokumente sind, die uns über den letzteren unter¬ 
richten, können wir den Unterschied doch erkennen. Es sind die 
gleichen Ämter, die an beiden Höfen vertreten sind, aber die 
Persönlichkeiten, die sie bekleiden, gehören in beiden Zeiten 
nicht derselben sozialen Klasse an. Im 11. Jahrhundert werden 
sie aus der Aristokratie gewählt; mit dem Titel seniores aus¬ 
gezeichnet versehen sie den Dienst am Hofe; im 13. Jahrhundert 
sind es zu einem großen Teile reich gewordene Handelsleute, 
denen das Königtum verschuldet ist, die wir Hofdienst leisten 
sehen. Dalmao de Villarasa, ein Wollhändler aus Perpignan, 
wurde Mundschenk König Pedros UI. 1 2 ), Romeo Gerard, ein 
begüterter Tuchhändler von Barcelona*), Supercoquus der Köni- 

1) Archiv der Krone von Aragon, Register 28, f. 27 v. R. 67, f. 78 v. 

2) R. 71, f. 126 v. 
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denken. 

VerbiU&usiriäfög Jäugen Datums- ist das .Kanzleramt-, es wird 
«teilt vor dem Regk^ngsanHitte Mine« I; -erwähnt Za Beginn 
von Alfoosos Herrschaft versieht eg'/^i^iiia^oiiiker von Lerida. 
A. de Turribus, später der Propst ?cm Solsöoa, Poaee de VUaro. 
Vizekanzler ist Ponees Bruder Bereoper, Arebi&iakoi> von ürgel*). 
Io den Registern tritt das Amt so sehr znriiek., ? daß Poneg kaum 
zweimal mit seinem Arotstitel genanntvrird; äberbartpt erschwert 
der Umstand, daß es an anschauliche« Vollmachten fm die 
einzelnen Eroofnnktionäre fehlt, das Studinoi der HefvenvaHuug 
wesentlich. Bo ist denn den Atwfiibrnngeiv 11 . Finkbs, der, anf 
die- IJofordnuiigen wie die Reifster und Uartas Rctdos Jaltaes II, 
die Befugnisse de»'Kanzlers geschildert siebte 
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Erhebliches hinzufügen. Danach haben wir in ihm das Haupt 
des Rates wie der Kanzlei zu sehen, der durch die Pflicht der 
Signierung persönlich an der Ausfertigung der Urkunden beteiligt 
ist Von einer Disziplinargewalt über Schreiber oder Notare ist 
in dieser Zeit nichts zu merken*), aber darum sind dem Kanzler 
allgemeinere Verwaltungssachen doch nicht ganz fremd; zu 
wichtigen Finanzgeschäften wird er zugezogen, wie wir später 
sehen werden, und in der hohen Politik findet er gelegentlich 
als Gesandter Verwendung. Auch bei den einzelnen Schreibern 
können wir feststellen, daß sie sich nicht auf ihr engeres Arbeits¬ 
gebiet beschränken, sondern häufig bei allgemeinen Verwaltungs¬ 
fragen mitsprechen 1 2 * * * * * * 9 ). 

Nur in einem Punkte herrscht noch Unklarheit. Es scheint, 
daß Aragon sich nicht mit einem Kanzler begnügt hat, denn 
gleichzeitig mit Ponce de Vilaro wird ein Sakristan von Vieh, 
Berenguer de Belvis, in der gleichen Stellung erwähnt. Und 
zwar führt er den Titel „Cancellarius Cathalonie“ *). Da nirgends 
davon die Rede ist, daß Katalonien als geographischer Begriff 
jemals über die Grenzen des Gebietes, das man heute als Kata¬ 
lonien bezeichnet, hinausgereicht hätte, setzt diese Erwähnung 
eigentlich die Existenz eines besonderen Kanzlers für Aragon 
voraus, wie ja auch dem Majordomus Cathalonie ganz sinngemäß 
der Majordomus Aragonum entspricht. Ponce de Vilaro kann 
nicht im Gegensätze zu Berenguer stehen, denn er war nicht 
nur selbst Katalane, sondern führte wahrscheinlich auch denselben 


1) A. de Turribus bestätigt ein Urteil des Hofrichters Toyla, der das 
Privileg Montblanchs, Notare zu ernennen, bekräftigt. B. 71, f. 12S v. Nach 
der Ordonnanz von Huesca hatte P. Marques, ein Skriptor, die Pflicht, dem 
König über angefochtene Privilegien (privilegis et feyts duptoses) zu berichten. 
Boletin de la Real Academia de Bnenas Letras de Barcelona IX, 106. 

2) Beispiel Acta Aragonensia LVI, Anm. 2. 

8) R. 82, f. 158. Urkunde vom 12. Juni 1290. Zwei Tage früher zeichnet 

Oil de Jaca die Ernennungsurkunde des Lopez Xuleto zum Konsul von Pisa 

auf Befehl Ponces: EgidiuB mandato prepositi. R. 83 f. 67. Ponce noch 1291 

als Kanzler nachweisbar. R. 82, f. 113 und 182. Auf das Vorhandensein von 

mehr als einem Kanzler deuten auch die in der Kanzleiabrechnung für das 

letzte Drittel von 1290 (abgenommen am 21. Januar 1291) vorkommenden 

Worte: pro decima competenti cancellariis nostris. R. 82, f. 116 v. 
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Sondertitel wie dieser. Ferner wissen wir, daß die Verwaltung 
der katalanischen Kanzleieinnahmen von der der aragonischen 
getrennt war; die erstere führte Pedro Marques, die letztere 
Stephan de Alfagarino, einer der ganz wenigen Aragonesen, die 
am Sitze der Zentralverwaltung beschäftigt werden 1 2 ). Aber das 
alles berechtigt uns nicht, Schlüsse zu ziehen, die in den Urkunden 
keine direkte Bestätigung finden. Der letztgenannte Umstand, 
der sich übrigens nicht mit gleicher Intensität während der ganzen 
Regierung Alfonsos nachweisen läßt, spräche sogar eher gegen 
als für eine Selbstständigkeit Aragons in dieser Hinsicht. Doch 
muß man die Frage, solange sie nicht völlig geklärt ist, im 
Auge behalten, da sie bei der Betrachtung des politischen Anta¬ 
gonismus zwischen Aragon und Katalonien eine gewisse Rolle 
spielen kann. Wie ganz anders würden wir die Ständek&mpfe 
beurteilen, wenn wir genau wüßten, daß es eigene Magistrate in 
Aragon gegeben hätte! 

Die Union Aragons und Kataloniens hatte die Wirkung gehabt, 
einzelne alte Hofämter ihres allgemeinen Charakters zu entkleiden 
und sie in bloße Provinzialämter zu verwandeln. So war es in 
Katalonien dem Seneschall, in Aragon dem Majordomus ergangen. 
Bei Betrachtung dieser Verhältnisse können wir ähnlichen Gedanken 
über den Dualismus der beiden Schwesterstaaten Raum geben, 
wie sie vorhin aufgestiegen waren, als das Kanzleramt geschildert 
wurde; nur erlauben uns jetzt die Tatsachen, eine bessere Antwort 
zu geben und uns nicht nur auf Hypothesen zu verlassen. 

Das Seneschallat ist in der Familie Moncada erblich. Es 
tritt kaum hervor; wäre nicht der Zweikampf zwischen dem 
Grafen von Urgel und dem Vizgrafen von Cardona, zu dem R. 
de Moncada die hergebrachten Vorbereitungen trifft *), so wüßten 
wir nicht einmal genau, ob der Seneschall unter Alfonso seines 
Amtes gewaltet hätte. Wichtiger ist, daß der Dienst im könig¬ 
lichen Palaste zwar noch mit dem Seneschallat persönlich ver¬ 
bunden ist, aber nicht mehr von dem jeweiligen Träger dieser 

1) R. 79, f. 2 v. 

2) R. 66, f. 219. Kanzler, Seneschall und Bianya setzten einmal die Ent¬ 
schädigungssumme fest, die G. de Alfaricho für ein gefallenes Pferd erhalten 
soll. R. 66, f. 178. 
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Würde selbst, sondern von einer delegierten, dem Ritterstande 
angehörigen Persönlichkeit versehen wird. Das Amt des Major¬ 
domus verleiht der Seneschall wie jede andere Sache, die privat¬ 
rechtlich nutzbar gemacht werden kann; es ist bereits zu einer 
Belohnung für treue Dienste geworden, die dem Verleiher ge¬ 
leistet sind, und auch der Empfänger, kann nun seinerseits durch 
Verkauf oder durch Verpfändung der Majordomie die Vergabung 
pekuniär ausnützen 1 ). 

Doch auch in Aragon gab es einen Majordomus, und die 
Schwierigkeit besteht darin, die beiden Ämter in ein richtiges 
Verhältnis zueinander zu bringen. Volle Klarheit zu verbreiten 
ist bei dem jetzigen Stande der Forschung unmöglich; mit Hilfe 
der bekannten Tatsachen kann man kritisieren, was bisher über 
das Amt gesagt worden ist, nicht aber die Entwicklung der 
aragonischen Ämterverfassung und den modifizierenden Einfluß, 
den die Union mit Katalonien auf dieselbe geübt, befriedigend 
schildern. , 

Nach Tourtoulon müßte man genau unterscheiden zwischen 
dem jeweils vom Seneschall ernannten Majordomus, der den 
Dienst beim Könige versehen habe, und dem Majordomus von 
Aragon, der, von politischen Geschäften ganz in Anspruch ge¬ 
nommen, nichts anderes als ein hoher Kronbeamter gewesen sei 1 * * * * ). 
Ist diese Trennung der Funktionen richtig, so hätte also der 
Vertreter des Seneschalls zu dem eigentlichen Amte seines Auf¬ 
traggebers auch noch die Beftignisse übernommen, für deren 
Ausübung früher ein aragonischer Sonderbeamter sicher ange¬ 
nommen werden muß. Denn die Kompetenz des Seneschalls 
beschränkte sich ja nur auf Katalonien 8 ); allein sie konnte er 


1) Verleihung an D&lmao de Crexell: propter grata servicia, que tos nobis 
fecistis — ad obligandom, vendendom et inpignor&ndum. 24. Juni 1288. Per- 
gaminos de Alfonso n, 448. Am 26 . Juli gibt Simon de Moncada, Sohn des 
Seneschalls, seine Zustimmung. 467 v. 

2) Don Jaime L el Conqoistador n, 821. (Ich zitiere die spanische Aus¬ 

gabe von Valencia 1874.) 

8) „Officium nostrum moiorisdomie Cathalonie.“ Darum kann auoh der 

Schiedsspruch von 1268, den Tourtoulon zum Beweise heranzieht, die Frage 

nicht entscheiden, da der Stellvertreter des Seneschalls, der hier schon er- 
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auf seinen LehenemaoB überfragen. Und eß spricbi för die 
lokale Begrenzung des Änif#, der jeweilige Vertreter Mou- 
uada den Titel eines Majordomus von Katalonien fukrte; Daß 
in zwei Urkunden der Mbr &und 1227 ein Majordomus 
i-arie kÄUilaniseher Nationalität üßä der aragoniaebe Majordoiaus 
ilebeselnandei unter den Zengen erscheinen, ist äwar bemerkens¬ 
wert, aber t’iir sieb »Bein ntebt zumal m sieh 

aia UrköDden für eine kstaia&isdie Bfailt, Uerida,. bandelt x ).; Für 
die Begründung der anderen Aaftassnng iil e» ^richtiger, auf 
das äeugnis iles Bischofs Vidal von Hueaca biöÄnweiafeu f der, 
ein Zeitgenosse Jaimee I. und bervorragender jtmetieeher;Sehrift- 
Steller,' noch deatlieb von Funktionen des aragouischeB Msj|6r« 
dornas ita königlichen Haushalte spricht*), so daß Bmwus doch 
nicht so ganz grandios' handelt, wenn er ihn mit dem „anio regie 
prefeetus u ideatibzieit , ' i X Der Begriff „dispensator aule regle“, 
wie Vidal ihn ueftüt, deckt sic» zwar nicht mit den Vorstellungen, 
die wir öbUr das Amt ded Majardbmue in spaterer Zeit haben, 
aber für unsere Zwecke genügt es, zu wissen, daß der M^jor- 
tiotuas von Aragon io der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts mit 
$|pM> bedeutenden politischen Befugnissen auch DioüBtleiätttngen 
am Küaigsbofe vereinigte. 

Es ist wohl kein Zufall, daß unter ABbnßorEegiernng l'edro 
<ie Vera, ein Vasall des damaligen MajordomUB von Aragon, 

Mehrt'.' ^swttr;’j«i Moufecbateiio hoc Ute gui tenefe ioeum muim, Vßfru de 
hofttsehkteno ;•$$ eu» roaitoridoino. Cvleccian d». döcusiento» iseüitfiis dcl 
ünihiro general de Ja Corpaa de Ansgan VI, 182 f.), gewiß uiaunud Ander* 
«t, ate der schon beban'iMte Sajoräomn« von Katalonien. 

1) Stadtarchiv vor .X/tfriän, Uibfe Vcrt Maior 16 and 62,'. 121Ö Beraard 
k Beiloch M. l> y Oarie (der anderswa ohne de«, Zusatz Ctuie erscheint) und 
*80el de Auuia M, fr.' Ara0ftTiafr B. potmclia 


«Bd Alto de Fpces, 

2i Bei BoAscXa, Coojmentam rerum Aragooensutos (15fö) 413. fraiu 
'»wde vortrefflich pausen, was Biascas Bher die Teraiaoidgio des Amtes 
>agt , temtcuMe uinö persönliche Elemente mischen sich da; b«M M. B>, Begni 
Uag'iattm, bald Begum oder Curie Aragoaaul »ad bringen st? die »Sch rer* 
adutdeneo Seiten gerichtete TÄtigkeit des Majordomus »um Ausdmck. 16.418. 
IWkrjprüfeii wfoV : 8lierdingB,-V^ilIi^i 
^braucht worden sind. 
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Pedro de Ayerbe, am Hofe erscheint und vom Scriptor Porcionis 
Gehalt empfängt 1 2 * ); man darf daraus schließen, daß auch der 
aragonische Majordomus gleich dem Seneschall seine Funktionen 
durch Stellvertretung ausübte. Alles deutet darauf hin, daß das 
Amt des Majordomus schon am Ende des 13. Jahrhunderts so 
territorial organisiert war, wie dies für das 14. Jahrhundert 
durch die Hofordnung Pedros IV. belegt ist*). 

Diese Erörterungen haben nicht nur Wert für die Geschichte 
der aragonischen Beamtenschaft. Auch eine Vorgeschichte der 
verfassungspolitischen Kämpfe, die in den 80 er Jahren aragonische 
Eigenart gegen katalanische Vergewaltigung ausspielen wollte, 
wird nicht darauf verzichten dürfen, sorgfältig die Entwicklung 
zu schildern, die den Organen der altaragonischen Staatsver¬ 
waltung nach der Union (1137) im neuen Verbände beschieden 
war. Wie stark die katalanische Einwirkung gewesen, wie lebens¬ 
kräftig die aragonische Eigenart sich gezeigt, wird dann beurteilt 
werden können; die Frage nach der Kontinuität des Majordomus 
bildet nur einen Ausschnitt aus diesem Problem. 

Für unsere Kenntnis der Befugnisse dieses Amtes sind die 
Hofordnungen seit Pedro in. reichlich fließende Quellen. Der 
Unterschied, ob katalanisch oder aragonisch, tritt dabei gar nicht 
hervor; die Majordomie erscheint ganz einheitlich organisiert. 
Die erste Hofordnung Pedros 8 ) übertrug ihrem Inhaber eine 
Befehlsgewalt im königlichen Haushalte; die Hofbeamten unter¬ 
standen ihm; er trug die Verantwortung für gute, ordnungsgemäße 
Verwaltung; ohne seine Anordnung durfte nichts aus dem könig¬ 
lichen Haushalte entfernt werden; bei Schäden haftete er mit 
seiner Person und seinem ganzen Vermögen dem König. Bei 
so großer Verantwortlichkeit waren auch die Einkünfte nicht 
unbedeutend, die er bezog; neben einem festen Gehalt von 


1) B. 76, f. 11 v., „racione maiorisdompnie quam tenebat pro nobili dompno 
Petro domino de Ayerbe“. Urkunde vom 7. Februar 1288, Schon am 27. Ok¬ 
tober 1288 erscheint Pedro selbst als Majordomus bei den Verhandlungen 
von Campfranch. Rymer, Foedera I, 2, p. 692. Ebenso am 17. März 1290. 
B. 82, f. 28.' 

2) Doc. ined. V, 11 f. 

S) Doc. ined. VI, 5 und Boletiu IX, 99. 
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1500 Solidi jährlich fielen ihm von jeder Cena 1 2 * ), für deren 
Erhebung er selbst häufig die Vereinbarung traf, 20 Solidi zu *), 
außerdem noch beträchtliche Naturalnutzungen. Weiteigehende 
Forderungen, so z. B. nach selbständiger Ernennung seiner Unter¬ 
beamten, waren schon zu Jaimes 1. Zeiten abgewiesen worden; 
dagegen gewährte ihm Jaime eine Aufsicht über die Rechnungs¬ 
führung der Hofbeamten *), und wenn Pedro hierin weniger 
deutlich ist, so sagt Alfonso HI. in der Ordonnanz von Huesca 
ausdrücklich, daß alle Hofchargen unter Zuziehung des Escriva 
de racio täglich mit dem Majordomus abrechnen sollen 4 5 ). Diese 
Rechnungsnahme war ein so wichtiges Geschäft, daß keiner von 
den beiden Beamten, die damit beauftragt waren, es einem Er¬ 
satzmanne anvertrauen durfte; geschah dies dennoch, so zahlte 
jeder 20 Solidi Strafe, und fehlte einer von den Beamten, so 
büßte er sein Gehalt an diesem Tage ein 6 ). 

Überhaupt sprechen einzelne Urkunden dafür, daß der Einfluß 
des Majordomus sich nicht nur auf die Sphäre des Hoflebens 
erstreckt hat, sondern auch darüber hinaus in der Verwaltung 
des Landes wirksam gewesen ist. Sonst hätten die Könige es 
nicht für nötig befunden, Besitzungen noch besonders gegen 
Eingriffe der „majoresdomus“ zu schützen, wie das 1255 in 
Calatayud geschah 6 ). Auch muß ihr Anteil an den staatlichen 
Einnahmen früher größer gewesen sein und sich nicht nur 
auf die Cena, sondern auf Zölle und Marktabgaben erstreckt 
haben 7 ). 

Dem Majordomus sind nun eine ganze Reihe Ämter nach¬ 
geordnet, die alle den persönlichen Bedürfnissen des Königs 

1) Segura, Historia d’Igualada, zitiert zu 1345 eine Cenaforderong unter 
Siegel des Majordomus. 

2) Nach B. 66, f. 27 aber nur da, wo die Cena 100 Solidi überstieg. 

8) Doc. ined. VI, 159 ff. 

4) Boletin IX, 106. 

5) B. 64, L 190 v. 

6) Vic. de la Fuente, Historia de Calatayud I, 880. Doc. ined. VIII, 102. 

7) 1226 in Lerida aufgehoben. Libro Vert Mtyor 27. Ebenso bei Be¬ 
freiung Barcelonas von Leuda und ähnlichen Abgaben frühere Rechte von 
Majordomus und Bepositarius erwähnt. Capmany, Memorias hist, sobre la 
Marina, Commerdo y Artei de Barcelona n, 12 und 14. 



10 


L. Klttpfel 


dienen. Verfassungsgeschichtlich haben sie keine Bedeutung, 
und einzig der Repositarius (reboster) verdient wegen seiner 
Beziehungen zur Finanzverwaltung eine kurze Darstellung 1 2 ). 

Ihm ist die Bewachung des Repositums übertragen. Das ist 
der Raum, wo all die Dinge aufbewahrt werden, die der König 
zum täglichen Gebrauche nötig hat: für sein Schlafgemach das 
Bett und die Kleider, Draperien, Vorhänge und Sessel, das Silber 
für die königliche Tafel, Kerzen und Leuchter, Honig und Öl, 
Salz, Käse und Früchte, Zucker und Konfitüren. Auch an leben¬ 
dem Inventar ist das Repositum reich: Hunde und Falken für 
die königlichen Jagden werden hier gehalten. Über das alles 
hatte er sorgfältig Buch zu führen, Ausgaben und Einnahmen 
zu verrechnen, den König auch auf seinen Reisen ständig zu 
begleiten und sein Gepäck in Verwahrung zu nehmen. Später 
wurden auch politisch wichtige Dinge seiner Obhut anvertraut. 
Als im September 1286 von den Urkunden, in denen Jaime I. 
und Pedro HI. ihren Söhnen die Regierung übertragen hatten, 
Abschriften genommen werden sollten, um sie durch Boten Al- 
fonsos und des Erzbischofs von Tarragona nach Rom zu senden 
und so für eine andere Auffassung der Rechtslage an der Kurie 
zu wirken, da schickte der König, der sich damals in S. Mattheo 
befand, den Scriptor Pedro de S. Clemente nach Barcelona, damit 
er in dem Hause, wo das Repositnm sich befand („aperiatis domum 
repositi palacii Barchinone“), ein weißes Kästchen öffne, die Ori¬ 
ginale daraus entnähme und sie an Hugo de Mataplana schicke, 
der die Kopien anzufertigen hatte. Den Schlüssel des Hauses 
mußte er nach Erledigung des Auftrages dem Repositarius P. de 
Tarrega wieder zustellen *). Dient hier das Repositum gleichsam 
als Archiv für bedeutsame politische Schriftstücke, so finden wir 
andere Stellen, nach denen es als Arsenal benutzt wird 3 ), und 


1) Nach Boletin IX, 100. 

2) Vom 8. September 1286. B. 66, f. 190 v. 

8) Die P&heres von Tarrega sollen P. de Tarrega totam fostam machi- 
narom sire ingenaornm, que facte fuerunt pro capcione castri Serani, aus¬ 
liefern. B. 67, f. 88. B. Calvet soll dem Bepositum neben anderen Dingen 
20 Schilde, 20 Degen, eine Kiste, in der Lanzen sind (que es en la cambra 
forana“), einen Kupferm&rser und Fahnen liefern. B. 71, f. 20. 



Die Beamten der aragonischen Hof- und Zentralfinanzverwaltung etc. H 


zwar werden nicht nur Waffen dort aufbewahrt, sondern her- 
gestellt 1 ). 

Guillen Durfort ist als Repositarius auch Bat des Königs, 
was immerhin auf eine größere politische Bedeutung schließen 
laßt, als sie den meisten Hofämtern zukam. Er wird mit Anleihe- 
gesdüiiten beauftragt 8 ) und ist während des kastilischen Krieges 
mitZapata zusammen in der Finanzverwaltung von Aragon tätig 8 ). 

Bedeutend wichtiger ist in dieser Beziehung das Amt des 
Kämmerers geworden. Noch in der ersten Hofordnung Pedros 
wird es kurz abgetan; an selbständiger Tätigkeit muß es hinter 
dem Repositarius zurückstehen. Welche Befugnisse es hatte, er¬ 
fahren wir deutlich erst aus einer Instruktion Alfonsos für Bemard 
Scriba, den früheren Thesaurar Pedros 4 ). Der Kämmerer hatte 
danach die Aufsicht über camera und guardaropa, die er immer 
in gutem Stand halten mußte; er verwaltete die Vorräte von 
goldenen und silbernen Gefäßen und leinenen und wollenen 
Tuchen und Kleidern, für die ein genaues Verzeichnis angelegt 
war; auch die Ausstattung der königlichen Kapelle fiel in seinen 
Bereich. Was der Repositarius für sein Amt an Gold- und Silber- 
geriUen brauchte, lieferte ihm der Kämmerer gegen Quittung aus; 
das Verhältnis der beiden Beamten zueinander erscheint also gegen 
früher wesentlich modifiziert, wie das auch durch die untergeordnete 
Stellung Durforts zum Ausdruck gebracht wird 8 ). Ferner sind alle 
königlichen Waffen in der Verwahrung Scribas; ein besonderer, 
sonst in den Registern nicht genannter Beamter, der armerius, 
erscheint hier als sein Unterorgan in ähnlicher Weise wie eben 
der Repositarius. Für den königlichen Schneider muß er Stoffe 
liefern, damit dieser Kleider anfertigen kann 6 ). 

1 ) Muss soll 100 8olidi an P. de Tarrega zahlen pro aptandis armis 
nostris. R. 71, f. 168 v. 

2) R. 77, f. 14. 

8 ) Sie hatten den „thesanrum“ in Verwahrung, der aus der Burg von 
Kontoon nach Saragossa und Calatayud gebracht worden war. R. 88, 1 94 v. 
4) R. 75, f. 1 v. Datum 9. April 1287. 

6 ) Vielleicht darf man auch folgendes Mandat an Scriba in diesem Sinne 
deuten: donetis de reposito nostro unam equitaturam. R. 76, I. 5 v. 

6 ) Beispiel R. 82, f. 168. Geld an den Kämmerer Durfort für Tuchkäufe 
id opus corporis nostri et camere nostre, pro ftlo auri et argenti ad opus 
restnun, pro ensibuB ad opus tornegii. 
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Bedeutsamer noch als dies alles ist, daß sein Anteil an den 
Finanzgeschäften deutlich betont wird. Er empfängt die Gelder, 
die nach leider unbekannt gebliebener Anordnung Alfonsos in 
die Kammer eingehen ’), und bestreitet davon die geheimen Aus¬ 
gaben des Königs. So gibt es zwei Spitzen der Finanzver¬ 
waltung, den Thesaurar und den Kämmerer. In den Registern 
empfängt das keine Illustration 8 ); dafür machen sie uns mit 
vielem anderen bekannt, was aus der Ernennungsurkunde, die 
ja nie alle Gestaltungsmöglichkeiten des Amtes schildert, nicht 
hervorgegangen wäre. Im Jahre 1287 wird Scriba nach Aragon 
in außerordentlicher Mission gesandt; in Calatayud, Daroca, 
Teruel und einer ganzen Reihe von aragonischen Klöstern soll 
er Darlehen aufnehmen s ), in den Territorien (aldeas) dieser Städte 
Befestigungen anlegen lassen und prüfen, ob die Steuern, die zu 
diesem Zwecke ausgeschrieben waren, auch wirklich dazu gedient 
hatten 1 2 * 4 5 ). Die Beamten haben ihm Rechnung vorzulegen 6 7 8 9 ); er 
kann gemeinsam mit Zapata Inquisitionen einleiten, Rückstände 
fordern oder zahlen. Auch über die Einkünfte von Aragon be¬ 
sitzt er ein freies Verfügungsrecht; das beweist der Verkauf der 
Bajulie Tarazona an Ximeno de Urrea 6 ) und die Erlaubnis, 
selbständig Gelder anzuweisen *); die gesamten aragonischen 
Einkünfte werden ihm im Februar 1288 summarisch übertragen, 
ebenso wie die Handhabung des wichtigen Regalrechts 8 ). Da¬ 
neben zahlt er Gehälter an Hof beamte und im Felde stehende 
Krieger auf Anweisung des Scriptor forcionis *). Auch auf 


1) Doch wird im Juni 1286 — also lange vor der erwähnten Instruktion — 
Pedro Pelegri einmal befohlen, Gelder seiner Kollekte trotz früherer Reser¬ 
vierung „camere nostre“ an Bastida zu zahlen, ß. 67, f. 45. 

2) ß. 82, f. 158 v. wird G. de Muro bezahlt cum albarano regis directo 
Guillelmo Durfortis, der damals Kämmerer war. 

8) ß. 71, f. 76 und 94. 

4) ß. 76, f. 2 v. 

5) ß. 71, f. 76, 94 v. und 96; f. 90 v. wird ihm Ismael de Portelia, R. 76, 
f. 18 v. Zapata zugesellt. 

6) R. 76, f. 82. 

7) R. 76, f. 10 v. 

8) R. 76, f. 10. 

9) ß. 76, f. 1. R. 71, f. 91, 93 v. und 126 v. f. 
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Schuldprozesse von Juden erstreckt sich seine Kompetenz 1 2 * ), und 
Aufträge rein politischen Charakters, wie die Beschlagnahme von 
Gätern der aragonischen Adligen, die der Union angehörten, 
werden ihm zuteil*). 

Als nach dem Tode Scribas 8 ) sein bisheriger Gehilfe Durfort 
zum Nachfolger ernannt wurde, kam es zu einer grundsätzlichen 
Ordnung der obersten Finanzverwaltung, die der Stellung des 
Kämmerers eine vorher nicht erkennbare und wohl erst jetzt 
geschaffene Bedeutung gab. Indem bestimmt wurde, daß Durfort 
alle Einkünfte des Königs (infra terram suam vel extra) in Empfang 
nehmen sollte, rückte der Kämmerer gleichberechtigt an die Seite 
des Thesaurars; man kann nicht anders denken, als daß mit 
dieser Verordnung beabsichtigt wurde, das staatliche Ausgabe- 
und Einnahmewesen an je eine Zentralstelle zu übertragen, die 
selbständig mit dem König verkehrte 4 * ). Für die täglichen Zah¬ 
lungen war der Thesaurar auf den Kämmerer angewiesen, der 
seinem Kollegen von Zeit zu Zeit große Geldsummen zu über¬ 
weisen hatte; daß diese Überweisungen nicht per minutum, 
sondern in grosso zu geschehen haben, ist ausdrücklich fest¬ 
gesetzt. Von den Geldeingängen werden zwei Register ange¬ 
fertigt, von denen eins bei Durfort bleibt, das andere zur per¬ 
sönlichen Information des Königs dient; Bertran Desvall, Alfonsos 
in Finanzsachen viel genannter Scriptor, hat es in Verwahrung. 
In monatlichen Zwischenräumen rechnen Durfort wie der The¬ 
saurar über ihre Ausgaben und Empfänge mit dem König ab; 
die erste Rechnungslegung sollte am 81. März 1290 statt¬ 
finden 6 ). 

Bis hierher sind die Funktionen der genannten drei Beamten 
sorgfältig voneinander geschieden. Dazu will nun wenig passen, 
daß einer straffen Regelung des Einganges der Gelder eine ziem- 


1) R. 76, 1 14. 

2) R. 71, f. 94 v. 

8) Im November 1288 wird Scriba als verstorben bezeichnet B. 78, f. 26 v. 
Dagegen erscheint Durfort noch am 10. April 1289 als Repositarios (ib. f. 76 v.) 
und wird eret im September als Kämmerer genannt. R. 80, f. 48 v. 

4) Die Verordnung vom 11. März 1288 weiß davon nichts. Boletin IX, 106. 

6) Verordnung vom 20. Febraar 1290. R. 82, f. 16. 
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liehe Willkür im Emsammeln widerspricht Man sollte denken, 
daß die Organe desselben Beamten, dm* die Gelder in der könig¬ 
lichen Kammer empfangt, auch das Ein sammeln im Lande be¬ 
sorgt hätten; dem war aber nicht so, denn sowohl der Thesavrar 
als Dnrfort and Bertran Desvall erhält das Recht, gemeinschaft¬ 
liche Kollektoren hinansznschicken and Gelder anzaweisen, am 
Darlehen za bezahlen, die sie zar Deckung persönlicher Bedürfnisse 
des Königs aufgenommen hatten. Ob sich das Recht anf diesen 
Fall beschränkt hat, ist aus der kurzen Angabe der Verfügung 
nicht deutlich zu ersehen 1 2 3 ), muß aber für später sicher verneint 
werden. Ein Jahr darauf wird das Einsammeln aller Einkünfte 
dureh die Agenten der drei als die Regel vorausgesetzt. Und 
da die Kollektoren — wenigstens nach der Verordnung — alle 
eingesammelten Gelder in der Kammer abliefern mußten und 
schon ergangene Anweisungen nicht selbständig zahlen durften *), 
ist auch nicht abzusehen, welche Erleichterung des Geschäfts¬ 
ganges dadurch wäre erzielt worden. 

Die Verordnung vom 20. Februar 1290 ist nur die Vorläuferin 
der Verordnung vom 1. Mai 1291 *). Dieselben Verhältnisse werden 
hier geregelt, zum Teil mit denselben Worten, aber mit noch weit 
geringerer Betonung zentralisierender Tendenzen. Von diesen ist 
so wenig zu spüren, daß eins der wichtigsten Ämter eine merk¬ 
würdige Doppelstellung einnimmt, die vorher schon angedeutet 
wurde, aber erst jetzt bewußter hervortritt. Ich meine den The¬ 
saurar — hier A. de Bastida —, der einmal mit Durfort und auch 
Bertran Desvall in der Kammer beamtet erscheint und dann 
wiederum die täglichen Pflichten erfüllt, die dem Thesaurar ob¬ 
liegen. Die drei bilden je nach Art des Geschäftes variable 
Gruppen. Handelt es sich um das Einsammeln, so hat jeder 
von ihnen die gleichen Befugnisse; handelt es sich um den 
Empfang der Gelder in der Kammer, so sind allein Durfort und 


1) „Et dicti 0. Darfortis, thesanrarins et Bertrandas insimul possint 
assignare et mittere nuncios seu collectores ad colligendum den&rios sopra« 
dictos et facere assignaciones pro manuleutis.“ 

2) Daß sich io der Praxis häufig Mandate an Kollektoren finden, von 
ihren Kollekten zu zahlen, hat hier keine Bedeutung. 

3) Boletin IX, 106. 



Die Beamten der aragonischen Hof- und Zentralfinanzyerwaltung etc. 15 


Bastida berechtigt, den Empfang durch Quittung zu bestätigen*); 
sie haben auch die Schlüssel zu den Geldtruhen, die in der 
Kammer aufgestellt sind. Eine andere Konstellation tritt ein, 
wenn Bastida sich seines Thesauraramtes erinnert; dann ist er 
für die Gelder, deren Eingang er den Kollektoren eben unter 
seinem Siegel bestätigt hat, selbst der Empfangende und muß 
demselben Durfort, der vorhin in gleicher Eigenschaft mit ihm 
amtiert, und Bertran. Desvall, der hier vielleicht als persönlicher 
Vertreter des Königs erscheint, Quittungen geben, die in die 
Register der beiden eingetragen werden. Sonst bietet die Ver¬ 
ordnung keine wesentlichen Neuerungen. Den dreien wird Voll¬ 
macht gegeben, jeden vor sich zu laden und zu zwingen, der dem 
König Rechnung vorzulegen hat oder aus irgendeinem Grunde 
dem König zukommende Gelder in seiner Gewalt hat. Keine 
Anweisung darf gemacht werden ohne königliches Mandat; nur 
bei Schulden, die aus der Aufnahme von Dariehen für das 
königliche Haus stammen, sind Ausnahmen gestattet. 

Faßt man alles zusammen, so erscheint die Oberleitung des 
aragonischen Finanzwesens in den Händen von drei Personen 
vereinigt, die das Eintreiben der Steuern gemeinsam besorgen 
und auch bis zu einem gewissen Grade ein selbständiges An¬ 
weisungsrecht haben. Innerhalb des Verbandes scheiden sich 
dann die Funktionen, aber nicht ganz entschieden; während 
Durfort auf die Kammer beschränkt ist, Bertran Desvall vor¬ 
wiegend als Vertrauensmann des Königs an den Geschäften teil¬ 
nimmt, hat Bastida neben der regelmäßigen Tätigkeit des The- 
saurars auch Funktionen in der Kammer zu übernehmen, so daß 
er Durfort fast nebengeordnet ist. 

Einiges Wichtige über den Thesaurar ist bereits im vorher¬ 
gehenden gesagt. Wenn wir die erwähnten Einschränkungen 
beiseite lassen — die wir übrigens, wie noch besonders bemerkt 
sein mag, nicht aus der Praxis des Betriebes, sondern aus pro¬ 
grammatischen Finanzordnungen kennen gelernt haben, und die 
noch sehr der Korrektur durch die in den Registern verzeichneten 


1) Bertran wird hier nicht genannt, dagegen muß er Uber die Eingänge, 
wie Durfort, mit dem König abrechnen. 
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Urkunden bedürfen, ehe wir sie für eine Darstellung der ara- 
gonischen Finanzverwaltung nutzbar machen können 1 2 * ) —, so 
ersehen wir aus den Ernennungsurkunden, daß dem Thesaurar 
immer sämtliche Einkünfte des aragonischen Reiches zur Ver¬ 
fügung stehen, um die Anweisungen des Königs zu zahlen. Das 
bestätigt die Vollmacht für A. de Bastida ausdrücklich 8 ). Die 
baiuli maiores, das sind die ersten Finanzbeamten der Provinz, 
existieren als Bastidas Unterbeamte 8 ); sie haben die Pflicht, ihn 
bei seinem Amtsantritt über die Einkünfte in ihrem Bezirke zu 
informieren und auch über das Maß, in dem diese Einkünfte 
durch Schulden oder Anweisungen belastet sind 4 5 ). 

Der Mittelpunkt der Tätigkeit des Thesaurars ist der könig¬ 
liche Hof halt 8 ), über dessen Verwaltung er allmonatlich mit dem 
König abrechnet 6 ). Er zahlt Gehälter, bestreitet notwendige Aus¬ 
gaben 7 ), fordert von Beamten oder Judengemeinden Rechenschaft, 
macht aragonische Gesandtschaften reisefertig und gibt fremden 
Geschenke; kurz, er erfüllt alles, was der König ihm auftragen 
wird. Daß keine seiner Zahlungen ohne Anweisung geschehe, 
ist noch nicht zur unbedingten Regel geworden; wenigstens bei 
Ausgaben, die den persönlichen Bedürfnissen des Königs dienen 
oder die von zwingender Notwendigkeit sind, darf der Thesaurar 
selbständig handeln. So einzigartig ist seine Stellung nicht, daß 
alle Zwischeninstanzen zwischen ihm und dem König ausgeschaltet 

1) So ist es nicht uninteressant, zu erfahren, daß Bertran Desvall, der 
nach der Finanzordnung Bastida gegenüber eine völlig unabhängige Stellung 
einnimmt, noch im September 12S7 als Bastidas Stellvertreter in Tarazona 
erscheint. B. 71, f. 77 v. 

2) Vom 22. November 1286. B. 64, f. 155. Ebenso die spätere Vollmacht 
für Pedro Boyl. (1301). Finke, Acta, Einleitung LXTTI. 

8) In dem Mandate vom 22. November 1286 (B. 71, f. 23) wird übrigens 
Mallorca nicht erwähnt, doch erscheint es später deutlich unter Bastidas Bot¬ 
mäßigkeit Ein Beispiel, daß ein lokaler Kollektor, Sancho Mufioz in Ternel, 
direkt Bastida verantwortlich sein soll, B. 82, f. 101. 

4) B. 69, f. 86 v. 

5) Finke, Einleitung LXIV. 

6) Boletin IX, 106. 

7) So bezahlt er bei der Einschiffung nach Menorca die Schiffer, qui 
recolligerunt equos armate nostre bei Port Salou, nnd die Schmiede von Tar- 

ragona pro clavibus et alio opere ad opus navigii nostri. B. 70, f. 47 v. 
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wären; in einem wichtigen Zweige besitzen die An weiflungen 
döes vom Könige abhängigen Beamten dieselbe verpdichtende 
Kraft für ihn wie die 'des Königs Belbst 1 ), Da» ist der Scriptor 
Poreionis oder, was dasselbe heißt, Scriptor Radoms^), der die 
BeebßimgeiT des königlichen Hofes führte, Man kann nicht ein- 
mal sägen, daß der Tbesaurar wenigstens sändiiche Zahlungen 
renniftelt batte, denn die Aufträge des Seriptor Poreionis werden 
in den meisten Fällen nicht durch ihn erfüllt, sondern durch 
cmen eigenen Beamten, an den der Beriptor Porctonis seine Auf¬ 
träge weiterpbt*), ohne daß der Thesaurur genannt würde 1 ). 
Im Anfänge d^r Beperang Alfpasoa ist das Muss de Portella, 
dessen Kompetenz sieh gerade auf die Gebiete erstreckt, deren 
Kink 'dufte ■■{$?;.. den königlich«) Hnf reserviert werden. So genau 
ahgegrenzf'Mj# ^-..^»iWäBdigkelteÄ. nicht, daß Kreuzungen ans- 
geschlossen wären; Zahlungen, die Masa aufgetragen, seh?ö wir 
Bastida leisten 8 ), und oft übernimmt dieser Anweisungen) die 
untergeordnete. Provinzialbeamte hätten erfüllen' müsseö 4 ). 
mag nur genügen, darzutah, daß die Steilung dM Th^aräre 
nicht so absolut gewesen ist. Die angeführten i'm«ünn0gs- 
urknnden drücken das ja auch ans, indem sie eine Zahlüngs- 
pfticht des Thesaurars nur dann anerkennen, wenn Aibamne 
vorhanden sind, die ihn dazu auweisen. Irgendeine Handlung, 


anweisen 


1) Auch ifopata gal* während seiner Verwaltung von Aragon Aufträge 
m Jüsstida. H, 7Ö, f;Mt, I>aß auch der Stipercognus das Recht bitte, Atharaae 
«uuHmteUen, geht md K 87. f. 94 .hervor; '.Pedros ftispcüwüöf Bacnrit ber.ahlt 
m«ct Eficheuboamten' mit A3b8ta»eh des Supereagau» und des Scriptor Por- 
rioois. ‘ ;. - ' •; ■ >'• !),•_' . ' : . ... ' 

2> über «ela* Funktionen nach der ersten' Üoforäntmg Pedros a. Boletin 
IX, 103. : "111$ beiden Titel decken sich schon hier. P. March, der tu dem 
ersten Hände 1 4e« liibros de Tssoreria Bacriva de Raeiu heißt, wird rn den 
stiäjprecheodcn ßegistnrn Seriplar Pnrdonis genannt. Siebe jedoch S- 23, 
Aom. 4. ' 

&) Über Mandate des Scripte* Pofdonis an den, Kämmern «. S. \% Ans». 9. 

4) Mandate dos % P. an den Theöanr&r kommen viel seltener- vor. 
R. 76, f. 3 Mandat, einem de doste nostre veates >.u geben, fn größerer Kahl 
R. 76, f. 54 v. ß. 72. £ iS befiehlt der König selbst Bastida, Summen anzu- 
weisen, die inlt ÄlSaraft d-e* £.P. 

Vierteil-r So/.ie-J- tu Vi: -• . 1 
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die Bastida selbst häufiger verrichtet, braucht darum noch nicht 
zu seinem ausschließlichen Arbeitsbereiche zu gehören; das nächste 
Mal kann sie ebensogut der Maestre Racional oder ein beliebiger 
Agent der Zentralverwaltung übernehmen. 

Viele Maßregeln Bastidas lassen auf eine weit ausgedehntere 
Tätigkeit des Thesaurars schließen, als nach den Instruktionen 
zu erwarten wäre. Die Beziehung auf den König bleibt meistens 
gewahrt, aber bloßes Geldeinnehmen oder ausgeben hat nie seinen 
Beruf ganz ausgefüllt. Er' kauft für die persönlichen Bedürf¬ 
nisse des Königs ein *); den neu geschlagenen Rittern gibt er die 
standesgemäßen Rüstungen 1 2 3 ). Als Alfonsos Onkel, der Abt von 
Montaragon, im Sterben liegt, wird Bastida beauftragt, ihm für 
den Fall des Todes das Grabmal zu bereiten, bene et honori- 
fice 8 ). Im Jahre 1290 bittet ein Kleriker namens Pedro Dalmao 
den König, in seinem Palaste zu Villafranca eine Kapelle zu er¬ 
richten ; Pedro will sie ausstatten und für die Seele seines Oheims 
und des Königs Pedro des Großen dort Messen lesen. Alfonso 
willigt ein, und an Bastida ergeht der Befehl, die Kapelle zu 
bauen 4 5 ). Bisweilen hat es der Thesaurar mit reinen Verwaltungs¬ 
sachen zu tun, wie der Absetzung pflichtvergessener Beamter 8 ), 
der Verproviantierung von Kriegsschiffen 6 ); P. Boyl soll in Mont- 
blanch den Bau von Bädern und Gefängnis vergeben 7 ). Fiskalische 
Gesichtspunkte werden zwar meistens vorgeherrscht haben. So 
darf Bastida nach der Eroberung von Menorca Sarazenen er¬ 
lauben, fortzuziehen, ohne sich abgelöst zu haben 8 ); an den Ver- 


1) So nötige Materialien, um Waffen, S&ttel oder Harnische, deren Ver¬ 
fertigung dem CavaUericius oder einem Skutifer aufgetragen war, zu arbeiten, 
ß. 72, f. 82, f. 55 v. soll Bastida seine Einkäufe durch den Baile von Kata¬ 
lonien besorgen lassen. 

2) „Apparamenta, que sunt consueta dari scutiferis, qui dignitatem militie 
recipiunt.“ R. 79, f. 64. 

3) R. 65, f. 164 v. 

4) R. 82, f. 152. 

5) R. 89, f. 170. 

6) R. 70, f. 28. 

7) Bofarüll y Sans, Documentos para esoribir una historia de la vilia 
de Montblanoh. Memorias de la Academia de Barcelona VI (1898), 449. 

8) R. 70, f. 46. 
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kaufen vom Krongötera nimmt er mehrere Male teil 1 2 3 ); er wird 
zu Rechnungslegungen vor dem Maestro Rational zugezogen 4 * ) 
nud erhält mit andere« kommissarische Aufträge, zu revidieren 
and Darlehen aufzuMßhineQ, so 1290 in Valencia, wo er seine 
Befugnisse mit dem Kanzler und Pedro Marques teilt 8 ); kurz 
vorher waren ihm Durfort und Marques ul« Prokomtoren zugeseüt 
worden, um Darlehen bis zn 300000 Solidi aufznbringen, die 
geschuldeten Summen anzuweisen und Orte und Einkünfte nach 
Bedarf zu verkaufen 4 ). Die Funktionen sind noch nicht genau 
geschieden ; wer gewohnt ist, die Erträge eines bestimmten Ver- 
iraltnngszweiges einzusammeln, wird sieb aUm&bHeh auch bewogen 
and berechtigt fühlen, mitzaspreehen und mitznbÄndeJn, So 
kommt es, daß Bastida, zu dessen Obliegenheiten es aueb' gehört, 
die Einkünfte der Hofrichter aus ihren Prozessen entgegenzu- 
nehmen 8 ), im Gerichtswesen selbst tätig erscheint, Au ihn ergeht 
ein Auftrag, die Urteile von zwei Hofrichtern j 8ia«>-a uudToyla, 
zur Ausführung zu bringen; ist noch kein UrtßiS gefällt, sö soll 
er auf schleunige Erledignng de» Prozesses dringen; ferner darf 
er bei der AbschUeßnng von Kompositionen von dem Richter und 
dem königlichem Prokurator zugezoge» werden 6 * ). Handelt es 
sieh dabei wohl hauptsächlich darum, eine schnelle und möglichst 
ausgiebige BeretehefSag der königlichen Kassen herbeizufUhren, 
so sind doch dis nicht ausgeschlossen, in denen der Thesaurar 
seihst richterliche Geschäfte versieht. Er fuhrt Untersuchungen 
gegen Juden und solche, die sieh Angriffe auf Jude« haben zu* 
schulden kommen lasse« '). ■ • ‘fa' ' Aufrahrpröz.e& der 1287 
to Barcelona geführt mtä.z, durfte der Vikar kein Urteil fallen, 
ohne den Rat Bastidas «der iu dessen Abwesenheit des Baiulns 
von Katalonien eingeholt zu haben 9 ). 


a. (L BeitM), iaO v, s . IOB. 


1) R. 83, f. 59 (Verkauf von Araprunya, 

2) B. 67, £ 84 v 

3) R. 82, f. 67. 

4) R. 81, f. 18S V» 

6, R. SB ; f. 65 v 

6) R. 65, f. 162 v. 

7} R. 81, ft 161. JM 

8) R. 70, ft 100. m , 
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Es hat allen Anschein, daß Bastida kein Thesaurar der freien 
Wahl Alfonsos gewesen ist, sondern das Amt nur erhalten hat, 
weil er durch seine großen Geldmittel geeignet erschien, die 
schlimme finanzielle Lage des Königs zu bessern 1 2 * ). Er nnd der 
Wechsler von Barcelona, Berengner de Finestres, hatten sich 
nämlich für die ansstehenden Zahlungen verbürgt, die Alfonso 
noch vom vergangenen Feldzuge her an katalanische Adelige zu 
leisten hatte, nnd deren Höhe auf 250 000 Solidi angegeben wird *). 
Es ist als nicht ganz das Verhältnis von Herr und Diener, sondern 
fest von Schuldner und Gläubiger, in dem Alfonso und Bastida 
zueinander stehen. Einige Züge erläutern das. Schon König 
Pedro hatte Bastida einen goldenen Pokal, mit Smaragden besetzt, 
und viele andere Wertsachen, im ganzen 10000 Solidi, verpfänden 
müssen 8 ). 1290 verkaufte der König ihm und Marques für 
6 Jahre die Einkünfte der Kanzlei 4 * ), wobei Bastida gewiß mehr 
auf seinen Vorteil gesehen hat als auf Mehrung des königlichen 
Schatzes. Später erfahren wir sogar, daß er nicht nur ein jähr¬ 
liches Gehalt von 4000 Solidi empfing 6 * ), sondern daß auch von 
jedem Pfund der königlichen Einnahmen, die an den Hof gelangten, 
2 Solidi an ihn abgeführt werden mußten 6 ). Nach einer Urkunde 
ans dem Mai 1290 sollte gar Bastida ein Zehntel von allen könig¬ 
lichen Einkünften erhalten, die an den Sitz der Zentralverwaltung 
gelangten. Die Summe, für die Alfonso in Bastidas Schuld stand, 
wird hier genauer angegeben; sie ist sehr beträchtlich. Der 
Thesaurar hatte von seinem Herrn 381331 Solidi 7 den. von 
Barcelona und 97 691 Solidi 3 den. von Jaca zn fordern; außer¬ 
dem noch 170000 Solidi von Barcelona als Ersatz für den 


1) Immerhin ist er als Gehilfe des Bernard Scriba schon nachweisbar. 
B. 71, f. 130 v. und aus B. 67, f. 820 (Juni 1286) geht hervor, daß Alfonso 
ihm die Cenas tiberwiesen hatte. Am 21. Mai 1286 ergeht an ihn und Fi¬ 
nestres Befehl, mit Scriba abcurechnen. B. 66, f. 89 v. 

2) Daß das schon unter Pedro geschehen war, geht aus B. 65, f. 99 v. 
hervor. 

8) R. 68, f. 36. 

4) B. 82, f. 97. 

6) B. 64, f. 46. 

6) E. Gonzalez Hurtebise, Libros de Tesoreria de la Casa Real de 

Aragon (1911) I, Nr. 782. 
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Schaden, des & and »eine Handelsge&eHsßbaft (Societas) durch 
Aufnahme dieser Summen erlitten hatten J ), 

Als einen unzugänglichen Burea»kmteti dtirfon wir uns Bastida 
überhaupt nicht vorsteUeo. Er kam wohl manchmal in die Lage, 
auf eine recht persönliche Weise von den hn«n*iell6ö Nöten- seiner 
.Untergebenen mifcbetroffen zu werden. Einem Beamten. dt» 
Hepositunis, Petlro del Röbost, schuldete der König noch fast 
4000 Solidi; da sie nicht aasgezahlt wurden, suchte er aöf seine 
Rechnung zu kommen, indem er einen eandeiariös, namens Pedro 
de Mayanet, pfändete und sich an dessen goldenen and «ilberoeu 
Belaßen schadlö? hielt Da sehritt, wohl nachdem Mayanet sieb 
beklagt, a«f königliches Mandat der Tbesanrar ein and schwur 
in die Hände des Gepfändeten, er werde die ausstehendea Shfamen 
bis znm Johannistage zahlen und so seine Wertsachen wieder 
einlösen 2 ). 

Dreimal hu Jahre hatte Bastida mit dem Könige abzurechneu, 
ab 1. Januar, 1. Mai und 1. September' 1 ;. Von Sunyer, der von 
den Cortea von Monison zum Thesaurar gewählt worden war, 
fordern bei seiner Entlassung der Kanzler «ml Marques Rech¬ 
nung*); der Maestro Rational tritt hier noch «iebt in Aktion. 

Das Ami des letzteren ist gerade iö der Bildung begriffen % 
Pedro de Lihiaao, ein Yaisneiane?, ' Baa&iü&s. Vorgänger als 
Thesaurar, der m Dienst* bald As’ag&ns, bald M&Horeaa ein 
ämterreichefr Lehen führte« hat es, soviel wir wissen, 1985 znm 
enden Male bekieMet *). Sein Nachfolger war Girillen Colrat, 
der im Anfänge seine neue Wurde noch mit der Stellung eines 
Baud os von MohtWsijeh vereinigte, die er vorher innegehabt hatte. 

Es iat Pdicht des Maestre Kaeional, auf Befehl des Königs 
von Hof- oder Provinzislbeamteu Rechnung zu fordern, 
— bis zum einfachen Portero geht es hinunter —-, aber oft 
geschieht das nicht; die emzeliuen^Be<:hftt)ng8legaDgen sind manch- 


) * B. m. I 46. 

S) B.66, t 171. 

,3) Boledn IX, 40?.. 

§jpS. 82 , Bf*, .-ff ■ 
v. F'mke, Bhüeitwag LIXff 
6t R. de Libiaöü „.Magister fön-ii 
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mal durch recht lange Zwischenräume getrennt, und häufig sehen 
wir andere Personen 1 ) mit den Funktionen betraut, die eigent¬ 
lich dem Maestre Racional zukommen sollten, oder es werden, 
nach dem Wortlaute des Mandates wenigstens, alle Instanzen 
zwischen dem König und den Beamten, deren Rechnungsführung 
geprüft werden soll, ganz ausgeschaltet*). Daß hei wichtigeren 
Revisionen dieser nicht allein, sondern als Mitglied eines Kolle¬ 
giums amtiert, ist öfters der Fall 5 ). Es kann sich noch um keine 
alteingewurzelte Institution handeln, als Alfonso am 20. Juni 
1286 den Scriptor Pedro de S. Clemente und den Hofrichter 
Ramon de Toyla bittet, bei der Prüfung der Rechnungen Bernard 
Scribas und des Baiulus von Katalonien G. de Roca „fidelem 
nostrum G. Colrat“ zuzulassen, der künftig bei allen Rechnungs¬ 
legungen anwesend sein soll. Ist schon etwas verhandelt, so 
sollen sie Colrat nachträglich mit den Ergebnissen bekannt¬ 
machen 4 ). Bei anderen Aufträgen dieser Art werden Bastida, 
Bonviva Salamonis und Juceff Ravaya zugezogen; als der Baiulus 
von Valencia, Berenguer de Conques, scheint Pedro Marques 
allein geprüft zu haben, die anderen nicht aktiv tätig gewesen 
zu sein 5 ). 

Neben dem Thesaurar ist der Maestre Racional der einzige 
Beamte, dessen Zuständigkeit, wenn auch nicht lückenlos, das 
ganze Reich umfaßt Die vor ihm erscheinen, gehören den ver¬ 
schiedensten Schichten und Beamtenkategorien an 6 ). Inhaber 
höherer Provinzialämter, Steuerkollektoren 7 ), Schiffskapitäne 6 ), 

1) L. F. und R. X. de Luna erscheinen R. 66, f. 96 f. als Rechnungs- 
nehmer in Aragon. R. de Molina rechnet mit Jaime de Monatlich, Scriba 
(Mandat vom 29. April 1286) mit P. de S. Clemente und R. Toyla ab. B. 66, 
f. 189 v., 168, doch wird in letzterem Falle die Kommission später Colrat 
übertragen. R. 66, f. 148. Datum 9. Juli. 

2) So wird im Mai 1286 direkte Abrechnung mit dem König gefordert. 
R. 66, f. 87 f. Ähnlich im Dezember 1287. R. 74, f. 81 v. 

8) So mit Toyla und Jaime de Montjuich. R. 72, f. 88. 

4) R. 66, f. 129 v. 

6) R. 67, f. 84 v. 

6) R. 71, f. 68. Mandat an einen größeren Beamtenkreis, mit dem M. B. 
abzurechnen. 

7) R. 66, f. 129 über Kompositionsgelder von Montblanch. 

8) R. 72, f. 66. 
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Sddoßkafiteiane *)> Adlige;, j ’W'egeö . de« Kurierdienstes rück¬ 
ständige Gelder zu fordern Uäm % k^n vor seinem Tribunale 
Rechnung ab. Ihm fehlt nur die Zwangsgewalt; er ist aus¬ 
schließlich RcchnünprevisoTi der über den befand Btteohmmgttogeu 
ausstellt, aber nicht selbst danach zahlt, das besorgt der The- 
saurar 3 ). 

Die Tätigkeit übrigens, die G. Coleat . als Vorstand; des Zeug¬ 
hauses (darassnnal) von Barcelona^ sie Ordner de* Nachlasses 
jjfnp de Portelia und als Gemaulter io die Provcnctf 6 ) entfaltete, 
he weisen, daß 4§r . .J^börjSv-KäcIiöÄal. so gut wie andere Beamte 
mit seinem engeren Arbeitsbftrck|?& Aufgaben vereinige« konnte, 
die ru diesem iu keiner eigentliebeo Beziehung. siaijd«ö; Auch 
hei der Verpachtung tfer- j$otä|iifte des Gfesamtpeißbee oder ein¬ 
zelner Teile desselben Mit er mitgewirkt ; *f. 

DerThesanrar, der Maestre Racional and aik»fail& noch der 
Kämmerer sind dm Spitzes der aragbaiseben Emanzverwaltüng; 
neben Urnen gilt es aber äaeh, die Tomeö der Mhanzofganisation 
genauer zu betrachten, welche vprßehadicb dem Zwecke dienen, 
die zur Bestreitung der Bedürfnisse der llotVcrwaitiing nötigen 
Mittel aufzubriügßh. Maß nach dem Aß^lim^®tknudeD Baatidas 
und BoyIs auch vorausgesetzt werden, daß diese Tätigkeit in 
dem Amte de&Tbesanrarö 'IhAdl'; so läßt sieb doch 

die Existenz verschiedener Männer nach weisen, die, ohne durch 
einen besöndern Titel ausgezeichnet und ohne in die provinziale 
Beamtenschaft ejugereibt^ zu sein, in einem für uns nicht immer 
«ehatf abgegreüzten Wirkungskreise mehr oder weniger selb¬ 
ständig geschaltet haben. Wm* ihnen gemeinsam Ist, da» sind 
Leistungen für die Ausgaben des Hofes und Gehaltszahlungen 


U R> 79, f. S7 
2.» R. 79, t SB. 

9* ft. 79. t. 5 u. öS, 

■t; H. K. 71, t;88 V: 

Si.1'280, um >iüü> Vertrag vöa Campfrauch hettchwiirvn in ltt^seß, 

Ü) Ffir- Aas' Jahr 1287 bei Verpachtung d»!r Eiukiiaf'te ilc» öftsamtrejclis 
■Hi» P. tie S. 0)weste un.; i- ! '' : '" £jäiv : ; ■ • 

wwfewn wt R. geora a, l \*' W&L&4M > J <* h. . 
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an Hofbeamte und Gefolge (ad opus porcionis familie nostre, 
ad opns familie nostre, ad opns officialium). 

Es wird sich naturgemäß um solche Beamte handeln, die die 
dem Hofe reservierten Einkünfte sammeln. Reserviert waren die 
Cenas 1 2 3 ), sowie die Jaden- und Sarazenentribute. Fast gleich¬ 
zeitig mit der Ernennung Bastidas, am 24. November 1286, wird 
für diese ein besonderer Kollektor ernannt, Bartholomäus de 
Villafranca, der aus den Erträgnissen der genannten Steuern 
von Monat zu Monat alle Ausgaben des Hofes zahlen soll (quitet 
et solvat omnes expensas domus nostre de mense in mense)*). 
Er, führt den Titel Dispensarius, der noch in der Ordonnanz von 
Huesca als gleichbedeutend mit Thesaurar gebraucht wird 8 ). 

Bartholomäus ist keine unbekannte Persönlichkeit. Schon gegen 
Ende der Regierung Jaimes war er in der Hofhaltung des In¬ 
fanten Pedro tätig. Aus dieser Zeit ist eine vom 27. April 1271 
datierte, leider nicht gut erhaltene Finanzordnung Pedros auf 
uns gekommen. In ihr wird bestimmt, daß alle Ausgaben und 
Gehaltszahlungen mit Albaran des Scriptor Racionis geschehen 
sollen; die Albarane sollen von denen, die Zahlungen zu er¬ 
warten haben, an Bartholomäus abgeliefert werden, der dann 
wohl die Verpflichtungen erfüllt 4 * 6 ). Während der Regentschaft 
Alfonsos, von 1282 bis 1284, ist er Scriptor Porcionis 8 ). Seine 
Tätigkeit am Königshofe Alfonsos hat keine bedeutsamen Spuren 
hinterlassen. Nicht einmal das Maß von Selbständigkeit, das in 
seinen Beziehungen zu anderen Hofämtem lag, läßt sich genau 
ermessen. Es ist wahrscheinlich, daß er nach Anweisung des 
Scriptor Porcionis Zahlungen geleistet hat — eine undatierte 

1) Eine in Naturalien oder Geld zu entrichtende Leistung, die ursprüng¬ 
lich nur bei persönlicher Anwesenheit des Königs gefordert werden durfte, 
später aber den Charakter einer allgemeinen Steuer annahm. 

2) B. 71, f. 6v. 

3) „Lo despenser ho tresorer.“ Boletin IX, 106. 

4) „Anno Domini 1271 V. Kal. Madii inf&ns Petrus mandavit, quod omnes 
date fierent cum albarano porcionis scriptoris sui et quitaciones similiter, 

quos albaranos idem Periconus mitteret B. de Villafrancha vel soriptori 
racionis per illos, qui ipsas data» sen quitaciones recipere deberent.“ 
B. 38, f. 6. 

6) B. 67, f. 29 v. 
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kaMÜABjsclie Yoilmachf 1 ) stellt den Anteil des Seriptor Porcionis 
am Zahluogsgeschäft als unbedingt notige Voraussetzung bin; 
in der lateinischen Vollmacht*) ist der betreffende Passus du reh¬ 
gestrichen. Jedenfalls wird die Klarheit unserer Kenntnisse nicht 
sehr gefordert* wenn wir geben, daß in derselben Zeit, für die 
ein Amtieren des Bartholomäus feststeht, Zahlungen durch Att- 
wf-.j-inügeH des Seriptor Poreionis an den Thesaurar oder andere 
Beamte erfolgen. : ' ' 

Am 13. Mai 1287 wird er noch als Dispensafcor erwähnt; er 
»oli den Baile von Amposta über die bevorstehende Internierung 
der Agnes Zapata (der Geliebten Pedros des Großen) und ihres 

Aia & Juni 


-Sü'aaeä im Kästeile von Ainposta inforaiieren^ 
wird ihm der Auftrag zuteil, den Klerus von Oalataywd zur 
Zatdung eiöea Subsiciiuras zu zwingen 4 ). Im Frühjahr 1288 
wird er — diesmal Expensarius benannt — zum Verwalter der 
bmschlugnahmten Einkünfte des Bistums Valencia bestellt 6 ). Mit 
«einem eigentlichen Amte hat das wenig zu tan ; dafür ist es 
weit wichtiger, testznsteUen, daß Cenas in seinem Warnen ge¬ 
sammelt werden' 5 ).;; Zu anderen Zeiten sind diese vom Seriptor 
Poreinnts erhoben worden ’), und auch der Thesaurar war an 
ihnen interessiert*), so daß eine gerechte; Verteilung der Zuständig¬ 
keiten schwierig wird. Wohl das letzte Zeiebcu, daß er seine 
Tätigkeit als Dispeusator ausgeübt"), "stammt aus dem Frühjahr 

1 ; iibor, Ihrer Eiiirfiiiiuug in di« Begwtftf stach zu seiUieße», später 
twfc*. muff *1» «He. ftwUim-.Vollmacht. 

' ?•*£&». u& •: -• • y > - •; \* 

3i.fi.70, f. 114 v. 

a R. m r. m. 

■ 5.» f. 5V. - /; - ; 

D»ß ifcw schoß vor iier erwXhnkn Emeaanag vom Növemher IS86 
.‘irr Pali >r«r< bsweieen Mandate, <1i« iti den Stoa dieses Jalirc? f&leit. ß. 38, 
t22v.. 24v„ 25v, Ähnliche Mandate von» 17 April üoä 5. Hai 1387 msä 
*>9s Itk März 1288. &. 68t l 26, 27, 60. Im April und <>ktcbw 1286 Äauten 

jedtidi aurli MäßitaTtv Cena an M'U»» z« zabiom R. 68, f 3, 12 mul 2). v. 

TVSc im April 1290 von A Ejxncrk-h Ti. 82. £,U ; 

St ßonico TonjcUa sajDtnette fär 4m» Theeaurstr I;Syano Cenas. 1L65, f. 86. 

EU V*>*& 25,, Novcinljcv 12S& hi. Si. §|jj|j[ >cr 

»b-: vcmjsieääBen üptetndea ,«1* •• u, 

iimüy «ßspeasamr, ,i»niiiW<vt jjßßiiM. 
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1289; am 4. März ist seine Rechnungslegung vor dem Maestre 
Racional vorüber 1 2 ). Einige Zeit hat er anch den Posten eines 
Baile von Barcelona ausgefüllt *); doch war er schon am 1. Mai 
1289 als Dispensator in die Dienste des Infanten Pedro, Al- 
fonsos Bruder, getreten 3 ). Hier sind wir nnn besser unterrichtet. 
Der Dispensator ist am Hofe Pedros eine ständige Einrichtung, 
Er empfängt alle Einkünfte, nm davon die Ausgaben der Hof¬ 
verwaltung zu bestreiten 4 ); erstrecken sich seine Befugnisse auf 
ein sehr ausgedehntes Gebiet, wie das während der Verwaltung 
Escarits der Fall war, so tritt er an Bedeutung nicht hinter dem 
königlichen Thesaurar zurück. Die Zahlungen an Hofbeamte 
geschehen nach Mandat dnrch den Scriptor Porcionis 5 ), und es 
ist wohl möglich, daß die in der oben erwähnten Finanzordnung 
Pedros IH. angedeuteten Verhältnisse fortbestanden haben. Ganz 
jedoch nicht, denn wir haben Beispiele, daß der Scriptor Por¬ 
cionis sich auch aktiv an den Geschäften beteiligt hat, die sonst 
zur Zuständigkeit des Schatzmeisters gehören. Schon Arnal 
Eymerich, der Scriptor Porcionis Alfonsos, nimmt Anleihen auf 6 ), 
und vollends bei Pedro Garcez de Gavardella, den Pedro auf 
Empfehlung der Isabella von Kastilien in seine Dienste auf- 


1) Über officium und expense domus nostre „quod pro nobis tenebat“. 
R. 79, f. 85. 

2) In dieser Stellung wird er R. 81, f. 5 v., R. 82, f. 96v., 124 und 174 
erwähnt. Seine Amtstätigkeit fällt in das Jahr 1290, reicht aber nach den 
vorliegenden Urkunden noch in das Jahr 1291 hinein. 

8) Seine Vorgänger waren Jaime de Finestres, Ismael de Portella und 
G. Lopez gewesen, der zugleich auch die Geschäfte der Kanzlei führte. 

R. 87, f. 111 v. 

4) „Infanti dompno Petro. Sdatis, quod volumus ac vobis dicimus et 
mandamus, quatenus admittatis fidelem nostrum Ismaelem de Portella in 
dispensarium vestrum et de domo vestra, ita quod ipse recipiat ea omnia, 
que ad domum vestram pervenerint, ac convertat ea et expendat in necessariis 
domus vestre, secundum quod iam istud ordinaveramus et miseramus vobis 
ordinacionem nostram. Et habeat in domo vestra porcionem, sicut habeat in 
4omo nostra. Datum in Portu Salodii XII. Kal. Decembris. R. 70, f. 22. 

S. auch R. 87, f. 41. 

5) R. 88, f. 65. Bei der Rechnungslegung des G. Lopez kommen aber 
auch Zahlungen ohne Albaran vor. 

6) R. 80, f. 72 v. 
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nahm s )i überwiegt.naeh dm. Bestem zu schließen, die Ver- 
waltangstätigkeit so sehr, daß kam» ein Alfeamn von ihm zu 
rmserer Kentnis gekouimeu ist *). Das wichtigste ist wo hi, daß 
er selbst Steuers emsammelf*), und zwar, wie eg ao einer Stelle 
heißt, als Vertreter des Diapensators *). Man iaag d&raas den 
Schluß ziehen, daß es vergebUehe Muhe .M*. -die- beiden Ämter 
sorgfältig gegeneinander abzügreuÄeii^ eihe strenge Scheidung 
der Funktionen, die juäo nach den Ibstruklkmeu vermuten könnte 
and die modernen Begriffen allzusehr entspricht bat in Wirklich¬ 
keit gar nicht bestanden, Es ist nicht gnt möglich, aus den 
Urkunden den Vorrang des einen Amtes vor dem anderen her- 
auBzulesen; beide haben sieb gegenseitig beeinflußt ; ist der Scriptor 
Porcionia durch seine Zahlungsanweisungen und durch lleohntmgs- 
prufung bedeutsam geworden, so ißt der Dispensator doch auch 
nicht ohne; em selbsttäßdigös ZahlungsgebieJ gewesen, und ge¬ 
legentlich vefgtdmähfe es sogar der Seriptor Porcionis nicht, als 
Stenerkollektor sieh in die Finanzorgamsation einreiben zu lassen, 
an deren Spitze sein Kollege, der Dispensator, stand. 

In derselben unbestimmten Webe muß sieh das YerhäUuis 
des Seriptör Porcionis zum Thesanrar am Königshofe gestaltet 
haben. Wir haben deutliche Beweise,, daß fit nicht nur anweist, 
sondern auch selbst zahlt 6 }, Amal Eymerieb werdet« vom The- 
sanrar Summen geschuldet % was sich wohl nur daß» erklären 
läßt, wenn man direkte persönliche Leistungen des Seriptor Pör- 
donis 


für die königliche Hofhaltung vorsasaetzt An Zahlungs¬ 
befehlen. die unmittelbar vom König an ihn ergehen, mangelt 
eg ja auch nicht. Jahne Fivnfler, ein: früherer Justitia von 
Xativa 0. der das Amt schon unter Pedro und am Beginne der 
Regierung Alfonsos bekleidete, erhält eimnal den Auftrag, Pfänder 
aoszalösen, die einer vom konigliclien Hefbalte während seiner 

” U B. 8Ö, f, I24v. 

2) TU US, t äS v, 

3) SnMSdtim Ir Osviawivacf, TL 87, i. 20. Atoneääjo in verschiedenen 
Orten von Afa,?**n, Bv SU, 1 101 v. 

4) Z. B, dft» Servitium von Monteragen. R. 87, .f. Wv, 

5 t So R. 71, f. 3. Fivaller «int: 







28 


L. Klüpfel 


Krankheit hatte geben müssen*). Noeh 20 Jahre später herrschten 
ziemlich die gleichen Verhältnisse, wie der Blick in eines der 
Finanzregister Jaimes II. beweist. Sein Scriptor Porcionis Pedro 
March soll in Marseille Bader für die Flotte einkaufen *); ihm 
wird aafgetragen, Schulden des Königs zu zahlen 8 ) und ver¬ 
pfändete Kleinodien auszulösen 1 2 3 4 * ). 

Zahlungsbefehle, die vom Scriptor an den Thesaurar gehen, 
sind nicht gerade selten, aber auffallender ist, daß er in der 
Regel andere Beamte damit betraut Wenn die oben angeführte 
Ernennungsurkunde für Bartholomäus de Villafranca anch sonst 
keine große Bedeutung hat so fördert sie doch unsere Kenntnis 
in einem wichtigen Punkte; sie ist ein deutlicher Beweis dafür, 
daß der Thesaurar im Finanzwesen des Hofes keine andere In¬ 
stanzen ausschließende Rolle gespielt hat. In der Urkunde ist 
nichts davon gesagt, welche Stellung Bartholomäus dem Thesaurar 
gegenüber einnehmen soll. Es ist als ob sich die Befugnisse 
der beiden gar nicht gekreuzt hätten. 

Es liegt nahe, die gleiche Unabhängigkeit auch für die Per¬ 
sönlichkeiten in Anspruch zu nehmen, die wir in häufig wieder¬ 
kehrender Verbindung mit dem Scriptor Porcionis sehen. 

Der Name Musas de Portella wird im Zusammenhänge mit 
ihm am meisten genannt. Die Tätigkeit die er als speziell 
aragonischer Beamter entfaltete, mag bei der Schilderung der 
Provinzialverwaltung ihre Darstellung finden; hier interessieren 
uns nur die Urkunden, die ein Licht auf seine Beziehungen 
zum Hofe werfen. Er führt den allgemeinen Titel Baiulus, der 
sowohl Lokalbeamten wie Vorstehern einer ganzen Provinz zu¬ 
kommt für Musa daher nicht besonders charakteristisch ..ist Auf 
einen engen Raum hat sich seine Tätigkeit nicht beschrankt sie 
ist über ganz Aragon ausgedehnt gewesen. Er hat unter anderen 
Geldern auch Cenas 8 ) und Judentribute 6 ) entgegengenommen, 


1) B. 67, f. 129 t. 

2) R. 268, f. 13. 

3) R. 268, f. 67. 

4) Ib. f. 46 n. 183. 

6) R. 71, f. 136v. 

6) R. 71, f. 149 t., als unmittelbarer Stellvertreter Alfonsos. 
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also Sienerarten, die schon an sich in einem engen Verhältnisse 
«» Hofverwaltußg standen. Durch seine Bände sind zahlreiche 
Darlehen zur Bezahlung der Beamten and zur Bestreitung der 
Ausgaben den Hofes gegangen *). FivaUe? weist ihm mit Vorliebe 
Zahlungen tu, »her auch, direkte Mandate des Königs an. Mnsa 
sind nichts Ungewöhnliches. Zu meist bandelt es sich dabei um 
tlehjtlöizablnngeH an Ilof- and Provinzbeamte, an Krieger, metir 
Amgonesen sla Katalanen, «cd Bestreitung der vielen PMekänfe, 
die der König zn Gesckenkzwecken befahl, und am Verleihung 
von Hofkleidern an Leute ans dem königlichen Gefolge. Wenn 
jemand den Titel Bigpensator verdiente, so wäre es; seine 
Brüder Ismaal nnd Salomon kamen für diesen Posten an Pedros 
Hofe in Vorschlag and ersterer erhielt ihn wirklich.' Diese Heiden 
sind übrigensvielfach in denselben Geschäften tätig wie Mnsa. 

Über direkte Beziehangen Mnsas zum Thesaurar verlautet 
nichts. Nur vermutungsweise kann man die Ansicht anssprechen, 
M die Einkünfte, die Mosa verwaltete, der Kontrolle des obersten 
^aaanbeamten nicht entzogen waren, da ja die Bestallung*- 
»rkhoden ausdrücklich vermerken, daß er alle Einkünfte, de» 
Seiches empfangen soll. Weoigstens hat der Tbesanrar, mm 
Teile anch der Macstre Racional, die Erfüllung voß Müsas Zah- 
lttagan übernommen, als dieser Ende Oktober oder Aniaug No¬ 
vember 1286 eines gewaltsamen Todes gestorben war. 

Für die Würdigung der Rolle, die Aragon im katalanisch- 
angttöiscbew Btaateoverbande gespielt hat, ist die Bedeutung 
Mosas such nicht zu unterschätzen. In -heißerder ajidereu 
id^dlen gibt es PereönKchkeiteo, die in gleteh ßÄdhi®eß<k*rWei*e 
ihre Kräfte in den Dienst der irövsDziÄlregierang •■geaieil.ii.hk'h^i 
und die doch zu gleicher Zeit als Vertrauensleute der HotVer- 
waltang für deren sicheres Funktionieren unentbehrlich gewesen 
R«nD). 

Mosa verfugte «her ein groß«® Gebiet von Einkünften, aber 
tt fast nicht die ständige Verwaltung der. Steuern gehabt, au 
deren Erhebung wir ihn zeitweilig Interessiert sehen. Wenigstens 

l) So JL 85, £ 45, 100V. tu. 1S& H 67, f. 8 o a?. 

m Eine sßnliche Tätigkeit i s<fa«jjfc| teoV . ; » Üsb a-.n.^o iüjfe 

ftöK »te #ie ist doch *crf die - t • ' 





30 


L. KlUpfel 


die Judengelder sind schon vor Bartholomäus de Villafranca von 
besonderen Kollektoren eingesammelt worden. Daran ändert auch 
jene Ernennung vom 24. November 1286 nichts 1 ). Unter Pedro*) 
und am Anfänge der Regierang Alfonsos von Dalmacio de Villa- 
rasa, dem froheren Wollhändler ans Perpignan, nnd nach dessen 
Tode von Bernard de Segala, einem alten Scriptor Pedros 3 ). 
Letzterer tritt auch 1286 als Kollektor von beschlagnahmten 
kirchlichen Einkünften 4 ) und Sarazenengeldern 6 ) hervor. Es ist 
bemerkenswert, daß beidemal Katalanen in Aragon amtieren. 
Sie sind genau so vom König abhängig, der ihnen ohne Vermitt¬ 
lung von Zwischeninstanzen Aufträge erteilt 6 ), wie wir das bei 
Musa gesehen haben. Ohne Mandat Alfonsos darf von dem 
Judentribute nichts ausgegeben werden 7 ). Daneben finden sich 
zwar auch Anweisungen von seiten des Hofes: so hatte der The¬ 
saurar den Scriptor Pedro de S. Clemente angewiesen, an einen 
Bäcker zu zahlen; Pedro hatte die Forderung an Villarasa weiter¬ 
gegeben, dem Alfonso nun schleunige Zahlung befiehlt 8 ). Dieser 
Umstand spricht dafür, daß ein Einfluß des Thesaurars auch auf 
diese Hofbeamten, wie er einer vernünftigen Ordnung entspräche, 
wohl angenommen werden kann 3 ). 

1) Daß Bartholomäus auch Kollektor von Judengeldern gewesen ist, hat 
in den Registern keine deutlichen Spuren Unterlassen. Noch während seiner 
Amtszeit, am 31. März 1288, ergeht Mandat an J. P. de Pertusa, über die 
Judensteuern von Aragon mit Bastida abzurechnen. R. 76, f. 82 v. 

2) p. 66, f. 47. 

3) R. 66, f. 105. Alfonso ernannte ihn am 22. März 1286. R. 66, f. 99 
Schon vorher hatte er ad opus porcionis familie nostre gegeben, wie aus 
einem Mandat vom 16. Januar ersichtlich ist. R. 64, f. 29 v. Alfonso hatte 
ihm auch das Amt des Scriptor Porcionis der Königin von Aragon verliehen. 
R. 64, f. 87 v. 

4) In Calatayud R. 67, f. 1. In Belxite und Teruel, f. 16 v. u. 17 v. 

6) R. 67, f. 29. 

6) Pedro hatte auf die Kollekte Dalmaos in Aragon 6000 Solidi an A. de 
Bastida angewiesen. R. 66, f. 99 v. Alfonso befaU Segala Zahlung an Bernard 
de Sarria, R. 67, f. 62 v., und ließ ihn eine Konfiskation vornehmen, R. 71, f. 6. 

7) Aus der Instruktion für B. X. de Ayerbe: Item que diga an Dalmao 
[de Vjilarasa, que just tots diners dels jueus e que d’aquels no fassa paga 
ne data sens manament del senyor rey. R. 63, f. 7 v. 

8) R. 66, f. 36. 

9) Später, als von Sonderkollektoren nach dem Beispiele Villafrancas keine 
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Aber Villaras* «od Segal» Wad «lebt die einzigen, die außer 
den ordentlichen Finanzbeaißten Zahlungen in königlichem Auf¬ 
träge geleistet haben. Man könnte ihnen auch eine ganze Reibe 
anderer angliedern, Meist aind es wie Pedro de $>. 

Clemeate, den wir bei Rechnungsprüfungen and Verpachtungen 
von Baialien ’) zugezogcn sehen, an den auch bestimmte Beider 
abgeliefert*) oder von ihm seihet eingesamnielt werden 8 ); ferner 
Pedro Marques 4 ), Raison Södriia*), Stephan d«Alfagaririo’’), 
Berengner de Ftnestnea, Wechsler von Barcelona, Mdsse.« Kä- 
vsya wurde bereits früher genannt,' bei Bdvisföaeii «iid der all- 
jährlichen Verpacht«ng der Rainliee T ) tritt er eben^aÜ» gelegent¬ 
lich benmr. Dies aiutU^ die. ohneein besttmoftes 

Amt zu bekleiden, das ihre Befugnisse mit einem Sehlnge deut- 
lieb umgrenzte, doch immer mt Vßrfsguög der Zeniralfiitaäzver- 
waltung stehen. 

Es mag nichi uninteressant sein, einiges aber dio soziale.-. 
Stellung dieser Beamten zu wissen, von der wir uns nach den 
bisher angeführte» Urkunden keinen rechten Begriff mache» 
können, Was den Kümmerer anbetrifft, so war schon sein Groß- 

»II! - . ■ 

mehr ist, sind die Kompetenzen ;TUet:au?ttra 'kamn beätritteo. So 

e.r ü&rb einem Mandate vottt 6. September 1289 von Cena und peyr* der 
Bfcmssoeß und duden, die den Beamten däea ktinigTiiö&eB: Hauses angewieuen 
seifeti, zahlen. R. SO, f. 48. iSGfö wird der bwnlofi generaliß von Valencia 
aa%e!drdört, trhürschlfoae an de® Thesaurar abzulMsro.. der (jAitaciopes fäi&üie 
enrianj nostram contCnae sequenti» zahlt. R, 58«,£ 80. 

1> So mit Kooba in Katalonien für das Svfo 1286. .fi. .66, t 7., •=; . 

2i So die .iH^ehlaguatuotea 'kirchlichen SlükUßt’te vos TtfpoiL ft. 67, & 72v. 
km Maboroa werde» Gelder ao Ihn abgelieterk ft. ST, f. 108. ft. 66, f. 89 
werden Albarane Sotibaa „apud P. de S. Olein ente“ erwähnt. „In quo albarano 
cbfttiatbatnj tjttöd dictos P. de Sno CjemeDfce .(6ceret «.idem aaeignacioDCin“. 

9) KoaipoeÜaensgelder in gewiasen Orten, dftfftr dem Thesimrar üud Be- 
r^oguer de Finestres verantwortlich. R, 66, 1 126, 

■' - ;v '- 

6) ft. Wirkte im Hovemfee* 1287 bei der Verpachtung der 

Einkünfte von Valencia mit. R. 71, f. 99. 

6) Verpachtet mit lioadago Garcia die Einkünfte von Aragon für 1290. 
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vater im Besitze von Bm^en gewesen 1 ); sein Bruder Romeu, 
der Bepositarias König Jaimes I., wurde Seftor von S. Felin de 
Llobregat; in Gnillens Familie vererbte sich die Herrschaft über 
Collbatö, einen Ort, der am Fuße des Montserrat liegt, bis zum 
Jahre 1872 fort. Die Durforts waren also eine ganz vornehme 
Familie, was auch darin zum Ausdruck kommt, daß Guillen 
einigemale zu Gesandtschaften verwandt wird*). In ähnlicher 
Weise hatte es Pedro Marques verstanden, sich Grundbesitz zu 
sichern. Von R. de Cabrera kaufte er 1287 für 12000 Solidi 
die Burg La Roca del Valles, und 1201 trat ihm der Bischof von 
Barcelona gegen Geldentschädigung seine Herrschaft in Granol- 
lers ab*). 

Im Kreise dieser gelegentlichen Agenten der obersten Finanz¬ 
verwaltung fehlt auch nicht der Kanzler. 1289 hat er mit 
P. Marques und R. de Anglesola an der Spitze der Finanzver¬ 
waltung von Katalonien gestanden; die Kollektoren sind ihnen 
für die eingesammelten Gelder verantwortlich 4 ); Zahlungsaufträge 
werden den dreien häufiger zuteil 6 ). Im folgenden Jahre ging 
Ponce mit Bastida und P. Marques nach Valencia, um Rechnung 
von den Beamten abzunehmen und Darlehen aufzunehmen*). 
In Katalonien teilte er jetzt seine Befugnisse mit Maimon de 
Castelauli 7 ). 

Es mag überraschen, in solcher Gesellschaft auch den Justitia 
von Aragon anzutreffen. Seine Geschichte hat, mehr durch die 
politischen Theorien, denen er als vermeintlicher Stützpunkt ge¬ 
dient hat, denn durch die tatsächliche Entwicklung seines Amtes, 
einen halb mystischen Charakter erhalten. Es ist ganz lehrreich, 
zu sehen, daß er sich auch mit Dingen beschäftigen kann, die 
mit seinem eigentlichen Wirkungskreise gar nichts zu tun haben. 

1) Carreras t Candi, Narracionea Montaerratinaa 211. 

2) So 1287 und 1291 an Eduard von England. Klüpfel, Äußere Politik 
Alfonaos HI, 42 und 86. 

8) Darüber Carreras v Gaudi Im Buttleti del Centre Excursionista de 
Catalunja, N. F. I (1891), 184 ff. 

4) Dahingehendes Mandat an Bartolomlus Colrat R. 78, f. 84. 

6) R. 78, f. 48 u. 66 v. 

6) R. 82, f. 67. 

7) R. 82, f. 160. 
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Schon P. M. de Artassona hat unter Pedro Ifl. Grenzburgeu in¬ 
spiziert ttflfi in guten Ve.rteidigung8*u8taisd gegen die Franzose» 
gesetzt?). Sein Kaebfolger Zapata nahm* als er noch Hofrichter 
war, 1287 «rührend des valeneiamsohek Krieges in der Finanz* 
rerwaituag von Aragon eine hede&teafh^ Stellung item 

Kämmerer war er nach einigen Urkunden ühergeorduet '••).. f)m 
wiederholte sieh drei Jahre später, als' der- Krieg : mit KaiftUifeit 
geführt wurde, Zapata, der inzwischen Justitia geworden war 
nahm Anleihen auf*),- zahlte Kriegssold fi ) and belegte kastihsches 
Vermögen mH Beschlag, «rot einen in Kastilien gefangenen Ara- 
genesen angzulosen ß ). Für die Rolle, die .der Justitia ale Fioanz- 
beainter gespielt hat 7 ), ist wahTsehemUch aaeh die Atertugtiug 
über Prozefigelder wichtig geworden % Er war eben nichts 
andere* als ein Gehilfe der königlichen Verwaltung, die ihn sovar 
vorwiegend als Richter, unter Umständen aber auch als Fiöfmz- 
beamten gebrauchte, oder ihn gar mit halb milidkisehms 
nissen ausrristea 'konnte. v : :'V- 


!> .8- 71, f. 120 p. Auch eine Komposition über Conaabwt!<eliiisiin* wmn.I 
VircE cdnmai aafgeli'ös.'cii. 5". 148, 

3} Bö. Scfiba und allfi Stoufsfeiunehmer von Aragoa. >uiriJen ÄMiata 
Cnterateltt „pro fJamda naitaciorje et , qnä nbceWariÄ faeriiit ad opu» 
^r»«Uii« v ., - '<25. Oktober 1287. B. 7t, f.ÖÖy, Ähnlich X f*U: Scribft sdÜ v-m 
dsa Biokllsiten,- jlife ^r ia Aragon sarnöKdk .Kapdt» geben „ad upus tamilu-, 
que bst ift firontem Aiagonio, in gra »pyiim Consütuimus prorteirem 1 ' und 
*ueb AiiwHsn'Ggon. Zapatan .«»bleu, Doch die peitu, die jrhdt*c de Machte 
eiosamnielt, hnf #r Anco bctells eamer&rii /miEri Bii. SrribeA 7,n ftbef»- 

geben-. Mandel vom Hb November, £ 03.: 

3) firpawit *m Bß, öiu Ä K. 75, £ S8. ' ’ ; ! - - V, 

4) Sö im Mat 1S90 mit Birtrap Ibisv&U afltl do Alfdgariiiö; R, ft?. 

i.33v. 

5) So ft, 82, f. 80 t., 86, jft 81, 1. 218 .bezahlt der .Tnstem dev» JrwMtw. 
von Galatajaid teilte Krie>zsauslageo. 

8) fi. 82, f. 59 v. 

7) Uud die auch im Urk»iadenw"escü ihren Aösdriidc Sn,der,. R 82, f. ißt 
»teilt «joe Anweisung an Baatiiia, sieb Hb?r nnterifws^ne Z'aliinng^bfleTrl'V a)V 
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Übersieht man diese Verhältnisse im ganzen, so bekommt 
man doch den Eindruck, daß das aragonische Finanzwesen eine 
hohe Stufe der Vollkommenheit noch nicht erreicht hatte. Wich¬ 
tige Ämter hatten sich eben erst geformt; noch einige Zeit mußte 
vergehen, ehe sie die Geschäfte, zu denen sie berufen waren, 
völlig meisterten. Der außerordentlich starke Anteil des Königs 
an der Finanzverwaltung ist eine Tatsache, die sich bei Betrach¬ 
tung dieser Dinge unwiderstehlich aufdrängt. Ihr gegenüber 
kann es weder der Thesaurar noch ein anderer Beamter zu 
einer umfassenden Geltung bringen; in dem Gewirre der mannig¬ 
faltigsten Zahlungsbefehle bildet allein die Beziehung auf den 
König und das direkte Verfügungsrecht, das diesem über be¬ 
liebige Gruppen von Einkünften zusteht, eine konstante Einheit. 
An Verordnungen, die den Geschäftsgang regeln, fehlt es nicht, 
aber man muß zweifeln, ob alles, was sie bestimmen, fester 
Bestandteil der Verwaltung geworden ist. Es ist eine Zeit des 
Überganges, mit entwickelteren Institutionen als einige Jahrzehnte 
früher, aber doch fähig, verbessert und weiter fortgebildet zu 
werden. 

Das Gefüge einer zentralen Reichsverwaltung war gerade 
in dieser Zeit durch die drohende Aufstellung unabhängiger 
aragonischer Behörden gefährdet. Nur wenige Zeilen in Zurita 
geben uns von diesen Vorgängen Kunde, doch finden sie in den 
Registern Bestätigung, und es wäre eine verdienstvolle Aufgabe, 
darzulegen, auf welche Weise die Bestrebungen der Union, 
Aragon unter Ausschluß der katalanischen Beamten möglichst 
weitgehende administrative Selbständigkeit zu verleihen, in den 
zeitgenössischen Verwaltungsformen zum Ausdruck gekommen 
sind l ). 


1) Von den Hofbeamten, deren Wahl (Ende Januar 1289) Zürita (Anales 
de la Corona de Aragon, 1610, I, 838 v.) berichtet, sind einige urkundlich 
nachweisbar. So hat A. Eymerich sein Amt als Scriptor Porcionis wirklich 
ausgeübt (s. o.). Er gehörte von jeher zur Opposition, war 1286 einer der 
Schiedsrichter von Saragossa (Zur. 804 v.), nahm an ständischen Gesandt¬ 
schaften an Alfonso teil (307 v., 329) und gab noch als Scriptor Porcionis 
am 9. März 1289 bei der Erneuerung der Union seinen Sohn als Geisel (882 v.). 
Er rechnete am 25. März 1290 mit Alfonsos Thesaurar, Dalmao Sunyer, ab 
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Wir haben .»»0 »Iba die Ämter betrachtet, die sieb auf den 
königlich«* Hof beziehen^ es ist jetzt an der Zeit, die Masse der 
am kjöhi^tic^eä^Jtöffe LöfeenÄSn als ein Gäuz?^ aufeufaesen und 
sie nicht im..Rahmen der Schilderung ein«* einzelnen Amtes zu 
behandeln, Bonden» das Verhältnis darzulegen, das sie au den 
Laudesberrn knüpfte, ond ferner zn sehen, ob dieses Verhältnis 
schon eine vor den übrigen Volksgenossen hervorragende Stellung 
der königlichen Gefolgsleute begründere. 

Oft Hkriieu wir io Urkunden aut die Worte .de domo o«tsätra‘\ 
die als Z/USätze- zu Eigennamen hän% Torkoiume». Die Ange¬ 
hörigen der versf-liiedenKte« gesellschaftliche« .Schichten werden 
.durch sulche. Bezeichnung verbunden. Ritter 1 ) nud Börger 
Geistliche und Kauf teufe finden wir hier zusaroroeö; Jaden 
und Sarazenen siud vertreten; dazu gesellen sich Subjekte, die 
einer niedrigeren GeseHsehaftskjasse angeboren, wie Tierkämpfer 3 ). 
Domiis regln ■ limMr. sowohl de« königlichen llaushaif als die 
am Sitze der Zentralverwaftiujg befindlichen Organe der Kegie- 
rang 4 ). Marl könnte also denken, daß alle, die aui Königshofe 


(B. 82, {■ 140 vd; «oweit SeitgoisMo aetoer Amtstätigkeit mir viirliogeii, t*c- 
sciiräzikf-.n 4fr 4# »dl Arugt.il, wo ec atich Gens 4n»»aßUtieit. (B., 8$, f. M). 
Der TbcÄlum Baege Lopes- äc ; Ja*sa erscheint .uur in .tagcr ftclmntle VöjW 
Ul. Hätz 12PÜ mit diesem Titel {K. 78, f. 63 v.), 'der ihm,'dem Merino tob 
B nrhftslro uodf fiuosca, der »pcb ^e Vttnktiojieu tÜBeBRailö Tön Aragon ireri 
-ih-ea Iwt, sonst nicht äuIchw/ 3im Blciiter de* Mmfriieheti Hauses wurde 
4er 'Vorgänger de« damaligen .jnstiila ge wühl*. .Von- de«' übrigen ist Ponce 
Balduin, ein Jöris peritus fR 7i t f. ;77v,). -aus den» .fahre 1288. Ml *uper~ 
«•igoov hettaont fR. 76, t'.-Ä 

1) A. üft Attmiis, mit«.* d« dooio isosträ., uc*Ä»»Her io Genua. .ft 82. 
f. 161. Bastlda »oil ö. R. 4fr Mtfatpeiiter Testes gebea, sü?dt aliis mtjltibns 
dontiu- sue, f. IbS v. iülites et -vassaJli aosiri ilc diuaft aoswa,' i. HU über 
den Adel anv Hofe s. ferner the sweiu* Hofördnaug Pedro.; UL BeifrlmTX, 104, 

2) Die Kirche 8.. Margaret*! de Miiftt tu vrird,l|erfr»gucr itfr iJans.o 

de domo noÄUa 'bdram^ndisrt, }£. 8t, f. 1/8 ßia Priester aus l^nda 3e dooio 
ovjstra. tf. 64-, f. 05. 

3) C.'KOi.Kr führt in der Itevldta Jiistorico latiua zu l&Jifrifitmmües 

«alvatge 4fr domo oostra an, Bd. IV, p; 107. ';’c 

4.1,6, Colrat erscheint bald als M. R. douioa nostre (R. 07. f. 1,26 e.}, 
bald als AL B. enrie nostre (ibid. f. 

Titel judex domns nosm-. . 
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amtierten, de domo regis gewesen seien. Ismael de Portelia, 
der zur domns Alfonsos gehört hatte, ist darch seine Ernennung 
zum Dispensator Pedros auch Mitglied von dessen domns ge¬ 
worden 1 2 ), und ebenso bildeten die Hofrichter Pedros einen Be¬ 
standteil der domus des Infanten 3 ). Aber der Umstand, daß es 
Hofbeamte gibt, die regelmäßig mit diesem Zusatze benannt 
werden, während andere Hofbeamte ihn nie führen, daß es da¬ 
gegen viele Provinzialbeamte gibt, die der domus regia zuzurechnen 
sind, weist auf Besonderheiten hin, die die Sache komplizieren. 
So ist z. B. A. de Bastida Thesanrarius domus nostre, d. h. seine 
Tätigkeit als oberster Finanzbeamter richtet sich vorzugsweise 
auf die Verwaltungseinheit, die am Hofe des Königs besteht. 
Sein Nachfolger Dalmao Sunyer ist aber zugleich Thesaurarius 
domns nostre und de domo nostra 3 ); das kann heißen, er gehört 
außerdem zu dem Kreise derer, die in persönlichen Beziehungen 
zum Könige stehen. Das Beispiel ist noch wirksamer, weil beide, 
Bastida und Sunyer, dem gleichen Gesellschaftskreise, dem Kauf¬ 
mannsstande, angehören. Nur hat allerdings letzterer eine weit 
unbedeutendere und weniger selbständige Rolle gespielt. 

Daß die Zugehörigkeit zur domus regia nicht an den Wohnsitz 
am Hofe geknüpft ist 4 * ), beweisen mehrere Beamte Alfonsos, so 
Stephan de Cardona, Vikar von Lerida. In manchen Fällen mag 
das auf ein altes Hofamt zurückgehen, so bei Guillen de Redorta 6 ), 
Stephans Vorgänger, der zur domus der Königin Konstanze ge¬ 
hört hatte 6 ), obwohl der Beispiele genug sind, daß früher Hof- 


1) S. oben S. 26, Anm. 4. Bemerkenswert auch die Wendung: de domo 
et curia nostra, Libre Vert Major 40, und: de lo rebost e de casa nostra. 
R. 70, f. 42. 

2) Siehe die Verordnung des Infanten Pedro: Cum nos ordinaverimus 
domum nostram, quod milites et aliqui alii de domo dicta teneant equos et 
anna et juxta ipsam ordinacionem fidelis judex noster Berengarius de Tom 
habeat seu debeat tenere unum equum et arma et unum roncinum cum 
quodam escutiffero. ... R. 86, f. 198 v. 

8) Letzteres R. 82, f. 98. 

4) Wie Miret y Sans in seinem Aufsatz über Salvatge annimmt. Ver¬ 

öffentlichungen des ersten hist. Kongresses der Krone von Aragon I. 

6) De domo nostra. R. 81, f. 32 v. 

6) R. 70, f. 191. 




Oie Beamten der aragonischeü Hof- und 'ZeotM)fitt»czrerwe)tun|r etc. %7 


beamte, wie E. L: de Jaasa. *), als Provinzudbeatnte zur domus 
regia nicht gehört haben. 

Tu zwei Fällen nur isf uns eine besondere■.'Aufnahme iu da» 
königliche Haas na» dieser Zeit überliefert Bei der eilten handelt 
es sieb twn Mahomet Abeoadalil, jenen grau ad i sehe« Kapitän, 
den Alfooso zum.Kommandanten aller /sarazenischen Truppen in 
Aragon eniaiutfe 5 ff iw anderen ruu G. Bernard Cultellarii, einen 
Kaufmann a«ß Oleron. den der Inlaut Pedro anf Bitten seiner 
QetnftMn Güiilerrna deMoncada mit VrinuÖgen und alleu 

«einen Ware« in seinen Schütz alä§ia4tniEs liegt nahe, an- 
v,r»oehmen, daß die Aufnahme ?«>r allem deshalb erfolgte, weil 
der Kaufmann in ihr ein wirksames Mittel «ah, unter dem Schirme 
de« Infanten erfolgreich Uaudel /«. treiben i ein Privileg, da« ihm 
erlaubte, bis zu 200 Lasten Pfeffer, Wachs, Safran, Öl und Käse 
über S, Chmtina auszuführen, ach eint das ■ zu bestätiget» 4 ). • Goch 
wurde er -auch in Angelegen beiten der Infantio mit einer Sendung 
nach SödfVankreich betraut. .-. Jedenfalls ersebrnf wir ans beiden 
rrkuBdeii, daß die Voraussetzung für die Zugehörigkeit zur 
doums nicht aussebUeßlieti Hofdi^änrte ^ ^ondieitTi «laß er 

andersgeartete Dteustvesrhältaiase jfiatl rlellisiöht auch Bindungen 
persönlicher Natur io sich seblMea konnte. 

Die Abaebiehtung »joc .Lande muß 'mhm sehr früh «.tattgetunden 
haben., Bereits ein Privileg Pedros lt. vom jahrii 1200 bestimmt, 
Hut» alle, die unmittelbare Gefolgsleute des Königs sind (qui 
enriam uoatrain assiduc seqnuaturjL hi Lmda keine Zahlungen 
zu leisten brauchen *), Bei bloß YoriUiergehrmdem Aufenthalte 
batte .dieser Erlaß döeh keine Berechtigung, gehabt. Diese Ver- 
leihungvon -Abgabeofreihe.it «arg Stoffe zu viele« Konflikten mir 
>fä dUschen Behörden in sich K j, Wie weit sie sieb auf Verna!- 


l) Br war unter JaijmfWie.m Major gewesen- m H6 » % 44. 

2; R. 89, f, 70. Ttfrehej»ves riobk*- Mabomef '.Vbenadalil tu v»waajl 
no-Urc aM que stals fte oostri ctea e« tot« >e«»ra vi.-la.“' 

3) R. 87. t'. 56. 

4 ) r. sä,.t. 17L.,, r,■,-. ;,\. v: 

5 t Ubrc Vert Major de Lernla .1 
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tungsbeamte erstreckte, ist nicht genau ersichtlich ’); man wird 
in dieser Hinsicht mit Köcksicht auf die Städte weniger weit 
gegangen sein, als man wünschte. Jedenfalls machte Redorta, 
als die Paheres von Lerida Abgaben von ihm forderten, nicht 
nur geltend, daß er zum Hause der Königin Konstanze gehört 
habe und dem Hofe des Königs immer gefolgt sei, sondern 
auch, daß er einige Jahre das Amt eines Vikars und Baile von 
Lerida bekleidet habe 1 2 3 * * * ). Die Bestimmung Jaimes I., der 1255 
verordnete, daß alle de domo et curia nostria königliche und 
städtische Abgaben zu zahlen hätten, ist ein Beweis dafür, daß 
die domus regia sich nicht nur auf den Hof beschränkte. Aus¬ 
genommen waren nur die, die assidue residentiam faciant in 
domo nostra 8 ). 

Damit ist nicht gesagt, daß die Hofbeamten gänzlich frei von 
pekuniären Leistungen gewesen sind. Zu außerordentlichen Bei¬ 
hilfen konnten sie ebensogut wie andere herangezogen werden. 
Im Juli 1287 waren alle Hofbeamten und sonstigen Personen, 
die sich in Barcelona der Abgabenfreiheit erfreuten, taxiert worden. 
Da die Beamten mit dem Hofe abwesend waren, konnte die Be¬ 
steuerung nicht in der vorgesehenen Form verwirklicht werden; 
Bastida erhielt daher den Auftrag, denen, die noch nicht gezahlt, 


1) Alfonso IQ. sagt R. 70, f. 31: maxime cum illi, qui officiales nostri 
sunt et curiam nostram sequuntur, a contribuccione cxaccionum semper con- 

. sueverunt excusari. R. 71, f. 62 läßt auf eine Sonderstellung der Beamten 
schließen, die Freiheit von Barcelona genossen. S. auch die durchgestrichene 
Urkunde für Bernard de Segala, der von Barcelona zu questia angehalten war. 
R. 64, f. 87 v. G. de Jaffer, judex et assessor curie nostre, wird in Villafranca 
zu Steuern herangezogen; der Vikar soll das verhindern, solange Jaffer im 
Amte ist. fi. 70, f. 6. Ebenso darf Igualada G. Xota nicht zwingen, „in 
exaccionibus nostris“ beizutragen, da er „in nostro servicio existat“. R. 64, 
f. 12. Aber der Justitia von Caydi wird infolge königlichen Mandates ange¬ 
halten, Cena und peyta zu zahlen, R. 70, f. 120 v., und Jaime de Montjuich 
wird nicht von questia befreit, sondern auf seine Bitte nur mit dem Ertrage 
von Gerichtsgeldem entschädigt. R. 67, f. 90. 

2) R. 70, f. 191. 

3) Libre Vert Major 40. Daß für die de domo nostra an sich nicht 

völlige Steuerfreiheit herrschte, erklärt auch das Bestreben einzelner von 

ihnen, durch ihre Anerkennung als Infanzonen Abgabenfreiheit zu erlangen. 

So Pedro Pelegri, R. 70, f. 196 v., und Johann de S. Martino, R. 74, f. 69. 
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die fehlenden Summen am Gehalte abzuziehen önd önt%ertfaUs 
Anleihen äufzunebmen, deren Zinsen wiederum von den Beamten 
getragen werden maßten’). Üblicher war es, ho die einzelnen 
Hofbeamten mit Darlebensgesucben heranzuftoten. So hatte 
Segala für die Expedition Bernards de Sarrin nach Sizilien auf 
königlichen Befehl 300Ö6 Solidi geliehen* die ihm anf sizdiaoi- 
sehen Getreide angewiesen würden % tcisbjngeü sdlebe? Art, 
die die Sebttldeolast des Königs bedeutend anschwellen ließen, 
fcommen häußger vpf. Eine eigentämliebere Fenn des finanziellen 
Beistandes war es, wenn Motertaije» sn-h für Schulden ihres 
königlichen Herrn mit ihrer Ferson und ihm» ganzen Vermögen 
verbürgten. So mußten unter Alfons» einmal der Maestro Ru- 
cional und P. Marques zu Marimba de HegamaojJ, dem die König*- 
kröne verpfändet Verden war, in Schuldhaft gehen *),. 

Scharfe Greuzeu lassen sich also zwischen denen, die zur 
donms regia geboren, und ihren Yblksgeaossfeß nicht ziehen; 
daher kann dieses Verhältnis auch nicht zum .Einteilungsprinzip 
der lieaiutenschatV genommen werden. Maß man auch amicbmen, 
daß für die Aufnahme in die domus nicht allem die Leistung 
von Höfdießst bestimmend ist, daß mithin der persönliche Begriff 
der zur domns Gehörigen und das räumliche Prinzipder curia 
sieb nicht decken, so ist man doch in einiger VerlegeomMt, wenn 
man unn positive Ergebnisse darbieten soll; Man darf vielleicht 
sagen, daß die Glieder der dom ns im aragbojsc3*eo Staate Be¬ 
deutung als die unmittelbaren Organe des Königs bähe», daß 
iboen vor allem Aufträge gegeben werden, die auf Hebung der 
königlichen Autorität abzieie». Aber man maß sogleich hüizu- 
Ingen, daß die Bindung an den König nicht sp sehr stark ge¬ 
wesen »ein kann, sonst hatten die Cortes von Montso» Wohl gc- 
«ögerL eine« Ä^efrörig:^. dar 4mm mm 
Auch sonst buben wir Anzeichen, daß es sieb entweder uni ein 
leicht lösbares Verhältnis gehandelt haben muß oder öo* eines, 
«las den daduroh Vurpäiehteten keiun. allzu gröäöii Lasten-auf- 


1* K. 11, i. 62. 

2) R. 67, f. m V. 

3) Fcfesuttia«* 548 
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bürdete. Stephan de Cardona nämlich, der als Vikar von Lerida 
de domo regis ist, findet sich einige Jahre später unter den 
Räten der Stadt 1 ); Galceran de Naguera, der als Münzschreiber 
im gleichen Verhältnisse zum Könige steht, sitzt 1307 im Rate 
der Hundert von Barcelona 2 * ). 

Der Eintritt königlicher Beamten in städtische Behörden findet 
übrigens häufiger statt und gibt zn einigen Betrachtungen über 
die Stärke und Zuverlässigkeit der königlichen Verwaltung Anlaß. 
So saß G. Durfort zu verschiedenen Malen im Rate von Barcelona, 
und zwar gerade in den Jahren, in denen er als Repositarius 
oder Kämmerer im königlichen Hause Dienst leistete 8 ), und in 
einer gleichen Lage befand sich P. de S. Clemente, der doch 
zur selben Zeit als Scriptor oder Organ der obersten Finanz¬ 
verwaltung im königlichen Dienste an hervorragender Stelle tätig 
war 4 5 ). 1301 werden R. Gerard, der frühere Baile General, und 
Bernhard Desplugues, der einstige Gehilfe des Thesaurars, unter 
den Jurati genannt 6 ), und 1312 sehen wir selbst A. de Bastida 
in der städtischen Selbstverwaltung amtieren 8 ). Heute kommen 
solche Übertritte ja auch vor und haben gar nichts Ungewöhn¬ 
liches; es fragt sich nur, ob wir sie für das Mittelalter ebenso 
harmlos beurteilen dürfen. Solange es für das Königtum und 
die großen städtischen Immunitäten eine Reihe von Fragen gab, 
bei denen sie nicht die obersten Forderungen des Staatswohls, 
sondern eigene Interessen für maßgebend hielten, solange der 
Untertan keine andere Gewalten kannte, die ihn an das König¬ 
tum fesselten, als das leicht zerbrechliche Band persönlicher Treue 
oder die Furcht vor Ausübung der höchsten Zwangsgewalt, konnte 
es zu keiner rechten Harmonie der politischen Kräfte kommen. 


1) Gras, La Paheria de Lerida, 184. 

2) Cortes de Catalufia I, 195. 

8) So in den Jahren 1288 nnd 1291. Diese und die folgenden Daten 
sind den Behördenverzeichnissen im ersten Bande der Deliberaeiones des 
Stadtarchives von Barcelona entnommen. 

4) So erscheint er in einer Urkunde bei Kymer, Foedera I, pars II, 704, 
vom 28. Januar 1296. In gleicher Stellung war er 1303. Delib. f. 53. 

5) f. 20. 

61 f. 53. 
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Dann bedeuteten auch Beamte» die siel» nicht nur dem König, 
sondern auch ihren Vaterstädten verpflichtet tülilteu, eine Schvrii- 
ehflBg der königlichen VerwalftiBf* Man kann fast sagen, dah 
ein guter Teil der obersten Finanxbearnten sich ebensosehr als 
Bibger 7nn fkreetena oder Lerida wie als Beamte, fühlen; die 
Herrschaft der großen Vermögen, die sebött die Lokalvcrwaltniig 
den Händen iinsrntelbai’ königlicher Vertreter entrissen hatte, 
übte auch hier ihre schädliche- Wirkung, * 

Einige Mitglieder der dotans konnten es zu recht bedeutenden 
Öteilange« bringen; das zeigt Pedro Pelegri, der spatere Proku- 
rator Fiskal 1 ); die höchsten Htafcn haben sie jedoch in den 
mmn Fällen, nicht erklonitne»: '•auf gewisse Dienstleistungen 
«•» Hofe oder im VerwaUungaorganiamns des aragoniseheii 
■Staates- angewieBen, sind sie uj die Klasse der consiliarii hör 
ausnahmsweise hinaufgeriiekt; ein fest ningrenztefi und’doch, nur 
in wenigen F'äHeix über die Funktionen eines untergöofdaetcn 
Amte«, huiansrageudes To» ist fitesie bezeichnend Berater des 
Königs, Vertranensnuuiiier in wichtiger» Fragen, die politisch oder 
juristisch- geschalte Köpfe verlsögten, sind sie selten geworden, 
für die Zeit Alfonsos kennen wir fast 50 Jte-teöplkbk eiten, dm 
diit Titel eoäsUterti geführt haben, aber um- bei zweien -von 
ihnen sind dem Kamen des Betreffenden die Worte .de domo 
nostni“ aügefiigt. J» dem einen Falle handelt es sieb tun 
Pr, l/artori?), desftcrj Vorfahre» schon wichtige Stellungen am 
Königshote etn^enotnme« hatte»*), in dem ■ anderem. um Andreas 
Malhianus, einen Btehter des Infam teu Pedro, der erst d»rdi 
}ön»iliche Anfnätthte Mitglied des Rates und def priitzlichon dotnus 
««<len mußte.-*!. Im übrige,n setzt sich der Rat. ans einigen 
Kfwjheäiiiteii. zusammen, dem Kanzler, dem Thcsaurar, aber anidi 


I.' K. «:ij, f. 47v. .- 

2l B. 70, f. 188. B. 77, 14. Erscheint auch als riöneüiarius aut ileu 

Friiancüungt-u voa Campfrand». Rtmbil Fucdt-ra I, pars II, 687. 

3* Darttber JiotiZftn bei CA/xicEltas cCaSOi; NatTariuoes MoatKftrralinöi^lt. 
4i ^t^nsii^äB et jüclex poster ac corir no'stee et. de. 

r»o»tra. lotefsitis im't#- '•Wr * : 

ßÄ:-Tet ad curiam noatr&m 0M)tn 
f^tre vldebitur, rtetrnm oonö: 
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nicht jedem beliebigen Thesaurar, sondern A. de Bastida, ver¬ 
schiedenen Scriptoren wie P. Marques und Stephan de Alfagarino, 
einer ganzen Reihe von Hofrichtern und höheren Geistlichen und 
besonders reichlich vertretenen lokalen Verwaltungsbeamten, die 
meist dem Ritterstande angehören. Bemerkenswert ist, daß auch 
das bürgerliche Element schon eine planmäßige Vertretung im 
königlichen Rate besitzt 1 ). 

Recht persönlicher Art sind die Beziehungen, die den Teil 
der Beamtenschaft, der in unmittelbarer Nähe des Hofes lebte, 
mit dem König verband. In zahlreichen Gnadenbeweisen äußert 
sich das, die der König dieser Klasse mehr als allen anderen 
zukommen ließ. Heiratete einer von ihnen, so gab er ein be¬ 
deutendes Geldgeschenk; er stattete die Töchter für die Ehe aus; 
starb der Vater, so sorgte er, daß das Vermögen nicht ver¬ 
schleudert wurde, sondern nahm es in eigene Verwaltung, um 
es den Kindern zu sichern. Drückten den einzelnen Schulden, 
so griff er helfend ein. So erhielt P. de Costa, ein Beamter des 
Repositum, bei seiner Heirat 1000 Solidi von Jaca 2 3 4 * ), dieselbe 
Summe R. P. de Nabal 8 ), Berenguer Fulit*). R. de Castello er¬ 
hielt 2000 Solidi 6 ), sogar 5000 werden einmal für denselben 
Zweck ausgeworfen *). Jede heiratsfähige Tochter Costas bekam 
600 Solidi 7 ). Als Salvatge gestorben war, wurde sein Vermögen 
mit Beschlag belegt, bis sein Sohn Bernard mündig geworden 
sei oder der König einen Vormund bestellt hätte 8 ). Nach dem 
Tode des früheren Mundschenks Dalmao de Vilarasa erhielt der 
Scutifer G. de Rexato den Auftrag, die Habe des Verstorbenen 


1) Joh. Bernard aus Saragossa, G. de Littera und B. Bicardi aus Bar¬ 
celona. R. 74, f. 80, R. 82, f. 169 v., R. 88, f. 16 v. Brief Alfonsos an Pedro: 
quod placeat nobis, quod dictus infans possit adjungere consilio suo aliquos 
milites antiquos et bone fame et aliquos cives Herde et Barchinone. R- 85, 
f. 238 v. 

2) R. 67, f. 27 v. R. 72, f. 19. 

3) R. 79, f. 60. 

4) R. 72, f. 18. 

6) R. 76, f. 2v. 

6) R. 67, f. 87. 

7) R. 78, f. 27. 

8) R. 77, f. 143. 
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an sich zu nehmet* und alle, welche davon besaßen oder ü&inmo 
noch Befrage schuldeten, zur Auslieferung M zwingen, am da» 
Vermögen . den. Töchtern Daloiaos anvereekrf zu bewahret»'/>. 
Daß diese Filrgö^gß fesch manchmal an der« Äuge annehtnen und 
dem davon Betroffenen recht »naagenehm werden konnte, beweist 
da* Beispiel Bernard Scrifeafe dem Pedro III. bei einer .Strafe 
von 5ÖOO Solidi befahl, sich mit Grecia Berbegal, der Tochter 
•irie? Bürgers von Daroefe m verheiraten. Alfonse fielt die Robe 
>?|wter aaeh, da sieh bemuBBieUte, daß Bertha bereite ■ verhetnifet 
■wtr.T 

Ferner war es eine Schattenseite der hervorragenden Stellung, 
die insbesondere die hohen Fmanzheaiöten bekleideten, daß nach 
ihrem Tode ihr Vermögen nicht anangcfecbten der Familie ver- 
Miefe sondern bedeutende Somme» "*rt' die königliche Kasse 
abgebeo mußte. Und zwar scheint sich eine solche Mufeiöhmt- 
nicht' onr auf die Falle beschmifet xu haben, in denen Versäum¬ 
nisse des Verstorbenen bei Ausübung seiner Amf»tätigt.*'.it klar 
znfage lagen*). 


Die Finanzverwaltiuig ist das einzige Gebiet, auf dem in 
Aragon eine verzweigtere Örgaoisatioa bestanden hat. 'Weder 
für das Gerichtswesen nach für die Lokalvenvaltung hat es am 
Sönigsbofe zentrale Behörden gegeben. 

Aber auch in der Finanz Verwaltung bemerkt mau, wie die 
'Unterschiede der Rauggtüfen und der Kompetenzen vor den» 
Siinflnsse verblassen, den der König auf die Gescheite übt. 
N’iebf nur deshalb ist die Bebördengesehichfe dieser Jahre so 
interessant, weil sie uns m den Werdegang jener 'großen- At'iit«r 


üra. 7o, 1 7Bv. • 

2 ) a, 64. t fest, m, 

3) Vasa oud Btiine BrJXder wurden von solchen Maßnalimeu hotrolfi». 
Ais Grund wird aagegehen, da.Ö Musa keine iGchnungr ahgele^t .hatte, lii- 
ruischeu nahm aifeiiso sein Vermögen für das tnenorkanische Ünteiuc'hnu'n 

.Anspnichv a Vi indf> {josRimuH noa juTare ia .'negocii# nostris, donec eemj- 
fcwpa vCfuim «■ '«tper' fijla, Q.ue d-iri.Uft 
t-M Auch .4 mi, -u. 121. - pfe 

öerite susltefeni; kür ihre Mitgift- r -M , 
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einführt, die der aragoniachen Verwaltung im 14. Jahrhundert 
nnd später ihr Gepräge geben, sondern weil sie nns aneh das 
Königtum von einer anderen Seite zeigen als die steten Kämpfe 
mit radikalen Oppositionsparteien, die gerade das politische Leben 
der 80er Jahre in Aragon erfüllen. Aus einer ausführlichen 
Verwaltungsgeschichte würde manches Streiflicht auf die Motive 
der Verfassungskämpfe fallen, und das herbe Urteil, das ein 
neuerer spanischer Historiker 1 ) über das aragonische Königtum 
jener Epoche gefällt hat, würde sich wahrscheinlich als ebenso 
unrichtig erweisen, wie seine vernichtende Schätzung der da¬ 
maligen auswärtigen Politik in allen wesentlichen Punkten der 
Korrektur bedarf. 

Auch die vorstehenden Notizen, die in ihrer Vereinzelung zu¬ 
nächst noch etwas fragmentarisch wirken, möchten in einem solch’ 
größeren Zusammenhänge verstanden werden. 

1) Vicente de la Füente im 8. Bande der Estudios criticoe sobre la 
historia y el derecho de Aragon. 




Le fiuanze di m caeteilo nel sec. XIII 


Gino Luzzatto 


le origint, ia conqimta ed i limiti defi* autonomia finanziaria de) 

Cü raune dt ßatelica. 

[1* Le iinniüiöitÄ. dfti eaet.eiii «cCpp.rtrt»?o precijmimaJe. 2’ Le örigün dl 
HitfUctt ed i rappurti firn il Oomnno t> la faroiglia eomiude. 8» Svilupfio 
deila orttitozktoo etaaunals Mt ser, XID. eouquiata «lei territoritf *; della 
xtmaiti dositisiAfi* A<yi> Änlriw 4» i« Limit! #il» sovjumt* finan^ 

««* «lei coiwrme.) 

1° SitnAta anila destra defl’ Eaiivo, a poca. distanza daihi §jp§ 
xeitte, m nna eonca fertile e luneim. la cittadina di MatOHea ehi»<- 
[«er an brere period«,* d«?S Medioiv« nnVimportaoza ed «na ftori- 
des» niag^iore ehe ai «oatri gtornil ma Musenaniöfee «Ürtra 
il earattere d’ ua centtt> prevalenteuiente rurale, in claßsiftMU 
«öoipre tVa i r-wteili delfo Stafo pnatjßeio, e non superö mai, eol 
300 hrtve territoriq 


il «ttüterd v di lätjo 
juntmtes ceüstfci per : pur faceutk« 

iarga parttr aglt eseiiti;«ohc il Couiune avrä eercsfo 
di Jener cei»ti per non aeereseere le pretes« della tcMjferiä papale, 
«jmo coh eeitem eoaßlüdere ;t^ie la popdteidne nna flttsper*> 
m»i i JO min rtbituut»*). 

li Ar-eiu Cwunah tü Malriiea, Penjamtnr 'n* 870, 22 dteemi)rfi lO'^S: 
JMtsniö 'fiel pagaxüeafö di tpi 

M.Mifimtnotttin. jfa'cmm* , r ,'■ , : -.y ,~i • ff 'rl"': . ' ■ 

ü 1& gtnnAie 1348, U rettore deflfr 3f4rcä f a s^ravio 44ÖV popolßiione 
di Mateliea Aiiuitiaita per 1c guarro e Ja «u-esiiit, riduce da -JOf.O 3 6 vil 
atmtero dei fvmc-nte* loMtitü nel nigistro deiia Camera Ap<-Btoiica. (IVj. 
o* I042.J Oggi ta popolaxione rtj fcutto ' 
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Eppure qnesto castello ha avnto la Sorte di percorrere, nello 
spazio di un secolo e mezzo - almeno nelle forme esteriori - 
tntti i gradi di svilappo delle istitazioni comun&li, dalla primitiva 
aristocrazia consolare fioo al predominio completo del popolo con 
la sna doppia organizzazione, economica e militare 1 2 3 * ); e di tatto 
qnesto cammino ha conservate tracce sicure e precise nella ric- 
chissima collezione di atti pubblici e di registri amministrativi 
del sno Archivio Comnnale, che, ottimamente ordinato, fe facil- 
mente accessibile a qualonqae stadioso*). 

H piü antico docnmento di Matelica risale soltanto al 1162, 
quando il comune k giä costituito e possiede la propria magi- 
stratora consolare; ma non b per qnesto impossibile di spingere 
lo sgnardo al di lä di qnel limite e di cercare di formarsi an 
idea del modo con cni si costitui 1’ associazione comnnale, e dei 
rapporti, sopratntto ginrisdizionali e finanziari, che dovettero 
passare fra essa ed i signori locali, come tali e come rappresen- 
tanti del potere imperiale. 

Sni primi del XII sec., riaffermatasi saidamente nella Marca 
d’ Ancona 1’ autorita dell’ impero, affidata ad nn marchese 
inviato dalla Germania, sembra che il territorio sia stato sud- 
diviso in tante piccole contee, assegnate probabilmente a signori 
tedeschi di recente immigrazione 8 ), i quali avevano ginrisdizione 
soltanto sni centri minori della campagna ed esercitavano di 
fronte a qnesti le fnnzioni di vicari del Marchese. A qnesta 
categoria di signori appartengono gli Attoni (detti poi Ottoni) di 


1) Cfr. G. Luzzatto, Gli Statut * delle eocietä del popolo di Matelica. 
Senigallia 1906. p. 7—10. 

2) L’ archivio fu ordinato sui primi del sec. XIX dal can e0 G. A. Vogel, 
di coi si conserra un ottimo indice manoscritto. Dopo un secolo, reso neces- 
sario dall’ incuria delle passate amministrazioni, un nnovo ordinamento, esso 
fu compiuto con grande diligenza, fra il 1906 ed il 1908, dal compianto prof. 
Giulio GriMALDi, che ne pubblicö 1’ inventario negli Archiv* della Storia 
(T Italia. II® Serie. VoL II. Bocca S. Cassiano 1910. Il Grimaldi areva 
anche compilato un ampio regesto di tutte le pergamene di Matelica, che b 
ora in co'rso di stampa per cura della B» Depntazione di storia patria per le 
Marche. 

3) Cfr. Ficker, Forschungen sur Reichs- und Rechtsgeschichte Italiens, 

§ 316 e es. 
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Matelica, che dominauo sopra un territorio aldjasUtnza • fra 

l'amerinn e Fabriano, son proprietari di alcimi casteUi e di ntfilti 
pascoli (moTitantat), riscuotono 1’ imposta sulle tnerei e le persone 
che attravcrsano U territorio (i>u<mdi>m), de entrate gi«dizTHrit‘. 
il fi»dro del niarchese e la datirn \>yo Cumi'). Nei prirat tetnp.i 
«»*> so l o e il eapo deIJa famiglia e dtolftre dcHft contra; 0 eöffic 
tale nef 1IÖ2 tratta col wioune il scdo Acta '.cqmca Jilius Murin. 
vnmitit 3 ); tna poi, ällentatisi i vincolS 1'ru ii inärchese cd i imoi 
vieari. trasformatosi anelw 1 qm !’ nffteio di eonte iw mi bcnetieio 
creditario 0 divisubile, si vedon presto doe 0 tre dci ligli e dei 
üipdti di A.ttnäe portare contetuporstneamente tl tilolo di eonte, cbe 
perde a poee a poco U sno vtüore e non tarda molto a ecotn- 
parire del inttoV la liroprietä ai frnwqua e eon eesa idiritti giuris- 
dizionali *■ le entrate cbe ne derivano 

Menore in tal modo s’ iwdeboliecouo i cappresentunti del potere 

0 force aecanto ad 


&».vrano, s : afferma di fronte, 0 . föree aecanto ad essi, it norm* 
potere comanale. Intonw -al 1150, sdcttni hom- homtm, vissuti 
tin allora sotto la giurisdiziowe degfi Attoui, edstruiscono il cavtru>n 
ii&fiiwMitihe'licqt, ->f traivfefigeoDO la propria ubitazioDe e queila 
degii homincs da loco dipendenti, e söstitmsepöb alla ginrisdizione 
del eonte queila dei tonsoli- acelti nellr pfopris* eerchia ristrettis* 
sima 4 ). 8e abbiatno rieordo di löifcte posteriori fra il coaiunc e 


1) Kui dkitti degli Attoni at ptärrgiufn sivt: passadium xtw sehyuaticuni, 
v Ftr$. d" .14 (a. 1210), ü‘5 (a. 1220), 123 (a. 126e); sulle terre r pnseOli 
7 . TittiSER, 'Cndex äipiomatims fcfrfwi, tnnp., f, '»* '200. p. 116 (a, 124) : «ulk 
riMd&fdne d?lk : dairva -^iKo'-Vwriia* v. Per#. »*-8 (a. liftt); «UUä 

pan ecipazicraß alle cotrate fiutliainrie (sokna, banna ei. foUtu), v. o u 18 
( 9 , 1213, 

2-. Pfrff. c 9 1. 

ä> t tre %li del conte Attotc, 6qa{tifiiN ■(f.öwAfriieri,’ 

*•)» 4«4ett4t» tutti cot titoki 4i cofltO; püftaDO io (»tw*o titolu figiio 

ffuNiliteri, Morieo «li Rainaldö, ßfkotik di Kjran.ro ) ,»«a a ,p5«sti sto;<ai i iroteii 
;:pd^t&,etite .davano il ^yB»f. d)‘.c«cU44 Wttl äifed öou 

twaffo «mi. 3ut fraaiona^eniu 4UÖÄ prOpriebk. idetOüritü e della 

giansdizion« hoho aaaai »aroerosi r douumsnti in sqj «i trota at! eserapio k 
ü*l '*/»• ‘li ‘ '3 4cl fiedttggio sli. ; e eo«i via, 

tiMöwOttiaase o«:c(»Iw n«| 1210 6iii rappurti fra gli Attoni Uti il 
.ßfteo&e d ha äiöiUtt di urt vocchio. il 




48 


Gino Luzzatto 


gli antichi signori, non sappiamo perö se la costruzione del nnovo 
castello fosse stata fatta in oppoBizione all’ autorita comitale, 
o col consenso di questa; probabilmente perö fra le due parti 
doveva essersi conclnso un patto, che pnrtroppo non si b conser- 
vato, ma che non doveva esser molto diverso da qaelli, che si 
conclasero tra il X ed il XII in altre regioni dell’ Italia longo- 
barda, viventi in condizioni analoghe a quelle dell’ antico ducato 
spoletano. 

In quell’ epoca infatti i bisogni dell’ economia agraria da un 
lato, e dall’ altro le necessith militari e fiscali inducono nello 
stesso tempo principi e grandi proprietari fondiari a largheggiar 
di favori per incitare alla costruzione di castelli. Si vede allora 
qualcuno dei maggiori monasteri stipulare con gruppi di 15 a 
20 persone libere, che han sotto di s b dei commendati e dei 
servi, dei contratti di livello ai quali b dato un carattere parti- 
colare appunto dal fatto ch’ essi comprendono 1’ obbligo di costruire 
o di fortificare un castello, di fabbricare delle case entro le sue 
mura, di recarvisi ad abitare e di provvedere alla sua difesa. 
In essi infatti il canone - designato nel Beneventano col nome 
di terraticum - assume quasi il carattere di un’ imposta perso¬ 
nale in natura, che ö dovuta da ogni famiglia in misura fissa 
(1 moggio di grano, 1 moggio d’ orzo, ed 1 o 2 moggia di vino). 

dei castelli rimasti agli Attoni) quando Mathelica non erat . Anche suppo- 
nendo che i ricordi di quel vecchio potessero risalire a 60 anni addietro, ne 
risulterebbe sempre che la fondazione del castello dev 9 essere posteriore al 
1160; — e questa testimonianza coucorda col doc. del 1162, in cui si parla 
del castrum novum Mathelicae (Perg . n° 14, e 1). Che i castellani di Matelica 
fossero boni hominee , vassalli del conte Attone, lo si vede dai documenti del 
1162 (Perg. n° 1), del 1169 (n* 2), del 1196 (n° 8) e del 1210 (n° 14); nel 
1162 il conte Attone promettendo di mandare ad abitare entro Matelica tutti i 
suoi uomini dal rivo Easchia al Potenza, trattiene sotto la sua diretta giuris- 
dizione, con un centinaio di famiglie, i tre castelli di S. Maria, di Botondo e 
di Civitella; ma fa un eccezione per uno dei castellani di Civitella, Albricus 
Bonutii, che si trova gi& a Matelica con 4 famiglie, ed b anzi uno dei 4 con* 
soli che accettano la promessa del conte. Nel 1196 si contende ancora stille 
familiae dei figli di questo Albricus Bonutii e di altri due boni homines 
per decidere se esse debbano appartenere al castello di Matelica od a quello 
di Civitella, e se debbano perciö prestare i tributi c le opere personali per il 
Comune o per gli Attoni. 
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I coneessionari ( caatellani ) hanno il «liritto d’ uao sui paseoli 
Jimitrofi alle loro terre, e pagano pet qnesto 5’ facaticum nelia 
praporzioöe di 1 aiaiale sn 11 (di aitri animali non Bi fa paroki. 
E ricoDOBciutä loro ia laeoitä di alienarc fe proprie cüse e ie 
terre, Hnritata sollanto dal diritto di preJazione del signore, e dtd 
i’öbbligo, ognkrnalvolta egli non vogHa eoajpMU’le al prexzodi sfima, 
di alknarle soltanto ad uno degli altri c^itdSsäOf. Ta/vp.ltfi öi lar^ 
gheggiaYa ancbe di piii e wi eoncedera ai fvvellari l‘ esenzunie da 
ogni eeniso per i primi tre anni in cni ei doveva snpporre ehe 
la massiiua parte dell» loro attivitafbsse impeguata nelia costru- 
zione delle inura e delk ease' 1 ), 

Si costituivÄ cösi neir interno del castellr» :ma associnzione di 
consorti. la quak garantivn ä| Signore tm’ eniraia anima fim, un 
lnogo di diteaa debitanjente cüstodHo, ä lalvolta anobe U sorvizio 
di un ceri*> n»n>^ö d' fleäi»* amati a cavallo*); e qüest’ assö- 
ci&zione aeqöwtava aneile il n»mo di' allargarsi e di irrobustirsii: 
percüe spetfao le era rieqnosdtt.tu ii diritto di aecogiiere nnori 
eagtellaui allestesse condiziotii des primi, 

Nelle» 8te$*o teiupo i re itallei e gli imperatori contribmvano 
and* e»>q aÜa rapida eo«fitnzione 4i qneste eomuüiei autonome, 
permettendo ai grandi proprietari laiei ed eecleeiastici Ja eoefrn- 
zione sempre piü Uttineroea di. eastelli «eir Ipterno ^etle loro 
teere, e creando eon IViiurnnnita ona epndizibne partiepiare agli 
abitaidi di questi centri fortificafi. L ! immnöitä de! castello rignarda 
taoto i tributi che i’ amiuinistrazione della giustizia: per a lcune 
imposte si concede 1’ eseuziu.ne eompleta (p. es. per k aJbergarie 
e per il fodro del Conte) *}; ma per la maggior parte 1’ »mmnnitä 


ft \ m-, p. 462, *. W2-, p. 476, a,9S8; p. 461, <u 989. Aaeb* a CfoMtftil« Ja 
badtwsa' dsd; •,*««,'. pseetodno • -41' S. Sitte concode «gli aosoiai in 

Cttgiro ehe il reddito il ? ügui anno ai« »utttus ramuaini prn inbaim. 

M.X P .< Vol. XXU, p. 63,, «. 1102. 

Il serrisa« anüatü & i-ATalio tr& cod t’ eseuiioße .dal tf,rr%- 

tfeo.:-. *tt qwtfo wbfo nobü-.ad. ptibd&m \**rvUiw$.■/«*<»*. voitt*' ‘»ii» de 
miuiv-in ftra&jiclMirt eüfua&im — «6m?. p,481. 

. 9} Cft. Diplom 4* Berengaric I (ed. Ö^suAPFjUCBtW), 7Ö, ft. 911. 

11 z? } pe«nett*indo *i vesn>r < : 'u-- - - : : > 

aello pievc di Yicclöng-o, 

V>€n.-i)i.iVm-schr. t. Sozial- n> V •:. 1 h. 
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deve interpretarsi come nn semplice riconoscimento dell’ auto- 
nomia di riscossione, per cui di fronte al fisco non esistono piü 
i singoli castellani, come contribnenti diretti, ma il castello come 
un tntto solo 1 ). Parimente nella amministrazione della giustizia 
il castello costitnisce ormai una delle unita inferiori, sottratte alla 
ginrisdizione degle ufficiali minori (scnldasci, locopositi): e talvolta 
anche dei conti. I delitti commessi entro il castello devono essere 
giudicati nel sno interno senza 1’ intervento di alcnna autorita 
estranea: tutt’ al piü vi deve presenziare il signore od nn sno 
messo *). 

Si spiegano cosi le formule frequentissime nei privilegi e 
nelle donazioni di quest’ epoca, per cui si cedono i placita et 
districtiones, collectas atque angarias, fotrum et suffragia sive 
omnes publica» functiones de Castellis*), oppure i placita et 
fodra et usus et pertinentias et data de castellanis, sicut 
consuetudo est de castellis dare 4 ); e si spiegano le aliena- 
zioni di una metä, d’ un terzo, d’ un quarto, d’ un castello. Il 
castello costitnisce ormai una unita finanziaria, formata da un 
ristretto consorzio di uomini liberi, che hanno la proprieta quasi 
piena delle loro case e delle loro terre, per cui non devono che 
un censo fisso al signore; hanno sotto di sfe molti lavoratori di- 

reipublicae exactor in ipsum castrum per vim ingredi presumat, aut placitum 
tenere audeat, vel teloneum aut aliquant publicam reddibitionem homines in 
eodem castello habitantes reddere compdlat, vel mansionaticum inibi potestative 
accipiaU. Cosi ai n° 76, a. 911; n* 82, a. 912; n # 94, a. 912? Cosi M. H. P. 
Hü, n° 588, a. 948 e cosi via. 

1) CB*. Mayer, Italienische Verfassungsgeschichte I, p. 326 e 88. 

2) Cfr. Reg. di Farfa, IQ, n° 546, a. 1018. L’ abbate di S. Salvatore 
promette a quello di Farfa »cunctos suos homines de curte de Meiana in 
castello de Succiniano facere incastellare, et faciant sibi omnia sicuti alii 
castellani faciunt de guaita et de laborare ad ipsum castellum, et de aliqua 
culpa legem faciant , idest de homicidio et de homine vulnerato et de furto 
et de incendio et de traditione castelli et de adulterio, si infra ipsum castel¬ 
lum commiserint. Et quando de hoc faciunt legem, semper sit ibi praedictus 
abbas aut suus nuntius*. Frequentissima ö poi nei diplomi regi e imperiali 
la proibizione fatta ai giudici di entrare nei castelli privilegiati, e la pro- 
messa di non teuenri alcun placito. 

8) M. G. ff., Dipl. QI, P. I, p. 542, a. 1020. 

4) Reg. di Farfa, V, n° 1160, a. 1108. 
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pendenti; provvodono alla propria difesa, amimrntftmio ta giu- 
fttizia. eotro H lorc» temtorio, e riseaolom> Je itnpoate per il nov?ano. 
Da questä eondizioue alla (JOBqmMa dell' -aptonotmtt • eoropleta il 
paaso non h molto lüügoi), v ; ; 

2° Xe.ll ! aU& volle bell’. Ksi»o,. ne! ferriJorto jwsegnato alla 
giarisdizkme degb Alton. h : so» gj&. sorti, prima dol 1162, aienni 
eastelii iMatelica, 8. Maria. , CiviteRa, Rotoodo, CqI Fetale, Cerreto, 
Albacina», 1: »ptali pero ' «on M ?n>vam> tntti nella «tesea coudkioo»- 
e non hivntw armo probabUreente la stessa origine. Menftre i 
cassteüü di 8, Maria, di Civkellä, dj Rotondo & di C’ed Feraio, 
e fbrs’ aaoljd qtudR <ti Öerrplo ed Älbaeinä in terriiurrodi: Fahrianu> 
.«Otto anibm ijotlto ta diretta dipendenza (lei conto,; 
erano stati wMrtriri od a eni oratio stall. direfiämente«»segbati 
dal Marebe*?e> pagano u hu V Unposta per 1’ imperatore, Iß con- 
claone peeuoiarie d delasse gfedmawe % Mateiksii inVeee «i trova 
4F Ironie ad esso iu oi>?. posmonc- d’ mdipcadcpza a»*ai maggiore 
e tratta epa Im da pari a. pari; es*a fcglir tm erunnno autonomo, 
liptituko diti bmi konünte, ehe j>|« tardi soir desigiiati eoi oome 
di mbik^ v .dl mitte#% .netto da 4 coiisoli, al digptto dei quali 
«tatino tütte lt* lorof : famUi&e,A loco hrmu'tm, per la inassitna parle 
lavöfatori dei ea&tpi, dbO' paitsdipano in aleun nhido al go~ 
rerno del eoöi!me, tua pA<m gi& di molie esenzioiu per f opera 
cb’ essi pre@t3«o jjjM condmm aas(H*)> ' 

V autonomia del eomtae b ancor» l«p»tÄta pern dai diritti 
della bwnigUa eonüride, co« in quäle H 1162. ed 'il, 


1) Au äß prbgresHo jf. nöto dijtiouia 

di OWunc 11 agli Itammes 'def;C$ik6Bb ; 'dl'T^iae' '-aiil Tiagv; di Grtrda.; M. .QoaU' 
B<tia ei wncetle «eltt 1* ^önziöue a>& ti' dirltto' di; riäcdota^i 
»td'immtn Hpaiisuw jnHfsagium .. . nimwratuitfni et ciiy&rtav** ti ?i fw iure 
trt dominitf in mr<m -ink et dominium transhuuHt , . ,» M, G, H i Dipl/l l, 
Y I, u' 1 U-l, a WS. 

% Ptr S < fi fei ii. UM), U (a. 1210 circa), 15 (A. 1214), 2); (&.• t‘J14). 

3} Süll' idrittitö dei l«o»t hmninc*- <:o« gli nolilm e milites decli anal 
yostariori a<>ft ii. p»6 'isgeriv dailao, pKVfb'c si ti"Atla delie st»'i»e pcrsoti» 
if d«i tarn ÖÄli.vf.-jdpoji f ;• /• 

•... 4) .JLn prööiOrfßH rM noti 

homitium, Ctwirt, m*i 
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1196 ad una serie di compromesai, per cui si stabilisce un sistema 
completo di partecipazione ai diritti giurisdizionali e fiscali. Nella 
promessa del 1162, che pare fosse stata strappata da una guerra 
vittoriosa dei nnovi castellani di Matelica *), il conte Attone ed i 
suoi tre figli cedono al comune tutti i loro homines tra il rivo 
Raetia ed il Poteuza, eccettnandone un centinaio di famiglie abi- 
tanti nei castelli di Rotondo, di S. Maria e di Civitella; promettono 
di difendere Matelica e di teuere verso di essa il bonum usum 
della citta di Camerino (la consuetudiue ciofe che la cittä dominante 
osserva verto i castelli del suo districtus) ; di non molestare i 
dipendenti dei boni homines di Matelica, rimasti entro i loro castelli, 
nisi pro concimine castri, e di obbedire ai consoli, se essi non 
vorranno avere il consolato 1 2 3 ). Le stesse promesse son ripetnte 
nel 1169 da Albertus comes filius Gualterii Adonis z ), e nel 1180 
da Gentilis comitis Franci Adonis 4 ). 

La partecipazione h dnnqne stabilita in questo modo: entro il 
castello e per an bravissimo spazio di terra intomo ad esso si e 
ormai affermata la ginrisdizione consolare, alla quäle perd han 
diritto di partecipare - e vi partecipano effettivamente - i eapi 
della famiglia comitale. Nel resto del territorio si mantiene invece 
la ginrisdizione dei oonti, suddivisa perö fra i diversi membri della 
famiglia dominante. In modo analogo, ma in proporzioni forse 
piü favorevoli agli Attoni, si ripartiscono anche i diritti fiscali; 
nell’ interno del castello medesimo la partecipazione al consolato 
porta con sfe - e forse fe questo il suo scopo principale - il diritto 
ad una parte delle entrate giudiziarie; essi riscuotono, come giä 
8* b visto, e forse per intero, il pedaggio dai forestieri, la regalia 
sui molini, e 1’ imposta sul mercato 5 ); e in tutti i castelli, meno 

1) Nel 1198, d*"* Maricut Rainald* comitis promette, fra le altre com, 
al comune di Matelica di non chiedere alcun risarcimento per i daani avuti 
»tempore guerrae factae pro concessionc quam fecit pater eins* (Perg . n° 9). 
La concessione di cui egli pari» non puo’ wser che quella fatta nel 1182 da 
meaeer Rainalde e dai euoi fratelü, inaieme al padre conte Atton«. 

2) Perg, n° 1 ed anche Aequacotta, Appendice alle Mmorie di Ma¬ 
telica, n° 2. 

8) P*»y. n» 2, Aequacotta, Appendict n* 8. 

4) Perg. n°8, Aequacotta, Appendice n* 4. 

5) V. indietro p. 47, n* 1. Ancora nel 1241 papa Gregorio IX conce* 
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ebe iu Äfateliea, sono eaai . glt esattori della d&fivtij: rf#ti*r*0 pro 
curia 1 ). L’ interesse ebö eui si «rea, dopo bißghft üli e eon 
laboriosi arbitrati, di deierrmijare sc gli uotnim doll' ttno p del 
1’ aitro luogo debban pagar 1a dfctim con M&t#eao eciiChirttella 
« oon altro dei Castelli dipeiidepti dagH ditotri, ei fa Supporte 
ehe quell’ imposta ootv st rifieuoiesse Boltaato per F imperatore. 
ro& ehe comuue e sipym ' eBiges»ero gib dagii hopünts dei hm» 
ba&ielli tin’ iwpoffta dareb»f ftbac persoüale. e che per questo »1 
Comtrnc dease tanta laiportanzä ad aumentare le iueaatellazioni 
di aueve fomigüe, che »on rappresentav&ao aoltanto nuove bracoia 
per i lavori e \ä custodia del eastello, roa änche, e aopratulto, 
nuovi ooutribpenti per 1’ ini posta personale*). 

Ma poiche il eastello di 8. Maria, il quäle pagava al conto, 
sorgeva proprio alle potfe di Mftieliea, il eomwne si doveva trovare 
oei prittti a»pi in uiw ccmdirioMe di masolttta inforiorita .finan- 
ziaria, e doveva lotiare per ottenere eello *tea»o tenipo un allar- 
gaiüento del suq. tefrritoriö. $ -aitl::tsdpts Bella riaeosaione 

delle irapoate. 

Nel 1185 il eomuire ha gib l'atto uu passe» innanxi ia queate 
site c«nic|oi«to, di cui esse ottiene il riooBoscioieoto uffieiale io 
dne dijdonii di FedeHco 1, xicU’uno dei qiiali vie» c«nccsso agli 
upmiBt di ^MateUca 1’ esenriojie dal fodro generale, *niH tomtia# 


derß ad öü adlro dei MgnCri 4ei territorio. a io. Butfaro di S. Maria in trtwite, 
il me fcndmvm, U j*edaggi»i e !e terre ehe Ocotüe Al Franco di Attooc aveva 
t**n«tQ nel eastello di MateUca, <; die gii «raao teile perche arova: mlcrito 
alla parte imperiale. (Thbikek, I, n ö 300.; 

1) J*«rg. sP 8 (a. 1196);' Acquacotfa, Appendire B. • h't »* nantius 
curiae ptfitrit ^«n«r(nie¥> dwlioaf» p«r iotani «mm iierrrttth leniiiurttür fwmintg 
ist», gHi r«mant»4 Ät CiviUU« dar« num Ä#tme t* Ajyffäafari», ;:*t wntuie# 
Malhelime i«tt« fwmnitnt« nihit peu«ripiant>i 

Sf Credlaat« an%i efee ei dßbba essere «ss&t ttradea^'-eidl^ iifafyt'st+tc. 1«; 
parole *»4 mctipttf&nituw ri ptrp«tm in m4ira 'bfrbümdtm* t a ut realtit 
aiptfe:- rrtiie fc ciWBipno delle #Anuglie dtpettdöiü % h»‘ 'd.öVo' 1ai#Älbtij(Mionat* 
j’ftppre.senfüia twa eernpHce ceesiooe di ccntribasnib Non ei potfeiibe «tifalti 
iaterpifeure in dlxp modo tl perTtiewo dato dal aignori el t»W hmitte* dt txirc 
dal loro .«awiello etm- manatmibm «ui« t ia eoaüioiie fttita uel 1220 da meaeer 
»'Mtarnteri di Franco AeU» met& jtrö " ' 




54 


Gino Luzzatto 


12 denar. lucenses de quolibet fumo omni tertio anno c 1 ); nello 
altro invece si concede al Comnne >medietatem omnium exactio- 
num ad imperatoriam magestatem in praedicto Castro spectantium, 
silicet de omicidiis et de sanguine et de aliis forensibus causis, 
et usualem largitatem de montaniis < 2 * ) (1’ escaticum dei documenti 
beneventani). L’ altra metä, sebbene il diploma non lo dica, do- 
veva essere riscossa dagli Attoni 8 ). 

Ma qnando 1’ imperatore concede al comnne la sola meta delle 
entrate giudiziarie e dei diritti di erbatico, ghiandatico, legnatico 
dei pascoli e boschi di pertinenza dei castello, in realta il comnne 
b giä andato assai piü avanti; esso b andato man mano allar- 
gando la propria ginrisdizione, ottenendo, o con la violenza o col 
danaro, che ora gli nni, ora gli altri degli Attoni gli cedessero 
nn numero sempre maggiore dei loro homines ad incasteUandwn 
et perpetuo in Castro Mathelicae habitandum et ad omnia faciendum 
quae alii castellani faciunt pro negotio communitatis , promettessero 
di non costrnir alcnn castello ai suoi danni, mentr’ esso li avea 
spodestati dei dne castelli di S. Maria e Col Feraio, che avea 
forse distrntto, e si sottoponessero alla ginrisdizione dei consoli, 
nei casi in cni qnalcnno della comunanza di Matelica intentasse 
cansa contro di loro 4 * * * ). 

Si era dnnqne molto vicini al riconoscimento pieno dell’ auto- 
nomia e della sovranitä dei Comnne anche da parte degli antichi 
signori dei contado, qnando, dnrante le gnerre che segnono alla 
morte di Arrigo VI, passö sn Matelica la raffica delle ire di Cam¬ 
panile, ed il castello fn raso al secolo dai Camerinesi. Di qnella 
distrnzione e della dispersione degli abitanti, > funditus desolati 


1) Perg. n # 5; Acquac. n° B. 

2) Perg. n° 6. 

8) £ prob&bilmente questa metä, che papa Gregorio IX toglie nel 1241 
a Gentile di Franco. (Theinbr, 1. c.) 

4) Perg. n° 9, a. 1198, e n° 14 (testimonianze raccolte nel 1210); Acquac. 

n* 8 e 12. V. per il procedimento analogo segoito dai comnni fiamminghi 

Espimas, Lee financee de la commune de Douai (in Nouv. Revue Historique 

de Droit frone, et etr., an. XXV, 1901, p. 171 e ss.); e per i, comuni tedeschi 

v. von Below, Entstehung der deutschen Stadtverfassung (in Hietor . Zeit¬ 
schrift, Bd. 59, p. 242-248). 
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vagi et profuyi*, come ii chiama una holl» <Y luiioeenzo 111'), 
pare approfittaußero gli Attuiii, per rivetttlieam i turo diritti m 
molte fantiglie e iors’ xncb« s» qualcbe feiateün giä 'eedttto al 
commie. Duc speeialmente <li CsHgi, Attomi e Appiilalerra, %Ii 
del q^v pbf*i*l annt prima, per H prczzo di ccni« 

lire, avevano reduti riitti i loro hrnnines di Cmtella e avean pro- 
rooaao di demolirc i'piet üaflteUi> t Js' crattütmiti poi ai nennet di 
Matel.ica, avpati parteeipato aila ürta distruzioiyj r ije avovauo aspor- 
tato grande preda, e aveanö olibijgaLi ipelte famigüe apparteneuti 
al cömnne, cd enfrare nella loro rrjce» di (üvifeJIa non aoeora 
diatrotta 

Ma il cwimne, appena ricostitnito, riafiaeciava subito i suoi 
diritti^e ne ortenera iatanto il riconotjeimeuto (La un nuovo diploma 
imperiale, cwneessogli da Ottone. IV. Qöesti, lucnbre peniiettcYa 
la. riedilteazioue' 4*d easteJIo, probabilmente gm awenuta %. gli 
aesegnava la meta dei proventi delja ginrisdizione, del mereato 
e del pedaggio.- . riservando » «e 1’ altra mein.. EgH -äirdlnavarehe 
»i eostrolsse entro il easteJIo nna casa per 11and ndMiö e gli si 
assegnasse un molino c eento moggia di terra, cd elevava j( fodro, 
detto auaelie eemu* o fictus, dal 12.deoort »gni bienrdo di'-Kede- 
rico I, a 26 denari"ogni anno, da pagarsi in maggio da tßtti gli 
abitUBti praeter chrkoss et mitten dk siirpi mUtari, ’Ma in vom- 
peaso - ed era quo.eta la eoneessione piü mipäriaiit# pometfhya 
ai Matelioani di aeiiogliere eome- easteltftniAutti qaeili ehe. YoJessero 
andarvisi a stabilire, e- dl fani ritoroare rimi quelli che vi st 
troravano prima della di»trruztoue^. 

Il comane perb uon riatiqöisto atiblto b sna autonomi», ma 
rim&se per piu di quattri armi - Üneh« dt»rar«TW le lo.ttc f'ra rivevi 
e Bavarqsi - sotto la giarisdmoiie di mt puitesta imperial* ipro- 

1) P&*)* o 9 10 ed }|y a, iW&i iAiefutwr. JtK ^ . 

2) V. Ie solite Wsiihiotnioae -irt'1^10 -i&jjfflfjfo ^ : *Üe- 

aoa:i del. giogtio ?Ü»S fra \ Comutti tii S. Sfs’yeriBo v di FabriaBo wntw Ma- 
‘eJka; frü gil alle»ti <6 Fftbriaiie sori comprcei üuebc Aen> rie (stiäratew et 
frtttrM (r&.. Aequaci'■/ 

ö) Ein dul 3208 pepa Inooeenjto DI Bollecitava i ronitiinj di E'&bn'ano ö 
S. AnatoUa a^irestenä U loto ;üuto per la ricoatrorion« : di' MateHca . (Ptrg. 
a“ 10 eA 11). 

4) kxfj. ij« 12; Acr f uac. .o« 11. 
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babilmente il nuntius di cui parla il diploma). Ma rafforzato foree 
anche da questo piü stretto legame all' impero, il Comune puö 
guadagnare nuove posizioni di fronte ai discendenti degli antichi 
signori: nel 1213, nna sentenza arbitrale, che decide nna lite fra 
il comune e messer Pietro e Ranno, figli del conte Alberto di 
Gualtieri di Attone, stabilisce *quod omnes forenses qui veniunt 
ad castrum Mathelicae sint absoluti a Petro et Banno de salariis 
et bannis et omnibus quae eis dicere possent*. Non si tratta ancora 
forse, di una rinuncia completa alle entrate giudiziarie; ma piut- 
tosto b un vantaggio che il comune pretende in favore dei nuovi 
castellani, ai quali esso concede per 5 o 10 anni 1’ esenzione da 
ogni imposta, e non vuole perciö ch’ essi siano molestati dai 
signori per pretesi diritti fiscali. Piü larga ancora b la seconda 
esenzione: * de nobiltbus hominibus qui habent suos homtnes Petrus 
et Bannus non debeant petere banna nec folias ab eist ; essi ri- 
nnnciano ciofe completamente ad ogni multa e tassa giudiziaria 
per tutti i dipendenti da quei nobili che si son rinuiti a formare 
il Comune, il quäle per tutte queste rinuncie, che si traducono 
in un allargamento della sua sovranitä finanziaria, paga ai due 
signori la somma di 172 lire 1 ). Poohi mesi dopo, lo zio loro, 
Attone di Guarnieri, quello stesso che nel 1210 era in lite con 
Matelica e pretendeva la giurisdizione su molte famiglie giä ap* 
partenenti al Comune, promette non solo di difendere il castello 
ed i suoi abitanti, ma di obbedire al suo podesta od ai consoli, 
e di rispondere nella loro curia per tutte le cause, che egli potesse 
avere con qualcuno dei castellani. Egli adunque, per tutto cid 
che non riguarda la sua rocca, si sottopone pienamente alla giu¬ 
risdizione del Comune, e si accontenta di riceveme un compenso 
di 106 lire e 90 moggia di terra 8 ). 

In una posizione di maggiore indipendenza dal Comune si 
mantengono ancora nel 1214 i discendenti dal terzogenito del 
primo conte Attone, i fratelli Gentile e Guarnieri di messer Franco, 
signori del castello di Rotondo, i quali promettono bensl di co- 
struirsi anch’ essi una casa in Matelica e di venirvi ad abitare 
di quando in quando, ma trattano ancora col Comune sopra un 


1) Perg. n® 18; Acquac. n® 11 e 16. 

2) Perg. n® 19; Acquac. n® 16. 
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piede di coropleta uguagliauÄa; reeiproca inlairi i ta promessa m 
difesa o di aMeunza, e se i du* fmieUi' giarano obbedienza ai 
coiisoli, ei affrettano ad aggigtsgem ia claö&ola tmlco stato *uo<\ 
ottengono die uel giuranientb dei rettori dcl CJomünesia inserita 
la prpmeasa fatta a iaro, e ncm faapo parole dei rappdfti giüns- 
diziowali 1 2 ). Ma jsojc» ß auni piii tardi, uno dei due fraidti, 
truamieri, essendo probabitaettte i» fite eon messer ßepdle, si 
rivolge ai coasoli di Matdic^ da cai otiieue propieäsa di aiüto, 
se ii frate’do pon gti desse la mn p»rte dei bet*i pateri»; ed in 
eooipen8o riöttuda a iidti .1 «Hriiii die gK possono apettsr nel 
tomone vsüieet in wnsitteiu, m bmäw et folliia, et innnibits $Ui» 
rntimübm tt iwis4<cim0m <, eseledendp dalJa risaBeia Ja .geht 
parteeipaziene &f ped&ggiö» vnöl; >!: 

l’n pcd alla volta danque, ma ia np tempo »Öbastanza breve, 
il Coflittiie ha ripreso tutte le posizioip ,;;e$§» ^yjea etmqaistate 
prima della distruziöne, ed k andate aitehe pih in 14-, m». neilo 
stesso tempo gli Attoni, che fiel pfirnl .25 mm : «lei »ec\ XIII 
oöo seiiibrano ave? avpto »leima öSI/gfi^eHio dttadino, 

riässumböo iavetre ia partecip&zioac ai i ? uno o IV altro 

di essi $i vede quasi setnpre -xiU? tesia deU‘ aümtä ciitadiöä; 
ora uno, ora dne di iPro aono. ira ? eposoK; n«Üe ioro ease e 
sempre alia prescnza di qnakuiio di essi »i eompioao gli aiti 
piii mipoftsati della vita «omtiimie; qraieüfiö di loro &i troya 
qaasi sempre fra i ddeipssori oha garantiseono i debiti de) co- 
mune 3 * * * * * ). 


1) Psrg, n n 21 : Acguac. ft y 17, 

2 ) Berg. »• 2»; Aegvat. Q* 19 oi. IJjSQ); 

3) N«l bbiitf, 1225 t ixl muggiii 1226 sono coasali <&••* Barn*, ü*‘ Atytrti 

tfmAitt h rf««* Guw'titriitjf <]*< Pfvfrwi n'‘ 21 c 29): m»i US« 

e oonsole <***» Mariens Ratndidi Aanws (Psrg. n 9 38), «tl gingno 12S4, 
4** : HainaUl«« Monet (Pirg. a* 63) ; nel gemoüo &** SmnaWuv Mo-rin 
e d«* kamaldu.’i Gudhtrii. N«i. 1227 ta curia def podenii in domo 

9 m* jf#if <i«‘ Gshttiis JFVand»' io* 36). I prim« firmatari dcl patto' gioraty 

Wl 1U37 fea nobilex c populäre* sot«o Albwtiis Actöftia (ittdrnffii, -f " 
flsnüsU* JAfcmci, d u * Jjfreäni*u* Moria Rawaidi, »ppfeacniftiiti i tre rami 
ü -j’irftfi. djijf coole Attone di Morico (IVv -,x-; ■«•** • 

■Ük ii trattato det 1243 ooti i'-iiiis V'i :ü 

dt! pod< ; er.a. * 1 , tr<?Y»- d*** 'Hartholz od / 
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3° Intanto, col moltiplicarsi delle aggregazioni, per cui ogni 
anno era qnalche decina di famiglie che venivano ad aggiungersi 
alla popolazione del castello 1 ), il Comnne s’ era andato rapida- 
mente sviluppando; e come si faceva piü complessa la sua costi- 
tnzione sociale, cosi aumentavano le sne fnnzioni ed i snoi bisogni, 
e si rendeva necessaria nna maggiore antonomia ed nna piü com- 
pleta organizzazione finanziaria. 

Se si dovesse Stare alla lettera dei docnmenti, si dovrebbe affer- 
mare che, fin dal 1191, la popolazione libera di Matelica fosse 
divisa nelle dne classi dei nobili e dei popolari, e che gli uni e 
gli altri partecipassero ngnalmente ai piü gravi atti di governo. 
11 trattato, che si conclude in quell’ anno fra Matelica e Fabriano, 
e giurato infatti dai consoli di Matelica »cum consensu nobilium 
et popiUarium eius terrae**). Ma il trattato viene giurato a Fabriano, 
e fabrianese e il notaio che lo scrive; ü quindi molto probabile 
che la formula cum consensu nobilium et popularium, che rispon- 
deva effettivamente alle condizioni reali della propria cittü 8 ), sia 
stata estesa da lui anche al vicino castello di Matelica, dove 
quella netta divisione di classi e la partecipazione dei populäres 
alla conclusione d’ un trattato politico sembrano una antecipazione 


Actonis Ouarnerii. Il giuramento b fatto in Matelica, m palatio d ni Alberti 
Actonis, dove s’ b radanato il consiglio ( Perg. n 4 90). Gli steasi dne signori 
aono in prima linea, nel 1258, nella concloaione del trattato con S. Severino 
(Perg. n° 147). Ma allora, come vedremo piü avanti, eaai occupano, anche 
nfficialmente, an poato preminente nel governo del Comnne. 

1) Soltanto per il periodo dal 1226 al 1258 ei conaervano tnttora in 
archivio 230 atti di aggregazione al comnne di capi di famiglia, e certamente 
molti altri aono andati perduti. Tutti queati atti contengono P obbligo di sotto* 
porsi alla ginriadizione del comune, di prestar ad eaao i propri servizi ed i 
tribnti, di coatruire una casa entro il castello e di venirvi ad abitare ininter- 
rottamente; in compenao il comnne aasegnava al nuovo castellano un tratto 
di terra per la costruzione della caaa e gli concedeva P esenzione dalla col- 
letta per an periodo variabile dai 5 ai 10 anni. £ probabile perö che non 
tutti i ca8tellani venisaero effettivamente a stabilirai entro il castello, ma che 
P obbligo di avervi nna casa servisse apecialmente a ecopo fiacale e per i caai 
di gnerra. 

2) Perg. n 4 7; Acquac. n 4 6. 

8) Cfr. G. Luzzatto, Rustici t Signori a Fabriano alla fine del sec. XII. 
Milano 1909. 
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di almeno an trentennio. certo invece che nel 1237 i popu¬ 
läres esercitano giä nna parte attiva nel governo del castello e 
son giä tanto forti da poter imporre ai nobili, rimasti fin a poco 
tempo prima i soli padroni del Comune, la stipulazione di an 
capitulum Mathdicae , che determinasse in modo piit favorevole 
al popolo la posizione dei nobili nell’ interno del Comune, ed il 
ginramento annnale degli obblighi in esso contenati. 

Oggetto principale della convenzione doveva essere la distri- 
bozione del carico tributario, che si faceva di giorno in giorno 
piü grave. Mentre fino ad ora non s’ era trovato acenno che 
ai pedaggi, all’ entrate gindiziarie ed alle prestazioni d’ opera 
per la difesa ed i lavori pubblici, ora invece si parla chiaramente 
di collette, di prestanze e di matai contratti dal Comune, e si 
capisce che la colletta ed i prestiti obbligatori costituiscono il peso 
piü grave per i popolari e la causa principale dei loro dissensi 
coi nobili. Si stabilisce infatti che la dativa o colletta sia pa- 
gata da tutti indistintamente per libram secundum apretii sui mansi 
habiU infra districtum Mathdicae. Spariva dunque o si voleva fare 
sparire 1’ esenzione dei nobili dall’ imposta fondiaria 1 ), ed anche 
i loro beni erano descritti nel catasto del Comune. Ma forse 
non la sola colletta per libram era pagata dai nobili; ma anche 
la colletta per fumantes (imposta personale), che veniva allora 
esatta ogni anno per il salario del podestä. Se cosi non fosse, 
non si comprenderebbe perchä si dovesse inserire nel ginramento 
dei boni homines una disposizione per la quäle *si erit potestas 
de extra comitatu Camerini, addatur salario quod continetur in 
capitulo, ita quod simus in concordia cum dicto potestate*. Se si 
sentiva il bisogno di ottenere il consenso dei nobili per 1’ aumento 
eventuale del salario del podestä, vuol dire ch’ essi giä contribui- 
vano per il salario normale. 

Lu vantaggio dei popolari doveva esser fatta anche' la pro- 
messa che non si imponessero praestantiae per homines Matdicae, 
ma che in caso di bisogno, si prendessero i danari a mutuo. Si 
voleva evitare 1’ abuso dei prestiti forzati, che gravavano in 


1) Nel diploma di Ottone IV si esentavano ancore dal fodro imperiale i 
milites de atirpe militari. 
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misura aguale sn tntti i contribuenti e sostituirli coi prestiti vo- 
lontari, per i qnali soltanto i maggiori proprietari, e perciö in 
prevalenza i nobili, potevano prestare malleveria. 

Altre promesse in fine tendevano a limitare le pretese eccessive 
dei nobili per risarcimenti di danni per cavalli o muli, morti in 
servizio del Comnne, o per gnasti prodotti nelle loro terre dalle 
bestie di privati cittadini. Fra i firmatari troviamo in prima 
linea i capi dei tre rami in cni s’ era divisa 1’ antica famiglia 
comitale, i qnali ginrano senza alcnna differenza da tntti gli altri 
boni homines del Comnne (nna qnarantina in tntto) 1 2 3 ). 

I nobili, che probabilmente erano statt obbligati con la yiolenza 
a stipulare questa convenzione, non tardarono a sentirne il peso 
ed a tentar di sottrarvisi: tant’ ö vero che nel 1241 i popolari, 
i qnali non sembrano ancora organizzatt e per compiere un atto 
pnbblico derono ancora intervenir tntti personalmente (in nnmero 
di circa 300), nominano nn loro sindaco perchfe si presentt allo 
imperatore e gli chieda d’ obbligare i nobili al rispetto dei pattt 
ginratt *). 

Non sappiamo quäle esito abbia avnto qnesto ricorso, ma b 
certo che momentaneamente il dissidio dovette essere composto 
e ehe in parte almeno le domande dei popolari dovettero essere 
esandite: non son passatt dne mesi e s’ incontra la prima fide- 
iussione prestata da alenni nobili per nn mntno contratto dal 
Comnne con alenni prestatori fiorentini; e fra i testtmoni si trova 
messer Alberto di Attone di Guarnieri 8 ); e poco dopo nobili e 
popolari si trovano riunitt nello stesso consiglio, che ginra il 
trattato d’ alleanza con Camerino, e tiene la sna adnnanza nel 
palazzo dello stesso messer Attone 4 ). 

Ma d’ altro lato se V anmento dei bisogni e del carico tribn- 
tario era stato nno stimolo al costttnirsi di nna forza politica 
popolare, alla sna volta 1’ anmento rilerantissimo della popo- 
lazione e la partecipazione del popolo alla vita pnbblica dovevano 
spingere il comnne ad anmentare continuamente le proprie fun- 

1) Perg. n # 69; Acquac. n° 23. 

2) Perg. n° 71; Acquac. n° 24 (8 maggio 1241). 

3) Perg. n® 72 (2 loglio 1241). 

4) Perg. n° 90; Acquac. n w 28 (14 raarzo 1248). 
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zioni ed ä cTcai^i maggiori foiitl d* entrata, allargaodo il proprio 
dominio territoriale ed aÄrtemraodüsi entro di qucsto la piena 
suvramitä dhanziaria. Id'.^pso i dtte passi deelgm furooo 
fatti da Mateüca fra il i25o ed ü 1263: mel ruar/o del 1255 i) 
Com an e oonipera da messe? Bartolo di Gentile, per il prezzo di 
3000 libre, ii raaggiore tiegli antieln doörifii riuiasti ancorti in 
mono degli Attom: il mtellö di Botondo ton totte le sne forti- 
änaeiom e con tutta la ginnsdizione * ad dictum castrum pertu 
nepVm* e con fntti i diritti etie ly ^fesso niesger Bartoio pnö 
a^ere «ngli abitADti del «asfello e dei ««<> . dislrt-tto >occ<mone 
dcminii köminii et sengmrm*. Tnoltre messpr Ilartolo nnnova e 
coinpleta !a promeasa di eisern in perpetim eastollano o abitatore 
di MatdBea, di öbbedife ai rettört de) eötnbiie :*et dare daiiutn 
et collectam per litram mi uppretii ei alite obscqma f(teere qune 
aliquis cdim eäMelltttine d/cti eostri fiu'd* 1 ). 

ITq mnse dopo an altro erede degli Attoni, tßjBgser ßatnaldo 
di Masaeo, che avnva eposato l* unica di^cnndnote de! conto Alberto 
di Gnaltiero, eede al Comp,ne per il • twodeatp-■ pÄo di 50 Hbre 
alenni bosefci e paseoli in mmitagna, la terza parte del pedaggio 
che gpettava al nynte Alberto «el caatdfo di Mafeiiea e nel guo 
diatretto, e tnfti i diritti ch* eggi potesesero vaamre. tqttoqw modo 
«** quacumqm de causa in Castro Mathelkac■ ■■ei' eins districiu mvc 
occosime districtits et pQUsiariäe, sive oewä&ne czentfariis de non 
soimndo dativas et colhctas, sive occmi&n? bmnörum et follia- 
rumt *). 

Finaimente in qnello atesso anno meeser Alberto di Attone di 
Gn armiert rinnova aingolarmente la promeaea, ehe giä aveva giur&to 
eo n gli altri nobili di Mateliea e ai impagna a pagare la cdtlefcta 
p6r Ui,.tarn sui appretii, a f&r tutti gli altri obeequnj mmmunie, ehe 
fariiso gli altri nobili, a pagare la in mtario 

rinancta ancb’ egli ad ogoi ditirto ebn gii pnasa spcttare 
verso ß Comune »ocoasione eottsulatu* et pcicsUitd«^ eetiptoifai 
stt>e pedagii, bannorum et folUanw* e verso i pnvati >ocwnone 
dominii, hominii et segnoriw , che gli dertvasaeio dall’ ereditä 
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paterna o daila cessione fattagli dai figli di Morico di Rainaldo 
(1’ altro ramo di casa Attoni). Egli si obbliga ad abitar con la 
moglie entro il castello in tempo di gnerra secondo gli ordini 
che gli verran dal comnne; ma si Hserva tntti il diritto di pieno 
dominio snlla sna rocca (che non fe nominata nel documento, ma 
dev’ essere qnella di' Civitella), impegnandosi soltanto a far deter- 
minare da qnattro castellani di Matelica, eletti dalle dne parti, 
i confini fra la montagna del Comune e la montagna che spetta 
a lui pro rocca sua. Per tutte queste concessioni egli riceve nn 
compenso di 650 libre 1 2 3 4 * ). 

Cosi finalmente, dopo mezzo secolo di lotte e di conqniste 
parziali, il dnalismo dei poteri b scomparso del tntto: poträ 
sussistere ancora qnalche residno di partecipazione all’ nna od 
all’ altra imposta indiretta, ma in generale si pnö affermare che 
entro il territorio del Castello, nettamente determinato dai trattati 
coi Comuni e coi signori confinanti, vi b un solo potere che 
esercita la ginrisdizione e riscnote le imposte. 6 vero che i 
signori sottomessi diventano subito i capi e quasi i padroni nel 
castello: che giä nel 1246 messer Alberto di Attone di Guarnieri 
b alla testa del Comnne coi titolo di vicarim sive capitaneus *), 
che nel 1258 lo stesso messer Alberto ed il cngino messer Bartolo 
di Gentile siedono accanto al podestä come Capitani del Comnne 8 ); 
che la casa di messer Bartolo b V hospitium del podesta *) e la 
sna torre diventa an fortilizio comunale 6 ); ma qnest’ autoritü 
essi la esercitano non piü come eredi dei vicari dell’ impero e 
come possessori di diritti fendali, ma come cittadini, eletti a rap- 
presentare e govemare an’ associazione di nomini liberi ed ngnali: 
a grado a grado, attraverso alla sottomissione al comnne ed alla 
conquista delle piü alte magistrature comnnali, gli Ottoni pas- 
sano dall’ antico dominio dei conti imperiali a qnello nnovo della 
signoria trecentesca. ln nn piccolo centro, abitato in prevalenza 
da piccoli proprietari e da modesti artigiani, b naturale che 

1) Perg. n® 128, 129, 180; Acquac. n® 42. 

2) Perg. n # 76; Acquac. n® 24. 

3) Perg. n® 147, 148; Acquac. n® 47. 

4) Perg. n® 212. 

6) Perg. n® 218. 
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r autico sigftortv fafct<4t y«Rrcift/aö preduniinio efFettivö, 

ehe gli deriva dfttla tradlzione « dalla fpiperiovitä. econoniick e 
morale; ica |l-pnfcere, quando lo esergita, 

(tuftv an Henipiiee d'^legato dei Cumiiue, che *> il solo e vero 
sdyrauo. 

II f.’omqQe ragg-iip^e pfa, cdrne ente pidkicn, il niassimo della 
siiä fi»rs& a pu b üwrare ad eatehdere tl auo demiulo afitdre fuori 
JÜ anlieo territor'to verso l;i rivalee ph\ f'otte eUta di (•amerino: 
nel 1288, per Ü prezzo di 300 lire, si ottic-nn T. inwwlellazione. 
e la HOtfoauaMorje ul Comii»e.'4i: >le}*8ef; Buenr» <11 eap»» 

della coftöcrtetia degliAlbertiß*,* Che. pö@8iede il ^astello di S, Maria 
m Maote ai piedi deir Äppeowa« sopra an giogo ehe dormnu 1’ alta 
eallc del Potenz;., ! g Chiqne und dopo, «« «ogmfo ä violwuo e 
all’ »ecisione «cllo steaso Buearo, il €omune aequista per il pr&zzv 
di 4000 lire ii "eosteilq «o'i snmi borgbi, hon Je 20 lacüjgHe che 
yi nbiratio © cori tntti i "vaasalU de? muldetti sdgnatl 8‘ ödende 
per»'» ehe K äcijussto üou Hguarda I diritti patriitiosbali safte P»nv 
e sui eenrl d' indole privafci. [(kbitalhi smrritio* vt^ailonim), da 
cm i vae&aÜi pöfawvno aßtiuiearsi cedendo agH antiebi ü&tnfei «na 
meta delle loro terre: tnasüUajvtftJe fbiiiftcaxion». lä gUirisdislone 
e totte. le prestasdord buHfcin e tribninrie «he gU ahitanti del eaK&llo 
e del sho digtrelto doveranö aglt coiae a (orq 

TJna condiakme npecmle viene stabilita per i Losch! e paseolf in 
mootagua, di ßiti lä prqprieta resta agli AkierMnl, ma il diritto 
iV uso viert B^eVvafo - e paregfaiuuatnbDfe ■/-; nt Omnune ed ai 

8U<‘i cafitellMi / 

Oosi taloinq ai IÜB0, »ei inoununo io oui. ooyiiiiciano ad ab- 
bondaro le fönti Simuiy.iiVrie e t» tfovano i prinii registri dei va- 
merari, il Comane, e<;>n P acfpli^o dei d«e - estelli di Kotoudö'e 
di S. Maria in Monte, won sok> ba assodatb la |k»tei|s«» Epi- 
lifare e si e litapnssessÄtö di -.Änffihhtitftlft’dilth.' 

per prön'ftdere a tutti i bigogtd iki CÄpoinogöj ma ha climinaio 
da qncsro territorio tufti i poteri concfÄrenrii efu?-.aveaiip li'aiiiato 
ön’ allora la sna sbrraoitä önauzlana n ne «verauo ostaeölato 
1’ esereizio. . : 
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4. Ma se, nell’ interao del saoi domini e nei rapporti diretti 
coi sudditi, il Comnne b il solo ente che possa imporre ed esigere 
triboti, se esso b il solo che provveda ai bisogni pnbblici del 
castello e del sno territorio, la sua autonomia, anche in materia 
finanziaria, snbisce invece dall’ esterno nn grande nnmero di limi- 
tazioni, che si vanno anzi facendo sempre piü gravi appnnto in 
qnesti anni, in cni esso ha compinto la conquista del sno distretto. 
La prima limitazione b quella che rignarda la scelta dei tribnti: 
le imposte, che il Comnne esige negli Ultimi decenni del Duecento, 
son sempre quelle di cui parlano dapprima i diplomi imperiali 
e piu tardi le bolle papali: il comnne non ha creato ex novo il 
proprio sistema finanziario, ma ha dovuto muoversi entro i limiti 
impostigli da un potere superiore. Federico I ed Ottone IV 
aveano concesso a Matelica, come giä s’ b visto, 1’ usualem lar- 
gitatem de montaneis e la metä dei proventi de jurisdictione, de 
pedagio et mercato. A queste appnnto, anche cinquanta e ses- 
sant’ anni piü tardi, si posson ridnrre, pur nella loro maggiore 
specificazione, le principali entrate ordinarie del Comnne. Accanto 
ad esse trovaremo 1’ imposta diretta nella sna doppia forma di 
imposta fondiaria e d’ imposta personale, e vedremo anzi ch’ essa, 
sebbene conservi il carattere di straordinarietä, b la vera base 
della finanza comnnale. Ma anch’ essa b un’ antica imposta 
statale, di cni si ha frequentissimo il ricordo in tntto il periodo 
germanico e feudale x ). & vero che per Matelica non si conserva 
alcnn privilegio, che ne conceda al Comnne la riscossione; ma 
perö le parole, giä piü volte ricordate, dell’ arbitrato del 1196, 
in cni si parla della riscossione della dativa pro curia, che si 
dovea fare castello per castello e che i consoli di Matelica non 
potevano esigere dagli homines di Civitella, son prova piü che 
snfficente per potere stabilire che giä nel secolo XII 1’ imposta 


1) Cfr., fr» gli altri, Leicht, Studi euüa proprietä fondiaria nel M. E. 
Oneri pubbUci « diritti tignorüi , Padova 1907, p. 47 e ss.; Mayer, Ital. Ver- 
fate ., I, p. 810 e ss. D Mayer considera 1’ imposta fondiaria della etA bar- 
barica e feudale come un’ imposta ordinaria, riscossa annualmente; ma su 
queeta ordinarietA dell’ imposta noi conserviamo dei dubbi assai gravi, ehe ei 
sembrano divisi anche dal Leicht (p. 49); nell’ etA comnnale 1’ imposta & 
certamente straordinaria, come vedremo piü avanti. 
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c«ilftri, ritewev.a neeessaria !*•• so&peiieiom: q M soppressidn'e 
qnalehe inmiunitä ). 

Ncftsun viDcolo i/iveee serubra, die ymtMv & limitarc la laisura 
e la freqoeuza ddle ImpoiMziom; u»a :ml* «dta si vede U Car- 
dinale Legato, die gorerna la M*urca; : :^:-^ii''j«ättieRto aasai eritid*, 
depo la cadata di Manfredi, ««torizzare il podedi» di Mate!iea ; ad 
esigerc da tutti gli abitaafci del.Üomuoe la eoüetta itnposta per 
pagare la epndanna di 5000 U?e, huo all« eomiwa >li •> Ure per 
ciaaeono % Ma non m dece UiierpretÄre qaeste dnßame!0t«} eemc 
»WA prova cbe si dovesge di vvHa in volta ottenen- ?' Hdtoriz- 
zaäione de! rettore delJa Murea per impom- ima .öoJletta, o per 
iaiporia in nna detennmatÄ; tnienn*. Lßettivamenie I' ÄBtonzr 
zazvone rignaida solo la faeoltä d’ - imporre la colietta a tutiLgÜ 
abitanii del conmne; e clie si tratii di qttesto Io *i eäpisee faeii- 
aieoie da una. iefctera di pochi giorni innanzi delhs sfceseo earditiale 
legato, che pemeWeva »t -podestä di poter eaigere il reste della 

!( Prrtf. n 6 8; Aapftii’. n : ’T. A Fahmno U öotauue ta wlkcta 

O eolta gi« aet 1165 (Z'iNOiti, Carfk-, ikpiomaihhe fabrißiiiivii p« 3-9), A 
Föligoo, fiel i$b} nu vmilögio. di (Htoöe IV cottöede *»*4W $<&»*« 

polest aton cvlligmili ilatain erf caüetkam excxjpiia ipni-s civihus quiftus eofli~ 

gpr* UpttaiK. fikexm, IV, p. 278j. Stil dirftfcu dt‘üwr¥Äto dsgji iiperätori di 
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somma a oni era stato condannato il Comtme da ooloro ehe 
non avean pagato la colletta -»secundum formam communiter *m- 
positam «*): qnella che si antorizza non b dunque la imposizione 
della colletta, ma la deroga dalle esenzioni abitnali. 

Ma le limitazioni piü gravi all* autonomia finanziaria del 
Comnne non rignardano tanto le entrate, qnanto le spese, in eni 
gi manifest», dopo il 1267, tntta 1’ azione vessatoria del goveme 
pontificio e lo stato di soggezione in eni gi trovano ipiccoli co- 
mnni dipendenti immediatamente dall* autoritä del rettore della 
Marca. 

Fino alla battaglia di Benevento, per 1* aspro e quasi ininter- 
rotto dissidio fra papa e imperatore, e per 1* immediata ripercus- 
sione che quelle lotte hanno in tutta la regione marchigiana, fl 
Comnne puö godere per 60 anni, dal 1216 al 1266*), di una 
indipendenza quasi completa. Tranne qualche periodo in cm esso 
deve riconoscere il dominio del papa 9 ), il Comnne si mantiene 
di preferenza fedele alla potere imperiale, il quäle, piü lontano 
e messo assillato, forse, dal bisogno finanziario, non fa sentire che 
eocezionalmente il peso della propria autoritä *) e non richiede 
per lo piü il concorso del comnne che per qualche impresa mi- 
litare o per qualche Opera di difesa, che si debba compiere nella 
regione marchigiana 5 ). Piü strettso b il vmcolo agH Svevi e mag* 

1) Perg. n # 941. 

2) Fissiam o 1& data del 1215, perchfe, dalla ricostruzione del castello fino 
a quell' anno, governaano in Matelica i podestfi imperiali (marchio Guaherius 
e. d" 1 2 * 4 5 Raintrius) ; dopo il 1215 si ritrovano in voce i conaoli oitt&dnii, &i 
quali snbentra nel 1225 il podestS, nominato, quasi sempre, dai consigli del 
comnne. 

8) P. es. nel 1985 1' afficfau vien pagato al rettore della marca, Sini* 
baldo dei Fiesohi (Perg. n° 71). In vece dal 41 al 48 la citt& obbedisce al 
1' imperatore; dal 48 al 59 esBa riconosce nuovamente il dominio papale, ma si 
ribella parecchie volte; dal 59 al 65 essa 6 devota a Manfredi. 

4) In alcuni atti di incastellazione del 1246, i nuovi castellam, oltre al 
»eqmmentum potestatis, giurano anche fedeltA all’ imperatore (Perg. n* 75). 
Nel 1247 messer Banieri di Buggero s’ impegna a restituire, entro quattro 
mesi, alcune balestre avute in prestito dal Comnne »salvo mandato et vohm- 
tate di Roberti de Castiüione eacri imperi tu Marchia vicarii generalis « (n* 88). 

5) Nel 1247 il Comune partecipa, insieme ad altri, alle spese della co- 
struzione di una torre, *quae fit pro Curia in eastro AgeUi* (Perg. n* 81). 
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giore e V onere finanziario imposto al ßomune, al tempo di re 
Manfredi, il quäle tiene eostaBteiaente nn proprio vicario nella 
Marca, cootrappodto al rettore papale, riacoote annnalmente dal 
cotrmne 1’ affietm di 25 iire l ), gli ixnpone Ü mantcmnieoto di nn 
certo nuiDcro d’ aotniiii d’ arme ed ü copfriboio di IdOOiire per 
le spesie di guerra*), öompeosÄndolo di qaeste gfaveue (ton la 
concessione del eastello di S. Maria de Öadt oggetto di laaghe 
contese fra Matelira e Caaiermn 3 ). 

Ma il eolpo pit'i grave fu dato al Göimroe dopo il 1266, coi 
ristabilimento definitive dell’ autoritä pontificia in futta qoanta 
la Marca d’ Ancona. Mateliea, ehe era gtk stata diebiarata da 
Innocenao IV, in «egno di proiezlooe, 'stemantum Ouiiae sp*ciale% 
f« soggetta alle eure dirfctte e continae del rettore della Marca, 
del »no giudiee e del sno tesoriere, e per 40 anni la «ua atoria 
pöütica ai riassatne quasi eselusivamente oei rapporti con la 
Curia pontifiria, nella parteeipazioee alle gaerre gostenate da 
qaesta, oei ricorsi contro i soprusi di qussto o quel rappreeen- 
tante dell’ autoriti papale, nei tentativi di ribeliione e uelle con- 
danoe che ne derirano. Formalmente l’ autonomia finanziaria 
del Cornnne h sempre rispettata: la Curia non ha mai rapporti 
diretti eoi coufcriboeati, ed aoehe, all’ infuori del vecchio fietus 
di 25 lire ognidue anni, essa non impone sd Cocnune alcuns 
impo»ta ordiliaria. Ma in realtu essa non rinuneia ad alenna 
oceasione per trar danaro dai sudditi: oöthlncia ne! 1267 a 
tM)»da«nAre H Öoraöne ad una taglia di 5000 lire (ridotte poi 
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a 3000) per la sua devozione a Manfredi 1 ), e d’ allora in poi 
le condanne e le malte si sussegnono senza interrnzione e 
sempre in misnra assai rilevante. L’ archivio del Comune, che 
per qnesti 40 anni conserva piü di 600 pergamene, & costitnito 
per almeno dne terzi dalle pratiche per i pagamenti che si do- 
vevan fare alla Curia. E piü per far denari che per ragioni 
politiche doveva anche essere stato preso il prowedimento che 
toglieva al Comnne di Matelica - come del resto ad una gran 
parte dei Comnni marchigiani - il diritto di nominarsi il podestä 
ed il sno giudice 2 ). Succedeva infatti che la podesteria fosse 
concessa come beneficio a qnalche fedele servitore della Chiesa, 
il qnale non si presentava neppnre ad assnmere 1’ ufficio e per 

10 piü non si faceva mai veder nel castello, delegando le sne 
fnnzioni al proprio gindice o vicario; il salario che gli pagava 

11 comnne era qnindi un semplice compenso di altri servizi che 
egli aveva prestato o prestava alla Chiesa; oppnre qnel salario 
entrava direttamente nelle casse della tesoreria pontificia. Talvolta 
il titolo di podestä b assonto direttamente dal Rettore o dal 
Tesoriere della Marca 8 ), e probabilmente non come persone, ma 

1) Perg. n° 233; Acquac. n° 60. 

2) Giä nel 1264, mentre Matelica obbediva a Manfredi, il Cardinale legato 
della Marca concedeva la podesteria a Simonetto di Gentile da Osimo » pro 
anno immediate sequenti postquam idem castrum redierit ad mandata Ec- 
eleeiae* (Perg. n° 207). Nel 1266 la stessa concessione si faceva alle stesse 
condizioni a messer Artenisio di Giovanni di Saverio da Fabriano (n° 216). 
Simonetto di Gentile fu effettivamente podestä di Matelica dopo il 1 lnglio 
1266 (Perg. n° 229); messer Artenisio invece non potö aver 1’ ufficio; e poichä 
pretendeva ugualmente il salario dal comune, ne derivö una lunghissima lite, 
che si potrasse per anni e che dovette costare al comune parecchie decine di 
lire. Nel 1284 il comune b multato in 1000 fiorini d’ oro per essersi nominato 
il podestä contro le costituzioni (n° 476). 

3) Nel 1270 b podestä di Matelica il vescovo di Camerino (Perg. n* 291); 
nel 1272, il Bettore della Marca, Fulco de Podio Biccardi (n° 381); nel 1281 
il tesoriere della Marca, Filippo di Ugo Spini (n° 461). In quell’ anno risiede 
entro il castello, oltre al vicario del podestä, anche un baitdus o procurator 
Curiae , e si vede questo casetto curioso, che il vicario del podestä promette 
in nome del comune al tesoriere della Marca, che b poi lo stesso podestä, la 
aomma di 200 lire per difendere il comnne *n Curia domini Marchionis per 
far togliere da Matelica il baiuiue pro Curia e per far ridurre la taglia im* 
posta al comune. 



Le. rti w euntellü «ei sec, XIII. 09 

Conie semplici rappresentanti della Curia papalc. Quatidp poi fit 
restitutio al Cnmaae il diiitt« di eleggersi i propri nflieiali, gli 
frt inipofdo, in compenso di tptestä «oii«esi»iooo,.-il pagaroento di 
nix eenso annuafe abbastanza elcvato 1 ). 

In conclasione il nostro Comiine si ptesentaaHa fine del Dne- 
eento. anche in inaterin finanziaria nella rera emsdizione dei piß- 
eolo stato vassallo: di fronte agli abitanfi dei Siio tcrritorio e&m 
k il solo sovramx. ehe, all’ iofuori del eatupn ueelesiastieo, non 
amniette V nigerenza di alcn« potere esiraüeo fra se ed i suoi 
sudditi, ed imponc, dietribujseee rtsenote 4$i mIo V infero earieo 
tributario» Ma Del rapporfr eoi govetno poalifteio la aüa posizione 
fr aeeosta in voce di moUo a qaelk del Gpsnixhe inodernp di fronte 
allo Stato; Bianca, h-vero« 1s tateia ohe.oggi' jo Stato esercita 
gnir amimmstrazione fmauztaria dei eorrnnü; m» vi hoho al pari 
che ai nostri giomi (e iimit&zioni stätali alla llberia di inipösizione, 
e sopratatto la liöiitazione assai pro grave nella scelta dolle spese, 
la maggior parte delle qaali sono imposte al Oomuoe dal potere 
dominante. 

II n 

Le fonli psr la storia finanziaria di Haleliea nei sec. XHL 

fl* I ptmeroHi ed t loco sßgttfeM. 2? Le retesnom dei rafionaiortsHel Oomußei 

t®: A qoeäto piratb dello öviluppo dell' autonomia tomonale, 
noi abbiaino latortuna di poesedexe un groppo as&ai rieco di 
docamenti ammmistratm, i qaali permetfom» di vedere eon Buf- 
iieiente esattezza quall fossero i bisogni pnbblitd n eoi provvedeva 
il Commxe ed in quäl modo vi provvedesse, quäle foaat* in una 
parola intto qnanto U sh» ordmamento troanziarie, 

l! A Saßi‘>3veriuo i.t {lernifsHo di! v.ieggex>i il ptuktfkX fn dato da liicoJ« IV 
nal 129p dbütro fa prötB0«sa <U fßqgpy agn* iuitao nü cehrti di i70 aiiw Caipera 
Aposxofeä ! Per#, ß 1 ' 584). Keilt» akss« anno io stes*« permeasf. iu dato «rt 
altri tfftstßlÖ ipftrohigisMat - condiriuni iviMiapift) pepö il i-emo). Oft, 

Tu&ivmi I. tt' 480, 481, S82, H10, :ttl. - ä MiUßliü» luvet* jl rettore 

d-ella Marc» aegtut« a. öbuiißtq-e tl tnödestÄ-, il gindiee $d 3 aotou atißhe tlopo 
quelT rumo (v. Prra, »° fjüü, ä. 1291 dicenibre; n ü 844, a.. 1294; ; a ft 887, 
a. 1297!. Il p-ermesso äi eleggersi it podesi • .:>» ■ 4^ 

coiauxie soltanto uvi 1300 (Perg. S* 766tj 

pugatt* aaßaalmeat« rteQa cifra dt 119 Hre - jjy 
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Non solo infatti tra le 1200 pergamene di Matelica si son 
conservate in gran nnmero le confesaioni di debito, fideiussioni, 
ordini di pagamento, qnietanze, appalti di entrate; ma ci sono 
anche rimasti, per i soli 28 anni dal 1262 al 1286, i qnaderni 
dei camerarii e le relazioni dei rationatores. 

A capo dell’ amministrazione finanziaria si trova, almeno dopo 
il 1247, nn nfficiale speciale, il Camerarius *), die durava in carica 
da 3 mesi ad nn anno, aveva nn proprio notaio, riceveva dal 
comune nn pioeolissimo stipendio (nna lira ogni trimestre, e altret- 
tanto il notaio), e per lo piü doveva nnire vari uffici 8 ). Le sne 
attribnzioni erano determinate da nn particolare statnto, che non 
ci fe rimasto 1 2 3 ); ma possiamo in ogni modo stabilire ch’ egli aveva 
quasi esdnsivamente le fnnzioni di cassiere, e che la sna libertä 
di disposizione dei danaro dei Comune era es tremamente limitata. 
Eccettnate infatti le piccolissime spese di pochi denari, tutte le 
spese dovevano essere autorizzate da nn mandato di pagamento 
dei podestä o dd suo vicario, e quelle nn po’ maggiori (per molto 
tempo oltre i 6 soldi) dovevano essere state deliberate dei consigli 
cittadini 4 ), e dovevano essere legitimate (qnando superavano i 


1) Il primo c&merario che sia ricordato dai docomenti di Matelica 6 
•Accurrimbona Petri de FoUgno camerarius et sindicus Communis Math. 
(Perg. n® 86, 27 dicembre 1247). 

2) Biceviamo queste notizie principalmente dai registri degli stessi ca¬ 
merarii; nei piü antichi registri (1262 e 63) si vede che il camerario dura in 
carica per an anno; dopo, invece la dnrata 6 sempre di tre mesi; solo eccesio- 
nalmente, dall’ ottohre 1278 al febbnio 1280, camerario e notaio durano in 
carica 4 mesi e mezco, ed il loro salario ö anmentato nelle stesse proponioni 
(8 lire fra tntti due). 

3) D 15 aprile 1807 magister Maiheus magistri Jacob* de Civitanova 
eletto a notaio delle riformagioni »et ad exigendum dativas et condempna- 
tiones et etiam in camerarium et massarium terrae Math.* per 6 mesi, d& 
6 fideiussori »de offitio suo bene exereendo seeundum formam eleetioms vel 
Statut i sive reformationü loquentium de offitio « (Perg. n° 855). 

4) Cfr. resoconto dei rationatores dei 1281: »Quia invenimus Param 
Benadaeti olim camerarii (nel 1279) dedisse 27 sold. cuidam nunüo eine 
heentia consilii et contra formam capituU, dicentis guod ntdlus camerarius 
possit exptndere de pecunia communis ultra 5 sold. sine dicta licentia, dictum 
Param in resütutione condempnamus et in 100 seid, pro pena, salvo quod 
si solvent dictam quantitatem tnfra tertiam diem a dicta pena sit absolutus «. 
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10 soldi) dalla presenza di dne testimoni l 2 * * * * * ). Neppure nelie ri- 
aeoasioni era lasciata piena liberta al camerario: ohb per le somme 
maggiori (non potrenuno determinare con esattezza la cifira) do- 
vevano sempre esser presenti U podesta od il suo vicario ed alcuni 
testimoni seelti fra i cittadini piü ragguardevoli *). Con 1’ ainto 
del suo notaio egli registrava le entrate e le spese in appositi 
qnaderni, che doveva consegnare entro cinqne giorni dalla fine 
del sno officio ai rationatores, perohfe questi riferissero entro an 
mese e concladeesero o per 1’ approvazione della sna gestione o 
per la sna eondanna 8 ). 

I qnaderni rimastici, del sec. XSI, sono in tntto quattordici, 
sei dei qnali sono di spese soltanto, dne di entrate, e gli altri 
di entrate e spese. In tntti per6 spese ed entrate son registrate 
sefMuratamente: il camerario non adottava il sistema del moderno 
eassiere, U quäle di giorno in giorno registra una dietro 1’ altra 
tatte le entrate e le spese; ma a larghi intervalli registrava in 
oma sola volta tutte le entrate o tatte le spese di una stessa ca- 
tegoria, e solo eceezionalmente vi intercalava una entrata od ana 
speea di genere diverso. Forse questo sistema di registrazione 
non era cansato dal disordine dei camerarii, che si ricordassero 
di riempire i loro qnaderni al momento in cni dovevano rendere 
i conti; ma era pinttosto una conseguenxa del modo con cui do¬ 
vevano awenire le riscossioni ed i pagamenti. 

A questo proposito si presenta anche per Matelica una que- 
stione, che potremmo dire pregindiziale per ogni Studio di storia 
delle finanze eomunali: la questione ciofe, a longo dibattata in 
Germania, se nei conti dei camerarii si rispecchi 1* intero movi- 


1) Qnest’ obbligo b confermato dalla pratica di tutti i camerarii, di cui 
ei son rimasti i registri. 

2) Cosi p. es. il cam. Bmvmuiu» Barlarü (gennaio—marzo 1276) riceve 

aOa presenza di 3 o di 2 testimoni somme di 26 lire come di 2 lire e 14 soldi; 

cosi nel 1278 e 1279 i testimoni in numero almeno di due son sempre presenti 

per le riscossioni snperiori ai 40 soldi, ed anche per qualche riscossione in¬ 

feriore. 

8) Cfr. fl Frammmto dtgli Statuti del Com. di Matelica dü sec. XIV, 
pobhL da G. Luzzatto in Appendiee agli Statuti di S. AnatoUa (Ancona 

1909), p. 266. 
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mento della finanza cittadina 1 2 * * * * ). Uno dei piü acuti storici delle 
economia, Carlo Büches, esaminando i libri finanziarii di Franco¬ 
forte snl Mono, ha conclnso che il Medioevo non deve aver co- 
noscinto 1’ unitä delle casse fiscali, secondo la quäle tntte le 
entrate e le spese devono passare, almeno per la contabilita, attra- 
verso ad nna cassa principale. Secondo lui invece, 1’ ammini- 
strazione consterebbe di nna serie di casse separate, singolarmente 
amministrate dai loro gerenti, i qnali non rimettevano le loro 
entrate tntte insieme alla cassa della citta, ma le destinavano 
immediatamente a quelle spese, ch J erano di loro spettanza. 
Soltanto se c’ erano degli avanzi, venivano versati all’ erario; 
come si ricorreva invece all’ erario, se i fondi della cassa speciale 
risnltavano insufficienti *). 

Se 1’ opinione del Büches dovesse estendersi anche al nostro 
castello, fe evidente che i registri del camerario, non rispecchiando 
che nna parte ahbastanza esigna dell’ intero movimento di cassa 
del Comnne, non servirebbero affatto a darci nna rappresentazione 
esatta e completa della sna sitnazione finanziaria. Ma il dnbbio 
non si pnö risolvere se non con 1’ esame analitico dei singoli 
qnaderni. 

H primo registro 8 ) (pergamenaceo di 4 cc. tntte scritte, con 
nna lacnna evidente fra la 1* e la 2“ carta) contiene le spese fatte, 
dal 10 gennaio al 10 aprile e dal 5 luglio al 25 dicembre 1262, 
dal camerario Bonafides, il qnale dichiara nell’ intestazione di 
annotare le » expensae Jactae in candelis, cera, oportunis comuni 
Math, et in aliis rebus extraordinariis «. Infatti, oltre alle piccole 
spese per candele, per cera da snggellare, olio, legna da ardere, 
carta, piccole riparazioni, vi si trovano registrate soltanto alcnne 
spese straordinarie per indennita ad ambasciatori, spie, corrieri, 


1) V. an ottimo riassunto della questione in W. Stieda, Städtische 
Finanzen im Mittelalter (in Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik, 
III. J., 17. Bd., 1899), p. 7 e es. 

2) Cfr. E. Bücher, Der öffentliche Haushalt der Stadt Frankfurt (in 

Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 52), p. 7. 

8) I registri dei c&mer&rii sono stati collocati dal Grimaldi nella classe 

Tasse, proventi e spese (1262—1799), nella Stanza I, credenze VI, XHI e XIV, 

e numerati in ordine cronologico; il registro del 1262 porta il n° 1. 
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per soltlo e »riveri a scddnti, JiW riparaziorn alle mura 4# cAstello, 
per ia cattara di tm bandito, per reMt!t.n?.ione dl precditi fatti da, 
privat» al Cornaue, Maneaoo dhnqae del furto In speae ordinarie, 
e da qnesfca mancauza parrebbe di dtreef eoneSadere eite ); inte* 
*tazione riSpundesne al vero, e che, almeno in quell 1 anno, il 
eanmrari« -tmem* m» registxo particolaro per le. piecole spese e 
per je spese sfraordmarie; ma poiche si tratta di ob quaderno 
frammentario. »sei .quäle si leggono le somnic parziati a pifc di 
ogpi psgina, ma non si. ennserva ja somrna finale, non si pnö 
affatto caeluderr die. in qualcuna delle earte perdute, fasaoTö. re-, 
giaträte anebe le speae ordinarie, che not) erano tunte da tU'cnpar 
gründe «paxio. 

II secoodo quaderno di spese 1 ) (cartaccM di ce. @>, tonnte dal 
carn. Botiatjiaa'a Amtcoli per il primr> tmne*trP dei 1264, conserva 
tutte qnaate le somme, nfe preseota alcnoa diseordarrza fra 1c 
somroe partiali e qnella generale; aeeanto alle speee atraordinarie 
ed a quelle niimite, gm meonträientd quaderöb di ntesser Bo- 
nafede, vi si ragiötraö/». • auebe jnpUß lapese• nrdiuurie ed alcnne 
straordinari«? ili genere diverso (p. es. i pagamenii per T acquisto 
del castello di H. Maria in monte, i quali venivano ftuii eon gr&ade 
solennidt alla preaenza degli nffidaii dei Cooinne e delle perso- 
nalitü pih eyidn«nt%.\ ■; ~ ^ ' 

Per lo gtesse rsgiotu dobbiamo ritenere cimipletu 11 regitdro 
di gpese di Corbo camerario dai dieemhre 1267 ai febbraio 1268 
(pergaiqenaceo di cc. 7, delle tonale soitaaui 4 e mem sonn 
scriite) 3 ). 

D' indoie di versa sein brauo in voce il quarto ed U quillt» qnademo 
di spese: nej prißto (pcrgauicnaceo di ec. 3). U eam. UgtM.mst.ui* 
Actohb registni, dal 2 maggio all’ 11 gitjgnö 1284 1 -<>I taute i 
pagäti agli open«, che lavoravaeo alia eoafirtiÄieüe dd pa- 
larzo cooinnaje, e gli stipeodi c iudcnöUä »i soldati o etttadjui 
aodati in extreitu; nel secondo (pergamenacee di ee. 12} 4 ) U cant., 
m etii.V ign«>ra il oome, registra - qua$i esdusivamente - i paga- 


I i TiUA«, prantnii tr nptfie, o* 3. 

äi) ib*d,, ft* S. ' , V; 

B) tu 14. ■ ... 

4 » ibiä, r n* 15 * 
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menti fatti per la costruzione del palazzo del comnne nei meai 
di novembre e dicembre 1284. Ma ai deve ancbe osservare ehe 
i qaaderni sono mutili, e che nel primo fra la gomma generale, 
ehe si conserva, e la somma effettiva delle spese registrate vi 
b nna differenza di 126 lire; b dunque assai probabile che nelle 
carte mancanti fossero registrate tntte le altre spese del trimestre. 

Completo b in fine il sesto ed ultimo qnademo di sole spese, 
dal 2 giugno all’ ultimo di agosto 1285, del cam. Marianus Com - 
pagnoni (pergam. di cc. 6) 1 2 3 ): auch’ esso infatti, come quelli del 
64 e del 67, mostra nna concordanza quasi completa fra la somma 
generale, che il notaio ha lasciato alla fine del quaderno, e le 
somme delle singole pagine, che si conservano tntte; di pih vi 
si trova anche 1’ annotazione, aggiunta assai probabilmente dai 
raüonatores, i qnali osservano, dopo esaminati i conti, che *videtur 
quod Marianus debeat reddere Comuni 57 sold. et 2 den .«. 

Di registri di sole entrate se ne conservano due: quello del 
cam. Johannes Migonis, da gennaio ad ottobre 1263 (pergam. di 
cc. 8)*), e quello del cam. Thomasius Blasii per il primo trimestre 
1265 (pergam. di cc. 6) *). Fra i due quademi vi b una notevola 
differenza nel modo di registrazione delle entrate: nel primo esse 
sono in semplice ordine cronologico senza aleun raggruppamento 
per categorie, e si devono giudicare complete: infatti alla fine di 
ottobre, quando si muta il Camerario, si trova la somma generale, 
cosi designata: > Summa omnium introituum quae pervenerunt ad 
manus Johannis Camerarii, sine salario potestatis, capit et est 
289 libr., 2 sol. et 4 den.; e questa somma- corrisponde perfetta- 
mente a quella delle cifre registrate per i primi 10 mesi. & vero 
hensi che, all’ infuori di 27 lire per arretrati di collette precedenti, 
non b registrata alcuna riscossione per imposte dirette; e questa 
mancanza potrebbe far supporre 1’ esistenza di un’ altra cassa o 
di altri registri; ma il confronto con le pergamene, assai numerose 
in questo periodo, ci permette di concludere - con relativa sicu- 
rezza - che in quell’ anno non si dovette imporre alcuna nuova 


1) ibid., n* 16. 

2) ibid., n° 2. 

3) ibid., n° 4. 
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alla riscossione di nna colletta di 12 denari per moggio, imposta 
evidentemente per qnesto scopo, si registrano anche tntte le altre 
entrate e spese straordinarie ed ordinarie. 

Incompleto ed in molte parti illeggibile, perchfe rosiccbiato dai 
topi, e il qnaderno del cam. Benvenutus Barlarii per il primo 
trimestre del 1276 J ): di esso b rimasta intatta la parte in cni 
son registrate le spese; ma per le entrate si pnö rieavarne sol- 
tanto qnalche notizia staccata. 

Il qnaderno del cam. Masseus Accursi (perg. di ec. 10 di cni 
le nltime due bianche) per gli Ultimi d’ ottobre e per tntto no- 
vembre e dicembre del 1278 *), contiene nelle prime 4 carte le 
sole entrate, nelle 3 carte segnenti le spese, e nelle nltime carte, 
nna seconda volta, le entrate. Molto probabilmente qnesta dispo- 
sizione non b ehe la consegnenza di nn errore nella rilegatnra 
del qnaderno, che al tempo del Vogel doveva essere costitnito da 
pergamene staccate: mentre infatti a pi6 di ognnna delle prime 
qnattro carte si trova la somma parziale, la somma generale delle 
entrate non si trova che alla fine dell’ 8* c., e coincide qnasi per- 
fettamente col totale di qnelle somme parziale. In qnesto registro, 
piü che negli altri, si pnd rimarcare la grande saltuarieta delle 
date, per cni da nna riscossione fatta il 27 ottobre si passa ad 
altre del 19 dicembre, e da qneste al 5 e al 10 gennaio. Degno 
di nota b anche il modo di registrazione di alenni pagamenti per 
salari, a cni si da la forma vera e propria della qnietanza, e cosi 
pnre merita d’ essere rilevato il fatto che di alenne entrate si 
dichiara espressamente che esse non erano pervennte in mano del 
camerario, ma erano state trattemente dal gindice del Comnne 
come indennitä per le proprie ambasciate. 

In continnazione a qnesto b il qnaderno di entrate e spese 
di Para camerario (pergam. di cc. 6) 8 ) per i mesi di gennaio, 
febbraio e parte di marzo 1279. Anche qni troviamo la stessa 
separazione delle entrate in dne parti, nelle prime dne e nella 
nltima carta del qnaderno, con le spese nel mezzo; ma qnesta 
volta la separazione non b casnale. Mentre infatti nelle prime 

1) ibid., n° 8. 

2) ibid., n # 11. 

8) ibid., n* 12. 
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due carte «i registrano 3<* en träte det wollti oespiti, eoropreitdeudn 
fra esse anebe älcune ftflcc&SMiHt arretmtc di yeechie collette, e 
Ia ppsma di tutte le eifte rp^üstrate mm ammonta die a 35 lire, 
si legge invecc. alla fiue deOa 2-vcarta, ehe ia souima di tutti gli 
introiti' fc «ii 386 lire. 13 soidi ed 8 den,, press 5 »poco ngtialc 
alla somum delie t?pese -d^i trimostre, cb,e k di 381 lire, 1 gold, 
e 5 deo.X i» iorte differoo?,;* •« eompensata «lalleriseossiom di 
oiia eoüdta di 6 den. per moggi«, cho son registttde alla c. 5, 
e ehe erano state hüpiegate direttaraente ia molte deilc spese, 
cbe eop reg:isttafe melle carte preccdenti. 

Spese ed cnirafe di m periodo put lungo, dall’ ottobre 1279 
al febbraia 1280, suo registrate, dal eatn, i Bmvenutux Bnrlani nel 
«nn quaderno (pergani. di ec. 16) ‘), ehe e i! piö « ompleto ed il pit» 
importante di qüanti d souo tiuufurti.: in eseo. oltre aila raaggior 
quantita e varietä deile r*?gietraziom, «I vedono nefhrcutntedassi- 
ticate le diverse eategorte ddle etitr&te; pelle primc dae eaite le 
concordiüe, a ce» 3 e 4 fß $bridwpmiiön$%% £'c,'5: p 6 Itr pfhe* 
»tontiae; a ec. 7 e S idatia a eollette; le »pese iavece *om vegisnafe 
in semplice ordhie eronologfeo. - 

Da quesio rapid« eaame e dalla conescenza di t«ttf gli altri 
docuoienü finanziari ddl Comiroe ci sembra die per Matelica 
T «pinione de! Üücükk possa «ssere eaclüsA ; auch« qoi - e vcro - 
il Oamerario non era eerto 1" ttaico ufticiale, ehe riscuotesöe e 
spendesse i dan&ri de) corunoe; mm in rr.obi easd i regidri stcssi. 
rieordano ebe i daöäH non son passati per- 1&ÄQ6:mmd, re a sou« 
stati ßpeäx difettameftie da cbi li aveva riseossi j :m» iHatto etcsso 
ehe, pure hi qoesti casi, si registw ne! •quatfetnp • 
tanto la spesa qnanto l r ebtrala, ia dti egli non ba avoto itua 
partß diretta, il fatto- cb* egli regisfcri ancbe i pagauienti fatti cos 
grande aoleoiiiia dai siodaci deJ (Umum, la. presenza in. queslo 
r« quell« det registri cainerall di tutte- le diverse categorie di 
entrate e di spese, ehe ci son ricor^tc 4a aitro fonti; tutti qneöli 
fatti ci eembrauo sutücienti per dimöstrare, eb*?. dal puPto di 
vista coDiabile - non esisteva altra cassa ptibblica all 1 iufonrt di 
quella del oamerario, e ehe perciiV i registri «K quest’ uffioiale 




78 


Gino Lnzz&tfco 


dänno im qnadro sincero e completo del movimento finanziario 
del Comune. 

Pinttosto il difetto grave di quei registri b quella della bre- 
vita del periodo a cai si riferisoono, che raramente snpera fl 
trimestre. Si conservano, b vero, per il 1262 e il 1263, d«e 
registri annnali o quasi, ma sono appunto quelli da cai si paö 
trarre il minore vantaggio. Per fortana i trimestri, ai qaali st 
riferiscono gli altri qaaderni, non sono sempre gli stessi: ora b 
gennaio—marzo, ora aprile-gingno, ora ottobre-dieembre; cosicchfe, 
ad eccezione del settembre, non vi b mese dell’ anno per il quäle 
non si conosca, almeno nna volta, la somma delle entrate e delle 
spese; ed b possibile perciö tentare di ricostruire con nna eerta 
approssimazione, il bilancio medio annnale del Comune nel de- 
cennio 1270-1280. 

2° L’ altra fonte specifica per la storia delle finanze b offerta 
dai resoconti dei rationatores. Con qnesto nome si designavano 
tanto gli officiali ordinariamente delegati dai consigli a rivedere 
i conti del camerario *), quanto alcnni officiali straordinari, ai qaali 
si dava 1’ incarico di fare ana completa revisione della gestione 
finanziaria per il periodo di parecchi camerariati, allo scopo di 
tatelare i diritti del Comune contro chi si sottraesse indebitamente 
al pagamento delle imposte, o trattenesse altrimenti delle somme 
di danaro di spettanza del Comune *). I primi, che potrammo 
chiamare revisori ordinari dei oonti, erano oompensati con na 
salario modestissimo 8 ), dovevano riferire entro an mese dal gioreo 
in cni avean ricevuto i registri da rivedere, ooncludendo per 
r assoluzione o per la condanna del camerario; e probabilmente 
essi non presentavano nna relazione, ma si lhnitavano ad apperre 
il loro visto od a scrivere, come ne b rimasto 1’ esempio, le proprio 
osservazioni alla fine dei qaaderni. 

I revisori straordinari, compensati con indennitä assai maggteri, 


1) V. FYammenti dt degli Statati del sec. XIV, p. 2S6. 

2) V. poco pift sotto il decreto di nomiaa dei 6 rationatores del 12U 
»dtcti ad rationandum et rationem petendam ab omnibus hommibus qui 
indebite hdbuerunt de pecuniis vel rebus eive iuribut comunie*. 

3) Si troya assai spesso registrato fra le spese il salario di 10 soldi per 
ciascnno dei rationatores. 




Le ftaaozc tti mt caateilo ort «ec. XQI 


che doveaao variare seeondo P iraportaßze e la darata dell f in- 
carico % «i occupavano prmdpalmeflte ddl’ wazume delle coflette, 
e compinta la loro opera di revisione, preseutavanö al podestä. 
ed ai eonsigli an« relazicme «Sani pafHcoJareggiata. cön ha proprie 
coTjda&äoni. Di queete relazioui, olrre ad aleani framröentf, ans 
sole si sos cafeaem,ie e.omplefc o quasi, e apparteugono tßite agli 
sami 1280-&1, annt proeeflp&i per la fiü&Qza citfadina, idie dowWe 
siibtre ii pmo di gravfssime spase per parteeipare aÜe guerre della, 
Curia pontrBeia e pfovvedervi eon nüoier/m oollette. 

Le dne relazioni, che ü Vooel attiihaisee giastamente al 
1280, non portano «Ma data, ne V nomi dei ratiwMtore&i nfe la 
«hchmraatooe dell’ mearieo da ossi ricetato»| ma esse rappreseii- 
taMr ioduhbiaaicote il mnltata dei lavori pteparatori della terza 
relazione, ehe e !a ddinitiva e ehe pPrta la data dei 1281 ed i 
aumi dei revisori. La prima, alme&o öftir ordise »asegBafcde 
i»\V ordiaatore deir ärehmo *), e m qaademettü eartaceo di ec. 8, 
ttthe scrifie, di cai ie tro priir.e cpntengpstr 1’’ eleneo degli ao- 
itnißi del quartiere d> S, Maria -■ Mmmnt 12 den., pro 
fach i S> Mariae in tnonis* (34l norai, dei quali 10? caoöeHäii), 
al tcmpo del podesta, megser Diotaoni di Aceommbona (a, 1279). 


Ssguono, pöi, ]e somtne ehe i culUres: avteb'bero dovuto esigere 
sei divers] quartiert per «na coüette di 6 deuori per moggio, eon- 
ftontate con le sotnme da essi versate ai eatnerart Simm tlnhierii 
e BenoenuMis Bariarii (&, 1279), 6 T elenco dei nbhili che pa- 
giröaö soltanto 8 soldi ai ea m. Mosseo Accursi (a. 1278V * tempore, 
discardiae inUr populäres 9t nobiles*. 3 ): infise (ce, 7) ana pota di 
residui arretraü di altre. eotlette di 4 den. per tnoggio, di 3 den., 
di 2, di 6. 

La seconda relazione 4 ) si rifensce agli stessi anoi della jiriina, 
ciofe al goverao di Stefano viesrio, ed ai camerleugati di Para } 


1) Kel 1276, swwer Monaldo syndicus et mtiouator ad ratiortaa<iuß3 affi- 
ciaie« coinmi!« b«, j»ct .tre me*», H «darto. ® 20 Ure; il stuo .tintiuQ 10 11«; 
•littj saoi spöeghi «ebypftp Coiae acetiuli 6 ilje : eV/r, o alcnai oggrstti ilj 
, 2) Paria, o° 17. 

' 3) Y, su <jPe6te djecurdifc, detemiimK •<>.» 

ii. ftfeufc »lei. ptulcsW k pergamertfi ß- 41S 
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Masseo Accursi, Guadagno, SaUmbene Venture e Simon Rainerii 
(a. 1278-1279). Essa comincia con un elenco di 5 creditori del 
Comune, il credito dei qnali fu detratto da nna colletta di 13 den. 
per moggio; segne una nuova revisione dei conti complessivi di 
5 collette imposte nei dne anni precedenti, assai importante per 
noi, perchö nella mancanza dei catasti antichi, essa ci da 1’ esten- 
sione totale delle terre dei cittadini di Matelica, e la loro distri- 
buzione fra i popolari, nobili e chierici, e ci da notizie sicnre 
snlle esenzioni e sul rendimento delle imposte dirette. 

Ma piü completa di tutte b la terza relazione del 14 febbraio 
1281 (fascicolo cartaceo di cc. 10, di cui le prime 77a scritte) 1 ). 
I rationatores, d ua Jacobus Plebani , Corradutius Bartholi, Jacobus 
Benencasae, Yvanus Jacoboni et Rainaldus d"* Bertae, electi a 
Comuni ad rationandum et petendum rationem ab omnibus et 
singulis hominibus qui indebite habuerunt de pecuniis vel rebus 
sive iuribus dicti comunis, non si limitano qnesta volta a rivedere 
i conti del camerario e degli esattori delle collette; ma oltre a 
qnelli di 5 collette (di 2, 3, 4, 6 e 22 denari per moggio), per le 
qnali si obbligano gli esattori a pagare i residni, e si condannano 
ad nna multa di 100 soldi, se non pagberanno entro 3 giorni, 
essi rivendicano al Comnne un grande numero di crediti arretrati 
di tntti i generi; residui del coptimnus del castello di Rotondo, 
dove probabilmente s' erano appaltate le imposte ad un privato; 
debiti del camerario per riscossioni da lui fatte e che non si 
trovavano registrate nei snoi quaderni o per aver pagato delle 
somme senza 1’ antorizzazione del consiglio; restituzione di salari, 
d’ indennita e di soldi per servizio militare, percepiti indebitamente 
od in misnra snperiore al servizio prestato, restitnzioni di danari 
frodati al Comnne nell’ appalto dei lavori pnbblici 2 ) e cosi via 

1) ibid., n° 20. 

2) Crediamo valga la pena di riportare le parole della relazione sopra 
una frode in materia di appalti, che non differisce di molto dalle frodi dei 
sec. XX: »Item quia invenimus Genteluctio Ghialterii fraude habuisse 4 libr. 
ravenn. et ancon. occasione superstantiae quam habuit a comuni in con- 
struendo pontem iuxta portam Campamantis super rigum Bringnum, scilicd 
quod ordinavit cum Manentuctio Albrici, quod non proferret se veile facere 
dictum pontem pro minori pretio quam esset prolatum et reciperet ab ipso 
Genteluctio 5 sold ., et ordinavit secrete asque Ufredutio Thomasii, suo sotio 



Le finanze di un castello nel sec. XITT. 
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Nel caso per6 dei cittadini che erano andati a combattere presso 
Offida essi ne trovano anche parecchi che erano ancora in credito 
verso il Comnne; ne prendono nota e stabiliscono che i loro cre¬ 
dito sia detratto dalla prossima colletta. 

Dalla relazione si rede pure che i rationatores sedevano come 
an yero e proprio tribanale straordinario, che citaya a comparire 
gli nfficiali interessati ed emanava le proprie sentenze, che veni- 
vano lette nel consiglio generale e speciale, e contro cui doveva 
esser ammesso 1’ appello*). 

Perciö qneste relazioni, sebbene si riferiscano ad an periodo 
troppo breve, sono an complemento prezioso ai registri dei ca- 
merarii; e specialmente per le imposte dirette yalgono in baona 
parte a compensarci deUa perdita dei catasti e degli statati piä 
antichi. 


m constructione, cum Thomasio Maihei Älbrici, quod ex 42 libris quas 
coüegerat dictus Genteluctius ab homintbus Campamantis et CwiteUae (due 
quartieri dei castello), ipse Thomassuctius haberet tantum 38 libr., et 4 libr. 
residuatt haberet ipse Genteluctius — idcirco ipsum Genteluctium in restitu- 
tionem dictarum 4 libr. Comuni pro negotiis dictarum provintiarum (quartieri) 
agendis loco et tempore decenti condenpnamus ,.« II documento ha anche im* 
portanza perchfe dimostra che ai lavori pubblici contribuiv&no soltanto gli 
abitanti dei quartiere interessato, e che esistera, almeno in embrione, una 
org&nizzazione finanziaria autonome dei singoli quartieri. 

1) A c. 7 dei quaderno la relazione s’interrompe e assume la forma di 
un verbale di udienza: »die XITT Februarii — Isti sunt offitiales qui sunt 
requisiti et citati per Deutesalvem baiulum ut venirent ad sententiam audien- 
dam (segnono i nomi); si riprende poi la relazione nella solita forma, ma si 
ehinde cosi: >Lectae et publicatae fuerunt praedictae sententiae per rationa¬ 
tores comunis in consüio generali et spetiali comunis, in domo seu Iota comunis 
sub anno D" 4 MCCLXXXI, Ind. IX, d. XIV Febr. intr.e etc. Dopo la 
(.4 1 stata poi inserita una strisda di carta, cheaccenna ad una sentenza di 
appello o ad un ricorso in appello contro la sentenza dei rationatores contro 
imo dei debitori dei comune. In essa infatti Bi dice: *Puncta prout iure 
debet absolvi Thomas Scangni a quadam condempnatione seu sententia lata 
iniuste contra eun t per guosdam rationatores electos contra formam statuti 
Com. Math, sunt haec: primum est quod confessio facta per eum de quadam 
Centura, cuius occasione fuit condempnatus , fuit facta ut depositario, et non 
fuit in judicio. Item quod processerunt contra eum obmissis soUepnitatibus 
iuris. Item quod non fuerunt rationatores electi per scarfilias secundum 
formam capituU Com. Math. etc. etc .« 

TtortalJahnehr. t. Sozial* a. WlrttohafUgeichicht«. XI. 


6 
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m° 

Le spese. 

[1* Spese ordinarie. 2* Spese straordinarie.] 

1° Se si volesse studiare il bilancio di un comnne medievale 
coi criteri della finanza pubblica moderna, non si potrebbe fare 
nna distinzione fra spese ordinarie e straordinarie; ma tutte qnante 
le spese dovrebbero essere classificate fra le straordinarie. Infatti 
all’ infnori del salario del podestä, al quäle b sempre destinata 
una determinata fonte di entrate, non si trovano mai, nemmeno 
per le spese che ricorrono tutti gli anni, delle assegnazioni stabili, 
nfe i pagamenti per questi capitoli di spesa son fatti in epoca 
determinata ed in misura sempre uguale. Anche per queste spese 
prevale quasi sempre il sistema di prowedervi caso per caso, 
mano mano ehe se ne presenta il bisogno; ma poichü per molti 
anni di seguito esse si ripetono periodicamente e con piccole 
variazioni, poichfe esse tendono effetivamente alla stabilita, noi 
crediamo di poterle classificare, in senso molto largo, fra le spese 
ordinarie. 

A questa categoria noi possiamo assegnare, per il nostro ca- 
stello: 

a) i tributi ordinari dovuti alla Curia pontificia; 

b) i salari dei pubblici ufficiali; 

c) le spese di culto e di beneficenza; 

d) le spese per la polizia e la difesa permanente del territorio 
comunale; 

e) le spese per i locali degli uffici pubblici; 

f) le spese di cancelleria, illuminazione e riscaldamento. 

a) Tra i numerosi e sempre piü gravi tributi che la Chiesa, 
sotto forme e sotto pretesti diverei, impone al nostro Comune, 
come a tutti quelli sotto la sua diretta dipendenza, uno solo ha 
indiscutibilmente il carattere di assoluta ordinarietä e lo co.n- 
serva per piü di un secolo: il cosiddetto affictu» Ouriae. 

Se fosse stata legittima la pretesa del Comune - ed ü pro- 
babilissimo che lo fosse - il quäle nel 1272, contestando al 
Rettore della Marca la sua pretesa del pagamento annuale dello 
affictus, ricorreva al papa, chiedendogli la'conferma dell’ antico 




1> üaaiize 4i («» <vwtelto oel »ec. XIII. 


privilegio di Fftiterico I (ft, lt$S) ft«?** fötrc!*% 

risnlterebbe chiamm^iite pfbvalu ehe V afßetus Chiriae noa 
la cufotiüüÄzuine itiiateiTofta tlel veccbisÄuBö fodrc» itnperiftle. Ifi- 
fätti Federico 1 Hmrt&va il tribatö per gli ©«aii» di Matfdiea 
uella miitint di 12 deoari luecbesi de quohbei fumo omni tertio 
anno*). E omni tertio anno (eioe di 2 m 2 ftimi) si paga ancbe 
i' afficttA* aUa Chmft pootificia, aella miaara eofttante di 25 lire, 
cbe parrebW qtiimU sfabilila salb» Iraee tF una-popolazione di 
500 fuochi 3 ). £ vero ehe per ud periodo ahbastariza Inngo il 


n 8 , m, 

>' 2) Ptfg. a* 5. 

5) Kä: ft^j'edrroat«.' «'Mat«lica e »empre la liln-a raramat« o amxmefcana, 
oöSetA J«Iertle. dm*» itf 20 soldi di 12 denari ciaecuDo; p«rc<5 25 libr* com* 
ippodono a ÖOOP tehÄr?< f'a 12 denari per fuoco ai ottiene nm popolasioae 
di 500 fupcbL Li iibra aoeon. ’-e ' m* rappfe«s»t«¥a tat peso dVargeiito di 
34 gnunnii circa, che at frezze medio attoale däfi* argento darebW; «ü ?aiore 
d? circa lire 513,40 (1 aoldo = X Ö,12; t densro m £0,01). B..potcre tli ucqmato 
inreee «statu cadcolattr da noi snila bwe dfc* : ftvä$ * 

doenmenti di Stattdb» ultimt decinuu dd IOH* p&r» a <j«ello di 

i il 21,60 (1 sdldu ** i l r 06, i ä&. ** 0,001' C&vCf, :LtrczATTO, P*-«zti- * 
tolari ntl sec. XIX /,ntiU Matthe, An. VH, 1007, ji, 7.?~8$; e Per la etvr** 
<Ui prijzzi trwdievalit ibid., An. VIII,; 1908, j). 260-86». Cft. Anche ScH/ti».«», 
Manätl!(fMchich<U der rem\ Völker im M.A., Freitnirg 1907.;. Appejuitiee. 

4) La pift aatica riecvx»ta deil* nJjKniue cnstri Matdicat (: dd 38 jtu. 
5236, rÜsscdat«. dal Bettore :dtsttf Marc», crod Sixtifeftldh de' Fiesehi \Ptrg>- 
«*88s; nd 1251 ristabilito« tewporaoeätttfiore il «lowinia ponüfleiö, ei rikacia 
püetaaza tli 50 ]irs per 1* nffictas $ du« anni {Ferg. n° 97); sei 1259 s sei 
1261 Vafficlw di 25 lire k riaeosao dal vicario dt re Maaf/edi {Prrg. s? 167 
e 175); nel 1266 e rtscosso di naovo dal Card 1 * Legato, ma sempre neUft 
m Laura di 25 üre \Ftr$. n° 236), ÖaUu causa che öl dibatfce per decidere 
« 1* affictu» ms dö 21 Ure egni anno ad ßgni du« änni v. pergammc ’n* 822, 
323, 324, 827, 330, 333, 384, 386, 338 {|v, 1272), * 

8) ■£#$•' )^>)> ' ),. ' 

6) V. uu nooro appeflo -dol. 8W»««ft.deir 8 aprile 1277 (Fepj. n ,: 898); 

la ipuetahza ddie 3S> lire nia^dHla U. ?ö didüobre 1277 »rf« afjieh* anm 
•jtriuxmxi.'i' < per#, a ‘ 403 -, t.: 5 ' v •' •■■ ' 

maggio < ii U luglu- 1278 ur ffceetv .• r.’" 4 * V’ 
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accolte, e dopo il 1287 le ricevute dell’ afßctus s’ incontrano 
regolarmente di doe in dne anni, con la dichiarazione esplicita 
che il pagamento delle 25 lire h stato fatto per il biennio pre- 
cedente 1 ). 

Oltre a questo censo biennale ed a tutte le condanne, le malte, 
le taglie straordinarie di gnerra, si vede esigere talvolta altri dne 
contributi che sembrano assnmere il carattere di ordinarieta: la 
procuratio e la tallia militum. Ma per la prima, che era forse 
una tassa annuale che si pagava per il diritto ad essere rappre- 
sentati nelle cause di appello avanti il giadice della Marca, il 
Comune pote opporsi alle pretese del Tesoriere, dimostrando che 
non 1’ aveva mai pagata 2 3 ); la tallia militum, che si incontra per 
la prima volta nel lnglio del 1273 nella misnra di 100 lire, si 
ritrova poi nel settembre del 77 ridotta a 75 lire, e nell’ agosto 
del 79 nella stessa misnra; inyece nel lnglio del 1281 si pagano 
90 lire per 1’ anno in corso, e nell’ ottobre dello stesso anno il 
Comnne promette al Rettore di pagare a sna richiesta la taUiam 
novam comuni impositam, ed infatti, 3 giorni dopo, esso paga al 
tesoriere della Marca la somma di 150 pro tallia militum duppli- 
cata s ). Qneste parole, e la promessa, fatta nel dicembre di qnel 
1’ anno dallo Spini tesoriere, di ottener dal Marchese che la tallia 
militum fosse ridotta in statum in quo reducta fuit per d"" m Ber- 
nardum olim rectorem 4 ) ci potrebbero indurre ad alFermare che in 
qnelli anni la taglia militare era diventata nna imposta ordinaria, 
fissata nella misnra di 75 lire annue. Ma in realtä, dopo il 
1281, non se ne trova piü alcnn ricordo per molti anni; e qnando 
si incontrano nuovamente delle qnietanze o degli ordini di paga¬ 
mento per questo medesimo titolo, esse coincidono sempre con 
periodi di guerre o di ribellioni e si presentano in misnre estre- 
mamente varie. Si deve dnnqne considerare come nn fenomeno 
casnale la continnita di qnesto tributo pagato annnalmente in 
misnra uniforme per an periodo di 6 o 6 anni; ed esso deve 
dassificarsi senz’ alcnn dnbbio fra le spese straordinarie. 

1) Perg. n # 533 (a. 1287, 5 settembre), 558 (1289, 23 maggio) etc. 

2) Perg. n # 336 (a. 1272). 

3) Perg. n° 351, 402, 428, 453, 456, 467. 

4) Perg. n* 461. 




Jbe di u» caafcülo neJ sec. XIII. 


Negli anm J»r<Hvo in cöi al eomune b tollo il diritto di do- 
ininarsi i proprh ufheiali, avrebbe »oBtanzinlmeitte il earattere di 
na iribato ordmasi« albt Curia la spesa die il eocaune soatiene 
annualnaente per il esdarso del podestä ; e cih b taftto vero ehe 
hv nn estrdtto 4’ »b r^istrb dd 128B degli *annu6runi ccmnum 
et. afficiuim phißMariamm #t mrttm mlyriormn et aliorxm deve- 
tiofitm qtt&e in Mairhia .Anemetana Camera? Ecdexiae dehenturx, 
Matelica, cbn Sanginesse, Möntenulone, Monteeöhio (Treia) ed 
altre, figum obbligatä per 150 lire, ©entre Tolootmo paga 200 lire 


e Saiweverino 250 l 2 ), fe evidente dtmq&e ehe il salario deJ pndesta 
(ttoß qttello del vicario e de! notsio) va in tutto od in masdina 
parte all» Cctna, « eöstitoiaee qaeäto ehe fq detto poi II yxnam 
pOtisictrine o cemus l&eriaüs e fa ridotto a e a 1ÖG Ute 

annne % 

Qneato eensppero eostitmseß una, vera impoata nuova 3ok> dfflpjj 
ii 1300, quand’ estao f« pagato io eompenso del perraesso di eleg- 
gersi Jiheramenfe il podestk; ma prima d' allora essn nör? 4 ehe 
il gaJario del podest», che Matelica paga, rua ehe eg*a- lioa Yede 
mai. 

I« eofidtfsione frä le apese ordinarie ammati j tnbnti alla 
Com non possüDO ögorare, prima del 300, ehe per tma metä 
ddl* 'itfßcUix biennale, eioö per 12 libr. tv‘/s, e solo al priadpie 
del see. XIV salgono a lire iii&fit. 

b) Delle speae ordinarie dt arnminislTa^ohe la piü forte era 
quell» per U salario del podesta, del fern* gradiee o rieario e, del 
Mo notaio, ehe b stabilito da und Statute del 1277 nella eifra 
di 225 lire alt* anno, delie quali 150 per il podeäta, 50 per il 
gvadiee, e 25 per ü notaio dei malefiel 3 ). ln questa stestta rni- 

1) Theist, I, u a 427, y. 2ß8. 

2) N'eJla lettora giä citafca dei card. n.gtiMt Napoleoue Oiwni (del .23 sdarfco 

1301 i di pari» di ua eeuso di 112 lire d Vs cbe. il co»Mioe 4i Matelica dev« 
pagare suatprinjeßtfe dla Otttrbi i£trg. n° 782); iimtce pie tdidi fdcriuaeaH 
danoo. cemjprdaroi*nb.' d«(! ctfradi iöO lire, che il cokone dpv« ?üia Öark 
in’I 16»«. gierob depo PiWqtia »g/ö >‘t ni>ti privtltyii Uöertatia< \F*rp. a* $§3,. 
n.. 180 T~\ o* 880, a. 1810; u° 893, a. !8id). Pud darsi duatpic. cb« ueile 
UÄ Uteeyt. *iel Card*« Orgim loag« U 
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Sara si pagava giä parecchi anni prima, e si dovette seguitare a 
pagarlo per piü di an trentennio 1 2 ). Soltanto nel 1310, il salario 
del podesta si trova piü che raddoppiato, elevandosi a 300 lire 
per an semestre, con 1’ obbligo perö di prowedere al manteni- 
roento del giadice, di 2 notai, di 6 famali e di 3 cavalli *). Un 
altro trentennio piü tardi lo stipendio fe naovamente elevato a 
500 lire il semestre; ma e aamentato anche 1’ obbligo del segaito 
(familia), ehe dev’ esser composta del giadice, di an sotio licterato , 
di 3 notai, 12 berrovieri, 2 rigatii , e 3 cavalli 3 ). 

Gli altri ufficiali del Comane a stipendio fisso sono il came* 
rario e il sao notaio, i qnali ricevono - come giä si b detto - 
una lira ciascano ogni trimestre; i rationatores, o revisori ordinari 
dei conti del camerario, in nnmero da 3 a 5, compensati con an 
salario di 10 soldi al trimestre per persona. 11 banditore del 
Comane riceveva, oltre a molte indennita pagategli volta per 
volta per servizi speciali, an salario annuo di lire 5 4 * ). 

Infine allo stesso banditore e agli 8 baiuli del Comane, com* 
pensati normalmente con ana percentaale sai pegni che esige- 
vano e con piccole indennita per i messagi che fortavano, era 
assegnata tatti gli anni per Natale ana mancia complessiva di 
10 soldi 6 ). 

Fra tutto danqae i pochissimi ufficiali a stipendio fisso (nel 
sec. XIV sono assai piü nnmerosi) importavano ana spesa annaale 
di 246 lire e 10 soldi. 

c) Fra quelle che, con ana certa amplificazione retorica, ab- 
biamo voluto classificare come spese ordinarie di beneficenza e 
colto, non possiamo registrare che i due sassidi che si pag&vano 

1) V. Spese di Leva Bonajuntae camer. (marzo—maggio 1269); spese di 
Masseus Accursi (ottobre—dicembre 1278). Perg. n* 464 (a. 1281); spese del 
novembre 1284. 

2) Perg. n® 877 e 887. 

3) Perg. n® 1036 (a. 1843). A qael tempo perö non solo er&n creseiute 
le spese del podestt, une si era assai deprezzata la libra d’ argento. Meatre 
nel 1291 si avevano 10 fiorini d’ oro di Firenze con 13 libre */* rav. e anc. 
(Perg. n® 690 e ss.), nel 1343 per 10 fior. occorrevano 30 libre V* (Varis, 
n® 68). 

4) Spese 1274, 1278, 1286. 

6) ibid. 1262, 1278, 1279. 
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Amiy^^i» >Sßmndpn formam xtatüti* fti Frfcti Minori ed ai 
frati di 8. Agöstino nella miBura compleaöiva di 25 lire. circa ^ 
II caraerario, f^^Mtrandfir il pagamento, aggiunge soltanto ehe il 
suasidio e cormposb) ai frati pro twiei* ; ma £ .molto piii pro- 
babtle eh’» rappreseataime il roodestiamnio concorso del Cotnane 
a quelli wutuii di ricovero o di cura dei poveri, che non erano 
ancora eonniderati! eotae huä ftmzioiie pnbbHea ed erano aifidafi 
eselngivnjn spie agliordbd monaatidL . : ■ 

d) Le spese militari hamu» in generale per il nostrp caatelio, 
eojue per tniti i eomtmi del Dueeento, il '^tratt+jre delkmassima 

*qnö adööde rigaardanti la 


Btraordmaneta. tra esse 
difesa permanente c la poUria interna« ie qöäÜ) sebbene presea- 
tino «na certa varietä d’ anno in anno, assnwnmö tatiavia il ca- 
rattere di vere spese prdiimrtiev di esse b la 

spesa per la tjmrdin o emtadid de metse ; in febbraio e niarao 
del 1264 11 eamerark» pegs ad u» maeabrn Alberto, per 81 gioroi 
in cm egli stette ad emindiam pammis, 8 üre e '12 »oldi, in ra- 
poue di 2 soldi al ginnte*),-. Se, firm' e probabile, questp nalario 
non gli e pagato soltanto per la «ne prestfpdoyj personali, ma 
per l' appalto fldr intera castodia, m donsbba eönäadere ehe ln 
qttell- sjroo H seirizto della gaardiä costara 

per tntto 1’ anno 1» «omma di Om 36 d Kl soJdi. Hel gennaio 
dei 1266 si fa üb eontratto per tntfo ■¥ man cor* 18 eittadinb I 
quaU ai impegnano a faire- la *gmrdia de mete m castrg ei burgis, 
süied store- et tusioeUre in tnmmna iloggia) -H platot copiunis U 

. 1 . i • . , d : . j-i . . ’ . " ’ ' . '• iy ' ' ■ ■’ * J- 


m'cumire et 'audtojiike- imeUque et dmundate otmes guost mvenient 
post iertium sonumcfimpan-ot*, ©ttenendo dal cornnne Ja proBsessa 
di un coinpeoso c<»xö|.dcgeivo di lire 3S» e lö soldi % ITim: simile- 
eontratto doveva eaaere «tat« «mein«» anche per il 1267. pbiehfe, 
il 2 febbmio €orbo mmrpio .paga a Giovanni di Aceor- 

rimbona. che riceve aaebe per i suoi soci, la somnia di lire 24 
»pro custodia gumn fecw-ttfil d$ fiocte, ui patebat praecepto manu 

1) ibüL 1864, 1307-68, 1869, 127p (gflötmio-itt»r4ö) fi 15£84 (ottoWe). 
I frati minorj ävevano 16 Ute ab* aöflö iswundum /«wjjm etaUktb ; quelli 
>.ü 8, Ägosünu JO lire. 



88 


Gino Luzzatto 


Palmerii notarii «*); ma non dice per qnale periodo di tempo fosse 
fatto qnel pagamento. Nell’ aprile del 1269 si paga 1 lira e 
8 den. per ciascuno a tre guardiani di notte per tutto 1* anno 8 ); 
sapponendo ch’ essi fossero in tatto 18, la custodia non sarebbe 
costata per quell’ anno che 18 lire e 12 soldi; ma assai proba- 
bilmente si deve aggiungere a questa somma lo stipendio del 
comandante. 

Nel 1276 invece, ad un solo custode si danno 2 lire 1 2 3 4 ); nel 
1279 ad una sola persona, che deve ricevere perö anche per i 
suoi soci, 16 lire e V 2 4 ) > nel 1281 si scende anche piü in giü, 
e si affida la custodia per tutto 1’ anno a 12 persone per 12 lire 
soltanto 5 ); nel 1291 i guardiani son sempre 12, ma la spesa b 
salita a 17 lire e 1 /a 8 ); e 6 anni dopo le pretese son di nnovo 
cresciute, dovendosi promettere a Rinaldo di Brunetto 21 lire, 
perchfe egli faccia, con 12 soci, la > custodiam nocturna castri «, 
in modo che sei di loro facciano la guardia una notte, e gli altri 
sei la notte seguente, » secundum consuetudinem retro tempore 
observatam * 7 ). 

Era dunque una spesa che si faceva regolarmente tutti gli 
anni, ma di cni la misura variava secondo le pretese degli assnn- 
tori, da un minimo di 12 lire, nel 1281, ad un massimo di 39 Va, 
nel 1266. In media si puö calcolare che, nel trentennio fra il 
1260 e il 1290, la spesa per la custodia notturna si aggirasse 
intomo alle 24 lire annue. 

Accanto alla custodia di notte per le vie interne del castello 
sono spesso ricordate la guardia alle porte della cittä, alle torri 
ed alle rocche del territorio, e specialmente al castello di S. Maria 
in Monte, che era un punto strategico di primaria importanza per 
la difesa del territorio contro le frequenti aggressioni dei Came- 
rinesi. Le spese per la custodia di questa rocca si trovano re- 

1) Spese 1268. 

2) ibid. 1269. 

8) ibid. 1276. 

4) ibid. 1279. 

6) Perg. n° 468. 

6) Perg. n # 687. 

7) Perg. n° 686. 
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gistrate in tutti. i qtladerni dei eanverari, nut qimsi setnpre per 
pagameim pamali cd in mistim eatremamexvte vasia. Per fortima 
perd si eonservaDß dae documenti de! 1277 edel 1279, «hjqiiali 
si rileya die anehe Ja custodia del easteHo di S. Maria, veciva 
aftldata - altoeoo iö qo.elR amu - ad «n cittadim- facohoso. ii 
quäle s’ unpegnaya ad esercitarla a tuttdsae spese -eoo &Mrpmtes 
per un compeuao fisso di 100 lire V ■ anno ! ). ;- 06 ,:j^'öBjgpaa 3 >».va 
queste epesa qoella per Ja eastodia della turris qu«e fuii olbn 
d™ hobihuli 


per cui si pagarftnOjUd 1366, 17 libr. e 1 V J ); per 
Ri guattlia alle, porte; ia q®ölc co^äya^ de)3<> dWägäp anno 11 Uhr., 
per V arx filittrum <£* Mherti ^ per !a ehe si 

pagara presa* a poeo nella ghjssa nusara*); se mettiamo insienie 
tatte- queste ©fre possiam.t> eöiid«ideVe ehe k spese ordinarie di 
difcsa e di pollähv raggidogevaho Ja aomma di circa 375 lire. 

e) Per tutto ü perinde di teuipb a cai si riferist-ooo i regiatri 
dei eaineran si cotfftnaaßo. probabdtßente con frequent» e Junghe 
iBierruxtdtiR dftteruaiw.jide dalk difÖeofta Fmatiziarie, i lavori per 
ia Kostrhzidae dd pabfözo coiaüjaak. Ma uel frattempo esso non 
b mal abitabüe: i coosigli si raduöano nelle sak di qnakbe pa- 
iazae hpbiüare, ed 11 pedestde gU altri afficiali risiedpno k öase 
pre.se in äffitto. Quäle- ks&e ia spesa anuüaie per il ditto di 
questi löcali non possiamo determkarto con esattexza: soltanto per 
t! 1269 c- k riaiasto il rk&äd de! pagamenk», fattb fl 24 soaggso, 
di 2 Jire *prd \kmime dontm Rainem Vivmiqmm dedtt ad 
pensionem pot&toti*; ffientre poche settiinane prmva io ste#*o ea- 
merario aveva pagafce 4 Tuk ad ti» altro ptivato per I* affitfro 
4’ tt.na easa per tutto j ! annö‘>; e uel 1285 si paga 1 Hra per 
U fitto d 5 tma easa per i meHsnratorai;*'). Non si deve dnnque 
ainlar kntani dal vorn, quando si stabiRsea che la spesa 

anauak per i JoeaU degli rdhci >*oinnuaH «oo doveva. superare 
k 10 Rre. 

0 S* possono io fine dassdieare f’rti le spese ordinario aiwbe 
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quelle per 1’ acquißto di pergamene, carta, inchiostro, cera da 
sigilli, candele, legna da ardere, pieeole riparazioni, non perche 
agli nfficiali del Comnne fossero assegnate delle somme fisse da 
spendere in oggetti di cancelleria, illuminazione, riscaldamento e 
piccola manutenzione; ma perchfe qneste spese, di pochi denari 
per volta, si ripetono di trimestre in trimestre con periodicita 
quasi costante e con una relativa nniformitä. In generale esse 
raggiungono ogni trimestre la somma di 2 o 3 lire, ed in un 
anno quella di 30 lire circa. 

Per tutti gli altri bisogni pubblici, che sono considerati oggi 
come le funzioni fondamentali del Comnne, non vi era ancora, 
per tutto il sec. XIII, alcun organo apposito, nü alcuno stanzia- 
mento di spesa. Alla manutenzione ed alla pulizia delle strade 
doveano prowedere i privati che v’ erano piü direttamente interes- 
sati 1 2 * * * * * ): soltanto ai lavori di maggior mole, come ad es. la costru- 
zione d’ un ponte, prowedeva 1’ intera contrada (provintia), che 
riconosceva ndl’ esattore ( cultor ) della colletta il proprio ufficiale 
finanziario e forse anche il soprastante naturale ai lavori che inter- 
essavano V intero quartiere 8 ). Per 1’ annona o abbondanza, che 
ü generalmente una delle eure principali del Comune medievale, 
resa necessaria dalla chiusura del mercato cittadino, si ha notizia 
di qualche prowedimento straordinario, di cui parlaremo piü 
avanti; ma non esistera ancora un ufficio speciale, che fosse in- 
caricato, come awerrä in seguito, di prevedere anno per anno il 
prodotto approssimativo del temtorio comunale ed il fabbisogno 


1) Perg. n* 608 (1986, 18 manso): Un Castellano appella daranti al giu- 
dice del comnne contra uno statnto fatto in sno pregiudizio »de actmndo 
quandam viam*, che passa per le sue terre. 

2) V. indietro, p. 80, n* 2, il passo riportato della relazione dei ratio- 

natores del 1281, dove si rede che un fonte snl rio Brigno presso la porta di 

Campamante era costruito a spese degli uomini di Gampamante e di Civitella 

(due quartieri del Comnne), e che Gentduetius, cultor delle dne provintiae 

e soprastante ai lavori, doveva impiegare 4 libre da lui restituite pro negotii« 

didarum provintiarum agendis. H 27 luglio 1818, Cicco di Tommasuccio pro- 
mette a Nnzio di messer Corrado e altri sei, stipulanti per tutto il quartiere 

di S. Maria, di costruire un ponte e di mantenerlo a sne spese per 26 anni, 
per il prezzo di 106 lire, oltre il niateriale che sarfc fornito dallo stesso quar¬ 
tiere (Perg. n # 917). 
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della popolazione, e prowedere - in base a qneste previsioni - 
a colmare con gli acqnisti da altri comnni alle eventuali defi- 
cienze del raccolto per evitare le carestie. 

Per 1’ istruzione pnbblica si conserva il ricordo di an solo 
prowedimento, preso nel 1285, qnando il camerario Mariano pagö, 
nel gingno, nna parte della somma di 12 libr., promessa a >ma- 
gistro Senebaldo seeundum deliberationem consilii, quia stetit Ma- 
thelicae ad docendum grammaticam scolaribus « , ). Ma la spesa non 
si yede ripetnta in nesson altro dei qnademi dei camerarii, nfe 
se ne trova alcun accenno in tntti i docnmenti del sec. XIII; 
fe dnnqne assai probabile che qnello del 1285 fosse stato nn 
prowedimento del tntto eccezionale. 

Cosi anche le cnre per 1’ igiene pnbblica dovevano essere 
affidate completamente all’ iniziativa privata ed all’ opera del 
clero regolare: si trova sempre - e vero - entro il castello al- 
meno an medico, che non doveva godere di nna posizione eco- 
nomica e sociale molto elevata, se tra le sne fonti di gnadagno 
egli non sdegnava qnella di fornire per pocbi danari 1’ inchiostro 
agli nffici comnnali e di rädere per essi i fogli di pergamena*); 
ma non si vede mai ch’ egli ricevesse alcun salario od alcun 
snssidio dal Comnne per 1’ esercizio della sna professione prin- 
cipale. Soltanto nel 1306 si trova la prima notizia della con- 
dotta di an medico agli stipendi del comnne: il 1° settembre di 
quell’ anno, maestro Francesco da Sanseverino, medico, si obbliga 
ad esercitare per nn anno la sna professione in Matelica, e non 
assentarsi mai per piü di tre giorni, a fare gratnitamente la prima 
visita ad ogni malato e ad esaminame le orine, per nn salario 
annuale di libr. 40 s ). 

Esclnso dnnqne, con certezza quasi assolnta, che vi fossero 
altri bisogni pnbblici a cni si prowedesse in maniera regolare e 
periodica, le spese ordinarie degli nltimi decenni del secolo XIII 
si possono riassumere nelle segnend cifre approssimative: 


1) 8p*te 1385 gingno. 

2) I pagamenti fatti a M ro Compagnono medico pro aetrammto o pro 
ramm quatemorum son assai frequenti in tntti i quademi di spese. 

3) Perg. n° 848. 
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a) tribnti alla Curia.libr. 12 sold. 10 

b) salarl degli ufficiali.> 246 > 10 

c) spese di culto e beneficienza . . . . > 25 » — 

d) polizia e difesa permanente.» 175 > — 

e) fitto di locali.» IOC?)» — 

f) cancelleria, illuminazione, riscaidamento e 

piccola manutenzione.> 30 » — 

Totale.libr. 499 » — 


2° Se sono limitatissimi i bisogni pubblici a cui prowede 
ordinariamente il Comune, si fanno invece d’ anno in anno piä 
nnmerose ed urgenti le necessita imprevedute, alle quali con- 
viene prowedere con mezzi straordinari. II Comune b un piccolo 
Stato in formazione, che si vede obbligato ad un numero sempre 
maggiore di funzioni, senza ch’ esso possieda ancora gli organi 
necessari: ai nuovi bisogni si soddista di volta in volta, come si 
presentano, in forma quasi tumultuaria; solo dopo lungo esercizio 
la funzione crea 1’ organo, e la spesa straordinaria si trasforma 
in ordinaria. il appunto in questa categoria di spese straordinarie 
che si rivela sopratutto il carattere politico del Comune medievale; 
e nel caso particolare del nostro castello sono i rapporti fra la 
Curia pontificia dominante ed il Comune vassallo che trovano, 
sotto Varie forme, la loro ripercussione in questi capitoli di spesa. 

Vi figurano infatti al primo posto le condanne, che di 
tratto in tratto la Curia infligge al Comune, o perchfe ha voluto 
nominare da sfe i propri ufficiali, contrariamente alle costituzioni 
del Rettore, o perchfe ha fatto guerra ad un Comune vicino, o 
ha dato ricetto a qualche bandito della Curia, od ha prestato 
aiuto ai nemici del pontefice. Sono condanne di 300, 400, 500 lire 
che si ripetono con grande frequenza, e che talvolta raggiungono 
delle cifre impressionanti, tali da assorbire da sole per nna de- 
cina d’ anni e piü tutta la parte ordinaria del bilancio comunale: 
basti dire che nel 1266, come si b giä ricordato, fu imposta al 
Comune una taglia di 5 mila lire 1 ), e che nel 1299, per una 
sommossa in cui era stato precipitato un chierico da una finestra 
e per aver dato ricetto ad alcuni banditi della Curia, il Comune 


1) Perg. n® 283; Acquac. n® 60. 
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dovedte pagare tma mnlta di 5 mila fioHn* <T oro, pari a circa 
8 taila Itbr. rav, c äiscoji.*), -jfe yero ehe quei pagamenti si pro* 
frftftvano per anni ml anui, ä ehe a i'orza tii »Ühwioni, di «uppü- 
che, di appfclH, si ottenevaiio speaso delie fortissimc ridnzwmi I) 2 3 * ); 
ma io r.gui o.uuto «na parle «Jede condautto jbi»ogaava sempre 
pagarla, e pef ia peh&fefflaUta Snaniri&rfd 
rappreBeutava sswpre uu aggrayio fortissimum ' -X' 

Io realfca, Äe mm possedeBBioio altre teMmdöiiujze dtoiquaderni 
dei camerarii, dovrcoiroo dnbitare che net anaggior numero det 
easi Ie sentenze della Curia dovessero restare letter» morta; pereh^ 
dei 14 qnaderni apparteoenti agH atmi iß eui toolte di quelle 
coudanne furono pronußciafe, due soli regiidraoo ii pagajoento 
di taglie al Tösorierfe deHa MarQa, 2J8 Uro »ei: 1279 (»u um 
spesa totale'-di; 854 Hre in 4 mesi e VC» e 134 lire nel 1285 
(sopra »ii« ; sposa tTimesträle di 8.86 lire), Ma .fr» ie pergaiuene 
si örovaso »Hotorosfi «p»etanse :: ,dol Tesoriote o de! Hettore per 
pagaoiepö di i?podaone eÖteti-ivafiöefite avyeoüte; cd il süenzio dei 
regiatri det eaoierario si pao spiegare cot fatio che ne! maggior 
öuroero dei casi, cöioe vedremo piii ayanti. si provyodeva al 
pagamento delle multe. cou jpresiiti ottouuti da priy&ti; *r che il 
eatoerario ooo regiatrava parcio ,-ü yersaineoto fatto ai. Tcsoripre 
deüa Marca, ma ia festitnzione dei preatiti mano a mono elv css* 
potova effettuarßi 5 ). 

I rapporti di vassaiiaggio fra jÜ Co raune e ls Curia papala 
si ripereuotooö anelie su aliri (tue eapitoW ddla parto Mntordi- 
del biluneior solle• spese nntitan e suf! indennita per !in 


nana 

vio di ambasciaton, sind^Ei! ayy oeati e comer! 

Nelperiodo di eui Boies Oceupjatoo^raris8?moi!caBoeb«itCowöito 
aostenga qnatobe guefra per conto proprio: bouo tat! al piii detle 
brevi «edrrme oei terntöri Hioitroü di 8_ Aoatolia e di Catöeriuo, 
ehe devoao riehiedergü detle spese mruimö, dt eifi non resta fa 


I) Perg. fl 3 7(9. 

8 ) Per «seropiii 3 a eoQiianti« de! 138 » fitt Tidoita dia 6000 a 3000 üre 
(J-'rrg, n'* 257 ). 

3) P. ’&%. nö.t geufl’ajr, ^marni 1278 aj regißtnuio 77 life e JO «oldi.-per 

-r«8dM^0Qe;-4i Pföttite; Bet 1279 ;P - - u 
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traeeia nei registri di cassa. Piü rilevanti, ma rarissime, sono le 
spese di fortificazione, ch’ esso sostiene per la propria difesa, e 
di cui parleremo fra poco a proposito delle costruzioni pubbliche. 
Ma assai spesso invece ed in misnra molto gravosa esso deve 
contribnire alle gnerre ehe la Chiesa sostiene nella Marca e tal- 
volta anche fuori di essa. Non sappiamo se a qnest’ epoca si 
fosse giä emanata qnalche costitnzione della Curia, la quäle de- 
terminasse gli obbligbi militari dei Comuni dipendenti verso lo 
Stato dominante; ma fe certo ch’ essi erano tenuti a partecipare 
alle gnerre sostennte da questo in due modi: o con un semplice 
contributo fmanziario, la tallia militum , di cui giä s’ b parlato, 
od anche con 1’ invio di un certo numero d' uomini armati, li- 
mitato perö ad un piccolo spazio di tempo (probabilmente da 8 
a 30 giorni) ed ai soli confini della Marca d’ Ancona. Ma anche 
con queste limitazioni 1’ obbligo non era meno gravoso: nel mese 
di giugno 1274, su una spesa totale di 109 lire, se ne devono 
destinare 79 per mandare pochi fanti e cavalieri per soli 8 giorni 
all’ esercito del Marchese, che combatteva presso Jesi; e assai 
piü grave dovette esser la spesa negli anni 1278 e 79 quando, 
oltre ai cavalieri, si mandarono ad Offida in varie ripreae 
175 sergenUs dai diversi quartieri del castello. Certamente quei 
175 castellani non istavano tutti contemporaneamente al campo; 
ma, come rileviamo da un frammento di resoconto dei rationa- 
tores, ciascuno di essi ricevette dal Comune una indennitä, che 
variava da 24 a 50 soldi, e dovette quindi stare nell’ esercito 
per una quindicina di giorni e piü, obbligando il Comune ad una 
spesa di circa 800 lire, a cui si devono aggiungere tutte 1’ in¬ 
dennitä per i müites con due, tre e quattro cavalli, 1’ invio di 
viveri ed anni, il noleggio dei somieri, e la diaria a corrieri, 
ambasciatori e pubblici ufficiali, che si mandavano nel territorio 
ascolano'). Ma alla Curia non bastava neppure la partecipazione 
diretta del Comune coi suoi uomini armati a sue spese; nello 
stesso tempo essa pretendeva da lui con maggiore frequenza delle 
gravi imposte di guerra, sicchb per soli quatti anni, dal 1277 
al 1281, ci son rimaste le ricevute della tallia militum per 465 


1) Varie n° 13. n frammento (cartaco di cc. 4) appartiene al 1279—1280. 
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lire'). Gravi pene erano poi eoBitaiaate ai Coiqöüc a-essp cod- 
travvemva all’ obb'ügo ontEkare; il 20 uprUe 1284, il rettors delia 
Marea, dovendo eombattere. »sontro gli: Urbinati rib^Ui, Prdiöö al 
conmoe di mandare prima dcdla fine d’ aprile a Josi. dove egii 
adunava 1’ eserclfo, 3 eaväiieri, 10 balestrieri * 60 faoti <eon le 
anni e i cavaili, e le macebine necessarie, perebb ;vi re*ta£$er<> «eftia 
intemizioiie per np mesesofosse eeeeasario, e di apedirb btiöe 
le vettovaglie oeeeaearie per qneßti soldaii, sotto pena.-.d? ßOO’rosry 
t'hy dA- argeiito Ä ). Aiamettendo, coro* fc Ja parle pi^ 

1284 Je mdemritä mm fossero aomenUite ch qnella ob’ : ’^Sk;0nHM> 

nej 1574, qnel mesc di parUicipazbme 

bioati Äftrebbtr coetato al comuöe 201 lire di adle nagbe: ed 

Sra tt 14 e il 27 maggio i! emnerariu IJgnlmötiüK Atitoüiisj il» dae 

»nie vojte, pagü per qnegio gcopo 104 lire e 13 soldi’'’}, 

Al eontingente rotlifcate si prayvedeva solcr eeeedoöalmente 
von soldati mereeäariy Ac^ehi 4 ); raa di rcgnla g|i|*: 

valeva ancora il sisteaia delle milisne cittadine? i thtti&t, J;& tm- 
taero aasai iimitato, o parteefpavaoa persopafmente. aik gnerra o 
raandavano na loro aostituto 5 ); «oa 1, 2 o 3 eavalli, a seenud», 
prebabilmente, delia loro ricchesssa; i peäite» erauo reclntati tpiar- 
üere .per quartiere, ioa noo h detto cor qaale criterio venlsse 
fstta la. seelta e corne ei g&bHit&e il turao per le saeeessive 
ehiawate sotto le armi, 


X) Perg< a* 402, 423, 15S, 457. 

2) Cqriegg f"o, Basto, ^ q* % : _,. 

3) Spe*e 15284, iq>db^^ttgi)6;iVA-, AA AA; ', 

4) Nel nv&re» 1202 si regwt-ra 1s per 4 candele constuflate fiella 

«*duto del eopKiglio eoovoc&fco pro «ifämsis dmdis teotouüde ,. e ia «pes» %i 
23 aoidi per il paoe, via», »iiguiÖe, ci«iu a a,eeto 4a0 soUlAti iMdesebi 
'enuti ad cmtodiüm fariendurn ftim homytibwr de- M&iJielim. N«i 11 
•»niane, ia gaerra eou C*»merino v a«KoIda psr 3 «lesi iin tal Oiovium? c«u 
2Ssoci et cum bonis eguis ärmigmW, pwiaetteuilu 41 pagargli, pröl>a&3j«ent& 
'jgoi njcsfi, S il*« fs. ßgni eaVtiH. '»-i.-pefr • '%w- roäziflf/f l^' itoiv 

ü naamajente *M earaili w»orii; pag* ööpiiia oei giimK äi'viboria, e 25' jire 
per. ogfli prigtofliero, t (V&ff* a* 041.) * - ; 

5i Fm le irttieoftitÄ : öcl- giugm) dp^ÜbSs per la purfeei- 

{*»«rtne. all! exerdtüs »Otto Jeei, xii 3 b Ai: $ $}**&. 

(FVeiterkös 4 n ’ Atbwti., a Itoaaeqptu*. • ?S 
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Nel 1274 le indennita son pagate nella misnra seguente: ai 
5 milites, con 2 cavalli ciascano, 8 soldi al giorno per ciascuno; 
ai balestrieri 2 soldi, ai fanti 1 soldo e 6 denari; cosicchfe nn 
solo giorno di gnerra con 104 nomini sotto le armi costava al 
Comnne 10 lire, 1 soldo e 6 denari. Bastava dnnqne che in nn 
anno ci fossero anche dne soli mesi di gnerra, per cni fosse im- 
posto il concorso del Comnne - e qnesto doveva accadere assai 
di freqnente - perchfe le spese militari ngnagliassero e forse anche 
snperassero le spese ordinarie di tntta qnanta 1’ annata. 

Strettamente connesse coi rapporti di dipendenza verso la Curia 
e con le guerre sostenute per essa sono anche, per la massima 
parte, le spese per indennitä ad ambasciatori, a corrieri ed a 
spie. Nei periodi normali accadeva di tratto in tratto di dover 
mandare qnalche ambasciatore o qnalche latore di messaggi ai 
comnni vicini, al vescovo di Camerino, al Bettore od al Tesoriere 
della Marca, e talvolta pure alla Curia romana; ma era nna ne- 
cessita che si presentava ad intervalli abbastanza lnnghi e richie- 
deva nna spesa assai limitata. In tempo di guerra invece, nei 
casi di gravi condanne e di appelli al rettore od al giudice della 
Cnria, b nn viavai continuo di nunzi, di procuratori, di corrieri, 
di spie, che si spingono spesso assai lontano e devono spesso 
viaggiare accompagnati e talvolta con nn seguito pinttosto nu- 
meroso, e fan salire in breve tempo le spese per le indennitä a 
cifre assai rilevanti. Gli ambasciatori del Comnne ricevevano 
costantemente nna diaria di 4 soldi, che si elevava a 6 per il 
podesta e per qnei cittadini che viaggiassero con dne cavalli; la 
diaria dei corrieri e degli informatori, che andavano ad inquiren- 
dum nova era invece di 1 o 2 soldi, e scendeva anche a 6 de¬ 
nari, quando erano mandati in paesi vicini, dai quali potessero 
ritomare nella stessa giornate. La spesa complessiva era natnral- 
mente assai variabile: nel secondo semestre del 1262, in tempo 
di gnerra, si spendono per qnesto scopo 41 lire e 5 soldi sopra 
nna spesa totale, registrata, di sole 62 lire; nel solo mese di 
giugno 1274 accanto alle 79 lire 1 /a di spese militari se ne tro- 
vano 19 circa per ambasciate e messaggi ; negli Ultimi dne mesi 
del 1278, in nn periodo di rinnovate controversie con la Cnria per 
la qnestione dell’ affictus , si sale ad nna spesa di 38 lire e */*• 
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Invece nel 1269, in tre mesi da marzo a maggio non si spen- 
dono che B lire e 12 soldi. 

Una qnarta categoria di apese straordinarie b qnella dei lavori 
pnbblici, che aono perö eatremamente rare, perchö accanto a quelle 
modeatiasime per le piccole riparazioni, che abbiamo claaaificato 
fra le ordinarie, non ai trovano regia träte che le apeae per la 
eoatruzione del palazzo comnnale, per la ricoatruzione di alcnni 

tratti delle mura di Matelica e della rocca di S. Maria in monte, 

• 

e per i lavori d’ nn acquedotto deatinato ad nna fontana. Nei 
qnademi piü antichi le apeae regiatrate per qneato capitolo ri- 
gnardano aoltanto 1’ acqniato dei materiali, arena, mattoni, pietre, 
tegole, legname, e non raggiungono che cifre assai modeate: in 
media dalle 2 alle 3 lire per trimeatre 1 2 * ). Dne volte aoltanto c’ in- 
contriamo in una apeaa piuttoato forte per co8truzioni pubbliche: 
il 17 novembre 1279, quando quattro cittadini faooltoai di Ma¬ 
telica promettono al Comune di rifabbricare la rocca di S. Maria 
in monte per il compenao di 426 lire *); ed il 6 novembre dello 
atesao anno, quando un tal Gentüis Massuli a’ impegna a fornire 
P arena groaaa e aottile neceaaaria a quel lavoro per il prezzo di 
30 lire*). Al traaporto dei materiali ed in parte anche alla loro 
meaaa in opera ai doveva prowedere assai apesao coi munera 
personali dei caatellani: il 5 aprile 1262, ai trova regiatrata la 
apeea di 2 denari per candele conaumate »ad ndsortandum ko¬ 
mme* qui debebant adportare lingna pro edifitio Comunis*\ del 
1284, c’ b rimasta una liata di carta, contenente 74 nomi di 
homines della provintia di Civitella »qui adportaverunt lapides 
eomunis duas salmas pro quolibet primae impositae* 4 ); e nel qua- 
deroo del camerario, in novembre dello 8teaao anno, ai regiatra 
la apeaa di 1 aoldo per una mrcina di legna data ai notai, »qui 
extraxerunt omnes homines qui non deportaverunt renam lapides 
et catcinam pro domo eomunis <*). 

1) Per es., nel aeeondo seines tre del 1262 si apendono 4 lire e 6 soldi 
in mattoni e pietre per riparare le mura di Matelica. 

2) Perg. n* 424. 

8) Perg. n° 426. 

4) Varie n* 21. 

6) Frammento di an qaademo di apeae dal 15 novembre al 19 dicembre 

Tiertaljtknehr. f. Sozial- n. WirtsehaftegeaohicbU. XL 7 
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probabile dunque che fra gli obsequia comunis, di cni par- 
lano costantemente tutti gli atti di casteUania, si comprendease 
anehe 1’ obbligo delle prestazioni d’ opere personali per le co- 
struzioni d’ Interesse generale 1 ). 

Ma se qnesto sistema poteva giovare per lavori di breve da* 
cata e di poca difficoltä, e specialmente per il trasporto dei ma- 
teriali, esso non era pih sufficiente per i lavori di maggior mole, 
per i quali si richiedessero abiliti tecniche speciaii; e in tali 
casi si ricorre necessariamente ad operai salariati. Gilt nei di- 
oembre del 1273 an tal Accursittns Bonaccorsi dichiara di sw 
ricevuto tre lire e mezza per 36 giorni in cni attese (forae ooate 
sorvegliante) alla costrnzione del palazzo comanale, in ragione 
di due soldi il giorno*). Ma le notizie piü oomplete sni salari 
pagati per quel lavoro si racoolgono dal registro del cam. Ugo* 
linnccio di Attohe (apr. giugno 1280); e da un importante fram- 
mento d’ an altro qnaderno, del qnale si son conservate integral¬ 
mente le spese dal 16 novembre al 19 dicembre 1284 8 ). In qnell' 
anno i lavori per il palazzo comanale dovevano essere stati riprest en 
maggiore ardore, poichfe si era prossimi alla fine, se ne costnavs 
il tetto e si poteva dedicarvi delle somme assai rilevanti. Parte 
di qaeste somme servivavano all’ aeqmisto dei materiali: pietre, 
che si facevano portare dalle dne eave (praetariae) di Ureula di 
Gorgose, mattoni, tegole, chiodi e ferramenta, per i qoali in naene 
di an mese si pagavano 60 lire e pib; in parte si pagavano dei 
magietH lapidum, che assamevano a cottimo ona parte des la¬ 
vori (an tal maestro Bruno di Fabriano, che in aprile lavorava 
a giornata, riceve invece in varie riprese, dall’ 8 novembre al 
16 dicembre, 37 lire »de summa cottumi muri domus comunis*)*)-, 
ma la spesa maggiore ö quella degli operai salariati. La paga 


1284 (pergamenaceo di cc. 12), senza il nome del camerario (Taste, pro me n t i 
e spese, n° 16). 

1) Cfr., per il periodo precomunsle, L. M. Habtmann, Marhtrecht und 
munera in Analekten eur Wirtschaftsgeschichte Italiens, Gotha 1904, p. lO&eaa. 

2) Perg. n° 863. 

8) Tasse, proventi e spese, n° 16. 

4) Ad un altro maestro che ha assnnto il cottimo dei camiai del pa¬ 
lazzo si paga 1 lira. 
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<e fatta per periodi diversi: il 2 maggio, U camerario Ugölinuccio 
j>aga i salart dell’ oltima qaindiGtna d’ aprile per na o untere di 
gioxBt che varia da 10 a 17 ; dopo invece pnga & periodi pih 
ferevi, V 6, il 13, il 20 e U 27 di maggiö. il 4 c 1‘ 11 di giugno. 
La consoetndine era dnnqne di pagare alb fine d’ ogni «ettiruauÄ 
per i soli giorai effettivamente lavorativi, che eraaö da & a ß. 
Gli operai che lavorano in qnei due tuest sono sempre gli ßtessi; 
»oltauto il loro n unter« varia da seltiotana a selttmana, 4a Bit 
maessmo di 18 ad nn minimo di 14, Per i galari gli operai ehe 
;»a detti tetfci magisiri lapidum, qui Ueterunt ad Laboritiumpalatii, 
ad conzttndtm lapidex (<4) cantonieB, (ei) ad murandmn, sott distinti 
m tre grnppi gecondo il salari«, che e di 2 soldi per il primo 
gruppo (di 6-8 nwgisin), di 20 den. per il il gecondo (di 3-4), 
di 18 denari per ü terzo (di 5-6). La spesa media giornaliora 
per il salart e dunque in qaei due mesi di circa 1 Urn e 10 soldi. 
In noveinbre e diceinbre Ja paga vicu fatta iavece - o almeno 
regigtrata - qaotidhuiamente: si parla di uoinini che stanno ad 
mura nd um in damu Comunij 0 ad eigandum Hg na, ed anche di 
ntatroalef ', ed i salart presentano una varietä asaai maggiore: dai 
26 e dai 22 denari al giorno, si seeode ui 12 ed agli 11 denari, 
ed i salari piü baasi sööo in generale i pili frequeati puo 
resttare il dubbio che il »alario fogge accompagäato dalk somtnim- 
steazioni del viito in natura, perebC ü camerario di queste tri- 
ujeatre cbe t il pifc diligente ed esatto di tutti quellt che ci han 
laaciato i loro qnaderui non registra alcona apesa fatta % qaeato 
titolo. Conie i salari, varia fortemente anche il nntaero di operai, 
da nn minimo di 12 ad nn massiiMO di 37 al giorno, e varia eon 
easi laspesft da nn mimmo di 15 soMi ad »« massimo di 2 Ure 
il giorno *}» fis eowplesBo si puA eooclEde!« ehe, iß per tstto il 
1280, ei fosse seguitato a lavorare c.on la «tes»» intensita dei rnesi 
H apiile, maggio, giagno, novembre e diceittbre, la costrnzione 
del p&lazzo eomanale sarcbbo costa tut« qqet soip anno circa 600 Ure 
per salari di operai, e Circa 600 per aequislo di materiali. 

; Mn da queste grosse cifre di nn anno cocesrionale non »i dcve 
dedtüre ehe normalmente le costruzioni pnbblicbe gravasscro in mi- 
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sara assai rilevante sul bilancio comunale: in generale anzi la spesa 
per qnesto capitolo doveva essere modestissima, ed in molti anni 
qnasi nnlla. 

Al tri capitoli di spesa, che han sempre nn rapporto con le 
fhnzioni politico-militari del Comnne sono le indennitä ai pri- 
vati per rappresaglie o per danni arrecati dai nemici 1 ), le emende 
dei cavalli e dei muli morti o feriti in servizio del Comnne, fonte 
di longhi litigi fra nobili e popolani *); i compensi in danaro, dati 
ai grandi e piccoli fendatari del contado per le loro sottomissioni 
o per la cessione dei loro castelli e dei loro diritti ginrisdizionali 
e fiscali. L’ acqoisto del contado impone anzi per alconi anni 
al Comnne le sne spese piü forti: nel 1255 1’ acqoisto del ca- 
stello di Botondo costa 3000 lire, e 650 se ne devono promettere 
al conte Alberto per la sna sottomissione; nel 1268 si spendono 
altre 4 mila lire per 1’ acqoisto del castello di S. Maria in Monte; 
ed erano proprio qnelli gli anni delle lotte piü accanite fra gli 
Svevi e i pontificii, in cni si doveva pagare prima nna taglia di 
gnerra di 1300 lire a re Manfredi, e poco dopo 3000 lire a papa 
Innocenzo IV. Era naturale qnindi che per qnegli acqnisti non 
solo si ricorresse al prestito, ma si frazionassero i pagamenti e 
si protraessero per anni ed anni: basti dire che ancora nel 1269 
si facevano dei pagamenti per 1’ acqoisto del castello di Botondo, 
e per qnello di S. Maria in Monte se ne facevano ancora nel 1273. 

Negli anni di carestia doveva in parte gravare sol bilancio 
del Comnne 1’ approwigionamento del Castello. & vero che fra 
gli obblighi dei castellani doveva essere anche qnello di portare 
entro le mnra di Matelica i loro depositi di grano, e che il Co¬ 
mnne interveniva assai spesso coi divieti di esportazione non solo 
del grano, ma di tntte le vettovaglie 3 ). Ma qneste precanzioni 

1) Spese 1264, gennaio—marzo; 1279, gennaio—marzo: 2 lire ad an Ca¬ 
stellano per danni arrecatigli da qnelli di S. Anatolia; 9 lire ad an altro pro 
repraetalia comunis FabriatU. 

2) Perg. n° 69; Acguac. n° 28. Nel 1247 d n * Albertas d“ 1 Actonis 
Gaameri riceve dal cam. del comnne 20 lire come emenda di an suo cavsllo 
»magangnatum* (Varie n° 8). Spese 1279, ottobre, 26 lire e 11 soldi per 
1 somaro ed 1 mala. 

8) Fra le malte se ne troyano regia träte parecchie per ayer infranto la 
prostuma .o vrostania v termine con coi si intendeya il diyieto temporaneo di 

•! * •** .s *■ - 
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non erano Bufficienti e talvolta il Comnne doveva acqnistare per 
conto proprio delle partite abbas tan za grosse di grano dai paesi 
vicini J ). Qnasi tntto il grano acqnistato doveva esser poi riven- 
dnto ai privati, ma b anche molto probabile ehe la vendita si 
effettnasse in perdita. In ogni modo perö, negli Ultimi decenni 
del Duecento, quella necessitä si presenta assai di raro, e data 
la poca densitä deUa popolazione urbana, ed il carattere rurale 
della maggior parte di quella popolazione, 1’ aggravio del Comune 
doveva esser ridotto a proporzioni assai modeste. 

Spese del tutto eccezionali sono quelle che richiede di tratto 
in tratto 1’ aministrazione della giustizia, la quäle, normalmente, 
non solo non costava al comune altra spesa oltre a quella del 
8alario del giudice e del notaio dei malefici, ma era anzi una 
fonte notevole di entrate. Ma pure talvolta gravano sul bilancio 
eomunale i premi per la cattura di qualche bandito *) e per la cu¬ 
stodia della sua casa 8 ), le partecipazioni alle condanne pecuniarie 
che, per statuto, si devono assegnare ai denunzianti, e che alcuni 
camerari registrano fra le spese 4 ), e le indennita ai procuratori, 
agli awocati, ai notai per le cause d’ appello sostenute davanti 
alla Curia del Bettore 6 ). 

Infine si devono classificare fra le spese straordinarie quelle 
ehe si dovevano sostenere per la trascrizione dei capitoli e statuti 
del Comune, del catasto o di altri atti assai importanti, per in- 
dennitä agli statutari 6 ), ai mensuratores delle terre 7 ), ad ufficiali 


esportare non solo 11 grano, la farina ed il pane, ma anche il formaggio, le 
nova ed altri conuneetibili. 

1) Perg. n # 230 (a. 1266); n* 488 (a. 1280). Nel 1802 ei pagano 40 eoldi 
a dne dttadini ch’ erano etati ad vendendum granum quod d** pottstat ad- 
portori feeit ad eastrum Mathdicae. (Perg. n* 808.) 

2) Spese 1262 : 25 lire a Ventura di Vennto e eoci die presero Giaco- 
macdo di Giacomucdo, abbrnciato dal comnne. 

8) Spese 1264: 1 lira ed 1 eoldo per la custodia della casa di un bandito 
per 12 giorni. 

4) Spese 1260: 6 lire, 7 sold. ed 8 danari ai denuncianti come parteci- 
pazione alle condanne. 

6) Spese 1279: gennaio—mareo, e 1285: gingno—agosto. 

6) Spese 1264, 1268, 1269, 1274, 1278, 1279. 

7) Spese 1278, 1285. . . 
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incaricati di rivendieare i diritti solle proprietü comunali'), ai 
raiionatores straordinari a ), egli esattori eome percentoali solle 
collette (1 den. per ogni lira esatta). 

Dato il carattere stesso di qneste spese, la loro variabilitä e 
molteplicitü, non fe possibile stabilire alcnna proporzione anche 
approssimativa fra la parte ordinaria e la parte straordinaria del 
bilancio comnnale. In ogni modo, per qnel che possa servire, 
diamo qni sotto le proporzioni, qnali risnltano dai registri rimastici, 
eccettnandone quelli del 1262 e 1284, dove si registrano qnasi 
eselnsivamente le spese straordinarie. 


1264, gennaio-marzo . . 

Spese 
ordinarie 
libr. 54 sold. 18 

Spese 

straordinarie 
libr. 255 sold. 2 

1267-68, dicembre-marzo 

$ 

66 

» - 

* 

98 » 4 

1269, marzo-maggio . . 

* 

77 

> 16 

I 

235 > 12 

1274, giugno. 

1 

3 

» — 

» 

110 » 8 

1276, gennaio-marzo . . 

» 

20 

> 16 

» 

127 > — 

1278, ottobre-dicembre . 

1 

160 

» 6 

» 

87 > 6 

1279, gennaio-marzo . . 

1 

275 

» 16 

» 

104 » 6 

1279-80, ottobre-febbraio 

> 

111 

* — 

1 

749 » 19 

1285, gingno-agosto . . 

» 

95 

> 16 

1 

270 » 6 


La sproporzione non potrebbe essere piü evidente ed fe, insieme 
alla prevalenza delle spese di carattere politico su quelle pnra- 
mente amministrative, la caratteristica principale delle finanze 
comnnali nel Dnecento. 

IY° 

L’ entrate. 

[1® Entrate ordinarie. 2* Entrate straordinarie.] 

1° La sproporzione fra la parte ordinaria e qnella straordi¬ 
naria del bilancio comnnale, piü ancora che nelle spese, si ma- 
nifesta nelle entrate. 

1) Spese 1279. 

2) Spese 1276: a d® Mnnaldo syndieo et rationaler! ad rationandos ofB- 
tiales com 1 2 » 20 lire; «1 suo notaio 10 lire. 
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L’ entrate ordinarie, limitati»aime> si possono distingnere in 
4 categorie: 

a) entrate patrimoniaÜ; 
bv entrate jspnrlmarie; 

«Onaatni e sngH affari; 

% d) ' iinpüsta persoflaje per il ssdarici clel podest^u 

a) Che \\ Coaräpe avestae delte proprietä abbastaaza esteSe, 
gpeciaJmecte in moistagna, e ehe 

entrate .in . Mtiz*** ed in natara. Io säppianiö da testinjomanae 
nnmerose e sieare*. öiä nei diplomt Mperi&U 4el XII see. »on 
neordate fe montanem «pettanti al easteik» l * )nei registri delle 
spese si tröra i\ rieordo di mdconitä pagate a dttedini t eb : eram* 
andati ad reinvemmäum puhlkuM eomnim' 1 ), m* altra Tbtta dn 
doäor legum. CotttuIo di Beaenteadi. e f&tte jiroeBfÄtote del 
Comnne per prsBdere: pmjseüFo dells montagne di guti, proprieta 
* poro i tenaiai 3 4 ). ' Ia qnakhe töomeato dt -gravi strettezze, 
nell’ impo«Blbüita Tom di neosrere &I prestko, non si rifuggiru 
dal vendere Tina parte dei beni detnäni&H*); ma nonoalinente 
esBidoveauo essere eofigerrati sia nellv Interesse dei cittadini, 
ehe godevano dei diritti d/ nso sopra di essi, sta per qaeüo delle 
finanze eorattnali, per le quali essi erano fonte di entrate ordinarie 
in tre forme diverse: dei eaeoni. eiob. pagati da qnei coltivatori, 
«•««i si aRsegnayane I« terre vmms&itä.ädfetw&täum *); dei eensi, 
che si rieavpraiodagli ntenti i paBebii e tfe seive del CornHöe *); 


1) Ptr<f. tt a e, a U8S 

; 'v S*} h’ptse 1279, geumsio-tebbrajo; tgSi, II äißeinbre, 4 

3) &rg. fl* &W (8 maggio ISS®). 

4) Yarie a 9 8 1. Nomina äi tsn anca>w per remiepe umnid p*tät#a 
«•W9* rec«absiM»ta rfTendicati 44 «Isajiü *proM ®t*>*(1$ fl«>r«aibr& 1973). 

f $3 $p&t 1282: il öuuer. pag« 2 soSii ft 3f»ri« ngiOiitiOTis prj? duabua 
ttein** quibut Mt &. steift in mnniimei.i adan&nmmtionsM fieri fadendam 
etm füii* d** AStefM {gti Ottoni erauo sülera comproprietari di qaello terre 
aasieme al CüHfliBe) dt terra iaboratoria ibidem ]ousiia, et ad dandam dictam 
terram ad iabvraftdum certi« personis. 

' 9) B 24 e&u&m* K30& ü Cornni. • ■ - 
pascolu per tutto i’&bpo per 84 iins ■ 
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e della vendita dei prodotti delle foreste e delle terre semina¬ 
tive l 2 * ). 

Ma se ci b rimasta la prova sicura che il comune possedeva dei 
beni demaniali e patrimoniali e che ne ritraeva ogni anno delle 
rendite, non abbiamo purtroppo alcnna notizia snlla misnra di qneste 
entrate, di cni tacciono quasi completamente tutti i registri dei 
camerari che si son conservati. Sappiamo soltanto che, nel 1309, 
i proventus pascui comunis di un anno erano venduti ad nn pri¬ 
vat» per 34 lire, e che, nel 1354, in an appalto generale delle 
entrate ordinarie, si comprendevano anche i proventi annuali dei 
cinzorum (forse i censi delle terre comnnali) per la somma di 
100 lire*). Se a qnesto agginngiamo anche 1’ altro indizio che 
ai due ufficiali mandati a sorvegliare il taglio dei grano nelle 
terre dei Comune si pagava una indennitä di 3 lire 8 ), in una 
epoca in eui un ambasciatore non riceveva che 4 soldi il giorno, 
dovremo concludere che i redditi patrimoniali salivano a quell’ e- 
poca a cifre abbastanza rilevanti. 

b) Le entrate giudizarie si possono classificare fra le ordinarie 
soltanto per il fatto che esse si ripetono tutti gli anni e che il 
Comune puö contarci sicuramente; ma nella misura esse variano 
notevolmente da anno ad anno. Qneste entrate, che risalgono 
ai banna et foüiae dell’ etit feudale 4 ), si distinguono sempre in 
tre categorie: concordiae, salaria e condempnationes. Le concor- 
diae erano le tasse che pagavano al Comune le parti contendenti 


1) Entrate 1278, novembre, dicembre. »Item reeepü a Benteoegna 
Petri Jmuarii pro feno quod hdbuit in montaneis comunis ... (non si puö 
legger la cifra). — I rationatores dei febbraio 1281 trovano che •Johannes 
Benentendi habuit ab Ugolinutio Actonis 6 libr. et ab Älbricipto Ventula- 
pennäe 50 seid., quos tenebantur dare ipsi Comuni pro pretio vini vendendi 
eis venditi ab ipso Comuni*. — H camerario dei dicembre 1284 paga 40 soldi a 
Jacobo d n{ Albrici syndico comunis quia ivit per montaneas recoUigendo 
bladum comunis, e 20 soldi a Bonayentara Bevenuti quia ivit cum dicto 
Jacobo ad scribendum bladum. — Nel 1286 il camer. invece di 27 soldi che 
deve pagare a Corraducdo di Bartolo per alcune ambasciate, gli consegna dei 
ligna comunis. 

2) Consigti n* 2 (frammento). 

8) Spese 1284, 9 dicembre. 

4) Perg. n* 18, a. 1218. 




Le finanze di nn castellc nel sec. XIH. 


in caso di remissione dt querela: in generale, da qnalehe eenti- 
•»«(> di riscossioai registrafe düi eajnerari per qttesto motivo, ei 
v52, 
de la fin de 1752 au 28 septembre 1756, 
du 2 mai 1759 au 28 novembre 1765, 
du 26 aoüt 1769 (environ) au 23 avril 1770, 
du 9 juillet 1774 au 3 septembre 1774, 
du 26 novembre 1785 au 27 septembre 1787. 

1) Le table&u des prix le plus haut et le plns bas, ainsi qae le prix 
moyen da froment et da seigle ä Bruxelles et ä Brages, de 1762 & 1773, et 
le lelevb des importations et des exportations de grains iaites en Belgique, 
de 1760 4 1791. 


7* 
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Encore faut-il observer qne, du 9 juillet 1774 an 3 septembre 1774, 
une partie de la frontifere reste fermäe, ä savoir celle du Lim- 
bourg et du Luxembourg. Et n’oublions pas, au surplus, que meme 
sous le rägime de la liberte d’exportation, la circulation interieure 
est genäralement rfeglementäe; du moins les ordounances de 
police concemant les accaparements et les achats clandestins 
restent en vigueur. L’älaboration et l’exäcution de ces ordon- 
nances appartenaient aux magistrats locaux. Ceux-ci ont a 
cceur de soigner avant tont l’approvisionnement facile de la 
bourgeoisie: le temps du marchä ätait ordinairement divise 
en trois parties. Seuls les bourgeois qui achetaient pour leur 
consommation personnelle, avaient le droit de traiter pendant la 
premibre partie. La deuxibme ätait räserväe aux brasseurs, 
distillateurs, meuniers et boulangers. Et les marchands en gros 
ne pouvaient acbeter ce qui restait d’invendu que pendant la 
dernifere partie 1 2 3 * * * ). 

H va de soi que, par les temps d’abondance, les präposäs ä 
la police des marchäs se relächaient volontiere de leur surveillance 
rigoureuse. Mais l’abondance ne se maintenait que dans les cas 
relativement rares, oü la räcolte ätait bonne dans tonte l’Europe 
occidentale, ou tont au moins dans les pays riverains de la Balti- 
que, les foumisseurs ordinaires des grands marchäs europeens *). 
Certes la Belgique, particnliferement la Flandre, ätait un pays 
de grande production agricole. Les principales productions de 
cette province, dit en 1775 l’abbä Mann 8 ) «sont le froment, le 


1) Cf. Gachakd , art cit6 p. 32. Un dhcret du gouvemeur g6n6ral Charles 
de Lorraine du 80 j an vier 1773, port6e en un temps oh la circulation interieure 
itait libre, enjoint ä ceux qui 6taient pr6pos6s & la surveillance du marchb 
aux graing & Bruxelles, de veiller & l’observation des ordonnances de police 
qui concernent cet objet, et de prövenir et r6primer notamment les monopoles 
et autres man Oeuvres illicites des vendeurs. Ordonnance8 de« Pays-Bas 
autrichiens, tome X, p. 338. 

2) Cf. W. Naudä, Die GetretdehandelspoUtik der europäischen Staaten 
vom 13. bi« tum 18. Jahrhundert, Berlin 1886, p. 379. 

3) Memoire« de TAcadimie impiriale et royale de» Science« et belles- 

lettre« de Bruxelles, tome IV, Bruxelles 1783, p. 125. Nous ne pouvons pas 

partager l’opinion de M. V. Brants, lorsqu’il afflrme que «notre pays avait 

besoin de eombler par des importations pdriodiques le ddficit de la production 
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seigle, l’orge, l’avoine, le boekweyt on bled sarrasin, l’epeautre, 
les pois, les ffeves, les vesses et toutes sortes de 16gumes et de 
plantes potagferes: la quantitä qu’on en recneille est bien an 
delä de ce qni suffit anx besoins du pays et ä la nonrritnre de 
ses habitants». Et tel 6tait le cas anssi ponr le bätail «qni y 
est si abondant «qn’on peut envoyer 50 ä 60 mille boeufs par 
an dans les provinces voisines» 1 ). Cependant la Situation n’dtait 
pas anssi brillante dans d’antres provinces, dans le Luxembourg 
et le comtä de Namur par exemple, et dans le Hainant, sauf la 
chätellenie d’Ath. Et pnis la Flandre, le Brabant et le Lim- 
bonrg sont situes dans le voisinage imm6diat de la Hollande. 
Amsterdam 6tait le plns grand marchä de grains dn monde*). 
Ses marchands venaient sonvent faire des achats consid6rables 
dans nos provinces, lorsqne la räcolte avait fait d&aut on ätait 
mediocre dans les provinces baltiqnes 8 ). Les Pays-Bas se trou- 
vaient donc continnellement expos6s ä voir drainer lenrs snbsi- 
stances vers le Nord et l’abondance ne s’y maintint jamais qu’en 
cas d’abondance generale. Nos provinces ätaient trop avanta- 
gensement sitnäes an point de vne dn commerce en general et 
dn commerce des grains en particulier, ponr qn’on y püt impnne- 
ment maintenir en tont temps la libertö d’exportation. 

Ponr bien mettre les choses an point, il importe encore de 
faire remarqner qne, mgme en cas d’interdiction absolne, il sortait 
toujonrs nne certaine quantitä de grains par permission späciale. 
An snrplns le transit des grains 6trangers est g6n6ralement tolere 
mSme en cas de disette. Ainsi c’est en majeure partie snr le 
compte dn transit qn’il fant mettre les chiffires renseignes a la 
sortie, dans le tableau publie par M. Gachabd, anx annäes 1772 
et 1781. Lorsqne d’autre pari;, anx annäes d’interdiction, on voit 
d6passer le chiffre des entröes par celui des sorties, comme en 
1773, il va de soi qn’alors il ne s’agit plns d’nn simple transit, 


nationale». Voir ouvrage cit6 ci-depeue, p. 215. La etatistique publiöe par 
M. Gachard (voir ci-dessus) ddmontre qne nos exportatione de grame ötaient, 
an XVm« eibcle, g6n6ralement eupörieures ä aoa importations. 

1) Mann, ibidem p. 128. 

2) Cf. Naüdä, ouvrage citd pp. 436 et er. 

3) Voir plue bae. 
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mais d’nne exportation autorisle par permissions special es. Nona 
verrons d’ailleurs dans la seconde partie de ce travail quelques 
permissions sp^ciales obtennes en temps de crise. Mais an prix 
de qnels efforts! 

Aprls cette vne d’ensemble, faisons nn examen plus dltailll 
de notre legislation annonaire. 

Le rlgne de Marie-Thlrfese s’ouvre par une crise intense. 
Dejä l’ann^e avant son avlnement, les 16 septembre, 19 octobre 
et 28 novembre 1739 J ), l’exportatation des grains avait ete 
rigoureusement interdite dans toutes nos provinces. L’ordonnance 
du 28 novembre 1739 justifie les mesures prises par «la mldiocre 
rlcolte qu’il y a eu cette annle, jointe ä la traite, que commencent 
de faire les Itrangers, des grains et fourrages des Pays-Bas». 
Les 5, 6 et 9 mai 1740 des enquetes avaient Itö prescites pour 
connattre la quantitl de grains qu’il y avait dans cbaque maison *). 
Les pronostics pour la moisson de 1740 Itaient d’ailleurs d6- 
testables: «Le prix des grains hausse de plus en plus et le 
mauvais temps ne laisse gufere d’apparence ä une bonne rlcolte», 
dit l’ordonnance du 9 mai. Le lendemain 10 mai, paratt une 
ordonnance contre ceux qui, sous pretexte de chertö des grains, 
pillent les bo.utiques des boulangers et marcbands, ou qui s’em- 
parent des vivres que les gens du plat-pays apportent dans les 
villes 8 ). H va sans dire que, par une crise pareille, tous les 
grains Itrangers peuvent entrer dans le pays en franchise de 
droits 1 2 3 4 ). Bientöt la peine de mort est comminle contre ceux 
qui exportent du bll en dlpit des ordonnances e ). Les magistrats 
locaux du Brabant, du Limbourg et mime de la Flandre ont 
tellement peur de la disette, qu’ils dlfendent la sortie des grains 
d’un endroit k l’autre de leurs provinces respectives, comme en 


1) Ordonnances des Pays-Bas autrichiens, tome V, pp. 310, 314 et 318. 

2) Ibidem pp. 362-364. 

3) Ibidem p. 366. Ces actes de brigandage se commettaient non eenle- 
ment an plat-pays, mais en pleins centres nrbains. A Bruxelles la popolace 
pilla mftme, le 6 j an vier 1740, plnsieun magasins. Of. Hknnk et Wautkrs, 
Histoire de la ville de Bruxelles, tome II (1846), p. 254. 

4) 26 mai 1740; Ordonnances eitles, tome V, p. 361. 

6) 28 mai 1740; ibidem p. 362. 
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pleine Periode d’äconomie urbaine 1 2 3 ). La misfere est extrSme: 
les bestiaux meurent en masse fante de nourriture, en plein mois 
de mai 1740; et le conseil de Hainant, ponr 6viter des 6pid6mies, 
se voit oblig6 de promalgaer une ordonnance prescrivant l’enfouisse- 
ment immMiat des cadavres *). 

La r6colte de 1740 fnt moins manvaise qn’on ne l’avait 
pr£vu 8 ). Cependant des ordonnances dn 9 jnin, dn 24 septembre, 
du 15 octobre, des 9, 22 et 26 novembre 1740 et l r fevrier 1741 4 5 ) 
maintiennent nn rägime extTemement sevfere, et ce n’est qne le 
6 jnin 1741 qne la circnlation inUrieure redevient libre 6 * ). L’ex- 
portation toutefois reste rigourensement däfendue. Et ponrtant 
le gonvernement d^clare dans les considerants de l’ordonnance 
dn 6 jnin <que les soins qu’il a eus ponr seconrir ses bons et 
fid&les snjets dans la demibre calamitä et chertä de grains ont 
en nn succbs si favorable qne le prix en est tellement baisse 
qne sesdits snjets le penvent acheter ä nn prix raisonnable . . . 
Et il est fort apparent qn’il baissera davantage, ä l’occasion dn 
temps favorable, leqnel fait esperer une abondante r6colte.» II 
fant croire qne ces previsions optimistes ne se sont pas realisees 
de si töt. Car le prix moyen dn froment en Flandre qni avait 
atteint en 1740 le taux dejä exorbitant de 25 1. 6 s. 8 d. le boed 
fnt en 1741, de 29 1. 11 s. 2 d. */», le plns baut qni ait 6te atteint 
dnrant le dix-huitifeme sifecle, si l’on en excepte l’annee 1710 6 ). 


1) 28 et SO mai 1740; ibidem pp. 362 (note) et 363. 

2) 80 mai 1740; Ordonnances eitles, tomeV, p. 363. L’annle 1740 fat 
Ig&lement nne anale de mortalitl et de disette en France. Cf. entre autres 
G. Martin, La gründe Industrie en IVance saus Louis XV, p. 113. 

3) Voir les considlrants de l’ordonnance da 24 septembre 1740. Ordon¬ 
nances eitles, tome V, p. 375. 

4) Ibidem pp. 376, 896, 399, 406, 417 et 487. 

5) Ibidem p. 437. 

6) Voir H. Van Houtte, Documents pour servir ä Vhistoire des prix 

de 1381 ä 1794 (pablications in-4® de la commission royale d’histoire), 
Bruxelles 1902, tablean H. C’est ft tort que M. Piot (ouvrage citl pp. 254—255) 
affirme qne le prix da grain, sous Marie-Thlrlse, fat le plas llevl pendant 
les mois d’oetobre 1770 ft septembre 1771. Cette erreor provient de ce que 
M. Piot n'a pu utiliser que la petite statistique donnle pw M. Gachard, 

dans l’aiidde citl plus baut, et qui porte uniqaement sur leg «nnl® 8 1762—1778. 
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Cependant la baisse, prämaturäment escomptöe par le gouveme- 
ment, se prodaisit probablement ä la fin de Fannie et, en tont 
cas, pendant les annäes 1742 et 1743: le prix moyen da froment 
en Flandre fut respectivement de 15 1. 6 d. */» et de 111. 15 s. 
11 d. V» ^ hoed *). Ce demier prix est le plas bas qai ait 6t6 vu 
pendant la p6riode qai noas occape. La libertö d’exportation ne 
paratt pas toutefois avoir existe avant le printemps 1743*). Le 
prix relativement bas de Fann6e 1742 et celai exträmement bas de 
Fannie 1743, alors qae l’exportation avait 6t6 interdite pendant 
nne partie de Fannie, sont de natare ä noas faire croire qae les 
präcautions prises par le gouvernement n’earent pas präcisöment 
pour räsaltat, comme le dira plus tard Joseph II dans son 6dit 
perpätuel, de provoqaer la haasse au liea de la baisse qn’il 
poarsaivait. 

A partir du printemps 1743 et jasqu’aa 20 novembre 1745, 
nos prodactears et marchands de grains jouissent donc d’ane 
liberrä pleine et entifere. Darant ces deux ann6es et demie les 
prix remontent 16gferement, mais sans atteindre an taax inqaiät&nt. 
Mais voilä qae la gaerre de la succession d’Autriche venait de 
däborder sar nos provinces. En 1745 la Flandre est conquise 
par la France, puis d’aatres provinces encore: ä la fin de 1746 
Loais XV est mattre de toas les Pays-Bas, k l’exception da Laxem- 
boarg et du Limboarg. De noavelles defenses ätaient inävitables. 
Da 20 novembre 1745 au 13 septembre 1748, noas comptons 
doaze ordonnances d’interdiction, tant de la part des aatoritäs 
franfaises qae de la part de Fadministration aatrichienne 8 ). II 
est vrai qae toates ces ordonnances sont präventives et ont 
pour but d’eviter la disette qae poarrait amener <le voisinage 


1) Voir H. Van Houttb, ibidem. 

2) Voir döfensee des 19juin, 20 septembre 1741,15man 1742,2janvier 1743. 
Ordonnances eitles, tome V, p. 453 et Liste chronologique des Idits et 
ordonnances des Pays-Bas autrichiens de 1700 ä 1750, Bruxelles 1851, 
pp. 887, 842 et 861. 

3) Ordonnances eitdes, tome VI, pp. 174, 209, 229, 240, 284, 269, 287, 
290, 417, 447, et Liste chronologique, citöe ci-dessus, pp. 390, 394, 397 
et 409. 
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«Tune grande armee» x ) ou les achats de bl6 que font les 
4trangers *). 

Aprfes la gaerre de la succession d’Autriche et le däpart des 
tronpes frantjaises (janvier 1749), nouvelle fere de libertä. Mais 
le printemps de 1752 noas amfene de nouvelles restrictions. Une 
ordonnance du conseil de Luxembourg du 28 juin 1752 d6fend 
-de couper les grains avant leur maturitö bien constatäe, «quoiqu’il 
y ait lieu d’esp6rer <que les rem&des que Von a tächd de porter 
ä la disette auront le succbs d6sir6» ®). Le 2 septembre 1752 
une ordonnance du conseil de Namur constate que «les pluies 
continuelles qui emp§chent la rentree des moissons tönt craindre 
une disette» et, en consequence, il interdit la sortie des grains 
par eau 1 2 3 4 ). Cette defense toutefois ne semble avoir atteint que 
la senle province de Namur. Elle dömontre cependant combien 
les autoritäs provinciales 6taient disposdes k restreindre la libertd 
du commerce des grains. Si le gouvemement central, de peur 
qu’il ne perde le b6n6fice des droits de sortie, 6tait moins 
favorable au rägime prohibitif, les organismes locaux y recouraient 
4 la moindre alerte. Un grand nombre des ordonnances que 
nous avons consultees 6manent des conseils provinciaux. Leur 
autorite etait encore consid6rable ä cette 6poque, et c’est ce dont 
MM. Gachard et Piot ne tiennent pas suffisamment compte. 

Si Tinterdiction du 8 septembre 1752 fut purement locale, 
il ne faut point s’en etonner. Car le prix moyen du froment 
en Flandre ne fut que 16gfcrement superieur, en 1752, 4 celui 
de 1751: 18 1. 17 s. 11 d. x /a contre 151. 16 s. 10 d. 1 /a. En 1753 
il fut 4 peu pres le m@me qu’en 1752. En 1754 il tombe 4 
moins de 15 1. et en 1755 et 1756 4 13 1. et quelques sous 5 ). 

1) Voir par exemple l’ordonnance du 7 aoüt 1746. Ordonnance« eitles, 
tome VI, p. 229. 

2) Voir par exemple les ordonnances du 20 novembre 1745 et da 
26 avril 1746; ibidem pp. 174 et 209. A partir du 25 novembre 1747 la 
däfenBe porte aussi sur les pois, föves, favelottes et haricots. Voir Gilliodts- 
van Sevekbn, Cartulaire de fanden grand tonlieu de Bruges, tome VI, 
1909, p. 86. 

3) Ordonnances citäes, tome VII, p. 119. 

4) Ibidem p. 156. 

6) Voir H. Van Houttb, ouvrage cit$, tableau H. 
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Pendant tonte cette periode point d’ordonnance dn gouvemement 
central on des gonvernements de province, ce qni nons pennet 
de croire qne de 1752 ä la fin de l’annöe 1756, le commerce 
des grains et de lenrs d6rives fnt entiferement libre, moyennant 
paiement des droits d’entröe, de sortie et de transit 1 ). 

La fin de l’annee 1756 marqne le commencement d’nne 
nouvelle fere d’interdictions et de restrictions de tonte Sorte. Le 
28 septembre de cette annäe, nons tronvons nne ordonnance de 
Marie-Thär&se däfendant, «ä canse de la manvaise räcolte dans 
plusieurs pays du Nord et la grande traite de grains qni se fut 
dans nos provinces», la sortie du froment, dn seigle, de l’äpeantre, 
de l’orge et de l’avoine et r&glementant s6vferement la circulation 
intörieure *). Suivent tonte nne Serie d’ordonnances confirmant 
on Cendant la premifere s ). Pnis vient l’ordonnance particulifere- 
ment rigonrense du 18 j an vier 1757 4 ), suivie k son tour d’une 
dizaine d’ordonnances interpr&atives °). Le 22 mars 1757 et 
le 21 avril 1757, les rignenrs de l’ordonnance dn 18 janvier 

1) Noub avons d4j4 indiquö plus haut, d’apr&s M. Oachard, le taux des 
droits d’entrde qui frapp&ient les grains en temps normal. En ce qui con- 
ceme les droits de transit, par un « tarif on ricapitvlation des ordonnance» 
pour la levdc des droits d’entrte et de sortie » qui repose aux archives g£n6ralee 
du royaume & Bruxelles (Conseil des Finances n° 1623) et que nous publierons 
ulttaieurement, nous apprenons qu’une ordonnance du 14 juin 1755 imposait 
comme suit le transit des grains 4 travers le territoire, extr&nement entre- 
coupö d’enclaves, des dbpartements de Namur et de Charleroi: «par terre: fro¬ 
ment 2 fl. 3 s., m£tillon 1 fl. 18 s., seigle 1 fl. 17 s., orge et sucrion 1 fl. 11 a, 
6peautre 1 fl. 9 s. le last. Si les grains transitaient par eau (par la Sambre 
ou la Meuse) le froment payait 4 fl. 14 s., le m^tillon 3 fl. 15 s., le seigle 3 fl. 
15 s. 6 d., l’öpeautre 3 fl. 18 8. 

Pour ce qui est des droits de sortie, comme le tarif en question dato 
d’une 6poque oü l’exportation des grains 6tait dbfendue (probablement du 
commencement de l’annöe 1774), nous n’y trouvons que les droits de sortie 
frappant les esp&ces non dbfendues: la bouquette ou bl6 sarrasin: 10 livres 
le last, et la farine 1 livre 4 s. le last. 

2) Ordonnance» eitles, tome Vill, p. 54. 

3) 14 et 20 octobre, 28, 24 et 29 novembre 1756. Voir ibidem pp. 61, 
65 et 55 (note). Voir aussi Liste chronologique des idits et ordonnance» 
de 1760 4 1794, I» partie, p. 85. 

4) Ordonnance» eitles, tome Vill, p. 79. 

5) Ibidem pp. 102—106 et Liste chronologique citöe, pp. 89—93. 
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8ont supprimees dang le Luxembourg d’abord, dang les autres 
provinces enauite, mais la defense d’exportation portee le 28 sep- 
tembre 1756 reste debout *). Dans le pr^ambule de l’ordonnance 
du 21 avril 1757, il est dit qu’ä. present les grains sont ä un 
prix raisonnable. Cependant nous savons par nos Documents, 
dejä cit6s ä plusieurs reprises, que le prix moyen du froment 
en Flandre fut de 22 1. 12 s. 2 d. */» le hoed pendant l’annäe 1757, 
ce qui est d’un quart au moins au dessus du prix normal. Mais 
en 1758 il est de moins de 18 et en 1759 de moins de 17 livreg. 
Nianmoins l’ordonnance du 28 septembre 1756 fut maintenue 
jusqu’au 2 mai 1759 *). 

Alors nous allons au devant de la plus longue periode de 
libertä que nous ayons rencontr6e dans nos recherches. Du 
2 mai 1759 au 28 novembre 1765 le gouvernement ne prend 
pas une seule mesure restreignant le commerce des grains. 11 
sc bome k rappeier une seule fois les präcautions d’usage contre 
les accaparements ou les achats dandestins 8 ). Aussi bien les 
prix sont normaux pendant tonte cette pdriode: en Flandre la 
moyenne pour le froment est de 16 1. 13 s. 4 d. le hoed en 1760, 
de 15 1. 14 s. en 1761, de 17 1. 16 s. 2 d. en 1762, de 161.6 s. 6 d. 
en 1763, de 17 1. 3 d. en 1764, de 18 1. 8 s. 9 d. en 1766 4 ). 

Ce dernier chiffre marque d6jä la hausse. Elle fut consid6- 
rable dfea le mois de septembre 1765 6 ). De nouvelles mesures 
s’imposaient. Elles furent prises ä partir du 28 novembre. 
Partielle d’abord, ne visant que le seigle et laissant ouverte la 
froutifere du Luxembourg*), la defense d’exportation s’6tend au 
froment dfes le 27 mai 1767 7 ), aux farines dfeg le 13 janvier 1768 8 ) 

1) Litte chronologique, p. 96 et Ordonnance», tome VLLL, p. 122. 

2) Ordonnance*, tome Vlil, p. 810. Pour les mesures prises entre le 
21 sttü 1767 et le 2 mai 1769, voir ibidem pp. 125, 126, 131, 157 et 163. 

3) 20 juin 1761; ibidem p. 432. 

4) H. Vas Houtte, ourrage et Uble&u dt4s. 

5) Les prix de septembre 1766 ä Bruxelles furent d’un quart supdrieurs 
4 eeux du commencement de l’anu6e pour le froment et pour le seigle. Cf. 
Gachard, article cit6 pp. 85 et 86. 

6) Ordonnance», tome IX, p. 240. 

7) Cf. Brlavoinne, ourrage citd p. 91. 

8) Ordonnance», tome IX, p. 366. 
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et englobe le Luxembourg k partir du 27 du m@me mois 1 2 3 ). 
Pendant les mois suivants les rbglements deviennent plus rigou- 
reux *). Le prix moyen du froment en Flandre btait montb dans 
l’entretemps de 18 1. 8 s. 9 d. qu’il btait en 1765 ä 19 1. 1 s. 3 d. 
en 1766, 21 1. 12 s. 3 d. en 1767, 19 1. 15 s. 9 d. en 1768. En 
1769 il revient ä 18 1. 8 s. 6 d. Etait-ce l’effet des precautions 
prises par le gouvernement ou de la rentrbe de rbcoltes meilleures, 
ou de l’un et de l’autre ä la fois? Nos documents ne nous 
permettent pas de rbpondre ä cette question. En tont cas, dös 
le 8 juin 1769, le gouvernement deerbte la libre sortie du ble 
sarrasin 8 ) et le 26 aoüt 1769 celle des grains en genbral par 
la frontibre de Luxembourg 4 5 ). Briavoinne affirme que la per- 
mission du 26 aoüt concerne tous les Pays-Bas 6 7 ). C’est une 
erreur bvidente. J1 faut croire cependant, quoique nous n’ayons 
pas retrouvb d’ordonnance pour le dömontrer, que cette permission 
a ötö accordbe aux autres provinces bgalement, quelques jours 
avant ou quelques jours aprbs; sinon, les dbfenses qui sont 
intervenues dans la suite n’auraient pas de sens. 

Donc il faut admettre que du 26 aoüt 1769, environ, jusqu'aux 
dbfenses ultbrieures, l’exportation des grains a btb libre. Mais ce 
ne fut pas pour longtemps. Dbs le 23 avril 1770 intervient de 
nouveau une interdiction gbnbrale concernant tous les grains et 
toutes les frontibres 6 ). Puis la dbfense est btendue aux farines T ). 
Pendant tont le restant de l’annbe 1770 et pendant les deux 
annbes suivantes, nous voyons emaner l’une ordonnance aprbs 
l’autre 8 ). Quelques-unes vont jusqu’ä dbfendre la distülation 


1) Ibidem p. 866, note 1. 

2) Liste chronologique, cit6e, p. 282 et Ordonnance#, tome IX, p. 382. 

3) Ordonnance#, tome IX, p. 507. 

4) Ibidem p. 366, note 1 et Liste chronologique, p. 354. 

5) Ouvrage cit6 p. 91. 

6) Ordonnance#, tome X, p. 38 et Liste chronologique, p. 264. 

7) Liste chronologique, p. 264. 

8) 14,18,19, 25 jnillet, 27 septembre, 13 et 16 octobre, 6 novembre 1770, 

28 f&vrier, 29 avril, 8 juillet, 80 octobre, 7 novembre, 4 et 18 döcembre 1771, 

29 avril, 30 novembre, 14 et 18 däcembre 1772. Voir Ordonnance#, tome X, 
pp. 62, 68, 78, 115, 188, 201, 252 et 817 et Liste chronologique, pp. 268, 
272, 274, 276, 284, 293, 294, 296, 813, 815. 
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des eanx de vie de grains. Celle dn 7 novembre 1771, qui 
ddfend d’acheter on de vendre des grains aillenrs qu’aux marches 
publics, invoque <les rdcoltes pen favorables de la presente annde 
et de la prdcddente» *). Cependant - et c’est ici, croyons-nous, 
qn’on voit l’efficacitd Evidente des dl fernes de sortie en cas de 
disette, le prix moyen dn froment en Flandre, qni avait dtd de 
181. 8 s. 6 d. en 1769 et de 18 1.13 s. 9 d. en 1770 dtait descendn 
en 1771 k 17 1. 13 s. 9 d. Fant-il croire d’antre part qne les 
entraves apportdes k la circulation inttrieure dtaient plus nnisibles 
qn’ntiles? On est tentd de rdpondre affirmativement ä cette 
qaestion, lorsqa’on voit, sons le regime dn 7 novembre 1771, le 
prix moyen dn froment en Flandre s’dlever en 1772 an chiffre 
considdrable de 23 1. 1 s. 3 d. *). Dds qn’on y regarde de plus 
pris cependant, on voit qne les canses de la bansse en 1772 se 
tronvent aillenrs. La. rdcolte de 1771 avait dtd rentrde dans de 
manvaises conditions et le froment etait en partie germd. Anssi le 
vienx froment de la rdcolte de 1770 se vendait-il, en octobre 1771, 
c’est k dire avant l’ordonnance dn 7 novembre, ä nn prix exor¬ 
bitant, tandis qne le froment nonvean se vendait plntöt ä bon 
marchd. De la fin de 1771 jnsqn’ä la rdcolte de 1772, la diffdrence 
entre les denx espdces dtait d’nn gros tiers 8 ). Dans le prix 
moyen si dlevd de 1772 on ne pent donc ldgitimement incriminer 
les entraves apportdes ä la circnlation intdrienre. 

Le rdgime nltra-sdvdre ddcrdtd le 7 novembre 1771 fut 
maintenn jnsqn’an 7 janvier 1773. Alors «l’dtat actnel dtant 
meillenr» la circnlation inttrieure est rdtablie snr l’ancien pied 4 ). 
Mais la ddfense de sortie reste en vignenr jnsqn’an 9 jnillet 1774 5 ). 

Dans l’entretemps le prix moyen dn froment en Flandre dtait 
tombd k 19 1. 5 s. 3 d. en 1773 et ä 17 1. 16 s. en 1774. Encore 

1) Ordonnance», tome X, p. 201. 

2) Cf. GL Tan Houtte, ouvrage et tablean citts. 

3) Cf. Gachard, article dtt p. 36, surtout la note qni fignre au bas da 
tablean, 4 cot£ de 1’astSrisqne. 

4) Ordonnance», tome X, p. 328. 

5) Ibidem p. 494. Dans l’entretemps quelques modifications accessoires 
coDoemaat les pr6cautdons 4 prendre en matiöre de circnlation inttrieure et 
de diställation des eanx de yie avaient ttt introduites; ibidem pp. 338, 373, 
386, 425 et Liste chronologique, citte pp. 818 et 322. 
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faut-il ajouter que la defense n’est pas levee dans le Luxembourg 
par l’ordonnance da 9 jaillet 1774. An snrplus celle-ci est re- 
voqu6e dfes le 3 septembre de la möme annäe 1 2 ), de teile Sorte 
que nons ne nons tronvons ici en pr6sence que d’une periode 
de libert6 partielle qui dore moins de deux mois. Mßme le 
1 mai 1775 le gouvernement remet en vigueur la surveillance 
minntieuse de la circulation intärieure, ä cause du «haut prix 
des grains et de la disette m£me de cette denr6e qui se fait 
sentir dans quelques pays 6trangers> *). Cependant le prix moyen 
du froment en Flandre ne fut, en 1775, que de 19 1. 2 s. 3 d., 
ce qui est au dessus de la normale, mais ne constitue pas 
toutefois un taux comparable k celui des annäes de grande disette. 
H est vrai que, d’un bout ä l’autre de l’annäe fiscale, les prix 
pouvaient etre difförents et il est probable que ceux du mois 
d’avril 1775 furent consid6rablement au dessus de ceux des 
mois de juillet, d’aoüt et de septembre par exemple. N&nmoins 
les prix de 1776 sont notablement införieurs k ceux de 1775. 
La moyenne pour le froment est en Flandre de 17 1. 6 s. 3 d. 
Aussi les ordonnances de la seconde moiti6 de l’annäe 1776 sont- 
elles de nouveau plus liberales. Le 13 juillet, permission d’ex- 
porter du pain et de la bouquette, le 21 aoüt m@me permission 
pour les farines de toutes espbces, et le 28 octobre pour le froment 
et le seigle, par les bureaux d’Orsmael, de Landen, de Lincent 
et de Hannut, ainsi que par les däpartements de Namur et de 
Charleroi 3 ). Le 23 däcembre cette permission est 6tendue 1° pour 
le froment et le seigle, y compris le mötillon et l’äpeautre, aux 
däpartements de Tournai, de Mons et de Chimay, aux bureaux 
de L6au, Halem et Diest dans le departement de Tirlemont et 
au departement de Turnhout; 2° pour les mSmes grains, mais 
par terre seulement, aux bureaux de Wuestwesel, Achterbroek, 
Putte et Santvliet; 3° pour le froment seulement, et uniquement 
par terre, aux departements de S‘ Nicolas, Gand, Bruges, Courtrai 
et Ypres, ainsi qu’aux bureaux de Houthem, de Furnes et d’Adin- 

1) Ordonnance8, tome X, p. 498. La döfense est dtendue le 17 octobre 
«t le 13 ddcembre 1774; ibidem pp. 604 et 614. 

2) Ordonnances, tome XI, p. 28. 

3) Ordonnances, tome XI, pp. 149, 161, 170. 
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kerke dans le departement de Nieuport. Parmi les considärants 
de cette ordonnance nons tronvons cette constatation «qne l’6tat 
actnel des choses par rapport aux grains» est meillenr et qu’if 
convient d’6tendre les permissions des 13 jnillet et 21 aoüt. 

A partir de ce moment le chass6-crois6 des permissions et 
des snspensions de permission, qni caractärisent le rägime mixte, 
devient si compliqnä, que nons avons juge plus prndent, ponr 
ne pas nons äcarter de la vöritä, de donner ä partir de ce 
moment et jnsqn’au mois de fövrier 1787, nne analyse anssi 
pr6cise que possible de tons nos docnments, en rejetant dans 
les notes les qnelqnes commentaires qne nons avons k faire ä 
leur snjet: 

2 aoüt 1777: Suspension de la permission accordäe par l’or- 
donnance prec6dente, en ce qni concerne 1° l’expor- 
tation par terre du firoment, dans les departement» 
de S‘ Nicolas, de Gand, de Brnges, de Conrtrai, d’Ypres 
et de Furnes; 2° l’exportation dn mätillon dans les 
d£partements de Tournai, Tarnhont et Anvers; 3° l’ex¬ 
portation du froment dans les d6partements de Mons 
et de Chimay 1 2 * ). 

€ septembre 1777: Ordonnance remettant en vigneur l’or- 
donnance dn 23 däcembre 1776*). 

30 man 1778: Ordonnance däfendant l’exportation da seigle 
et dn froment par les d6partements de S* Nicolas, de 
Gand, de Brnges, d’Ostende, de Nienport, d’Ypres et 
de Conrtrai*). 

22 jnillet 1778: Ordonnance permettant d’exporter le seigle 
et le froment par terre dans les departement» men- 
tionn6s ci-dessns et en ontre dans celni de Tonrnai 4 * ). 

19 aoüt 1778: Item par ean 6 ). 


1) Ordonnance *, tome XI, p. 199. 

2) Collection de placcard» des Archive« generales du royaume ä 
Bruxeüet, in-fol., tome 19. 

8) Ordonnance», tome XI, p. 246. 

4) Ibidem p. 286. 

6) Ibidem p. 297. 
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I octobre 1778: Prorogation des permissions ci-dessns 1 ). 

15 novembre 1780: Retrait de la permission en ce qni con- 
cerne le seigle 2 * ). 

23 decembre 1780: G6ndralisation de la defense ponr le 
seigle ®). 

30 decembre 1780: Extension de la däfense an froment 4 ). 

15 janvier 1781: Extension de la däfense ä l’6peantre ponr 

les ddpartements de Namnr, Charleroi et Chimay 5 6 ). 

II jnin 1781: Reglement du Conseil des Finances concemant 

la franchise du port d’Ostende. L’art 10, 3° dit qne 
la circulation des grains sera libre entre tont le pays 
et Ostende; mais ä Ostende les lois gänärales seront 
appliquees pour l’exportation. Les grains ne pourront 
pas sortir d’Ostende, qnand la sortie sera prohibee; 
ils ne ponrront en sortir qn’en payant les droits, qnand 
la sortie sera permise. 

Quant anx grains Strangers qn’on fera venir ä 
Ostende ponr les r6exporter, cela ne ponrra se faire 
qne jnsqn’ä concurrence des qnantit^s entr^es ®). 

17 septembre 1781: Le transit dn froment et du seigle est 
provisoirement permis de France ä Ostende et vers 
la Hollande 7 ). 

31 janvier 1782: Ordonnance permettant la sortie dn froment 

par les d6partements d’Ypres, de Conrtrai, de Tonrnai, 
Mons, Chimay, Charleroi, Namnr et Tirlemont 8 9 ). 

21 mars 1782: M§me permission par les döpartements de 
Bruxelles, Turnhout, Anvers, S* Philippe, S‘ Nicolas, 
Brnges, Gand, Ostende et Nieuport*). 


1) Ibidem p. 309. 

9) Liste chronologique, cit6e ci-deesus p. 412. 

8) Ibidem p. 413. Cf. Oachabd, art. cit6 p. 39. 

4) Ibidem p. 414. Cf. Qachard, ibidem. 

5) Ordonnances, tome XII, p. 7. 

6) Ordonnances, tome XU, p. 45. 

7) Ibidem p. 76. 

8) Ibidem p. 114. 

9) Ibidem p. 126. 
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30 avril 1782: Extension de la permission an seigle 1 ). 

3 septembre 1782: Suspension de la sortie dn froment jus- 
qn’an 15 octobre inclusivement, par les d£partements 
de Turnhont, Anvers, S* Philippe, S‘ Nicolas, Gand, 
Bruges, Ostende, Nienport et par les districts des 
bnreanx de la Clachoire, Leyziele, l’Abeele et Rous- 
brngge an d6partement d’Ypres 2 3 ). 

3 septembre 1782: Item ponr le seigle“). 

19 d£cembre 1782: Ordonnance dn Conseil des Finances re- 
voquant la disposition du 27 fSvrier 1777 qni avait 
permis la sortie des grains par leB bnreanx de Wasser¬ 
billig, Echternach, Bilbonrg, Laschmid et Zimmeren, 
y compris le district de Remich situ6 sur la rive droite 
de la Moselle 4 5 ). 

31 decembre 1782: Ordonnance defendant l’exportation du 

froment et dn seigle par les d£partements de Brnxelles, 
Tirlemont, Tumhout, S‘ Philippe, Anvers, S* Nicolas, 
Gand, Brnges, Ostende, Nienport, Ypres, Conrtrai, 
Tonrnai, Mons, Chimay, Namnr et Charleroi 6 ). 

10 mai 1783: Leväe de la defense dn 31 decembre 1782 
en ce qni conceme le froment 6 ). 

30 jnin 1783: Leväe partielle de la defense en ce qni concerne 
le seigle, par les däpartements de Tirlemont, Namnr, 


1) Ibidem p. 149. Les permissions de sortie des 31 janvier, 21 mars et 
30 avril enrent ponr rgsultat une exportation en masse de nos grains. L’ex¬ 
portation fnt pendant le mois d’aoftt et au commencement de septembre de 
8,943 laste de froment et de 9,019 laste de seigle. Voir Gachahd, article 
ätb p. 39, note 5. De lä les d&enses qni interriennent dfes le 3 septembre. 
Panni ces döfenses il en est nne, du 13 octobre, cit6e par M. Gachard 
(p. 39, note 8) et rappelte par l’ordonnance dn 31 däcembre 1782, qne nous 
n’avons pas retrouvöe. 

2) Ibidem p. 198. 

3) Liste chronologique des ddits et ordonnances des Pays-Bas autri- 
ehiens de 1761 ä 1794, deuxiöme partie, p. 31. 

4) Ordonnances, tome XU, p. 231. 

5) Ibidem p. 233. 

6) Ibidem p. 275. La rdcolte de 1783 s’annon;ait &vec des apparences 
favorables. Voir Gachard, article citd p. 40. 

Yfortoljahrtehr. f. Boiial- u. Wirtsohaftogttchiohi«. X. 8 
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Charleroi, Mons, Chimay et Toamai (par eau seule- 
ment) *). 

7 aoüt 1783: Lev6e totale de la defense pour le seigle*). 

13 aoüt 1783: Ponr donner plus d’extension au commerce 
de r6exportation des grains par mer, d£jä 6tabli & 
Ostende par l’ordonnance du 9 mai 1770 (non re- 
trouv6e) et par le rfeglement du 11 juin 1781, le 
Conseil des Finances däclare que les grains itrangers 
qu’on fera venir par mer ä Ostende pour les räexporter 
par mer, seront libres de tous droits et de toates 
formalites de douanes, tant k l’entr6e qu’ä l’expor- 
tation par mer, et il en sera de müme pour cenx que 
Ton voudrait d6charger de bord-a-bord ®). 

25 octobre 1784: D6fense de sortie g6närale des grains et 
des farines de toute espfece. Les grains qu’on amfenera 
de l’^tranger en ce pays seront, au surplus, exempts 
«de tous droits d’enträe, tonlieux et autres appartenants 
ä Sa Majest6» 1 2 * 4 ). 

1) Ibidem p. 282. 

2) Ibidem p. 293. C’est peu de temps apr&s que le Conseil des finances 
dälibära, dans ses söances des 18, 20 et 25 octobre 1783 sur les moyens 
d’6tablir le systfcme de libertd g^nörale et indäfinie, conformäment aox in- 
tentions de l’Empereur. Sa condnsion fut: döclaration immädiate de la 
libertö du commerce des grains, mais en m£me temps interdiction prorisoire 
de leur sortie par les Irontiöres vers la Hollande. Voir Gachard, article 
cit4 pp. 41—43. Seulement dfts le 25 octobre 1784 le conseil des finances fut 
d&jä amenä par les 6vfcnements & onblier ses thftoriee. 

8) Ibidem p. 295. Obserrons que, durant toute cette p4riode, oft. les 
ordonnances contradictoires se succfedent si rapidement, de faqon ft faire nn 
Tftritable jeu de bascule, le prix moyen du froment en Flandre ne varie pas 
considftrablement: 16 1. 18 s. 3 d. en 1777, 181.2 s. 6 d. en 1778,161.7 s. en 1779, 
16 1. 14 s. 2 d. en 1780, 17 1. 1 s. 6 d. en 1781,16 1. 18 s. 6 d. en 1782. Mais en 
l’annge 1783 la hausse commence: la moyenne est cette annfte de 19 L 13 s. 4 d, 
et en 1784 et 1785 eile däpasse 21 1. En 1786 et 1787, annöes de libertg, 
eile reste aux environs de 20 livres, en 1788, malgrft la dftfense, eile reste 
approximativement au mftme taux, mais en 1789 sous l’empire des circon- 
stances dont nous parlerons dans la soconde partie de cette fttude, eile atteint 
le chiffre effrayant de 25 1. 17 s. 4 d. qui n’avait plus 6t6 atteint depuis la 
terrible annfte 1741. 

4) Ibidem p. 387. 
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26 novembre 1785: Levee de la defense precedente 1 2 ). 

11 decembre 1786: Edit perp6tuel de Joseph 11 däclarant 
illnsoires «tous ces rfeglements multiples et variäs ä 
chaque instant an moyen desquels on a cru pouvoir 
maintenir en tont temps l’abondance et le prix moyen 
et prevenir tont monopole», abolissant tous les edits, 
ordonnances et rfeglements emanes jusqu’ici sur le 
commerce et la police des grains, et instituant la 
liberte absolue de ce commerce 8 ). 

14 fevrier 1787: Decret de l’Empereur portant que l’edit 
perp6tuel n’abolit ni les droits de banalite, ni ceux 
de louche et d’accises, ni les regiemente de police 
pour les marches publics 3 * * * * ). 

Nous avons fini de passer en revue les principaux monuments 
de notre 16gislation annonaire depuis l’hiver epouvantable de 
1739 jusqu’en 1787. 

Comme on le voit, nous sommes loin des appr£ciations op- 
timistes de Gachard et consorts. Nous ne sommes pas trop 
prfes non plus de l’appreciation quelque peu categorique de 
Joseph n, rapport^e par M. Biowood. Cependant c’est le Systeme 
de la rfeglementation et möme de la prohibition qui domine. A 
la rigueur on pourrait dire que le Systeme de bascule indique 
par Bkiavoinne, suivant le mömoire statistique de M. de Ponte- 
coülant, räpond ä la verite, si l’on fait abstraction des chiffres; 
c’est ä dire que le gouvernement central et les administrations 
provinciales - on a tort d’oublier celles-ci - modifiaient effective- 
ment leur politique annonaire suivant qu’ils ptevoyaient la cherte 

1) Ibidem p. 466. 

2) Ibidem p. 608. Pour le« rötroactes de cet edit (conf&rences entre 
Joseph II et le miniBtre plönipotentiaire Stahremberg en 1781; d61ib6rations 
dn conseil priv6 et du conseil des flnances en 1788) voir E. Hubert, Le 
voyage de Joseph II dane les Pays-Bas, Bruxelles 1900, pp. 412—413 et les 
artiicles d£j& citds de Gachard, pp. 89-43, et de Biqwood, pp. 6—6. 

3) Liste chronologique, citee ci-dessns p. 109. Le maintien des rfcgle- 

ments de police pour les marchte publics est manifestement contraire & l’art 2 

de l’Edit perp£tuel qui pennet tous et un chacun de vendre et d’acheter 

en tout lieu, comme bon leur semblera ..., saus 6tre sujets & aucune in- 

speetion de police ...». 
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ou le bon marche. Mais ils n’avaient pas de norme fixe . Lear 
condaite d&pendait avant tont de l’attitnde des Etats, c’est ä dire 
de l’opinion publique, et des propositions des fonctionnaires. 
Alors, comme de nos jours, l’attitude des reprbsentants de la 
nation et les propositions des officiers publics btaient tantdt plan 
et tantdt moins justifibes. 11 serait pubril de supposer que le 
Conseil des finances des Pays-Bas ou le Conseil privb, ou le 
ministre plbnipotentiaire ou le gouvemeur genbral, ou simplement 
les conseils de justice des provinces, aient pu suivre un systfeme 
mathbmatiquement exact et pour ainsi dire automatique. Rien 
ne nous y autorise et tous les documents connus dbmontrent au 
contraire que la politique annonaire de nos gouvernants com- 
portait beaucoup d’arbitraire. 

D’ailleurs des interdts trfes divers les sollicitaient en sens 
opposb. Le fisc trouvait naturellement grand avantage ä la liberte 
des entrbes et des sorties, moyennant paiement des droits y 
affbrents; l’agriculture aussi, dans ce sens qu’elle ne pouvait 
espbrer mieux: l’idbe d’imposer, ä l’entrbe des produits agri- 
coles, des droits plus ou moins prohibitifs ent simplement pani 
monstrueux en un temps oü le spectre de la disette h&ntait 
encore continuellement les esprits. Nous disons l’idbe d’imposer 
des droits prohibitifs, car remarquons le bien, les droits d’entrbe 
ainsi que les droits de transit qui se lfevent sur les grains, ne 
sont pas mdme des droits protecteurs, mais simplement fiscaux. 
En prenant comme base les chiffres donnbs par Gachard, nous 
trouvons que le froment ne paie que trois sous la rasifere ä 
l’entrbe, alors que le prix moyen de vente k Bruxelles est de 
65 k 70 sous 1 2 ); cela reprbsente ä peu prbs un droit de 4,5 °/o, 
tandis que les droits vraiment protecteurs, par lesquels le gou- 
vernement de Marie-Therfese chercbait ä favoriser notre industrie 
nationale, btaient genbralement de 10 % et atteignaient parfois 
11 et 16 °/o a ). 

Donc le fisc et 1’agriculture avaient bgalement intbrdt au rbgime 


1) Gachard, artide cit6 p. 34. Pour les droits d’entrde mbme page 
note 8: 9 fl. le last de 60 rasibres = 3 sous la rasiere. 

2) Voir le «Tarif ou recopilation», dt6 plus haut 



La Legislation annonaire des Pays-Bas 4 la fin de l’Ancien Regime etc. 117 

de la libre exportation, avec droits d’entrde, de sortie et de 
transit Mais il n’en dtait pas de meme de rindastrie et de la 
population urbaine en gdnöral. Dans les villes le bon marche 
des vivres dtait nne präoccupation de tons les moments. C’est 
lä qu’on mormnre et qn’on recourt an pillage et ä la sddition, 
lorsqne le gouvernement ne fait pas baisser le prix dn pain en 
interdisant l’exportation des grains ou en surveillant minutiensement 
les marches. Le magistrat local, les Etats de la province et le 
conseil de jnstice de la province sont le plus sonvent disposds 
a faire droit anx doldances de la bonrgeoisie. Le gonvernement 
central an contraire, ponr ne pas perdre le bdndfice des droits 
de sortie, aime mienx lenr tenir töte. Mais presqne tonjonrs U 
est obligd de faire des concessions: les refns de snbsides, dont 
no8 villes firent si frdquemment nsage dans les sibcles prdcedents, 
etaient encore präsente ä tontes les mdmoires 1 ). 

Cependant jamais le gonvemement de Marie-Th6räse ne snivit 
one politique nettement industrielle. II snivit plutöt une politiqne 
de jnste milien, favorisant tour ä tonr, ou en ntöme temps, 1 in- 
dnstrie, le commerce et ragricnltnre. Le tempdrament conciliant 
da gouvemeur gänäral, Charles de Lorraine, y dtait ponr qnelqne 
chose sans donte. L’dqnilibre qne se faisaient assez naturelle¬ 
ment, ä cette dpoque, les theories opposdes du mercantilisme 
colbertiste et de la physiocratie, n’y 6tait pas ötranger non plus. 
Mais l’intöret fiscal tenait probablement dans cette politique de 
juste milien la place la plus importante. Ecoutez comment une 
consulte du Conseil des Finances s’exprime le 14 septembre 1768: 
«Dans un pays oü Votre Majestö ne peut pas ricuptrer par la 
coie des consommations , ce qu’eüe perdrait dans la recette des 
douanes, il faut fixer des bornes a la maxime generale que les 
doaanes doivent ötre subordonnöes au commerce (et ä l’industrie)... 
Si on laisse une portion de profits trop petite aux nägociants, 
ils abondonnent nne profession ingrate et les sources des richesses 

1) Le magistrat de Bruges, ayant 4 voter sur des demandes de sabside 
en 1738, 1739, 1740, 1741, met toajours 4 son vote favorable, entre autres 
condition«, celle qu’on restreigne la libertö de sortie des grains. Voir 
•inxioDTS-VAN Sbvbkbn, Cartnlaire de Fanden grand tonlieu Bruges, 
tone VI, 1909, p. 69. 
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dep&riraient. Si on retient un taux trop faible pour le fisc, on 
risqoe le Service d’Etat, dont la Conservation exige des depenses 
immenses ... *).» Avec ces principes le gonvernement ne devait- 
il pas laisser sortir les produits agricoles et lenr faire rapporter 
des revenns an tresor, d£s qne la Situation le permettait qnelque 
pen? C’etait an d6pens de la popnlation nrbaine sans doute; 
d’autre part pr61ever des droits de sortie äquivalait ä frapper 
l’agricultore d’nn impöt indirect. Mais Sa Majeste ne pouvait 
«recupärer par la voie des consommations ce qu’elle perdrait 
dans la recette des douanes». Si le souverain avait joui dans 
les Pays-Bas, comme dans la plnpart des antres pays, dn droit 
illimitö de frapper des impdts, notre legislation douanibre, et 
avec eile notre legislation annonaire, aurait probablement revbtu 
un caractfere plus colbertiste, c’est ä dire plus favorable ä l’in- 
dustrie on du moins plus prohibitif 2 ). 

On peut donc dire que le gouvernement central des Pays- 
Bas ne restreignait jamais la libertb du commerce des grains 
que lorsque l’opinion publique l’y forqait. Mais ce cas se 
prbsentait, somme tonte, assez souvent et en tont cas beaacoup 
plus souvent que ne semblent le dire MM. Gachard et Piot. 

Mais les defenses et les antres mesures de prbcaution decrbtees 
par le gouvernement furent-elles efficaces? C’est lä une question 
ä laquelle il serait difficile de faire une rbponse dbcisive. Tant 
de facteurs interviennent dans la formation et Involution du prix 
des cboses, qu’on ne peut jamais tirer une conclusion certaine 
de la hausse ou de la baisse qui se manifeste dans ce prix aprfes 
une Intervention des pouvoirs publics. Ici, comme en toutes 
cboses, il faut bviter le raisonnement «post hoc, ergo propter hoc». 

Cependant il nous semble que l’efficacitb des dbfenses 

1) Cit6 par A. Beer, Die österreichische Handelspolitik unter Maria- 
Theresia und Joseph II. (Archiv für österreichische Geschichte, B. 68, 1. H.), 
1898, p. 177, note 166. 

2) Nous disons plus «colbertiste» quoique cette consäquence des thäories 
de Colbert ne sortat tous ses effets que sons ses successeurs (voir Natdk, 
ouvrage cit6 pp. 69 et suiv.). Sous Colbert m&ne les pöriodes de libre ex- 
portation dfepasaeDt au total celles de la prohibitiou ( ibidem p. 68). Observons 
en outre que l’Angleterre ne suivit, eile aussi, de politique nettement indu¬ 
strielle qu’ät partir de l’ann6e 1773. Voir la note suivante. 
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Ubre eiiettla^en. maügnree ie II dinn tßbr'e 1786. . »Si’lefl »nfres 
souveralh* de l-ßpröpe aTftient immedjatebiefii; siiiyi spr> eXesnple 
et deer^te ia Wupprbaaion de toutes les enbares qtii ggfi&iäüi Ie 
t CftoDjeree des grains, peut-Stre nes theoriet* libre-ecliangistes se 
seraient-elles realiseea mSme an jdfeclej inalgre I'&afc 

eneore rndimentaire des moyens de eemrotthiit&tiän et de transpovt, 
Mais tel ne fnt pas le eas. La legislatten innonaife des pays 
voisins res'tm apree 1>86, ce iju’elle ftit araut; ■ etroiie, pleiue de 
it»trißtipös, aonveiit prointhtive et tonjoors- «res variable, atmi 
vanable qne Je« saiHO«« 1 }, Devant eet etat de t-heses ies re- 
ädtotion», er an besoin Ja prohihilieo, s’imposoieitt egalem«*! eh 
Belgique. Si ees mesures htaleht parfois pIps ße&tstgs quldiles, 
Ja liberte eo tont temps Teftt eie eneore davantage. jäh d’autres 
mofe rinterventiou des poiiyoirs pnbJics dans le eommeree des 
grains etait peut-Bre un mal. Mais :ee mal ne poarait <Mre 
sqpprim& dana les Fays-Bas, fi'il ne J’etait pas eh »ibihe temps 
dan» Ie» pays voisins. 

1) Ser I« poliriqiKt afltioo&ke de. Io- Fraüce «.*{.,s«> variations k ia fiü §» 
I'aoci«»' pfeerime, voir J^Avofi, wvrshe p- i% ainsi qiie les ouvrages utetj 
par Naumk dfttte 3eS des pages. S2-83. Süf )a; politiijüe anrnmaire 

änglaise. tjui avair po«r -haae fit«*' sart.e d*äeU<ji)* wthhe(prunbsf d'esportation 
eit cae d'ariheseroei« de* prix, Oefeoee d’uxpyrt&tiöa^ ets,;eas de eiterte), voir 
ifgalenjent NatoE, py. 128 auivaateg mnsi tijue $®t aource». 11 imporit de 
qlfc *»nKT tjn'A jntrür d»> 177H (F>'v,Ta?«U*Act), l’lekslle moltii»; devie»t jpoias 
4 V^pprt#>h, rAngiet«rr« devepant de fjlnp dp pltta «n pays 
dlpdoatrle qai »jiyrrte iijoiuj de grain« qu'll n’eu {icptirte, Si lo gydtaiae 
dt- ifobiU pftot-4tre tentdder^. «»aoie oi» fixd, »Jade es sens 

fjf)] öduaJdtpt' mt> righ eontlaHi* tjui exehit l’afWtrftij'e, il cst ; 5pddniflble 
«erpecd&Pt qptft eefte yfcgie a pptir cpTtaftQiitupe 4e büre «Iternetr tVpne iitaoi^re 
«Ups! frÄptiepie et. au*« irregnliere gm tlaa? («« Pays-Ba» h f6giaie de \u 
liberte et h. ,r%i«ie rie la dete-rrae. . . 
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Zur Geschichte der Kirohenvogtei und Immunität. 

Adolf Pischek, Die Vogtgerichtsbarkeit süddeutscher Klöster in ihrer 
sachlichen Abgrenzung während des früheren Mittelalters. Inaugural¬ 
dissertation ... der juristischen Fakultät der Universität Tübingen 
vorgelegt. Stuttgart 1907. 

Alfons Heilmann, Die Klostervogtei im rechtsrheinischen Teil der 
Diözese Konstanz bis zur Mitte des dreizehnten Jahrhunderts. Durch 
die juristische Fakultät der Universität Tübingen gekrönte Preis¬ 
schrift (Görresgesellschaft zur Pflege der Wissenschaft im katholischen 
Deutschland, Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft, 8. Heft). 
Köln 1908, J. P. Bachem. 

Die beiden Schriften, Uber die den Lesern dieser Zeitschrift im 
folgenden berichtet werden soll, die eine wie die andere auf Anregungen 
Siegfbifd Rietschels zurückgehend, stehen sich, bei aller Verschieden¬ 
heit der Methode und Betrachtungsweise, in ihren Ausgangspunkten, 
Zielen und Ergebnissen so nahe, daß es nur fruchtbringend sein kann, 
sie auch gemeinsam zu behandeln. Sie gehören beide zu den literarischen 
Erscheinungen — und zwar den erfreulichsten und belehrendsten unter 
ihnen —, welche in den letzten Jahren dem von Gerhard Seeliokrs 
viel genanntem Buche Uber „Die soziale und politische Bedeutung der 
Grundherrschaft im Mittelalter“ (1908) ausgehenden Anstoß gefolgt 
sind. Doch sind die Verfasser in ihren Fragestellungen dadurch nur 
zum Teil bestimmt worden. Sie haben den Rahmen ihrer Unter¬ 
suchungen einerseits zeitlich viel weiter gespannt, indem sie nach dem 
älteren Gegensatz von Grafschaft und Herrschaft auch den jüngeren, 
inneren Gegensatz von Vogtei und Herrschaft durch das 12. Jahrhundert 
bis etwa zur Mitte des 13., zum Teil noch etwas weiter verfolgten. 
Andererseits sind sie im Bereiche des älteren Zeitraums (bis ca. 1100) 
naturgemäß nicht allen Fragen, die Seeliger behandelt hat, nach¬ 
gegangen. Vielmehr richtet sich ihre Betrachtung hier im wesentlichen 
nur auf das rechtsgeschichtliche Problem, welchen Grad die durch die 
königliche Immunität geschaffene Gerichtsbarkeit der kirchlichen Grund - 
herrschaften damals erreicht, wie sich das Verhältnis von Grafschaft 
und Immunitätsherrschaft verschoben und gestaltet hat. 

Wenn wir im folgenden vornehmlich bei diesem Punkte verweilen 
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werden, so dürfen wir allem Weiteren die Feststellung vorausschicken: 
P. sowohl wie H. sind zu dem Ergebnis gekommen, daß die Immunität 
im 10. Jahrhundert rechtlich die Steigerung zu einer der gräflichen 
Kompetenz ebenbürtigen Gewalt erfahren hat. Sie sind also grund¬ 
sätzlich der Auffassung des Problems beigetreten, welche in den 
Sebligers Theorie gewidmeten Ausführungen des Referenten 1 ), dann 
Dopschs 2 ) und Rietschels 3 ) verfochten wurde und die Zustimmung 
wohl weitaus der meisten sachverständigen Fachgenossen gefunden 
hat 4 5 ). Dabei ist es aber erfreulich selbständige Denkarbeit, die hier 
vor nns tritt und unsere schon gesicherte Kenntnis nicht nur befestigt, 
sondern hie und da entschieden vermehrt. In besonderem Maße darf 
das P.s Ausführungen nachgerühmt werden; wie überhaupt, so auch in 
diesem ersten Teile zeichnen sie sich durch ihre juristische Klarheit 
und ihren kritischen Scharfsinn aus. Daß wir den Verfassern nicht 
immer beistimmen können und ihnen, namentlich H., der seine Schrift 
übrigens selbst bescheiden eine Anfängerarbeit nennt, ab und zu etwas 
am Zeuge flicken müssen, sollen sie und die Leser nicht als eine Herab¬ 
setzung des Verdienstes ihrer Leistungen empfinden. 

I. Beide Untersuchungen haben sich absichtlich eine doppelte Be¬ 
grenzung ihres Feldes auferlegt: sie ziehen nur klösterliche, keine 
bischöflichen Grundherrschaften in Betracht; und P. will nur die Vogt¬ 
gerichtsbarkeit süddeutscher Klöster (mit Ausschluß der östlichen und 
westlichen Grenzländer), H. gar nur die Klostervogtei im rechts¬ 
rheinischen Teil der Diözese Konstanz darstellen. Diese Beschränkung 
bat ihre guten und ihre bösen Seiten, bringt Vorteile und Nachteile mit 
sich. Für die Geschichte der Vogtei im 12. Jahrhundert legt in der Tat 
nicht allein die Massenhaftigkeit des Quellenstofifes eine lokale Be¬ 
grenzung nahe, nein, in der rechtlichen Entwickelung selbst — das 
Material läßt es immer mehr erkennen — sind lokale Gesichtspunkte 
und Interessen so stark wirksam, daß nur eine von Ort zu Ort fort¬ 
schreitende Untersuchung die Aussicht auf Erfolg hat. Darum ist H. 
unseres Erachtens darin prinzipiell durchaus zuzustimmen, daß er seiner 
ziemlich kurzen allgemeinen Darstellung einläßliche Schilderungen der 
Verhältnisse in den einzelnen klösterlichen Grundherrschaften voraus- 
geschickt hat 6 ), wenngleich man gerade hier praktisch allerlei aus¬ 
setzen und nachtragen kann 6 ). Auch für die ältere Periode bedeuten 


1) Grundherrschaft und Immunität (Zeitschr. der Savignj-Stiftung für 
Rechtegesch., germanistische Abteil. XXV, 1904, S. 286—323; vgl. XXVI, 1905. 
S. 418—432). 

2) Besprechung in: Mitteil. d. Instit. f. österreichische Geschichtsforsch. 
XXVI, 1905, S. 344—864. 

3) Landleihen, Hofrecht und Immunität (Mitteil. d. Inst. XXVII, 1906, 

S. 385—421). 

4) Vgl. die resümierende Rezension v. Belows (Historische Zeitschr. IG, 
1907, S. 346—360), mit einer Zusammenstellung auch der übrigen Be¬ 
sprechungen. 

5) Daß es dabei nicht ohne allerlei Wiederholungen abgeht, wird man 
gern mit in Kauf nehmen. 

6) VgL unten S. 123, Anm. 1. 
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diese kleinen Monographien wenigstens in einer Beziehung einen er¬ 
heblichen Gewinn: sie liefern einen der schlagendsten Beweise für die 
Steigerung der Immunitätsgerichtsbarkeit im 10. Jahrhundert, indem 
sie auf Grund der ausführlichen Zeugnisse des 12. Jahrhunderts den 
Blutbann auf Klostergebiet überall in den Händen der Vögte, nie der 
Grafen zeigen; was H. mittels dieser Argumentation, die auf Rietsckei, 
zurückgeht 1 2 ), auf S. 22 ff., 30 ff., 34 ff. und 98 f. zusammengetrag-en 
hat, ist geeignet, auch hartnäckige Zweifler zu bekehren. 

Ganz anders aber wirkt eine solche Lokalisierung, eine solche 
Beschränkung des Untersuchungsgebietes, sobald sie auch auf die 
unmittelbaren, gleichzeitigen Zeugnisse dieser älteren Periode, die doch 
natürlich für deren Erkenntnis in erster Reihe in Betracht kommen, 
angewendet wird, wie es seit Jahrzehnten unendlich oft geschehen ist 
und immer von neuem geschieht; hier muß, was dort die Aussicht 
klärte, sie trüben. Gewiß ist auch schon im 9., 10., 11. Jahrhundert 
der rechtliche Zustand, der Charakter der Immunität nicht im ganzen 
Reiche dem Schema unverbrüchlich unterworfen gewesen; es ist kein 
Zweifel, daß z. B. im Markenlande die Entwicklung zurückblieb 3 * * ). 
Aber immer wird man sich gegenwärtig halten müssen, daß solche 
Abweichungen nichts anderes als Ausnahmen von der Regel sein 
können. Obenan steht nun einmal die Einheitlichkeit des in der Hand 
des Königtums zentralisierten Begriffes der Immunität, und erst von 
seiner Kenntnis aus wird man zu jenen Sonderfällen Vordringen können. 
Doch auch abgesehen von solchen Erwägungen, würde die besondere 
Eigenart des Quellenstoffes dieser Periode ausreichen, um seine mono¬ 
graphische Behandlung als unzureichend zu erweisen. Fast bis zur 
Schwelle des 12. Jahrhunderts werden die lokalen Nachrichten quanti¬ 
tativ und vor allem qualitativ weit Uberwogen von den über das ganze 
Reich verstreuten Zeugnissen der Königsurkunden. Fast durchweg an 
der Zentrale des Reichs, in der königlichen Kanzlei, entstanden, sind 
sie bei allen Abweichungen doch so homogen formuliert, daß zur 
Deutung des einen gar oft ein anderes ergänzend dienen kann, ja 
muß. Es steht für jeden, der den eigentümlichen Charakter dieser 
großen Quellengruppe nur ein wenig kennt, fest, daß die Interpretation 
einzelner, aus dem Zusammenhang der Gesamtheit gerissener Stücke 
immer im Dunkeln tappt; nur eine weitgehende diplomatische Vertraut¬ 
heit mit dem Sprachgebrauchs und den allerlei Gewohnheiten der 
Kanzlei und ihrer Notare kann hier zu einem einigermaßen sicheren 
Verständnisse führen; nur wer sie besitzt, darf hoffen, auch den In¬ 
halt des einzelnen Zeugnisses sich restlos zu deuten und die Klippen 
der sonst so wertvollen lokalen Betrachtungsweise zu vermeiden 8 ). 

Daß der Versuch, uns die ältere Entwicklung der Immunität ein¬ 
zelner Herrschaften an der Hand ihrer isolierten Diplome zu schildern, 


1) Landleihen usw. 413. 

2) Vgl. Stengel, Grundherrsch, u. Imm. 316 ff. 

8) Diese Vorarbeit habe ich in meiner „Diplomatik der deutschen Im¬ 

munitätsprivilegien vom 9. bis znm Ende des 11. Jahrhunderts“ (Innsbruck 

1910) zu leisten versucht. 
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wie in so manchem anderen Fall, so auch bei H. keinen recht greif¬ 
baren Erfolg haben konnte, versteht sich nach dem Gesagten von 
selbst Das Gebiet, das er zu durchmustern hatte, ist dabei nicht eben 
reich an ausgiebigen Diplomen, und obendrein ist es dem Verfasser, 
der die neuere Literatur überhaupt weniger gut beherrscht als P., 
noch begegnet, daß er eine Urkunde besonders in den Vordergrund 
gerückt und als wichtigsten Beleg der Immunitätsrechte Reichenaus 
im ausgehenden 9. Jahrhundert ausgebeutet hat, welche seit Jahren als 
eine Fälschung des mittleren 10. Jahrhunderts erwiesen war l ). 

H. ist sich wohl selbst der Unzulänglichkeit dieses Materials bewußt 
gewesen. Denn die entscheidenden Momente hat er oft, ja in der 
systematischen Zusammenfassung fast ausschließlich, statt aus primären 
Quellen aus einer Erwägung der in der allgemeinen Literatur geäußerten 
Ansichten entnommen. Das war bei der Lage der Dinge nicht zu um¬ 
gehen, und was hier gesagt ist (vgl. außer S. 81—100 etwa noch S. 20 3 
und 62 4 ), verdient jedenfalls wegen der Umsicht, mit der es durch¬ 
dacht ist, Lob und Anerkennung und zum Teil auch einen bleibenden 
Platz in der Literatur; ich betone das, obwohl ich in einzelnen Punkten, 
deren Erörterung hier zu weit führen würde, abweichender Ansicht bin. 

P.s Untersuchungsgebiet ist beträchtlich größer, und in seinem 
Bereich liegt eine ganze Anzahl besonders aufschlußreicher Diplome. 
Dazu hat der Verfasser von vornherein das gesamte Material ver¬ 
gleichend zusammengearbeitet und so wirklich, obwohl auch er doch 
einige Lücken seines Zeugnisvorrates in ähnlicher Weise wie H. aus- 
flUlen mußte, ein vortrefflich geschlossenes Bild der Entwicklung zeich¬ 
nen können. Trotzdem macht sich auch hier die oben geschilderte 
methodische Schwäche ab und zu, in nicht unwesentlichen Punkten, 
geltend. Es ist ganz gewiß nicht ein Mangel des Verfassers an Be- 


1) Karl UI. v. J. 887, angebliches Original (Böhmer-Mühlbacher, 
Regesten der Karolinger*, Nr. 1746 [1699]), als Fälschung nachgewiesen 
von Lechner, Schwäbische Urkundenfälschungen (Mitteilungen d. Inst. XXI, 
1900, S. 28—106). Das ganze erste Kapitel H.s leidet darunter, daß ihm 
diese Arbeit entgangen ist, welche die hier behandelten „alten Benediktiner- 
Reichsabteien u alle bis auf eine einschneidend berührt Auch die zweite, 
1904 erschienene Lieferung der 2. Aufl. von Mühlbachers Regesten scheint 
noch nicht benutzt, ebenso (vgL S. 22 Anm. 2, S. 36 Anm. B) die Ausgaben 
der Diplome Heinrichs II. (1900—OS), ja selbst (vgl. S. 29, Anm. 3, S. 37, 
Anm. 4) Ottos HI. in den Monumenta Germaniae. Nicht aus pedantischer 
Genauigkeit moniere ich das, sondern deshalb, weil die Nichtbeachtung so 
grundwicbtiger Arbeiten in der Tat zu den bedenklichsten Irrtümem führen 
kann. Den Nachweis Wibels (Neues Archiv XXX, 1905, S. 152—164), daß 
die Urkunde Ottos II. für 8t. Blasien unecht und erst auf Grund des Diploms 
Heinrichs IV. geschmiedet ist, hat, wie H. (S. 66 f.), auch P. (S. 96) übersehen; 
hei dem letzteren ist dazu noch das Privileg Heinrichs IV. nachzutragen. 
Noch nicht benutzen konnten beide Verfasser die seitdem erschienenen wichtigen 
Untersuchungen Hans Hirschs, insbesondere die „Studien über die Privilegien 
süddeutscher Klöster des 11. und 12. Jahrhunderts“ (Mitteil. d. Instit., Er- 
fänzungsbd. VH, 1907, S. 471—612), und „Die Urkundenfälschungen des 
Klosters Prüfening“ (ebenda Bd. 29, 1906, 8. 1—68), nach denen H.s §§ 4, 
6 und 7, P. z. B. auf S. 67 f. u. 74 f. zu ergänzen und zu berichtigen sind. 
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gabung für die Kunst der Interpretation, an Schalung in ihr, der dafür 
verantwortlich zu machen wäre, sondern meines Erachtens nur die 
Tatsache, daß auch P. auf dem Boden der Methode steht, die ihre 
Zeugnisse isoliert deuten zu dürfen glaubt. Gerade ein so ausgesprochen 
konstruktives Talent, wie es ihm eigen ist, kann am wenigsten der 
zügelnden diplomatischen Betrachtungsweise, im eben erörterten Sinn, 
entraten. Einige der Glossen, mit denen ich im folgenden die an¬ 
ziehenden Gedankengänge und Beweisführungen des Verfassers begleite, 
mögen die prinzipielle Bedeutung dieser Forderung betonen. 

II. P. skizziert zunächst knapp und klar die Entstehung der Vogt¬ 
gerichtsbarkeit; er faßt sie auf als Folgeerscheinung der unter dem Einflqß 
des Eigenkirchengedankens sich vollziehenden „Entwicklung des Klosters 
zum rechtspersönlichen Gesamtvermögen“ (§ 1), um dann eingehender 
bei der von jeher so stark umstrittenen Frage der „Kompetenz¬ 
abgrenzung zwischen Vogt und Graf“ zu verweilen (§§ 2 und 3). 
Von vornherein steht er da auf dem Standpunkt, daß aus der Gesamt¬ 
heit gleichzeitiger und späterer Zeugnisse die Übertragung der vollen 
Personalgerichtsbarkeit auf die Immunität und ihre Vögte hervorgeht, 
und er legt darum das Schwergewicht auf diejenigen Quellenstellen, 
die man zur Bekämpfung dieser Auffassung ins Feld geführt hat. Eis 
sind im wesentlichen dieselben, die, neben anderen Zeugnissen, auch 
ich seinerzeit herangezogen habe, und ich darf hervorheben, daß P. 
in der Hauptsache meinen Auslegungen gefolgt ist. Das schließt leichte 
Abweichungen im einzelnen nicht aus, von denen ich einige, unter 
Betonung meines eigenen Standpunktes, hier näher ausführe. 

Was die Urkunden von St. Emmeram in Regensburg betrifft, 
so hat mich der Rekonstruktionsversuch der Vorgeschichte des D 0. H. 230 
vom Jahre 980 (S. 14) nicht überzeugt Vor allem kann meines Er¬ 
achtens das eis nolentibus 1 ) nicht durch die in der Luft schwebende 
Hypothese motiviert werden, daß bei einem Übergriff des Grafen¬ 
gerichtes die KloBterleute sich auf die Seite des Grafen geschlagen 
hätten. Vielmehr wird die Bestimmung der Urkunde veranlaßt sein 
durch einen ja auch sonst in Privilegien vorgesehenen 2 ) Fall abso¬ 
luter Rechtsverweigerung seitens verbrecherischer Hintersassen; indem 
hier dem Herzog als dem Hüter des Landfriedens ausnahmsweise (quod 
absit!) ein Eingriff verstattet wird, soll dem Vogte der Rücken gestärkt 
und dem möglicherweise hervorgetretenen Gelüste des Grafen, sich 
geltend zu machen, der Weg verlegt werden. Bei diesem herzoglichen 
Eingriff handelt es sich übrigens weniger um eine gerichtliche als 
um eine polizeiliche Maßregel; wenn ich früher geneigt war, aus ihm 


1) Die Stelle lautet: Insuper ne per occasionem imperialis nostre dona- 
tionis (die in der Übertragung des Blutbanns von den Grafen auf das 
Kloster und seine Vögte besteht) ullo modo legdlis correctio eis denegetur 
aut ab iüis inquirenda dissimulentur incorreda, firmiter iubemus, ne id fiat, 
sed advocatus potenter et iuste iudicet et finiat, si eis nolentibus, quod 
absit, ex duce compellantur. 

2) Vgl. z. B. Ludwig d. Deutschen Mühlbacker Reg. 1 1404 (1363) v. J. 
853 (gleichfalls für St. Emmeram), Otto I. M. G. DD. I, S. 98 Nr. 11 v. J. 937 
(für Hamburg). Zur Sache vgl. übrigens P. auf S. 10. 
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eine Minderung der Immunitätsgerichtsbarkeit zugunsten des Herzogs 
herauszulesen 1 2 ), so möchte ich das jetzt noch mehr einschränken. 
Doch bleibt bestehen, daß jene geduldete Maßregel des Herzogs, wie 
ich sie charakterisierte, einen Eingriff in den Prozeß bedeutet. Denn 
wenn rechtsweigernde Verbrecher unter Umständen auf Anordnung des 
Herzogs von dessen Beamten dingfest gemacht werden dürfen, so liegt 
darin doch zweifellos eine Beteiligung des Herzogs am Prozeß, am 
Rechtsgang im ganzen, wenngleich gewiß nicht am engeren Beweis¬ 
verfahren und der Urteilsfindung, die ausdrücklich dem Vogte Vor¬ 
behalten bleiben. Es kann aber keinem Zweifel unterliegen, daß aus 
der polizeilichen Befugnis des Herzogs mit der Zeit eine gerichtliche 
und damit eine Minderung der Immunitätsgerichtsbarkeit des Klosters 
erwachsen konnte und wohl auch erwachsen ist. Doch stelle man sich 
zu dieser Einzelheit, wie man wolle; in der Hauptsache bin ich mit P. 
eins: die St. Emmeramer Entscheidung Ottos U. ist ein unzweifelhaftes 
Zeugnis der vollen Exemtion eines Immunitätsgutes von der gräflichen 
Gerichtsbarkeit 

Auch das Privileg Heinrichs n. für das Kloster Nieder¬ 
münster in Regensburg vom Jahre 1002*) beurteilt P., obwohl er 
in der Endauffassung wiederum mit mir übereinstimmt, in einem sehr 
wichtigen Punkte ganz anders (S. 16 ff.), und hier muß ich ihm noch 
entschiedener widersprechen. Wie ist die in der Urkunde am Ende 
des Verbotes stehende Klausel sine advocato zu deuten? P. bekennt 
sich mit mir zu der Ansicht, daß diese Klausel kein Zeugnis einer minder¬ 
wertigen, auf bloße Mitwirkung im Grafengericht beschränkten Vogt¬ 
gerichtsbarkeit sei. Aber er glaubt statt meiner Auslegung der Stelle 
— ich komme gleich auf sie zurück — zwei andere vorschlagen zu 
sollen. Die eine, es seien die Worte mit „dies alles unbeschadet des 
Vogtes“ oder „ohne daß mit dem bisherigen des Vogtes gedacht wäre“ 
zu übersetzen, ist grammatisch, auch im Mittellatein, unmöglich und 
nicht diskutierbar. Die andere knüpft an eine Deutung an, die ich 
selbst, ohne noch genauer.zu präzisieren, versuchte 3 ) und von deren 
Richtigkeit ich mich inzwischen immer mehr überzeugt habe. Ich 
nehme an, daß die Klausel zunächst und vor allem zwar auf den im 
engsten grammatischen Zusammenhang mit ihr stehenden zweiten Teil 
des Verbotes (aut quiequam — usurpare praesumat) bezogen werden 
muß 4 ); daneben und zugleich aber steht sie meines Erachtens auch zu 


1) Grundherrsch. u. Imm. S. 318. 

2) M. G. DD. m Nr. 29. Die strittige Stelle lautet: . .. interdicimus, ut 
null us dux, marchio, com es, vicecomes, episcopus vel aliquis sub epiecopo 
aut iudex publieus sive regius exaetor seu quflibet iudieiaria persona maior 
aut minor deinceps in praedicto monasterio intus vel foris et in locis aut 
hominibus vel omnibus ibi pertinentibus aliquam publiei iuris exerceat 
potestatem aut quiequam de rebus monacharum sibi ipsi vel nobis aut 
suecessoribus nostris usurpare praesumat sine advocato quem . .. abbatissa 
et quf ei succedant ... elegerint et constituerint . . . 

3) L. c. 303. 

4) P.s Bedenken dagegen sind nicht haltbar. Der Sinn der Stelle ist 
doch ganz offenbar der, daß fremde Vermögensansprüche irgendwelcher Art 
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dessen erster Hälfte ( deinceps — exerceat potestatem) in Beziehung 
insofern, als nur um ihretwillen die dort eigentlich zu erwartende, ver¬ 
wandte Wendung nisi advocatus ausgefallen ist, also zur Herstellung 
des Sinnes ergänzt werden muß. P. geht nun aber, indem er mich 
mißversteht 1 ), so weit, das sine advocato dem nisi advocatus, während 
ich es nur als dessen Ersatz mit Bezug auf die erste Verbotshälfte 
erklärte, geradezu materiell gleichzusetzen. In dieser Bedeutung ist es 
dann freilich mit der zweiten Hälfte des Verbotes nicht mehr in Ein¬ 
klang zu bringen 2 ), „weil die Erhebung eines Anspruchs an das Kloster¬ 
vermögen durchaus nicht Sache des Vogts sein konnte“. P. sieht sich 
darum zu dem meines Erachtens ebenso ungangbaren wie unnötigen 
Ausweg gedrängt, diese zweite Hälfte „als ein Einschiebsel zu betrachten, 
das einer im übrigen gleichlautenden, später verloren gegangenen Vor¬ 
urkunde in etwas ungeschickter Weise beigefügt wurde“. Von einer 
verlorenen Vorurkunde sollte man nur sprechen, wenn sich formell 
deutliche Spuren von ihr nachweisen lassen. Am wenigsten aber geht 
es in unserem Falle an; denn das D H. H. 29 ist in der abschließenden 
Ausgabe der Monumenta von Bresslau und Bloch als vorlagenfreies 
Diktat des Kanzleinotars Egilbert A, seines Schreibers, gekennzeichnet 
Aber auch abgesehen davon, scheitert P.s Hypothese vor allem daran, 
daß sie gerade denjenigen Satzteil als Einschiebsel betrachten will, 
der mit der Klausel sine advocato in organischer Verbindung steht. 
Die Worte aut quicquam de rebus — usurparepraesumot sine advocato ... 
verraten, wie manche andere im Stil des Notars Egilbert A, der an¬ 
fangs in der italischen Kanzleiabteilung tätig war, italischen Ein¬ 
fluß 3 ). Sie sind inspiriert von der sonst nur in Diplomen für italische 
Empfänger, hier aber sehr häufig begegnenden allgemeinen Verbots¬ 
formel ut nullus — inquietare praesumat sine legali iudicio und ähn¬ 
lichen Wendungen 4 ). Diese Herkunft macht es vollends unmöglich, sie 


gegen das Kloster nur durch Vermittlung des Vogtes geltend gemacht 
werden dürfen. Denn ueurpare heißt nicht notwendig „usurpieren“, wie P. 
offenbar voraussetzt, sondern zunächst, ganz neutral, „Besitz ergreifen“. So 
liegt auch hier in dem Worte die Bedeutung „widerrechtlich“ und „gewalt¬ 
sam“ nur für den Fall, daß die Vermittlung des Vogtes übergangen wird. 

1) Ich habe durchaus nicht die „Übersetzung des sine advocato durch 
mit ,Ausnahme des Vogtes 1 ... auf beide Satzteile“ bezogen, am wenigsten 
auf den zweiten, in dem es meines Erachtens die Bedeutung ,ohne Mit¬ 
wirkung des Vogts* strikt behalten muß, ja nicht einmal auf den ersten in 
so absoluter Weise, wie P. (vgl. die Definition im Text). 

2) Rosenstock (vgl. unten S. 127, Anm. 2) will interpretieren: mit Aus¬ 
nahme des Vogts hat „niemand, etwa als Nachbar, Ansprüche auf Benefizien 
und ähnliche Rechte, wie sie dem Vogt zukommen“. Aber damit entfernt er 
sich doch so weit wie möglich vom „einfachen Sinn“ der Worte. Der im 
folgenden aufgezeigte Zusammenhang mit den landläufigen, in ihrer Bedeutung 
keinem Zweifel unterworfenen italischen Formeln macht eine besondere 
Widerlegung dieser Ansicht wohl überflüssig (vgl. nur das Zitat aus D 0. U. 
301 unten S. 126, Anm. 4). 

9) Vgl. Stengel, Diplomatik 213, 215, über die italienische Verbots¬ 
formel überhaupt ebenda 360 f. 

4) sine legati iudicio beispielsweise in den DD. 0.1, 376, 418, 0. II, 278. 
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avMeiütmderzarej&eo, sie zwischen dm Diktator und einer Vorlage 
gieichäam ani'zfikiieo. Abei* nicht geueg ' «dt diesem negativen. Er- 
gebijfe — B6t^adJtuög r die za jfeas fhbrt, 

liefert zugleich' «oelj den Schlüssel für 4x<* bfkrpretoliott,jier gänzen 
•Stelle; nui daher rührt ihre scheinbar «ö dtiu.kle und wMeftjjjröelssvoUe 
Formulierungy wei| liier keim? ganz eiHlieitHehc 'äb&Mruihi 

(iusee, «ou'lem eine Synthese italischer ««4. ife«twd»er lliihatgywnhti- 
beiten Yorliegt. In der einleitenden Adresse dt» .Verbotes ilberwiegt zti- 
nUcbst der italische Eiöüiiö'), der auch, fn den vorhergehend^« Sätzen 
lueltrfacb hervnrfcritt- Da« Verbot sklb»* aber lr&g$ in »eiiMBrdrste« Hälfte 
{dwiveps — täermit. pokaiuferti) da» Albfl.clt» dnutaobcr^‘tehtnebe 
Exemtion keb*ttöMtie GcprSgfeA Hätte ■«& d&i&jfc «eia Ende' gefunden, 
an wäre üie; ala »ei« ergänzende* fcötttplpfla.eoi aitt;. «r^artetäijfe- ttfäraiati ve 
Klausel zweifellos gleichfall» 'deutsch formuliert wurden. (vs. »**/ ut/vo- 
tHtus ).,. phnli «s erhalt uoeff eine Forisjetzung. und da 4e-r fHkiäior 
di*ae wledi^ rnfw^eg^nd öüs semer Kenntnis de» ttftlisrhfeü hVriuftlara 
schöpfte, whliltn (ft «wu «tiefe tflr jene Abschließend« Klausel die 
italwebe F^&siüiig iisiii« üdmixtfo, ohne ischarf xuo; Ausdruck . zu 
bringen, ober übe neben der zweiten Verbotshälfte, mit der nie organisch 
zusammenhängt, aijcb. auf die erste bezogen wissen wolle. In der Tat 
ist dem aber so* «ie.•■■mit'ihrer Italischen Form, soll stellvertretend 
auch, für die dort au»gcf4!teae dödhwdte, rnit auknäpfende Fori» 
gelten; das beißt, diese muß «sah stillschweigend ergänze«, will man 
den beabsicbfigteu iji^ der Steile-ganz erfassen. 

Es darf demöaeb bei der früher Von mir gegebene« InterpretJition 
bleiben s ),Man wird wahrnebmeu, sie beruht im ünteraebied von 
anderen Döntuiigsvemucben wicht auf einer mechanisclteü, reis Uußer- 
licben Überse^uDig des ab eigenartig fomuiifertea Satze», sonderti;. auf 
einer Analyse »einer formalen Struktur. Vielleicht vermag die ein¬ 
gehende DartegiiJig diesem w»ebt unwichtigen EinzeUatlf^ auef> die 
prmzipielieBedeutung einer derartigen UnterflUiehungsweiHf- ein wenig 
hm Eichi .?u rfiekeii- 

III, |f. gebt weiter (§§ 3, 4) auf einige Fätie ei», in denen daaVogt- 
gerndu Jii.iii zu:däüdig sein koöate; umh aus ituien — so legt vr mit 
jdrwdtseher JPräzisiön dar — läßt ©di eine Minderwertigkeit ilerVogt- 
gv'rt'’bi8bi]ifkeit '.lurehauü akid aöieiten. Es sind da» einmal Kecbts- 
^itrisrttgkbiten, die »ich; ati aicht zu der betreifcaden Grondherrscbaft 
gehörige fH'Uni&thck^ Ahn Hiutepsässe» knüpfen, U«d ferner dicjeiugeo 
Prozesse, dj<? hrcbi; '«fth« deto Hinterssas&ett- und flutevcrbältabe ent- 
sjirnngen, ,,iäOöd^i ArrfriHa solche» IferbältidS“ zu fahre« war m. El.«« 

285, 28ö, 3di;A04> o. SH,>43, U», :m- m, 123 ; eiomal, in ,1*0. u. 

30t, ftöde ich sogar ■*&<?#deccplo spitrGp i nutiaw cnntrartet&ttm 
fiilinnt. 

iV Vgl. wben Öijdamaük^S>.. 

ü; leb hoffe, sie 'da>ni.«: : 'arHsh.. B«»enstock. eiidmi<:h.tend.'gefflacbt 

ku haben, (ter aie lu ihrer vjedöcbt zü k« 
findet fHerzogsgewait u. Friedensscftüts Ir 
Rechtsgeach., H. 104, t0I0i: S. &8- A«ffl. 2). 

.Stelle Vgb yhön; Si 126, lu?:. A?. '.(• V;.y 
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die Rücksicht auf derartige gerichtliche Anfechtungen ist es übrigens 
in erster Linie gewesen, die dazu geführt hat, in den Schenkungs¬ 
urkunden der fränkischen und nachfränkischen Zeit regelmäßig den 
Gau und die Grafschaft anzugeben, in welchen das betreffende Gut 
lag. Das ist eine um so bemerkenswertere Feststellung P.s, als die 
Versuche, ein Verbleiben der Immunitäten im Grafschaftsverbande nach¬ 
zuweisen, auch diese stereotype Angabe als Beweisstück verwertet 
haben x ). 

Aber auch in den so umgrenzten Rest von Zuständigkeit, den das 
Grafengericht der Immunität gegenüber bewahrt hat, weil es von beiden 
Instanzen die ältere war 1 2 * * * * * 8 ), ist nach P. hie und da Bresche gelegt 
worden. Einige Immunitätsherrschaften erwarben vom Staate das Recht, 
ihre Ansprüche im Grafengericht statt nach dem Parteizeugenverfahren 
nach dem für sie viel günstigeren Eidzeugen- oder Inquisitionsver¬ 
fahren, das sonst ein besonderes Vorrecht des Fiskus war, entscheiden 
zu lassen. Daß P. auch dies Verhältnis herangezogen und in den 
Rahmen seiner Darstellung der Vogtgerichtsbarkeit eingeordnet hat (§ 5), 
erscheint mir als ein besonderes Verdienst seiner Arbeit. Aber hier hat 
er sich bei der Beurteilung des so spärlichen Materials, irre ich nicht, doch 
zu weit vorgewagt. Er glaubt nämlich in der Reihe der St. Ga 11 er 
Inquisitionsprivilegien, der wichtigsten, ja fast einzigen, die 
sich auf deutschem Boden erhalten hat, noch eine bedeutende Steigerung 
des Rechtes Uber seinen ursprünglichen Gehalt wahrzunehmen: während 
von Ludwig dem Deutschen bis auf Ludwig das Kind die Vornahme 
der Inquisitio in üblicher Weise den Grafen Vorbehalten gewesen sei, 
habe Konrad I. die Durchführung des Verfahrens in die Hände der 
St Galler Klostervögte gelegt. 

Die Entscheidung hängt hier vor allem an dem Satze der Urkunde 
Konrads s ): et rectores loci illius veluti in Constantia civitate et Augensi 
monasterio ins stbi a nobis teneant concessum in exigendis iam dicli 
monasterii rebus per advocatos eorum in placitis legalibus coactum 
exercere iuramentum ... P. will per advocatos eorum auf coactum exercere 
iuramentum und wiederum auf diese Worte die Ortsbestimmung in 
placitis legalibus beziehen. Demnach würde die Stelle bedeuten: die 
Klostervorsteher sollen berechtigt sein, so oft sie Vermögensansprüche 
geltend zu machen haben, durch ihre Vögte im Grafengerichte das 


1) Vgl. auch meine Bemerkungen in der Zeitschr. d. Ver. f. hessische 
Gesch.- u. Landesk. XLIH (1909), S. 395. 

2) Noch za erwähnen wäre, als auf dem gleichen Grunde beruhend, 

folgendes: Grafengericht and Vogtgericht standen einander zwar insofern 
gleich, als der Vogt seine Leute wegen ihrer Straftaten wie der Graf im 

eigenen Gericht richtete; um aber die Genugtuung wegen Verletzungen seiner 

Leute durch Grafschaftsangehörige zu fordern und um Genugtuung wegen 

Verletzung dieser durch jene zu geben, hatte er im Grafengericht zu er¬ 
scheinen, so daß der Graf seinerseits sich nicht umgekehrt anB Vogtgericht 

zu wenden hatte; wenigstens gehen die Privilegien des 10. und 11. Jahr¬ 
hunderts über diese Art der Abgrenzung nicht hinaus; vgl. Grundherrsch, u. 
Imm., S. 302—306. 

8) M. G. DD. I, S. 6, Nr. 6 v. J. 912. 
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InquisitioPsvcrfsdiFen aßzviveodsji derart, daßden Vögten „die Ge¬ 
stellung <k*r Zm%m sowohl al« auüb die Einziehftng dfet InqiUBitions* 
beweisen zurälil. PIeae Jhterpratatipe mt gehim sachlich kaum 

ao balten. ■£**?. können di« Zeugt« von der Partei vtirgeschUtgeii 
yrer&tn’, das ist auch sonst htowngt 1 ). Ab« «nmdglich kann die 
Partei doren Vcrtreler ist doch ijSR elntnai äef. Vogt ~v damals 

selber de» Beweis erheben, noch weniger der Vogt im Grai engerichte 
selber deo Richtet »picieu dürfe». 

Allerdings beruft sich F. (S, 32) aof eine Anhlq^iis,' weiche, die 
von ihnr aogesumimene Gestaltung des St. Gallweheo lnqni«iUous- 
reebte« angeblich m Italien finde; er ist der Meinung, dort; ftebeme 
sich die gleifhe EniwickitKßg schon früher vollzöge.»: m haben. und 
vvxra dort word^ dji? dieser 

^»ia*nMnen seih - TPafsÜclilich aber lassen äie- it»H»e).i«i GKpeitions- 
Privilegien des 10. dahrbunderte, ebenso wie die des Rtolds von 
.«*»«•. solchen Entwicklung orkencen;' nicht wenige besagenvielmehr 
das Gegenteil“), Ein gijfziges Xeugnis, den! ich vergebens Genossen 
au finde® vemoeiit bftbe. vermag J*i für ecine Änscbafiung bmidbringeh, 
eine FaMußgr, 4» .>iBrli!ej»i^«ii»0;''i%i|iOTi)ie» 0üt fii« -Klöster 8. Vincenzö 


«an Voltur»« -.urid '■Murttec&ssiso gemeinsam isk Jib«r- diese Fassung 
re.icbt niclbhf ;!#*&'er';atiir'($w»ad;'»»»eT inawiisehea w diesera Punkte 
libertioHeh kritischen Itemerkwg ’fti. Sföm» .»nnimmt, bis in die 
erete Hälfte de» & .fahrhurtderl zufllck; sie läßt sich, soviel tob «ehe, 
niehtübwdätt Jfthr Mi eüriöjicwrf'dlgeü^t Bcifßö dadurch wird der 
Versuch, ihr die AaltasSitng eiaee drei dateebftte alteren deutschen 
Diploms die italische Fiutwicbintig iioraftzuzicboo, rocht probiemstiseb. 
Obendrein erscheint es wit- «hehr als fraglich, ob der prm« . vhds aller¬ 
dings frappierende Wortlaut'jenes italischen Äoogtdsses 4 ) wirfeKeh in 


11 Tgl. Btn'NNER, Forschungen a. G-esclb, 4 dsütschcB u franz; Hechts, 
$> 173 £, 230, dazu I'., Autu. 2 zu 8.33. ~ ; 

2) Beispiele sind die Urkunden Otto? I, 0. 0P, X, Nr. 260, Ö61, 283, 
858 t m 

k) JDtas angebliche Diplom Lothare I. v. 8SB f. M/inte.ceLSeittQ, in dem 
Sic#»*, noch den Aaggangfifiunkt der Fassung sab (YorbenierkuRg- zum Diplom 
Ottos L M. G. DD. I, Nr. 380),- ist eine Fälschung (ItfüHlijavHTiR, iieg, 11 Nr. 104.8 
L190j|, die erst im 12. Jahrhsmlßrl der Feder des Petttje Djaobnue cntÄoseen 
M ivglt darüber jetzt (Ivapan ün 'Neuen Archiv S.XX11T, % 61 ff.,wo aber 
siebt bemerkt in. daß der Fälscher neben dem X* Ö H. 264b als Hauptvor- 
läge das D O.X 380 benutzt hat). Nicht aus Montecaseiflqf «ohetem uns 
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seiner Bedeutung so zweifelsfrei ist, daß man ihn gegen die geschlossene 
Phalanx der anderen Nachrichten ausspielen darf 1 2 ); ich neige dazu, 
die Abweichung vom Typus für eine bloß scheinbare zu halten, ihren 
Ursprung in der stilistischen Unbeholfenheit des Schreibers zu sehen s ). 

Dem sei, wie ihm sei. Aber, kehren wir nach St Gallen zurück, 
ist die Übersetzung, welche P. dem oben zitierten Satze der Urkunde 
Eonrads 1. gibt und welche ihn zu jener so weit führenden Auffassung 
zu berechtigen scheint, überhaupt nötig oder auch nur möglich? Die 
von P. abgelehnte Beziehung von per advocatos eorum auf in exigendis 
— rebus mutet der königlichen Kanzlei keineswegs ein schlechteres 
Latein zu, als man von ihr gewohnt ist. Ja sie entspricht, was den 
Ausschlag geben dürfte, durchaus dem ganz analogen Wortlaut des 
älteren Mandates König Arnolfs, das dem Schreiber hier vermutlich 
geradezu vorgeschwebt hat 3 ). Auch in placitis legalibus braucht man 
durchaus nicht, wie P. will, auf exercere zu beziehen 4 5 ), sondern man 
kann diese Worte gleichfalls mit in exigendis — rebus verbinden. So 
verstanden besagt der Satz: „die Klostervorsteher sollen berechtigt 
sein, wenn sie, durch ihre Vögte, in den Gräfengerichten Vermögens- 
ansprüche erheben wollen, vom Inquisitionsverfahren Gebrauch zu 
machen, d. h. seine Anwendung zu veranlassen“ 6 ). 

Mit dieser Aussage stimmt durchaus zusammen, was die Nach¬ 
urkunde Heinrichs I. vom Jahre 926 °) Uber das gleiche Rechtsverhältnis 
enthält. Auch hier wird das Inquisitionsverfahren nicht als eine Be¬ 
fugnis der Offizialen und Vögte bezeichnet, wie P. mit meines Erachtens 
zu freier Übersetzung der Stelle annimmt Zunächst ist nur davon 
die Rede, daß es angewendet werden soll, doch nicht, von wem 
(negotia etiam causeque monasterii, quando necessitatis ordo ita occurrit, 
per coactum exigantur iuramentum ). Dann erst kommt der Satz auf 
eine Tätigkeit der Vögte und Offizialen zu sprechen, und zwar im 
Ablativus absolutus, in einer grammatischen Anknüpfung, aus der er- 


1) Die Stelle sicut lex habet zeigt daß er eine Norm wiedergeben soll. 

2) Die Schwierigkeit schwindet, wenn die Wendung per inqutsitionem — 
definire bedeutet, daß der Vogt durch eine von ihm veranlaßte (nicht 
selbst vorgenommene) inquisitio die Feststellung des Tatbestandes herbei¬ 
führen soll; sie steht dann dem cum . . . sacramentalibus — affirmare des 
D 0.1. 429 inhaltlich ganz gleich; vgl. auch unten Anm. 6. Einen Beweis 
für meine Auffassung dürfte das mandatartige Diplom Ottos I. v. J. 971 
(Nr. 402) enthalten; denn hiernach scheint dasselbe Kloster S. Vincenzo das 
Inquisitionsverfahren wirklich nicht selbst zu üben, sondern sich seiner nur 
im öffentlichen Gericht zu bedienen, indem es diesem seine Zeugen präsentiert. 

3) Mühlbacher, Heg.*, Nr. 1883 (1832): . . . quicquid ad praefatum 
monasterium ab . . . advocato vel recloribus eius fueritperquirendum ... 

4) Sehr viel dürfte aber darauf nicht ankommen. 

5) Diese deutschen Ausdrücke involvieren ebensowenig wie das lateinische 
exercere. das ich mit ihnen wiederzugeben suche, daß damit die Ausübung 
des Verfahrens in die Hand der rectores gelegt werde; P.s Bedenken in 
dieser Beziehung geht zu weit. Der Fall liegt ähnlich wie im D 0. L 246 a 
(vgl. oben Anm. 3). 

6) M. G. DD. I, S. 48, Nr. 12. Aus dem D K. I. sind einzelne Worte herüber¬ 
genommen. 
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bellt, daß diese Tätigkeit mit jenem Verfahren durchaus nicht in eins 
znsammenfällt, sondern nur einen Bestandteil desselben oder gar nur 
ein vorbereitendes Moment bildet ( ipsius monasterit officialibus et advo- 
catis in exigendis circumcirca eiusdem loei rebus ius st bi a nobis con- 
cessum habentibus). 

Worin besteht das ius der Bevollmächtigten des Klosters? Wenn 
diese es in exigendis circumcirca eiusdem loci rebus handhaben sollen, 
so heißt das wohl in der Tat: sie dürfen selber eine Umfrage bei den 
Nachbarn des umstrittenen Gutes vornehmen 1 2 ). Insoweit ist P. durch¬ 
aus zuzustimmen. Welche Rolle sollte diese Inquisitio aber dann weiter 
spielen? P. ist nicht-etwa der Ansicht, daß sie, ein „außergerichtliches 
Verfahren, als integrierender Bestandteil in ein Prozeßverfahren der 
ordentlichen Gerichte hätte eingefügt werden“ sollen, daß das Grafen¬ 
gericht sie auf Treu und Glauben übernommen und seinem Urteil zu¬ 
grunde gelegt haben sollte 8 ). Er stellt vielmehr die überraschende 
Ansicht auf, sie wäre bestimmt gewesen, das gräfliche Inquisitions¬ 
verfahren zu ersetzen und abzulösen. Diese These ist offenbar ein 
Rückschluß aus späteren Zuständen; sie will einen festen Ausgangs¬ 
punkt für das später in der Tat allgemein bezeugte private Inquisitions¬ 
verfahren gewinnen. Ich leugne nicht, daß durch die Befugnis, wie 
sie in der Urkunde Heinrichs I. ausgesprochen ist, in der Tat die 
Möglichkeit zur Ausbildung eines privaten schiedsgerichtlichen Inquisi¬ 
tionsverfahren gegeben war, durch welches das ordentliche Inquisitions¬ 
verfahren der öffentlichen Gerichte überflüssig werden konnte. Aber 
ich bestreite, daß dieser Fall in unserer Urkunde schon vorliegt, und 
behaupte, daß in ihr die Inquisitio der Offizialen und Vögte nur die 
Bedeutung einer privaten vorläufigen Feststellung der Zeugen hat, die 
das ordentliche Inquisitionsverfahren der Grafen nicht ersetzen, sondern 
nur vorbereiten soll, eine Feststellung, die durchaus dem schon längst 
zuvor in italischen Privilegien bezeugten Zeugenvorschlagsrecht mancher 
Klöster 3 ) entspricht. Denn — ich verweise auf meine im Eingang der 
Erörterung des D H. I. gegebene Ausführung — auf das öffentliche 
Verfahren, nicht auf jene Inquisitio der Vögte geht ja der Hauptsatz 
negotia — per coactum exigantur iuramentum, von dem die Worte 
. . . adrocatis in exigendis rebus ius . . . habentibus grammatisch ab- 
hängen. „Daß dem Vogt der Einzug des Beweises selber übertragen 
werden sollte“, im Sinne eines abschließenden privaten Verfahrens, ist 


1) P. nimmt als sicher an (S. 30, 34), daß die Vögte auch freie Hinter¬ 
sassen zur Inquisitio hätten heranziehen können. Der Satz Igitur ... locus 
praenotatus . .. ab omni alienae inquisitionis seu exacctionis molestia securus 
permanent kann wohl in der Tat so gedeutet werden. Aber ebensogut darf 
man ihn so verstehen, daß damit nur die Anwendung des Inquisitions- 
Verfahrens gegen das Kloster ausgeschlossen werden soll. 

2) Im Diplom Konrads I. nahm er eben diese Bedeutung an, wie wir 
oben gesehen haben. Danach lägen in den beiden, einander zeitlich so nahe¬ 
stehenden Diplomen zwei grundverschiedene Auffassungen und Ausgestaltungen 
des Inquisitionsverfahrens vor. Es liegt auf der Hand, wie bedenklich eine 
solche Annahme ist. 

3) Vgl. Brunner, Forschungen 174, 178, 230 f. 

9 * 
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also nicht der Tatbestand. So wie sich das Privileg Heinrichs aus- 
drttckt, wird der Beweis rechtskräftig eingezogen erst vom gräflichen 
Gericht, dem gegenüber die Tätigkeit, das iua der Offizialen und Vögte, 
im Gegensatz zu P.s Annahme, nur auf die Ausfindigmachung und 
„Benennung der vor dem Grafengericht zu inquirierenden Zeugen“ zu 
beziehen ist, d. h. auf nichts anderes, als was auch in Inquisitions¬ 
privilegien anderer Empfänger zuweilen ausdrücklich bezeugt wird. 

Mein Widerspruch richtet sich hier, wie schon angedeutet, nur gegen 
P.s Auslegung der beiden Diplome des 10. Jahrhunderts. Im übrigen 
stimme ich ihm um so lieber bei, als ich glauben möchte, daß seine 
Charakterisierung des privaten klösterlichen Inquisitionsverfahrens, wie 
es später begegnet, mit meiner Auslegung der Urkunde Heinrichs I. 
mindestens ebensogut harmoniert wie mit der seinigen. Denn die Ver¬ 
bindung von privatem Verfahren der Klöster und öffentlichem der 
Grafen, die er auf Grund des Alpirsbacher Falles schildert (S. 37 f.), 
ist geradezu eine Parallele zu dem St. Galler Privileg, wie ich es ver¬ 
stehe, mit dem großen Unterschiede zwar, daß dort zwei Jahrhunderte 
früher von dem privaten Verfahren nur erst der Keim vorhanden ist, 
andererseits aber mit der grundlegenden Übereinstimmung, daß in 
beiden Fällen das gräfliche Verfahren als das rechtlich und gericht¬ 
lich maßgebende erscheint. Wie P. dessen fortdauernde Bedeutung 
hier und überhaupt nicht bestreitet, so hätte er es, wie man sieht, um 
der Geschlossenheit seiner Anschauung willen auch nicht aus der Ur¬ 
kunde Heinrichs I. wegzudeuten brauchen. 

Soweit der erste Hauptteil der Untersuchungen P.s, der das Verhältnis 
von Immunität und Vogtei zur Grafschaft behandelt. Auf ihn folgt 
sodann in einer Reihe von Paragraphen die Darlegung des Problems, 
welche „Abgrenzung“ gegeneinander innerhalb der Immunität die Kompe¬ 
tenzen von Vogt- und Klostergerichtsbarkeit erfahren haben. 
Den gleichen Gegensatz zwischen Kloster und Vogtei behandelt in 
seinem letzten Kapitel auch H., nur daß er weniger darauf ausgeht, 
die Verteilung der jurisdiktioneilen Befugnisse zwischen beiden Kon¬ 
trahenten juristisch-systematisch aufzuzeigen, wie P., als den allgemeinen 
Charakter und die Entwicklung des Kampfes um diese „jüngere Im¬ 
munität“ zu schildern. In dieser Verschiedenartigkeit der Behandlung 
zeigt sich deutlich, daß der eine Autor als Jurist, der andere als 
Historiker schreibt. Ich muß darauf verzichten, meine ohnehin schon 
weitläufig genug geratene Besprechung auch hier noch in gleicher 
Ausführlichkeit verweilen zu lassen, obwohl manches in Aufbau und 
Einzelheiten dazu verlockt. Auch deshalb sehe ich davon ab, weil 
von anderer Seite, der ich nicht vorgreifen möchte, eine Erörterung fast 
aller dieser Dinge in breiterem Zusammenhänge und mit weit größerer 
Kenntnis des Materials, als ich sie für diese Periode des 12.—13. Jahr¬ 
hunderts besitze, zu erwarten ist Immerhin sei hier doch einiges von 
dem herausgehoben, was in P.s und H.s Ausführungen besonders 
wichtig und weiterer Erörterung wert erscheint 

IV. H.s Arbeit ziehe ich dabei wiederum weniger in Betracht Im 
großen und ganzen ist sie mehr eine Nachprüfung und Schilderung 
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auch sonst .*cb«>i*'-. bekrönter Dinge an der Hand erat* lokalen Materials, 
Doch springen dabei nicht selten aacl) neue Öestchtepunkie heraus 
Dahin rechne ich <be interessante. Darlegung des Verbältubaes, 


__j ■■■■■ ppp . ; .pHpppt^. pn .P^B m 

die E n t v. o g i n a g e i 4 e e d e r Z i h t e r z i u n s e r k 18 ff t e r zutr Iteichs- 
politik der Stirafer steht (73 ff,, 110 ff.).; H. stellt da die These auf 
— so pointiert ist das wohJ bisher noch nicht ausgesprochen worden —, 


daß die pmzipieUe ilntersteUftög des Ordens nnter die kaiserliche. 
Vogtei- weniger auf dessen freien EntecUlalJ als auf eine systematische 

Wir hätten 


Absicht der etaafiecii 
darin also eine weltliche Umbiegung des geistlichen Grundsatzes der 
Vogtfreibeit zu sehen, die vermittelt wäre durch dte Auffassung. daß 
der TCaiser als Vogt der Kirche auch Vogt der dieser unmittelbar an- 
gehorenden Kloster sei. lmere*y»ot ist noch die Bemerkung, daß die 
kaiserliche Vogte! iiu Bereiche der stai»heeheö Kan?macht konsequenter 
durdsgeftihrt worden sei als aiMferhsdh desselben iS. 115), was gewiß 
für fLe These sprichr, Übrigens auch zeigt., wie die Fürsorge für das 
Hsusgwt die für das Beiehsgttf rtberwiegt- 

V. Ferner verdient die Frage der sogenannten eugeren Immunität 
Erwähnung. Über:-Ä hat, wie H) auch B. (Sr 87 ffi, 94 ff.) 

oielr ausgelassen- Die Forderung des Prohtems hegt hier in der Fest¬ 
stellung, »»- der beide unabhängig voneinander gekommen sind, daß 
der Begriff nicht immer allein am. Kloster und seiner allernächsten 
Umgebung haftet, wie Rtetschel itunahm. sondern doch schon in» 11., 
12. lahrhundert sehr oft ehren etwas Weiteren ITtakreis begreift, auf 
eine ganze oder halbe Meile legen ihn namentlich die Papsturkundeu 
fest, worauf jetzt 0, ScHREJBEJß lsingewieaeu hat 4 ). Das ist eine Er¬ 
gänzung der ßlETSCHELscJien ABschÄUung, welche in der engeren Im¬ 
munität eius'u rem kircbeBreehtiiclien Begriff erkennt 3 ), aber gewiß 
mir eine Ergänzung, nicht etwa eine Widerlegung zugunsten'der von 
SCEUOEK*) vertretenen Meihusg, daß es sich bei ihr um einen Bezirk 
weltlichen Iteehts handle. Denn auch diese etwas umfassendere engere 
Immunität beschränkt sich auf das wirkliche oder angebliche Aus¬ 
stattungsland (dt>g), da» dem unmittelbaren Unterhalt des Klosters 
dient UDd darum gfeichfaVlä geistlichen Charakter trägt und besonderen 
kirchenrechtüchea Schutz genießt Eine gewisiae BoeinfinSuhng des 
kireheurechtlächea Begriffs, soweit er in dieser ausgedehnteren Spielart 
erscheint, durch Gesichtspunkte, die der weltlichen Verfassung der 
Oruadhemchaft entstammen — insbesondere dürfte, der Gegensatz des 
feiösterüchen DomaniaUandes zum zerstreuten Zinsland io Betracht 


I) Das einstige rorstaufische Diplom, das gegen diese These hätte an¬ 
geführt Werden 'können, das Diplom Heinrichs Y, für Lützel, in welchem 
schon derselbe Grundsatz hervortritt, ist jetzt von H. Hiusoit (MitteiL <1. 


ilnst XXXI1,1911, 8. 10 ff ) als eine tnoderüe FäUchaag des 17. Jahrhundert- 
.««äsnrt. wurden..;' " 

$| .Karle und Kloster im 
Abhandlungen, H. 67/68.), 

: . y 3) ;E*^ÄdlÄhßn^üj»w.,'wAli'ff.,-'öhhy 
IX '69 ff, jüngstena ht Äleser ’Äft^S 

4) öriradheffsuhafe S. 126—,136. 
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kommen — mag man dabei ruhig zugeben 1 ). Das darf aber in der 
juristischen Beurteilung des Begriffs nicht irre machen; der leitende 
Gedanke, daß derselbe ins Kirchenrecht gehört, wird dadurch nicht 
eliminiert. 

VI. Wir kommen her von den Versuchen der Klöster, ihren Vogt ent¬ 
weder aus seinem ganzen Gebiet oder wenigstens aus seiner unmittel¬ 
baren Umgebung, in jedem Falle aber völlig zu verdrängen. Sie bat 
man im Auge, wenn man den Gegensatz zwischen Vogtgericht und 
Klostergericht, der in ihnen am schärfsten zum Ausdruck kommt, sich, 
wie es gewöhnlich geschieht, ganz auf ein Biegen oder Brechen, auf 
ein hartes Entweder-Oder zugespitzt denkt, wenn man ihn nur mit 
der Formel „Reaktion des Klosters gegen die Feudalisierung der Vogtei“ 
erklärt. Auf diesem Standpunkt steht auch H. P. aber sucht dem¬ 
gegenüber, ohne übrigens die Bedeutung jenes Faktore zu leugnen, 
zu zeigen, daß die Wurzeln der ganzen Bewegung nicht nur äußerlich 
in dem Bedürfnis einer derartigen Reaktion liegen, sondern auch inner¬ 
lich in der eigenartigen, seit dem 10. Jahrhundert erfolgenden Um¬ 
bildung der Gerichtsverfassung, d.h.in der Entstehung der sogenannten 
niederen oder Dorfbänne (S. 40ff.): „es war die Ausbildung der 
Ortsniederlassungen zu Bezirken des öffentlichen Gerichts, die den Grund 
legte für einen Übergang eines Teils der Vogtgerichtsbarkeit auf eigene 
Gerichte des Klosters“, indem dieses hier in die Lage kam, die Aus¬ 
übung der niederen Gerichtsbarkeit dem Einfluß des Vogtes zu ent¬ 
ziehen und auf eigene grundherrliche Beamte zu übertragen, eben 
weil infolge der Zertrümmerung der Zentenargerichte Gerichtsbezirk 
und grundherrlicher Bezirk geographisch zusammenfielen. Das ist 
sicherlich ein glücklicher Gedanke, der eine weite Perspektive eröffnet, 
wenn auch die vorwiegend spekulative Entwicklung, die er hier zu¬ 
nächst gefunden hat, zu einzelnen Bedenken Anlaß gibt und noch erst 
durch Untersuchungen auf breiter Grundlage nachgeprüft werden muß. 

Ich beschränke mich hier auf eine Bemerkung zu einer von P. 
übrigens berücksichtigten, wenn auch vielleicht infolge der mehr syste¬ 
matischen als historischen Anlage seiner Untersuchungen nicht genügend 
gewürdigten Tatsache: die Alternative, welche er auf S. 43 und sonst 
erörtert — Ableitung der Niedergerichtsbarkeit in den grundherrlichen 
Dorfbännen entweder aus ihrem obrigkeitlichen Charakter und damit 
Bindung an die Vogtei oder Bindung dieser Gerichtsbarkeit vermittelst 
ihres lokalen, grundherrlichen Charakters an die Grundherrschaft und 
deren Organe —, läßt sich quellenmäßig kaum über die zweite Hälfte 
des 12. Jahrhunderts, jedenfalls aber nicht bis in die erste Entstehungs¬ 
zeit jener Dorfbänne (10. Jahrhundert) zurückverfolgen. Das dürfte 


1) Es läßt sich so auch verstehen, wie Seeliger zu seiner abweichenden 
Meinung gekommen ist, wie er so verschiedene Dinge, welche geschlossene 
grundherrliche oder Bannbezirke einerseits und engere geistliche Immunitäten 
andererseits nun einmal sind, unter denselben Gesichtspunkt bringen konnte. 
Es tritt hinzu, daß jene gleichfalls zuweüen emunitas genannt werden, was 
ihn zu seinem Vorgehen zu berechtigen scheint, aber doch nur scheint; 
denn das Wort ist noch nicht die Sache. 
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Zusammenhängen mit der anderen Tatsache, daß die vogtfeindliche 
Tendenz damals noch kaum mehr als ansatzweise und ausnahmsweise 
vorhanden war. Sollte danach nicht doch erst diese die Entwicklung 
in Gang gebracht haben? 

P. glaubt wenigstens zwei Ausnahmefällen gegenüberzustehen, in 
denen schon während des 10. Jahrhunderts der Abt den Vogt aus dem 
Dorfbann verdrängt habe, und meint sie beide, obwohl die Heraus¬ 
geber ihrer abschließenden, auf gründlichster Autopsie beruhenden 
Edition ausdrücklich ihre handschriftliche Originalität verbürgt haben, 
ohne weiteren Anhaltspunkt für fälschungsverdächtig erklären zu müssen 
(S. 53, Anm. 1), was natürlich ganz unzulässig ist 1 2 ). Tatsächlich 
kommen sie aber beide gar nicht in Betracht. Wenn Ottos I. Urkunde 
für Hersfeld vom Jahre 948 s ) in einem originalen Zusatz des aus¬ 
fertigenden Notars bestimmt, ut coloni terre, quam dedimus, nullt 
ad placitum nisi abbati subiciantur, so soll durch die Nennung 
des Abtes der Vogt gewiß nicht ausgeschlossen werden. Zahlreiche 
Parallelen aus dem Sprachgebrauch der Diplome könnte man anführen, 
um diese Auslegung als zu intensiv zu erweisen. Ob der Urkunden¬ 
schreiber hier den Abt oder seinen Vogt oder beide nennen will, ist 
ganz seinem stilistischen Ermessen überlassen. Daß die entsprechende 
Stelle der Urkunde Ottos II. vom Jahre 978 für St. Maximin 3 ) nicht 
anders aufzufassen ist, würde schon daraus hervorgehen, daß sie sich 
nicht auf ein einzelnes Gut beziehungsweise einen einzelnen Dorfbann, 
sondern auf die ganze Grundherrschaft der Abtei und dem Zusammen¬ 
hang nach nicht nur auf die niedere, sondern auf die ganze Gerichts¬ 
barkeit bezieht Daß von dem allen die Vögte ausgeschlossen sein 
sollen, daran ist natürlich nicht zu denken: obendrein können, ja 
werden sie unter den vom Abte constituti verstanden sein. Denn die 
allerdings gerade in diesem Diplom zuvor hervortretende „vogtfeind¬ 
liche“ Tendenz richtet sich, wie der Wortlaut zeigt, nicht auf eine 
Einschränkung beziehungsweise Zurttckdrängung der vogteilichen Ge¬ 
richtsbarkeit, sondern nur gegen Versuche, die Vogteien zu usurpieren 
beziehungsweise zu feudalisieren. 

VII. Von dem durch P. gewiesenen Gesichtspunkt aus stellt sich die 
Abgrenzung der Befugnisse von Vogtei und Kloster weniger als Er¬ 
gebnis einer Reaktion der einen gegen die andere dar, denn als das 
Produkt eines natürlichen und allmählichen, wenn auch in fortwähren¬ 
der Reibung erfolgenden Auseinanderwachsens der ursprünglich un¬ 
geschiedenen Vogt- und Klostergerichtsbarkeit oder, wenn man will, 
als eine die letztere entwickelnde Differenzierung der ersteren. In 


1) Bezüglich der erstgenannten habe ich mich persönlich von der Hin¬ 
fälligkeit dieses Verdachtes überzengen können; vgl. auch Stengel, Diplomatik, 
S. 684, Anm. 4. 

2) M. G. DD. I, S. 179, Nr. 96. 

3) M. G. DD. H, 8. 61, Nr. 42. Die intakte Originalität der von P. zu 
leichthin angezweifelten Urkunde steht völlig fest; das Stück ist von dem 
damals leitenden Notar der Reichskanzlei geschrieben nnd in einer ununter¬ 
brochenen Reihe von Bestätigungen des 10. and 11. Jahrhunderts immer 
gleichlautend wiederholt worden (vgl. zuletzt Stengel, Diplomatik 696). 
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'wirtschaftlichen oder sonstigen Bestimmung, vor allem die ins einzelne 
ausgeführte, möglichst genau datierte Geschichte der Eigentumsver¬ 
hältnisse unter Angabe der gezahlten Kaufpreise, endlich auch eine 
Chronologie der Schuldenbelastung des Hauses — das Ganze gewisser¬ 
maßen ein bis in die ältesten Zeiten rekonstruiertes, mit Erläuterungen 
versehenes Grundbuch nach Realfolien. Dabei ist für die angenom¬ 
menen Häuser (des alten Bestandes von 1806) die Kette der Eigen¬ 
tumswechsel, natürlich aus selbstverständlichen Gründen nicht auch 
die der Schuldenbelastungen, Uber das Jahr 1806 bis 1900 weiter- 
gefUhrt 

Die Häuserbeschreibung hält Schritt mit dem geschichtlichen Gang 
der Stadtentwicklung. Sie gruppiert also nach Stadtteilen in der 
Reihenfolge, wie diese entstanden oder der Stadt durch Ummauerung 
eingegliedert wurden. So sollen sich folgen: die den Bereich des 
alten Römerkastells mitumschließende Bischofsburg, die Niederburg, 
der Markt, die Markterweiterung, das Neugasseviertel und Stadelhofen. 
Der vorliegende Halbband umfaßt davon die ersten beiden als die 
ältesten Stadtteile; die anderen soll der „in tunlicher Bälde“ zu er¬ 
wartende zweite Halbband bringen. Es braucht nicht hervorgehoben 
zu werden, daß diese Art der Disposition erst den Stoffmassen Leben 
gibt und erst das geschichtliche Interesse am Ganzen befriedigt. Sie 
wirkt auch innerhalb dieser großen Gruppen vorteilhaft nach in den 
einleitenden historischen Gesamtskizzen für einzelne StraßenzUge und 
Häuserblocks (z. B. für Münsterplatz, Rheingasse). Aber sie setzte 
natürlich eingehende Forschungen und sichere Ergebnisse in der Ge¬ 
schichte der räumlichen Entwicklung der Stadt voraus. Und diese 
bietet als ein Hauptstück des ganzen Unternehmens in sehr gelungener, 
bei aller Sorgfalt des Abwägens anziehender und anschaulicher Dar¬ 
stellung der dritte Teil der Einleitung, zusammen mit den Einzeich¬ 
nungen im beigegebenen Stadtplan und mit einem vor dem Titelblatt 
eingelegten Stadtbild nach einer Zeichnung des 16. Jahrhunderts. Im 
Mittelpunkt steht hier die möglichst genaue Linienführung für die 
immer weiter gezogenen Mauerringe und die Feststellung der Zeit und 
Art ihrer Entstehung (bischöflich-stadtherrliche — bürgerliche Her¬ 
kunft). Was hier in Heranziehung aller Forschungsmittel — ich ver¬ 
weise z. B. auf die eigenartige topographische Verwendung der Ge¬ 
schlechternamen auf S. 171 ff. — und in scharfsinniger Kombination 
geleistet ist, verdient für die Geschichtschreibung anderer Städte vor¬ 
bildlich zu werden. Bemerkenswert ist das Aufgehen des alten Römer¬ 
kastells in der mittelalterlichen Bischofsburg = Domimmunität, ferner, 
daß auch hier die Marktansiedlung außerhalb der Mauern der Bischofs¬ 
burg sich befindet, weiter, daß sie von den Verfassern auf eine ein¬ 
heitliche, planmäßige Marktgrtlndung des Bischofs zurückgefährt wird, 
ohne daß es freilich sich urkundlich bekräftigen läßt. Vermutungs¬ 
weise wird Bischof Salomo III. (890—919) als Marktgründer genannt 
(S. 168 4 ). Es setzt sich dies in Gegensatz zu Rietschel (Markt und 
Stadt, S. 36 f.) und ist auch in v. Belows Besprechung (Hist. Ztschr. 
103, S. 594) unter dem Hinweis auf die Marktentwicklung in den 
übrigen Römerstädten, in denen sie sich allmählich durch Ausbau der 
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wird sie noch zu erweisen haben. Aber auf jeden Fall ist sie ob des 
intuitiven Scharfsinns, der zu ihrer Aufstellung geführt hat, aller Be¬ 
wunderung wert 

Marburg. Edmund E. Stengel. 


Zur Gtasohichte des städtischen Grundbesitzes. 

Konstanzer Häuserbuch, Festschrift zur Jahrhundertfeier der 
Vereinigung der Stadt Konstanz mit dem Hause Baden. Heraus¬ 
gegeben von der Stadtgemeinde. Zweiter Band: Geschichtliche Orts¬ 
beschreibung. Erste Hälfte: Einleitung, Bischofsburg und Niederburg, 
mit Titelbild und einem Stadtplane. Bearbeitet von Dr. Konbad 
Beyerle, Professor in Göttingen, und Dr. Anton Maurer, am Stadt¬ 
archiv zu Konstanz. Buchschmuck von Joseph Sattler. Heidelberg, 
Karl Winters Universitätsbuchhandlung, 1908. XVI und 572 8. 4°. 

In Aufnahme eines alten, liegen gebliebenen Plans hat die Stadt 
Konstanz der Jahrhundertfeier ihrer Vereinigung mit Baden in dem 
„Häuserbuch u ein hervorragendes literarisches Denkmal gesetzt. Es 
galt, darin, wie das Geleitwort sagt, „in Verbindung von Ortsbefund 
mit Archivforechung die Geschichte der Entwicklung der Stadt nach 
ihrer Bebauung im weitesten Sinne zusammenzuschließen“. Der erste 
Band konnte bei der Festfeier im Jahre 1906 fertig vorgelegt werden. 
Er enthält die baugeschichtliche Darstellung in Bild und Wort durch 
den Bauinspektor Dr. Fritz Hirsch. Der zweite, ortsgeschichtliche, 
Band soll die Geschichte der einzelnen bebauten Grundstücke des 
alten Konstanz bringen, d. h. in der räumlichen Ausdehnung, die es 
zur Zeit des Anfalls an Baden (1806), also vor der neuzeitlichen Ent¬ 
wicklung, hatte. Es sind dies im wesentlichen die Grenzen, die bereits 
beim Ausgang des Mittelalters — bei der letzten und größten Um- 
mauerung im 15. Jahrhundert — erreicht waren. Inhaltlich ist der 
Rahmen weit gesteckt. Er umfaßt die örtliche Identifizierung jedes 
einzelnen Grundstücks unter Feststellung seiner Größe und seiner 
wechselnden Bezeichnungen — sowohl des alten Hausnamens, wie der 
Straßen nummern, auch der Nummer des heutigen Lagerbuchs —, 
ferner die Schicksale des Areals (Parzellierung, Vereinigung) und der 
darauf errichteten Bauten, Neubauten, Anbauten, Umbauten und ihrer 


Sache hier wohl allzusehr auf ein einziges, wenn auch besonders aufschluß¬ 
reiches Zeugnis gestellt. Schwer wiegt die Zustimmung von U. Stutz, eines 
der namhaftesten Vertreter der von P. bekämpften Ansicht (Zeitschr. d. Savigny- 
Stift. f. Rechtsgesch., german. Abteil. XXVHI, 1907, S. 664 f.), für die sich nun 
aber kürzlich wieder die Leipziger Dissertation von Weitzel ins Zeug gelegt 
hat, allerdings ohne mehr zu zeigen, als daß sie doch noch nicht tot ist; 
eine neue Prüfung der Frage stellt jetzt H. H[irsch] in Aussicht (Neues 
Archiv XXXVI, 1911, S. 688, Nr. 266. 
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'wirtschaftlichen oder sonstigen Bestimmung, vor allem die ins einzelne 
ansgeflihrte, möglichst genau datierte Geschichte der Eigentumsver¬ 
hältnisse unter Angabe der gezahlten Kaufpreise, endlich auch eine 
Chronologie der Schuldenbelastung des Hauses — das Ganze gewisser¬ 
maßen ein bis in die ältesten Zeiten rekonstruiertes, mit Erläuterungen 
versehenes Grundbuch nach Realfolien. Dabei ist für die aufgenom¬ 
menen Häuser (des alten Bestandes von 1806) die Kette der Eigen¬ 
tumswechsel, natürlich aus selbstverständlichen Gründen nicht auch 
die der Schuldenbelastungen, über das Jahr 1806 bis 1900 weiter¬ 
geführt. 

Die Häuserbeschreibung hält Schritt mit dem geschichtlichen Gang 
der Stadtentwicklung. Sie gruppiert also nach Stadtteilen in der 
Reihenfolge, wie diese entstanden oder der Stadt durch Ummauerung 
eingegliedert wurden. So sollen sich folgen: die den Bereich des 
alten Römerkastells mitumschließende Bischofsburg, die Niederburg, 
der Markt, die Markterweiterung, das Neugasseviertel und Stadelhofen. 
Der vorliegende Halbband umfaßt davon die ersten beiden als die 
ältesten Stadtteile; die anderen soll der „in tunlicher Bälde“ zu er¬ 
wartende zweite Halbband bringen. Es braucht nicht hervorgehoben 
zu werden, daß diese Art der Disposition erst den Stoffmassen Leben 
gibt und erst das geschichtliche Interesse am Ganzen befriedigt. Sie 
wirkt auch innerhalb dieser großen Gruppen vorteilhaft nach in den 
einleitenden historischen Gesamtskizzen für einzelne Straßenzüge und 
Häuserblocks (z. B. für Münsterplatz, Rheingasse). Aber sie setzte 
natürlich eingehende Forschungen und sichere Ergebnisse in der Ge¬ 
schichte der räumlichen Entwicklung der Stadt voraus. Und diese 
bietet als ein Hauptstück des ganzen Unternehmens in sehr gelungener, 
bei aller Sorgfalt des Abwägens anziehender und anschaulicher Dar¬ 
stellung der dritte Teil der Einleitung, zusammen mit den Einzeich¬ 
nungen im beigegebenen Stadtplan und mit einem vor dem Titelblatt 
eingelegten Stadtbild nach einer Zeichnung des 16. Jahrhunderts. Im 
Mittelpunkt steht hier die möglichst genaue Linienführung für die 
immer weiter gezogenen Mauerringe und die Feststellung der Zeit und 
Art ihrer Entstehung (bischöflich-stadtherrliche — bürgerliche Her¬ 
kunft). Was hier in Heranziehung aller Forschungsmittel — ich ver¬ 
weise z. B. auf die eigenartige topographische Verwendung der Ge- 
schlechternamen auf S. 171 ff. — und in scharfsinniger Kombination 
geleistet ist, verdient für die Geschichtschreibung anderer Städte vor¬ 
bildlich zu werden. Bemerkenswert ist das Aufgehen des alten Römer¬ 
kastells in der mittelalterlichen Bischofsburg = Domimmunität, ferner, 
daß auch hier die Marktansiedlung außerhalb der Mauern der Bischofs¬ 
burg sich befindet, weiter, daß sie von den Verfassern auf eine ein¬ 
heitliche, planmäßige Marktgründung des Bischofs zurückgefUhrt wird, 
ohne daß es freilich sich urkundlich bekräftigen läßt. Vermutungs¬ 
weise wird Bischof Salomo HI. (890—919) als Marktgrtinder genannt 
(S. 168 4 ). Es setzt sich dies in Gegensatz zu Rietschel (Markt und 
Stadt, S. 36 f.) und ist auch in v. Belowb Besprechung (Hist. Ztschr. 
103, S. 594) unter dem Hinweis auf die Marktentwicklung in den 
übrigen Römerstädten, in denen sie sich allmählich durch Ausbau der 
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aus der Römerzeit vorhandenen bürgerlichen Ansiedlung vollzogen habe, 
angezweifelt worden. Vielleicht wird es aber doch durch die Besonder¬ 
heit der örtlichen Verhältnisse nahegelegt, da das bürgerliche Konstanz 
der Römerzeit auf der Nordseite des Kastells bis zum Rheine hin lag 
(identisch mit der sogenannten Niederburg), die mittelalterliche Markt- 
ansiedlung dagegen, vollkommen davon getrennt, auf der entgegen¬ 
gesetzten Seite, nämlich im Süden, der Bischofsburg entstand. Immer¬ 
hin wäre wohl ein Eingehen auf die andere Ansicht in diesem wichtigen 
Punkte nicht ohne Nutzen gewesen. 

Die Einleitung verdient aber auch in ihren ersten beiden Teilen 
unsere volle Aufmerksamkeit. Der erste Teil gibt eine Übersicht über 
Methode, Anordnung und Begrenzung des Stoffes und —.besonders 
lehrreich und ein Leitfaden für die Forschung bei künftigen verwandten 
Unternehmungen — Uber das aus den verschiedensten Quellen, zum 
Teil fern abliegend scheinenden und doch überraschend ergiebigen, 
hergeleitete Geschichtsmaterial. Der zweite Teil aber birgt eine um¬ 
fangreiche (S. 23—157) Abhandlung von größtem, vor allem rechts¬ 
geschichtlichen Werte, die wir sicherlich, wie vielleicht auch die anderen 
Teile der Einleitung, auf das alleinige Konto von Konrad Beyerle 
zu setzen haben. In Ausbau und (vom 15. Jahrhundert an) in Fort¬ 
führung seines 1900 erschienenen „Salmannenrechtes“ (Grundeigentums¬ 
verhältnisse und Bürgerrecht im mittelalterlichen Konstanz I, 1) wird 
hier von ihm, unter Einstreuung zahlreicher Urkundenbeispiele aus 
•einem Urkundenbuch (ebenda Bd. U —1902 —) und ungedruckten Archiv¬ 
beständen, eine Geschichte des Fertigungswesens (der Rechtsformen 
des Immobiliarverkehrs) und der GrundBtUcksbelastungen in Konstanz 
von der ältesten Zeit bis in das 19. Jahrhundert anfgerollt. 

In ersterer Hinsicht (Fertigungswesen) gesellt sich die Arbeit zu 
denen, die wir schon für eine ganze Anzahl anderer deutscher Städte 
über den gleichen Gegenstand besitzen l ). Darstellungen, wie die vor¬ 
liegende, aus der vollsten Beherrschung des lokalgeschichtlichen Materials 
gewonnen und bis in das intimere Detail durchgearbeitet, werden 
aber, was BEYERLE S. 24 gewiß mit Recht bemerkt, immer für die 
Geschichte des deutschen Privatrechts wie auch für die Geschichte 
der Stadtverfassung (besonders des Kampfes zwischen Rat und Stadt¬ 
herren) Ertrag abwerfen. Ich kann hier nur einiges kurz herausheben. 


1) Ich möchte bei dieser Gelegenheit auch aul die mir von der Redaktion 
dieser Zeitschrift zugegangene Münstersche philos. Dissertation von Bernhard 
Meisterernst „Die Grundbesitz Verhältnisse in der Stadt Münster im Mittel- 
alter“, 1909, Verlag von F. Koppenrath) aufmerksam machen. Sie gibt eine 
•orgfältige Übersicht Uber die Arten des Grundbesitzes im alten Münster nach 
ihrer rechtlichen Qualifikation. Sie findet dort neben bischöflichem und stif- 
tischem auch bürgerliches Freieigen, das aus „freien Hofstätten der schon 
vor Gründung des Bischofssitzes ansässigen bäuerlichen Bevölkerung“ stamme. 
Siehe dazu die instruktiven Stadtplanskizzen am Schluß. Sachsensp. n, 43, 
§ 2 ist auf S. 16 ganz irrig verwertet, beruht allein auf den Grundsätzen 
des Beweisrechts (vgl. Planck, Deutsches Gerichtsverf. im MA. I, S. 600 ff.). 
Aa ausführlichsten werden die Leiheverhältnisse innerhalb der Stadt behandelt; 
dabei ist manches unklar, die Polemik gegen Rietschel verfehlt. 
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Für die Grundstücksübereignung war in Konstanz die gerichtliche 
Fertigung obligatorisch, sogar schon (vordem Einsetzen der Kon* 
Stanzer Urkunden) im 11. Jahrhundert, wie B. aus der bekannten 
Radolfzeller Marktrechtsurkunde mit Recht erschließt, ja nach seiner 
Vermutung von der Zeit der Entstehung des bürgerlichen Marktes an 
(Einl. 8. 26, 68). Auf sehr lange Zeit noch blieb aber auch die Real¬ 
investitur auf dem Grundstück ein notwendiger Bestandteil des 
Eigentumsübertragungsaktes (8. 51, 59 ff. klarer, als Salmannenrecht 
S. 188 ff.). Die Vorstellung, daß schon die gerichtliche Auflassung 
die Wirkungen der Gewere nach sich ziehe, das begründe, was wir 
heute ideelle Gewere nennen, brach also in Konstanz nicht so deutlich 
und so stark durch, daß sie die Realinvestitur erübrigt hätte. Das 
wird vor allem aus der Zeit klar, in der das Ammanngericht, das 
früher vor der zu übereignenden Hofstätte getagt hatte, nunmehr an 
bestimmter gleichbleibender Gerichtsstätte abgehalten wurde. Denn 
nun wurde in schwankender Praxis entweder ein Teil des Aktes aus- 
geschieden und unter Kontrolle des Fronboten an Ort und Stelle, aut 
das betreffende Grundstück, hinausverlegt oder der ganze Fertigungs¬ 
akt dort wiederholt oder — und das wird sogar im 15. Jahrhundert 
das Regelmäßige — der ganze Rechtsakt „an des Reiches Straße“ vor 
dem zu veräußernden Hause in Anwesenheit des Fronboten vor¬ 
genommen und vom Gericht nur vorher die einzuhaltende Form durch 
Urteil festgestellt und nachher diese als rechtmäßig vollzogen beur¬ 
kundet. Erst die Ratspraxis seit den siebziger Jahren des 15. Jahr¬ 
hunderts erwähnt in den Fertigungsurkunden nur den im Rathaus 
stattfindenden Akt und keine mit Begleitung des Gerichtsboten vorzu¬ 
nehmende Realinvestitnr mehr (8. 68). Es ist das nicht ohne Interesse 
für die Geschichte des Verhältnisses zwischen gerichtlichem Auf¬ 
lassungsakt und leiblicher Besitzeinweisung, zwischen ideeller und 
realer oder leiblicher Gewere (s. 0. Gierke, Deutsches Privatrecht n, 
8. 274, 276). Man wird auch anderwärts sich hüten müssen, die Rolle, 
die die Besitzeinweisung noch lange spielte, zu unterschätzen. Ein 
fernerer wichtiger Punkt ist das Fehlen des Grundbuch prinzips bis 
in das 18. Jahrhundert hinein, bis zur Einführung des josephinischen 
Grundbuchrechts. Der mündliche Akt entschied für die zivilrechtliche 
Wirksamkeit. Die besiegelten Urkunden, die Fertigungs- oder Kauf¬ 
briefe, hatten natürlich hohe Bedeutung, aber immer nur für den Be¬ 
weis. Es wurden auch nach B.s Vermutung seit dem 14. Jahrhundert, 
sicher seit dem 15., amtliche Register, Gerichtsbücher, „Verzaichen- 
bttcher“ geführt, jedoch nur zur Aufnahme der Imbreviaturen für die 
Ausfertigung der Urkunden, als „Kladde der Kanzlei“. Sie sind auch 
in der Folge in diesen Hilfsfunktionen stecken geblieben. Die Ansätze 
zum Grundbuch, wie z. B. die spätere Scheidung der Bücher in Fertigungs¬ 
und Pfandbücher, sind nur äußerliche (S. 41 ff., 68, vgl. aber auch 
8. 107, 128 f.). In der Geschichte der deutschen Grundbücher steht 
also Konstanz hinter den Leistungen anderer Städte, wie den Kölner 
Schreinskarten und -büchern, den Metzer Bannrollen, dem Lübecker 
Oberstadtbuch und anderen, ganz zurück. 

In seiner Art einzig ist die in jenem zweiten Teil der Elinleitung 
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fernerhin von B. dargebotene ausführliche Geschichte der Grundstücks- 
belastungen in Konstanz. Sie führt uns stellenweise ganz neue Wege 
auf schwierigstem rechtshistorischen Terrain, zuvörderst durch das 
bunt gewürfelte Gebiet der Grundleiheformen. Freihe Leihe und Hof¬ 
rechtsleihe, letztere vor allem in dem alten bischöflichen Fronhofs¬ 
verband Stadelhofen, werden nachgewiesen. Freilich ist bei der Be¬ 
stimmung des Unterschiedes zwischen beiden Formen sozusagen ein 
Schönheitsfehler mituntergelaufen. Denn daß dieser Unterschied nicht, 
wie es 8. 73 f. vorgetragen wird, in dem Personenstand des Beliehenen 
(dort: Freiheit, hier: Hörigkeit), sondern in der Unterordnung oder 
Nichtunterordnung unter einen grundherrlichen Fronhof lag, daß also 
ein persönlich Unfreier zu freier Leihe angesiedelt werden und ein 
Freier ein Leihegut haben konnte, hinsichtlich dessen er einem Fron¬ 
hof untertan war, das dürfte nach den Forschungen von Hedsler, 
Rietschel, Seeliger und anderen (es ist wohl die herrschende An¬ 
sicht) auch von Beyerle im Ernst nicht bestritten werden (vgl. ihn 
selbst in der Zeitschrift für Geschichte des Oberrheins Bd. 61, S. 105, 
109). Offenbar handelt es sich nur um einen Fehlgriff in der Formu¬ 
lierung. Die freie Leihe begegnet in Konstanz nicht auch, wie in 
den meisten anderen Städten, als typische Gründerleihe gegen einen 
kleinen Arealzins (das Markteigen war hier dinglich ganz frei), viel¬ 
mehr nur als individuelle Leihe. Sie diente besonders den Jahrzeit¬ 
stiftungen (Grundschenkung an eine Kirche mit dem Beding der Aus¬ 
leihe an andere gegen Übernahme der Jahrzeitrente), aber auch anderen 
Zwecken, wie z. B. 1252 dem Bürger Johann von der Bünde zur 
Parzellierung seines großen Obstgartens zu Bauplätzen (Kern des 
späteren Neugasseviertels). Sie hebt sich nach oben von dem eigen¬ 
tümlichen Gebilde des Zinsei gen s mit seiner Hauptspezies, dem 
Wachszinseigen, ab, bei dem die Eigentumsbefugnisse des Zinsberech¬ 
tigten, namentlich das Recht auf Heimfall bei Zinssäumnis, so sehr 
verflüchtigt waren, daß der Zinspflichtige selbst wie ein Eigentümer 
gewertet wurde und auf Grund dessen das in der älteren Zeit an 
Stadtgutseigentum gebundene Bürgerrecht haben konnte (S. 85 f.). Die 
Zinsleihe hebt sich nach unten, obwohl auch ihrerseits für das Wohn- 
bedürfnis der sich mehrenden Bevölkerung verwendbar, von der Miete 
ab, die bereits seit dem 13. Jahrhundert als Haus-, Stockwerks-, 
Zimmermiete sich in Konstanz nachweisen läßt. Schon andere Be¬ 
sprechungen (v. Below a. a. 0.; Rehme, Ztschr. d. Savigny-Stiftung 30, 
G.A., S. 368) haben den besonderen Wert gerade der darauf bezüg¬ 
lichen Mitteilungen und Ausführungen Beyerles (S. 97 ff.) betont. 
Ich kann mich dem nur anschließen. Es ist interessant, zu lesen, wie 
die Inhaber der geräumigen Domherrenhöfe und geistlichen Pfründ- 
häuser ihren Raumüberschuß durch Vermietung wirtschaftlich nutzbar 
machen, so daß sich die Stadt berechtigt glaubt, sie mit diesem un¬ 
kanonischen Gewinn trotz ihrer Immunität zur Steuer heranzuziehen, 
ln der rechtlichen Struktur scheidet B. zwischen den Mieten auf Lebens- 
*eit mit dinglichem, der Vitalleihe nahestehendem Charakter (Kauf 
bricht nicht Miete) und den rein obligatorischen, wohl meist frei ohne 
Kündigungsfrist widerruflichen Mietsverhältnissen an kleineren Objekten. 
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Im entwicklungsgeschichtlichen Zage bleibend führt ans B. von der 
Zinsleihe za den Realkreditgeschäften. Denn diebeherrschende 
Realkreditform in den Städten des Mittelalters war der Rentenkaof. 
Und dieser hat sich als ein Ableger der anfgetragenen Zinsleihe ent¬ 
wickelt (bei Verflüchtigung der Eigentümerrechte des Zinsberechtigten 
und Herabdrückung seines Zinsrechtes zu einem Reallastrecht gegen 
den nunmehr im Hauseigentum bleibenden Schuldner). Dieser Werde¬ 
gang, uns im allgemeinen bekannt (s. 0. Giebke, Deutsches Privat- 
recht II, S. 753 f.), wird durch die Zwischenglieder, die B. aus dem 
Konstanzer Material zu geben weiß, bis ins einzelne beleuchtet. Dies 
um so mehr, als er in Konstanz, im Vergleich z. B. mit dem, was uns 
die Metzer Bannrollen des 18. Jahrhunderts zeigen, ein verhältnismäßig 
später und langsamer ist Denn erst gegen Ende des 14. Jahrhunderts 
hat hier die weltliche Praxis das Gewand der Zinsleihe — die Eigen¬ 
tumstibertragung und Rückverleihung — gänzlich abgestreift und die 
endgültige Rechtsform gefunden, nachdem ihr die geistliche Gerichts¬ 
praxis des Offizials (Vereinigung entgeltlichen Rentgeschäfts mit einer 
Seelgerätstiftung) „als Pionier der Rechtsentwicklung“ vorangegangen 
war. Alsbald (seit 1410) trat dann aber auch die Verbindung des 
Rentenkaufs mit dem Pfandgeschäft, der sogenannten neueren Satzung, 
auf den Plan — dieser auch für die Ausbildung der modernen Hypothek 
nicht unwichtige Vorgang (0. Giebke a. a. 0. S. 762, 833 f.), über 
dessen Wesen und Entstehungsgründe wir im Grunde noch keine klaren 
Vorstellungen haben. Hier bringen uns die Darlegungen Betebles 
auf S. 119 ff. entschieden vorwärts. Die Abstreifung der Zinsleihe 
und damit der Fortfall der Grundstücksübereignung an den Kapital¬ 
geber entzog seinem Recht auf den Heimfall, das er bei Säumnis 
des Rentpflichtigen in der Entrichtung der Rente früher auf Grund 
seines Eigentums gehabt hatte, den juristischen Boden. Hierfür konnte 
in der Tat Ersatz schaffen: die Pfandverhaftung des Grundstücks mit 
der Ermöglichung der Exekution in dasselbe, wie sie die neuere 
Satzung bot. Ja das Sicherungsbedürfnis der Kapitalgeber griff noch 
weiter und machte auch die Verhaftung des übrigen Vermögens des 
Rentpflichtigen für die fälligen Rentenbeträge und für allen aus der 
Säumnis etwa erwachsenden Schaden zur Geschäftsbedingung. Dies 
und die sich mehr und mehr einbürgernde Ablösbarkeit der Rente von 
seiten des Schuldners (seit 1440 wurden in Konstanz nur noch ablös¬ 
bare Renten begründet), also das Rechnen mit künftiger Zurückzahlung 
des Kapitals, wies die rechtliche Betrachtungsweise stärker auf den 
Kreditcharakter des Geschäfts, und dies wiederum begünstigte die 
Heranziehung der Verpfändung, der Satzung als Kreditsicherungsform. 
All das erscheint recht annehmbar. Interessant ist (S. 128) der Nach¬ 
weis der Verwendung des Rentengeschäfts auch beim Kauf eines Grund¬ 
stücks in Gestalt der Umwandlung des kreditierten Kaufgeldrestes in 
eine Rentenschuld — also ganz wie bei unserem heutigen Rentengut. 

Diente der Rentenkauf dauernder Kapitalsanlage, so war das reine 
Liegenschaftspfand, die Satzung, die Realkreditform für kurzfristige 
Schulden, für Schulden des täglichen Verkehrs. „Kein einziger Fall 
älterer Satzung, durch welche ein Konstanzer Bürger seine Hof- 
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Stätte in Pfandversatz weggegeben hätte, ist überliefert“ (S. 148). „Für 
bürgerliche Kreise,“ meint Beyerle, „die von Anbeginn nur e i n Haus 
mit Hofstätte besaßen, war die ältere Satzung als kreditrechtliches 
Institut ebenso ungeeignet wie für den Kleinbauer. Ein nennenswerter 
Pfandverkebr konnte sich hier erst mit Ausbildung der jüngeren 
Satzung“ (die das verpfändete Haus im Besitze des Schuldners beließ) 
„entwickeln“. Ein solcher Gebrauch der jüngeren Satzung setzte in 
Konstanz dann im 14. Jahrhundert — nicht früher — ein. Die Moti¬ 
vierung Beyerles erscheint überaus einleuchtend. Und doch möchte 
ich auf die vielen Eintragungen älterer Satzung (mit sofortigem Besitz¬ 
recht für den Pfandglänbiger) in den Schreinskarten der Kölner Martins¬ 
pfarre aus dem 12. Jahrhundert hinweisen (z. B. Kölner Schreinsurkunden 
ed. Horniger I, S. 80 Nr. 11, S. 81 Nr. 13, S. 84 Nr. 16,19, S. 85 Nr. 1, 
S. 86 Nr. 4, 10, S. 89 Nr. 17, S. 91 Nr. 11, S. 94 Nr. 2). Hier sind 
unter den Verpfändern doch Bicher auch Bürger. Freilich müßten die 
wirtschaftlichen Zwecke, für die diese Kölner Verpfändungen erfolgten, 
und die wirtschaftliche Lage der Verpfänder erst noch untersucht 
werden. An einer Aufarbeitung des Schreinskartenmaterials in dieser 
Kichtung, wie in vielen anderen (Miete!), fehlt es ja noch zur Zeit 
ln Konstanz kam schließlich die jüngere Satzung, die sich in ihren 
wirtschaftlichen Funktionen mit der römischen Hypothek berührte, 
immer mehr in die Höhe und verdrängte schon im 16. Jahrhundert 
unter dem Einfluß der Rezeption des römischen Rechts und der Be¬ 
seitigung des kanonischen Zinsverbots den Rentenkauf, der nur noch 
im 17. Jahrhundert eine eigenartige kurze Nachblute erlebte (S. 132). 

Das vorstehende Referat mußte ausführlicher gehalten werden; 
denn es sollte die hohen Werte, die in dieser „Einleitung“ enthalten 
sind, deutlich vor Augen führen. Ihre Bedeutung, namentlich rechts¬ 
historische Bedeutung ragt eben weit Uber den Rahmen hinaus, in 
den sie sich selbst gestellt hat Das ganze Werk aber, das mit einem 
Sachregister und einem Glossar versehen ist und ein Namenregister im 
nachfolgenden Schlußband erhalten soll, verdient mit der Fülle der 
darin aufgespeicherten Arbeit unsere dankbare Anerkennung. 

Freiburg i. Br., den 9. Oktober 1911. Alfred Schultze. 


Zu K. J. Neumanns älterer römischer beschichte. 

Von 

L. M. Hartmann. 


K. J. Neumann hat in seiner Kaiserrede vom Jahre 1900 Uber „Die 
Grundherrschaft der römischen Republik, die Bauernbefreiung und die 
Entatehung der servianischen Verfassung“, in welcher er seine neuen 
Gedanken zum ersten Male entwickelte, den Satz ausgesprochen: „Jede 
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Forschung Uber römische Verfassung ruht auf Mommsen“. Und in der 
Tat ist eine Beurteilung der Darstellung der älteren römischen Geschichte, 
die er in Ullsteins Weltgeschichte veröffentlicht hat 1 ), nur in der 
Weise möglich, daß man diese mit Mommsens monumentalem Werke 
vergleicht Von vornherein möchte ich aussprechen, daß in der Tat 
seit Mommsen der erste große Schritt nach vorwärts in der Erkenntnis 
der älteren römischen Geschichte durch Neuhann geschehen ist und 
daß er die Resultate der Detailforschung des letzten halben Jahrhunderts 
in einer neuen Synthese zusammengefaßt und neue bedeutende Gesichts¬ 
punkte aus ihnen gewonnen hat Mit Recht hatte Momhsen seine römische 
Geschichte, dieses unerreichte historische Denk- und Kunstwerk, seit 
einem halben Jahrhundert unverändert gelassen und die Architektonik 
seines Aufbaues nicht durch Flicken und Restaurieren geschädigt. 
Aber während dieses halben Jahrhunderts ist von verschiedenen Seiten 
altes Material schärfer gesichtet und neues Material für die römische 
Geschichte herbeigetragen worden. Die Quellenkritik ist auf dem von 
Mommsen gewiesenen Weg weiter vorgeschritten; die wirtschaftliche 
Ausdeutung der Überlieferten politischen Ereignisse konnte zu neuen 
Schlüssen schreiten; die Prähistorie ist neu entstanden, und die Sprach¬ 
wissenschaft hat viele neue Aufschlüsse ergeben. 

Der Versuch unverständiger Chauvinisten, aus dem Funde der ältesten 
römischen Inschrift gegen die angebliche deutsche Hyperkritik Kapital 
zu schlagen, ist ebenso unsinnig gewesen, wie ergebnislos geblieben. 
Vielmehr ist die Kritik, und zwar nicht nur in Deutschland, sondern 
auch in Italien, ihren Weg unbeirrt weitergegangen. Die von Mommsen 
systematisch in Angriff genommene Kritik der Fasten und der Annalen 
ist von den folgenden Generationen weitergeführt worden. Die schon 
von Niebuhr ausgesprochene und von Mommsen in seinem Aufsatze 
über Diodor und Fabius Pictor und andere begründete Ansicht von 
dem Werte der bei Diodor erhaltenen Fasten war von Mommsen noch 
nicht in aller Konsequenz durchgeführt worden. Sie hat seinen Nach¬ 
folgern Niese, Ed. Meter, Neumann und anderen die Möglichkeit ge¬ 
boten, die hergebrachte Chronologie der älteren römischen Geschickte 
vielfach umzustoßen und neu zusammenhängend darzustellen, während 
Etto&e Pais durch seine radikale Kritik der Tradition — mag sie 
auch in Einzelheiten phantastisch und nicht durchaus zutreffend sein 
— gar manche Stücke unserer angeblichen Kenntnis ins Wanken 
gebracht hat. 

Nicht minder fruchtbar erwies sich ein kritischer Gesichtspunkt, 
den ebenfalls Mommsen schon in seinem Aufsatze Uber Sp. Cassius 
zur Geltung gebracht hat: die Beobachtung, daß durch die späteren 
Annalisten die Zustände, Auffassungen und Bestrebungen des 2. Jahr¬ 
hunderts v. Chr. zurückverlegt wurden in die Darstellung der älteren 
römischen Zeit. Von diesem Gesichtspunkte ausgehend hat B. Niese 
einen der Eckpfeiler der bisherigen Darstellungen, die angeblichen 


1) Ullsteins Weltgeschichte, herausgegeben von Pflugk-Harttus«;, 
Bd. I (Altertum), 8 . 829—603 : VI: K. J. Neumann, Die hellenistischen Staaten 
und die römische Republik. 
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ökonomischen Reformen der licinisch-sextischen Gesetze, niedergerissen, 
und Neumann hat auch diesen Weg noch weiterverfolgt. 

Endlich hat auch die topographische Forschung und Kritik in der¬ 
selben Richtung gewirkt, wie z. B. E. Richter den Nachweis geführt 
hat, daß die sogenannte servianische Mauer erst ein Werk aus der 
Zeit etwa des zweiten Samniterkrieges oder wenigstens des 4. Jahr¬ 
hunderts sei. 

Erst infolge dieser Fortschritte der Kritik war eine Basis auch für 
eine neue wirtschaftliche Ausdeutung der älteren römischen Geschichte 
gegeben, die dann wesentlich durch die Entwicklung der National¬ 
ökonomie und der allgemeinen Wirtschaftsgeschichte im letzten halben 
Jahrhundert befruchtet wurde. Mommsen steht im wesentlichen unter 
dem Einflüsse der klassischen Nationalökonomie, während K. J. Neu¬ 
mann sich als einen Schüler G. F. Knapps bekennt, wie Max Weber 
in seinen älteren Arbeiten im wesentlichen unter dem Einflüsse Meitzens 
steht. 

Für die ältere römische Geschichte ist das Verhältnis zwischen 
Patriziern und Plebejern und der Ständekampf der Inhalt der wirt¬ 
schaftlichen Entwicklung, und da man erkannt hat, daß die traditionelle 
Darstellung, namentlich der jüngeren Annalistik, welche uns vorliegt, 
die Vorgänge selbst nicht mehr verstanden und in falscher Weise 
pragmatisiert hat, mußte die Frage gestellt werden, wie geartet die wirk¬ 
lichen wirtschaftlichen Verhältnisse und die wirtschaftlichen Evolutionen 
gewesen sein können, die sich in so verzerrter Weise in unserer Tradition 
widerspiegeln. Nahezu selbstverständlich ist es, daß die modernen 
Historiker, die sich mit dieser Frage befassen, Max Weber nicht minder 
als Neumann, beeinflußt werden mußten von den offenbar analogen, 
aber besser bekannten Vorgängen der entsprechenden Periode der 
griechischen Geschichte. Neumann weist selbst (S. 372, 374) auf solche 
Analogien hin. Sie Anden sich in den dorischen Staaten, z. B. in Sparta 
und Kreta, nicht minder in Syrakus, wo die Gamoren die Grundherren¬ 
klasse waren, aber auch bei den Thessalern, wo die Penesten eine 
hörige Bevölkerungsschicht gegenüber dem herrschenden Adel bildeten. 
Aach an anderen Orten finden sich ähnliche Verhältnisse; und ins¬ 
besondere kann man sich das Verhältnis der unterworfenen Bevölkerung 
zu den griechischen Kolonisten in Großgriechenland und zu den 
Etruskern in Mittelitalien nicht anders vorstellen. In den vorgeschrittenen 
Staaten Griechenlands ist diese Periode schon verhältnismäßig früh 
überwunden worden. Wenn man sich gewöhnt, die politisch-recht¬ 
lichen Kategorien des Aristoteles, Aristokratie und Demokratie, auf 
ihren wirtschaftlich-sozialen Gehalt zu prüfen, muß man zu dem Schlüsse 
kommen, daß die Entwicklung von der Aristokratie zur Demokratie 
nichts anderes bedeutete als die rechtliche und wirtschaftliche Gleich¬ 
stellung der unterdrückten Klassen mit den bisher herrschenden. Man 
kann wohl auch weitergehen und behaupten, daß die für das Altertum 
durchaus charakteristische Arbeitsteilung zwischen Wehrstand oder 
Herrschenden und Nährstand oder Unterworfenen die Grundlage für 
die ganze Evolution bildete. Die Umwandlung der aristokratischen in 
die demokratische Verfassung war zugleich eine Bauernbefreiung, welche 

▼ierteljtliraehT. f. 8osial- u. Wirtsobaftsgeaohicbte. X. 10 
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cs ermöglichte, daß dl# Bauern io das Heer eiotraf^n, und entsprang 
wohl größtenteils militärischen Notwendigkeiten, Die entwickelte Poti* 
wird mit Recht als die HopÜtenpolis be^eieijKeÜ&la die 'Stadt der 
gl-öcbberechfigteH, t'rCiCQ,' tßiliförpdiebtige» ö?-fta*lejgeotÜmer, deren 
wtschaftliekö Ergäooung die SklaveföSCbafi jE& ist ihr aber 

eine Periode Y»muwgegaogeii, m weichet die Hörigkeit dai grund¬ 
legende wirtschaftliche ÄbkängigkeitsverhäHiiis war. Diese Hörigkeit 
kann unter veisekicdeneu VorauHsetzungen rechtlich se.br veraebiidea 
ge*taltct sei». Ihr i^Ose^ÖleliBr Inhalt bestckt ii^er io der wirtsckatV 
liehett Abhängigkeit eitler abhängigen Klasse vVxn einer anderen. der 
in der einen oder anderen Fort» das Reckt über das wesentlich*. oder 
beinahe einzige Produktionswittfl der ällem« 'Am, Uber den Grand 
und Roden, zusteht ’). 

Sind hän diese KutegMleu auch auf ijp§f ribn tacke Kutwiekliing an¬ 
wendbar? 

Da über die ursprünglichen Fßriiiftmssc {ider:;'rd»^^en;i^)tll#;rdr der 
Zeit des Stäudekarapfes nichts AuihciRisekcs Ukerkefcri Ui, noch ftbet- 
.liefert sein kann, Uat MaMK&RN oaek Mpem ö.öeb' »n späterer &eat 
bestehenden ReehtsverbUltuin Umschati haften lallssen, das sich etwa 
rudimentär erhalten hatte upti der Lage der -Plebs in jenen hrdhe» 
Zeiten entsprechen konnte. Mosmsen hat juristisch scharf (jariigewne^sit, 
daß die Klientel dieses RechtsveThJUtnisii»J— was ttbrigc.es mit «fer 
staatsrechtlicheu Auffassung der sputeten Zeit and mit der gewöhn* 
liehen Etymologie des Wortes Alien» Ubereiusiimrdt. Dl« RUentel 
iat ein Zustand der geduldeten Freiheit und ursprünglich ohne B.oidifcv- 
sehJitz gegen den Patron, durch den allein der Klient ReelifaiätsndsehiaR 
gewinnen kann. Der Klient, gehört mt Hausgemeinschaft tfamdiai, 
und «Jer Patron kann seiner VerptlegüngHpiUeht gegcntJber dem Klienten 
anf verschiedene Wei«e, unter aridefCm auch dörclt prckarische An- 
wcisting Tön Ackerland, nackkornmet». Ein Paradigma fflr diese ältere 
Klientel ist- die Übersiedelung des in den röraiweheri Patmiat auf- 
genommenen Atta Clausus auf römisches Gebiet, derart, daß icW 
Klienten zusammen auf dem Dande angesiedClt werden, withrfcnd er 
selbst mit seiner Familie in der Stadt seinen Wohnsitz nafechl&gi. fn 
späterer Zeit bestand die Klientel allerdings nur uns Freigelassenen oder 
aus migewandertßu Fremden, die sich in den Schutz eines römische» 
Bürgers begaben,. Das ReektsTerhältnia aber, das zwischen ihnen «rid 
ihrem Patron bestand, ist dasselbe, das für die »irsprflngücke Pfebts 
angenommen werden umli Neumahn hat aus diesem Gedanken eigent- 
lieh pur die wirtschaftliche Konsequenz gwtogeo. ln gddwirtsehaD- 
liehen Zeiten war dio dauernd# Verpflegung de& KjlftAtön aufdt# ver¬ 
schiedensteWelse denkbar, io früheren TntturalwirtscbiiflUchea Zeiten 
dagcgev’i nur in der Art, daß der Klient ode» Plebejer ein Stück ihm 






lj Diesen DetJafikengkog habe ich schoti in ntcinentAAufsatee „Zur Oe- 
scldcbte der antiken .Sklaverei“ in Zeitschrift für vtesch.-Wisst. XI /1894>. 
S. ■> und fi dar erlegt. 
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von einem voll berechtigten Herren überwiesenen Landes bearbeitete, 
d. b. daß er ein Helot oder Peneste, d. h. ein Höriger, war. 

In jener Zeit also kann die Art der Nutznießung des Grund und 
Bodens, welche dem Plebejer zustand, noch kein politisches Recht und 
noch keine Militärpflicht nach Bich gezogen haben, d. h. es muß die 
Zeit vor der Einteilung des ager Romanus in Tribus und vor der so¬ 
genannten servianischen Verfassung gewesen sein. Die „Tribus sind 
eine Einteilung des Grundes und Bodens, und die Menschen gehören 
den Tribus insofern an, als sie volles Eigentum an diesem Grund und 
Boden besitzen. Die Begründung des vollen Eigentums am Acker ist 
also mit der Begründung der ländlichen Tribus geschehen; mit ihrer 
Begründung erhalten die hörigen Bauern freies Eigentum am Acker 
und kam das Obereigentum der Grundherren in Wegfall. Die Be¬ 
gründung der ländlichen Tribus war also eine Bauernbefreiung“ (S. 374). 
Der Ständekampf aber muß sich in der Weise entwickelt haben, daß 
auf Grund der wirtschaftlichen Emanzipation oder Bauernbefreiung die 
Plebejer zur Wehrpflicht und zu den staatlichen Rechten gelangt sind. 

Neumann sucht nun sowohl in seiner Kaiserrede als in seiner neuen 
Darstellung der römischen Geschichte, von diesen Gesichtspunkten aus¬ 
gehend, die Geschichte des Ständekampfes auch pragmatisch zu ent¬ 
wickeln. Im Jahre 471, so führt er aus, seien die vier städtischen 
Tribus (mit ihren örtlichen Namensbezeichnungen) begründet und zum 
erstenmal Tribunen, und zwar ebenfalls vier, gewählt worden. Dies 
bedeutete die Aufnahme auch der plebeischen städtischen Grundbesitzer 
in den Staat und die Erteilung politischer Rechte auch an sie. „Die 
städtischen Tribus sind örtliche Tribus; sie sind eine Einteilung nicht 
der Menschen, sondern des Bodens, und die Menschen gehören den 
Tribus an, nur insofern sie Grundeigentum besitzen“ (S. 369). Die 
Anknüpfung dieser Reform an den Namen Appius Claudius, der im 
Jahre 471 Konsul war, scheint Neumann in seiner Darstellung fallen 
gelassen zu haben. 

Nun folgt im Jahre 457 die Einrichtung der 16 älteren ländlichen 
Tribus, das ist die Aufhebung der Grundherrschaft und die römische 
Bauernbefreiung. Die Annalen berichten zwar zu diesem Jahre nur 
von einer Vermehrung der Zahl der Tribunen auf zehn. Neumann 
aber hält diese Notiz für eine Verwechslung mit der Vermehrung der 
Tribus, welche in diesem Jahre erfolgt sei. Auch diese Reform ver¬ 
suchte Neumann seinerzeit mit einem bestimmten Manne, mit dem 
Horatier, der im Jahre 457 Konsul gewesen sein soll, in Verbindung 
zu bringen. In unmittelbaren Zusammenhang mit der Einrichtung der 
ländlichen Tribus gehört dann das, was man in späterer Zeit als die 
servianische Verfassungsreform bezeichnet hat. Allerdings kann natür¬ 
lich in dieser Zeit, wie man schon längst eingesehen hat, nicht von 
der Verfassung der 193 Zenturien die Rede sein, aber eine Zenturien- 
einteilung mit sechs patrizischen Ritterzenturien und zum mindesten 
mit der classis der Vollhufner gehört hierher. 

In dem folgenden Jahre 456 reiht sich dann nach Neumann die 
Einführung der Provokation, dieses Grundrechtes der römischen Republik, 
an. Die römische Tradition habe nur von einer lex Valeria de provo- 

10* 
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catione gewußt, die zeitlos überliefert war. Der wirkliche Poplicola 
sei aber der Konsul des Jahres 456, M. Valerius, gewesen. 

Jedenfalls aber seien die Bauernbefreiung und die mit ihr zusammen¬ 
hängenden „servianischen“ Reformen vor der Zwölftafelgesetzgebung 
des Jahres 450 durchgeführt worden; denn diese kennt schon die 
Zenturienversammlung und ist begründet auf dem Individualeigentum 
an Grund und Boden, was sich namentlich an dem Verbote der Er¬ 
sitzung der Feldraine nachweisen läßt. 

Man wird diesen terminus ad quem wohl noch am ehesten gelten 
lassen, auch wenn man sowohl in bezug auf den genauen chrono¬ 
logischen Ansatz der Zwölftafelgesetzgebung als auch in bezug auf 
die Zugehörigkeit aller überlieferten Zwölftafelfragmente zu der ältesten 
römischen Gesetzgebung nicht ohne Skepsis ist Dagegen scheint 
die übrige chronologische pragmatisierende Konstruktion doch auf 
sehr schwachen Füßen zu stehen — was, wie ausdrücklich bemerkt 
werden muß, den Grundgedanken in keiner Weise erschüttert Denn 
wenn auch nachgewiesen ist, daß die diodorische Chronologie der 
ältesten Schicht der römischen Tradition angehört, so ist damit doch 
keineswegs erwiesen, daß sie auch absolut richtig ist. Vielmehr sind 
in dieser Beziehung so weitgehende Zweifel gestattet, daß man es 
wenigstens für die erste Hälfte des 5. Jahrhunderts aufgeben sollte, 
an der chronologischen Überlieferung festzuhalten oder auch nur den 
Versuch einer Datierung zu unternehmen 1 ). Aber auch die übrigen 
Kombinationen — ganz abgesehen sogar von den auf den Namen 
App. Claudius, Horatius und Valerius beruhenden — stehen nicht auf 
festem Boden. Meines Erachtens ist es nicht einmal nachgewiesen, 
daß die Einführung der Tribunen, oder die Einrichtung der vier städ¬ 
tischen Tribus, in das Jahr 471 gehört. Nicht einmal der Sinn der hier¬ 
hergehörenden Diodorstelle ist klar. Der Zusammenhang zwischen diesen 
tribus und tribunus ist aber zum mindesten sehr zweifelhaft. Daß die 
Tribunen in ihrer Wirksamkeit auf die Stadt beschränkt sind, läßt 
sich auch auf andere Weise verstehen, als Neumann annimmt, und 
schließlich müßte man gerade im Sinne Neumanns fragen, woher die 
grundbesitzenden Plebejer in der Stadt vor der Bauernbefreiung kommen 
sollen. Dies würde doch eine viel fortgeschrittenere wirtschaftliche 
Entwicklung voraussetzen, als wir für jene Zeiten anzunehmen be¬ 
rechtigt sind. 

Die Einrichtung der 16 nach Geschlechtern genannten ländlichen 
Tribus gerade im Jahre 457 beruht aber vollends auf willkürlicher 
Interpretation, und mit ihr fallen auch die anderen rekonstruierten Zu¬ 
sammenhänge. 

Wenn man aber auch unter skeptischem Verzichte auf die Mög¬ 
lichkeit einer genaueren Fixierung der einzelnen Vorgänge des älteren 


1) Ich möchte so weit gehen, zu fragen, ob es wirklich in der ersten 
Hälfte des 6. Jahrhunderts Konsuln (praetores) gegeben hat, oder ob sie nicht 
vielleicht erst nach den konsularischen Miiitärtribunen eingeführt worden 
sind — wofür sich vielleicht mancherlei sagen ließe. 
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8tändekaaipfes an dem NBFMAiVNsctjen Xmindgc&anken festliält, aö 
wird m»n doch auch andererseits in wirtschaftlicher Beziehung einig*' 
Einschränkaagen gegen seine Vorstellungen machen dürfen. Schön 
M. Web£& bat betnerkt, daß der Begriff des ^Grundherrn'' i» der 
MEt,r»ANSiitcfe«n Auffysmvg etwa» stark gedehnt werden muß. Man 
dÄrf natürlich nicht an die KyAffsche „GrundherrsChafp des 18. Jahr- 
tmmteits denken. Da» Wesentliche tat vielmehr die. Tatsache einer 
Erbuntertänigkeit dev Land bebauenden Plebejer gegenüber den Patri¬ 
ziern in der Zeit, vor der Bauernbefreiung und die Aufteilung des bis¬ 
her 3 tu freiem Eigentum infolge der Bäueni- 

üefreltjög* Damit hangt weiter zusammen, daß man für Rom in der 
Zeit der Besiedelung dttreb die Lalitier den Gedanken der Siedelnog 
in Geselllechtsdörfera wohl wjtd apfgCbeü müssen, so daß die wirt- 
«ehaffcüche Entwicklung cp»; einem primitiven städtischen Synökismtis 


der Patrizier ausgebt Sicherlich kann inan sieb aber die Wirtschaft- 
iieben Verhältnisse vor der Bauernbefreiung gar nicht primitiv genug 
vorsteileu. Neumasn selbst deutet wen» auch etwas schüchtern, an, 
daß das ursprüngliche Abbiingigkeitsverhsütnis der Plebejer dadurch 
entstanden sein könnte, daß die edftwandemdeii Latiner — wie die 
Etrusker oder die Griechen. — die früher ansässige Bevölkerung.. also 
na*b gewöhnlicher Annahme die Llgurer r ünterw’örten haben. • Diese 
zuerst von Bckjjj auf <3rttöd pfähietörißcber Funde aßfgöetedtev dann 
Vön OBBftZDfTEH nicht durchaus glücklich entwickelte 5P^)rie ist nicht 
so kühn, wie sie auf 4te* ersten Blick erscheinen ma g, und sie würde 
mir BeWgfeeif, daßVätiefa in diesem Punkte die römische Entwicklung 
der mAnidier ggiechischer itaateR analog gewesen ist. Man kann viel¬ 
leicht 4ogSLr mich weitergehen und behaupten, daß in primitiven, rein 
BiNralwirbscliafUlcheh Verhältnissen da» Bestehen einer breiten a|i- 
hiingigen Klasse, nur auf Grund der Eroberung verständlich wird. 

Fm ist eine allgemein beobachtete Erscheinung, daß Viehzucht 
treibende Volker selbst nur gezwungen von der Viehzucht zum inten¬ 
siven Ackerbau übergehen, und daß es die Schwächeren und Unter¬ 
worfenen sind, welche sich zuerst zum Ackerbau bequemen müssen. 
Ähnliche Verhältöwse mögen im ältesten Rom bestanden haben l ). 
Auch die vielfach betonten Tatsachen, daß „famiÜa pecuaiaque 14 das 
ganze Veraiöteu umfaßt und daß die älteste Form der Vermögens- 
Übertragung, die „toanicipatio“, ursprünglich auf Grundstücke keine An- 
v.enduug tihdeU Wann in derselben Richtung gedeutet werden. Schließ¬ 
lich könnte man darauf aufmerksam machen, daß zu den ältesten 
römischen patrizischen Festen das Hirtenfest der Lnperkalien gehörte, 
tyährend der Dienst der Göttin des Ackerbaues, der Geres, auf das 
engste mit dem Pfebejprinnt züsammenhängt. So mag ein Großteil der 


römischen Flur den Patriziern für ihre Herden zur Verfügung gestanden 
haben, wahrend die Plebejer in Abhängigkeit von den patrizischen 
Geschlechtern im Schweiße ihres Angesichtes den 'jSöaftpV^l^Htgn. 
m wirtschaftlichen Kämpfe in der zweiten Hälfte -de* Stiristekaniptes, 


11 Vgl. hierzu auch Marmti«. • l ■ •bi'A^j 
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also nach der Bauernbefreiung, sind von der Annalistik allerdings in 
ihrer mehr geldwirtschaftlichen Perspektive dargestellt worden, und 
auch Neuhann hat sich verleiten lassen, ans der Tatsache, daß „man 
zwischen 400—850 v. Chr. in Rom zur gegossenen MUnze gelangte“ 
(S. 895), schon auf einen Übergang von der Naturalwirtschaft zur Geld¬ 
wirtschaft zu schließen. Aber wenn sich etwas in der Tradition nur 
durch die Rtlckspiegelung der Verhältnisse des 2. Jahrhunderts in das 
4. und 5. Jahrhundert erklärt, so sind es die Erzählungen von der 
Geldverschuldung der Plebejer. Viel eher könnte man in damaligen 
Zeiten an Viehschnlden denken, und wenn auch das licinisch-sextische 
Ackergesetz gewiß nicht echt ist, so wird gerade nach der Bauern¬ 
befreiung der Kampf um die gemeine Weide sicherlich wie in allen 
ähnlichen Fällen einen bedeutenden Teil des Inhaltes der wirtschaft¬ 
lichen Kämpfe ausgemacht haben. 

Durch die Forschungen des letzten halben Jahrhunderts und die 
anschließende Darstellung Neumanns hat die ältere römische Geschichte 
gleichsam ein neues Gesicht bekommen. Wir vermuten in ferner Vor¬ 
zeit jene Siedelungen auf den Hügeln am Tiber, bewohnt von den ein¬ 
gewanderten Latinern, welche die Urbevölkerung zu ihren Hörigen 
gemacht hatten. Vielleicht erst die etruskische Herrschaft mit ihrer 
überlegenen Kultur und ihrem straffen Königtum faßt sie zu einer 
einheitlichen Stadtgemeinde zusammen. Die Einheitlichkeit bleibt be¬ 
stehen, auch als die Geschlechter der latinischen und etruskischen 
Grundherrn die Könige vertreiben und eine grundherrliche Aristokratie 
alB einzig berechtigter Stand die Herrschaft in die Hand nimmt. Der 
soziale Kampf und die militärische Notwendigkeit führt zur Bauern¬ 
befreiung und zur Zulassung der befreiten Hörigen zu den Rechten 
und Pflichten des Staates, und die sozialen Nach wehen der Bauern¬ 
befreiung zeigen sich in der zweiten Periode des Ständekampfes, bis 
zu der Zeit, da die Ausbreitung des römischen Gebietes über Italien 
und die vollständige Ausgleichung der Stände, doch wohl wesentlich 
gefördert durch die Kolonisation, die doppelte Grundlage der römischen 
Weltmacht schaffen. Man wird wohl diese einheitliche Auffassung 
noch von manchen Schlacken der Tradition befreien müssen, der 
Neuhann zu konservativ gegenübersteht, und man mag auch Uber die 
Richtigkeit oder Schiefheit mancher von Neuhann herbeigezogener 
moderner Analogien verschiedener Meinung sein, nichtsdestoweniger 
aber seinem Grundgedanken zustimmen, den er in den folgenden Sätzen 
(S. 375 f.) zusammenfaßt: „Die Wirkung von Bauernbefreiungen ist 
sehr verschieden. Die Stein-Hardenbergschen Reformen haben dem 
preußischen Staate die Macht gegeben, sich aus der tiefsten Erniedrigung 
zu erheben, weil sie auf die Bauernbefreiung eine neue Organisation 
des Staates bauten, weil auf ihrem Grunde Scharnhorst das preußische 
Heer schaffen konnte, das die Freiheitskriege schlug. Ohne die 
preußische Bauernbefreiung und die auf ihr ruhende Heeresordnung 
kam es weder zu einem 1866 noch zu 1870. Wie verpuffte dagegen 
die Aufhebung der russischen Leibeigenschaft durch Alexander H.! 
Und aus welchem Grunde? Weil in Rußland auf die Aufhebung der 
Leibeigenschaft keine Reorganisation des ganzen Staates gegründet 
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wurde 1 2 ). Die Befreiung der römischen Bauern dagegen ist der grund¬ 
legende Akt der ganzen römischen Geschichte geworden, weil auf ihr 
eine völlig neue Ordnung des Staates und Heeres sich aufbaute, die 
zu einer Auslösung aller vorhandenen Kräfte führte.* 1 


La Commission de la vie Economique de la Revolution 
franqaise et son ©uvre. 

La „Commission de recherche et de publication des documents re- 
latifa k la vie economique de la Revolution 11 est a coup sür un des 
rouages les plus interessant« — bien qu’un des plus recents — de l’or- 
ganisation des etudes d’histoire moderne en France. Tout d’abord eile 
est interessante parce qu’elle est une commission, la premiere grande 
commission que nous ayons, d’histoire economique, qu’elle est comme 
la reconnaissance officielle d’une nouvelle orientation dans les recherches 
historiques; on a enfin compris que Involution du monde moderne ne 
tient pas toute dans Involution des formes politiques et qu’on ne par- 
viendra a la complete intelligence de la periode revolutionnaire qu’en 
se preoccupant des manifestations de la vie economique; mais son im- 
portance incontestable lui vient surtout de son objet et de son carac- 
tire collectif. Son objet, c’est la recherche et la publication des docu¬ 
ments economiques relatifs k une des p6riodes les plus complexes et 
les plus fecondes de notre histoire. Sans doute, cette recherche ne 
s’etend pas a tous les aspects de la vie economique et sociale de la 
France revolutionnaire; eile ne s’applique par exemple ni ä l’Instruction 
publique — qui d’ailleurs, k mon sens, releve bien plus de l’histoire 
politique*) et pour laquelle on a d4jä les publications de J. Gutllaume 
— ni ä la vie de societe, ni aux moeurs. Cependant le Programme que la 
commission s’est trace est encore si vaste qu’elle ne pourra, quelle que 
soit son activite, le r4aliser avant bien longtemps. En voici les princi- 
pales questions: „Etat economique et industriel de la France en 1789, 
surtout d’apres les cahiers des paroisses, ceux des corporations . .. — 
Associations professionnelles et compagnonnages. Liquidation des com- 
munautes d’arts et metiers. — Droits feodaux; leur persistance et leur 
abolition graduelle. — Inventaire des biens nationaux (biens d’eglise 


1) Doch wohl in enter Linie wegen der Art der Landaufteilung, die dem 
Bauern zu keiner gesicherten wirtschaftlichen selbständigen Existenz verhalt. 

2) Depuis la iin du XVIII« siede, l’Instruction publique a ete conque 
comme une Institution publique et il est impossible de ne pas l’etudier comme 
teile, c’est-ä-dire dans ses rapports avec les autres institutions politiques et 
sociales; eile est avant tont un instrnment de gouvernement. C’est de ce point 
de rue que j’ai entrepris — saus rouloir säparer la fin de l’ancien Regime 
de la Revolution — de ddcrire Revolution des Iddes et des institutions scolaires 
en France ä la fin du XVIII• siicle , 1762 — 1802. 
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et biene des emigr&s), actif et passif; leur vente; aesignats et billets 
de confiance. — Etat et transformation de la production et des Behanges. 
— Agriculture. — Industrie; mines. — Commerce interieur et ex- 
terieur; douanee; compagnies privilegi6es. — Progres de l’outillage 
industriel et agricole et des proc6d6s techniques. — Le payement de 
l’impöt sous la Revolution. — Subsistances; maximum. — Regime et 
partage des communaux. — Mouvement de la population dans les 
villes et les campagnes. — Application et effets economi^nes des lois 
revolutionnaires sur la transmission de la propriete fonciere et snr le 
r^gime hypoth6caire. — Taux et variations des salaires et traitements, 
coalitions. — Mesures d’assistance.“ 

Pour entreprendre une oeuvre aussi immense, il ne fallait pas songer 
a l'initiative priv£e, incapable d'en assumer les frais; l’Etat seul ponvait 
lui garantir un credit annuel. Pour la mener k bien, il fallait 6viter 
la dispersion des efforts individnels; une entreprise collective ponvait 
seule lui assurer l’unit£ et la continuite. „La Commission des documents 
relatifs ä la vie 6conomique de la Revolution“ est k la fois une Com¬ 
mission d’Etat et une entreprise collective. Rattachee k un bureau de 
la Direction de l’Enseignement superieur, eile dispose d’un budget 
annuel qui, primitiveraent fixe a 30000, monte aujourd’hui ä 60000 
francs. Elle comprend une Commission centrale et des Comit6s departe- 
mentaux. La Commission centrale date du 23 decembre 1903; eile 
a 6te etablie par Ie ministre de l’Instruction publique, k la suite du 
projet de resolution presente par M r Jean JeaurEs, vote par la Chambre 
des deputes le 27 novembre 1903 et ainsi con$u: „La Chambre invite 
le Gouvernement ä proposer, dans le budget du futur exercice, le credit 
necessaire pour commencer le classement et la publication des documents 
d’archives relatifs a la vie economique de la Revolution frangaise 
(assignats, vente des biens d’eglise et des biens des emigres, subsistances, 
maximum, manufactures, partage des communaux, etc.).“ La creation 
des comites d6partementaux fut d6cid6e dans la premiere reunion de 
la Commission tenue le 28 j an vier 1904. 

Composee d’abord de 28 membres, la Commission centrale, presidee 
par M r Jean JeaurEs, en compte aujourd’hui 46, parmi lesquels 
des professeurs et des historiens bien connus par leurs travaux ante* 
rieurs = A. Aulard, C. Bloch, P. Boissonnade, Armand Brette, 
P. Caron, S. CharlEty, A. Debidour, A. Esmein, Ch. Gide, E. La- 
visse, E. Levasseur, L. Liard, Ph. Sagnac, Ch. Schmidt, A. Tuetey, 
Henri SEe, Ch. Seignobos. Les comites departementaux comprennent, 
ä cdte de l’inspecteur d’aeademie et de l’archiviste departemental, 
membres de droit, un nombre variable de personnes qui, par lenr 
Situation ou par leur competence, peuvent etre les collaborateurs indis¬ 
pensables de la Commission centrale. Ces comites, dont les membres 
sont de competence tres inegale, ne sont pas tous aussi bien com- 
poses les uns que les autres; mais, sans parier de ceux que des 
membres de la Commission centrale, comme MM. Boissonnade dans la 
Vienne, Perroud dans la Haute-Garonne, Ph. Sagnac dans le Nord, 
Henri SEe dans l’Hle-et-Vilaine, animent ou dirigent effectivement, il 
en est quelques-uns, oii la presence d’historiens qui, comme MM. CarrE, 
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Henkt Ha über, A. Mateibz, M. Marion, meritaient de prendfe place 
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dans k Coiuraiesko centrale, es« une garantie dkctivitß ö| de sßmu*.. 

Commission central« et e-oßsites departementaui; poureukcjit k ro¬ 
ch erehe dee doeumente) k Paria et ea provinee, aus Archive Nationales, 
dans ies arehtvea departeniäntalefl <est comtnunäle«, et aussi daite les 
art iiives de rEoregigtrement, dont la Cotamissiou a tait obtehir, en 1908, 
PaccAs aax travaüieurs. Dana cette enqaete, on voit quelle place doiveot 
fervsr leis eomitAs departeisestaux; saas eux, k Commission centrale 
nkarait pu par esemple eotreprendre ta reuxslou des cabiera de päroisaea 
si disperses et Bonvent si diföcilea i retrouver; eile n’aurait paa 
davantage- pu songer » mueiliir les mat&riaux si divers, si inegaux 
relafi’fs i i’etat et att mouvement de la proprietA pendant ta Revolution; 
grüee a e».x, .leg plus humblee depok dkrehive« conua® les niairtea de 
Campagne, o« ihm trenveoi papjkt« des p^iers pr^ßieRA, pouirront ^tre 
interrogea. •• San», pretspdre Je? diriger ahsokitJent dans Cos «nquetea 
locale*, k Commission centrale kn eonseiUe ct aes eoBseiL peuvont en 
partie eorriger leur iu%nlM de eompeteuee- l)nß «oua^coinmission 
permanente, presiiMe pär MV A.-Aü.laäD et eomposee de MM. Cb HlöCB, 
RR-CTTE, CaEON, DE.IEAN, .SCHMIDT, ÖEtONOBDS, swsure k eorrc^poa- 
ilanße ayee les ikpartemeotA «i Ja publieatiotj. d’Uo 
depais 15$$.. Ceot daos ce Butieti» qu'ont pari) lös eireukire* ei 
les mstruetions destiiiecs A faciliter et a orienter les recbeceb««i, Parti* 
eulierement insportan-te» abnt leg tnatruetiorw *- extraitea du Bulletin 
et iirßea ä part ■ aur 1« comum-ce «Wiife 1 ),: «nr Ihn/Weabtfro 3 ), 
sur Va-ißistanfif, pubti(ju^) f • Wiyfattfxit *} y 'djpii SOßt k Ja lois un 

rocueil de texte« legislatjfs d sd®mkb|ktik de 1738 A Csn Xt, une 
deseription des aeCvices ebargßs -'.ukppliqns!* les |ois ei ime revße des 
»ourees.; (fantres iB*truetioaa ons deißnöttsß im regks pqur k publi- 
rAt|pn des docutnents, BOiatameat pour k pabticatipp des- esbiera 
de i'789 5 ), poar celie 4es docwnenk rektifs i k veok des bions 
ji.itionaux^i. La directirm se'ioti-üfique aiusi oxerc.ee par la Cöoimksioi» 
»■enteile peut eigfi d’autant plus agissante que los eomites nkot pas la 
facuSte de deeider senk de jears puldieaiioBs: Ai ceUes-ci soüt faites 


l i La [C-rnkmirce den CirfaUs. ■ Izmirueiion t »-**««7 >h Uxits vt notts. 
pafilks; par P. CAftpN, .Paris, lutpiitnerie Nationale (19C»7), '293 p. 

i2) IJAjjHculturt* //wtrtitftO«, r$cü*ü texte» «t aofiw, ßübüis par G. 
Boi Pariä, froprimerje .Nationale UöOB), iu-'S*, 203 p. 

if) I/A^Utanee pubiiqm. In&tructinn, rtcueit de te&feir et tipise, pyblie« 
par CxSnuM ilLOf.n,'Paris, iHiptimorie Nationale ( 1909 ), ln- 8 'V p 

4) Uladnsiidp. de Uxtes et notex, pubtka par 

' o vfa.Ks SeaMmtv JParis, Imprimerie {.^r • ••>.'* ■> . 

5j Cf. HulUiin MmeetHel, ami6e i ik>1. p 1 > 

A) Id, ibid^ außen. iu06j p., 39 “-dB >:4 
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volumea in-octavo, dont plusienrs depassent 800 pages. Lea publications 
— ce aont les plus nombreuses — faites par les aoina des comites 
d6partementaux ne renferment que des docnmenta relatifa a an d6- 
partement, tela lea Cahiers de doleances du baäliage de Cotentin ( Cou- 
tances et secondaires) pour les Etats generaux de 1789 publies par E. 
Bridrey. La Commisaion centrale au contraire publie des recueils a 
port4e plus generale, interessant l’ensemble de la France, comme les 
Comites des droits feodaux et de legislation et Vabolition du regime 
seigneurial (1789—1793) de Ph. Sagnac et P. Caron. On peut re- 
partir lea publications actuellement parues 1 2 * * * * * ) en quatre grandes cate¬ 
gories: les premieres Interessent la vie economique generale; les 
seconde8, l’agriculture et les classes rurales; les troisiemes ont trait k 
la vente des biens nationaux; les dernieres sont des recueila de cahiere 
pour lea Etats g^raux. 

* 

* * 

Dans la premi^re cat^gorie, je ne releve que deux publications 
d’origine absolument differente: celle de M. Modrlot uniquement com- 
posee de documents d’archives municipales et celle de MM. Gerbaux 
. et Schmidt tout entiere empruntee aux Archivea Nationales. 

Les regiatrea de deiiberations des municipalites ont disparu dans 
la moitie des communes du district d’Alen^on, comme ils ont disparu 
dans bien d’autres communes de France. M. Modrlot s’eat cru oblige, 
pour lea sauver, de publier ou d’analyaer lea documenta relatifs au 
payement de l’impöt, aux droits feodaux, aux biens nationaux et com- 
munaux, aux aasignats, k Finduatrie, au commerce, a Fagriculture, 
aux subsistancea . .. que contiennent les registres encore existants 8 ). 
On ne peut trop lui reprocher son initiative, car eile montrera tout 
au moins Fextr£me importance des archives municipales comme source 
d’histoire economique; mais on ne saurait la donner en exemple. Les 
comites departementaux entreprendraient une ceuvre interminable et 
peu utile en publiant les documents de nature economique contenus 
dans tous lea regiatrea de deiiberations de toua lea diatricta de France. 
II leur 8uffira de r6coler les registres encore exiatants, de veiller a 
leur Conservation dans les mairiea ou de les faire verser dans les de~ 
pöts d’arcbivea d6partementalea. 

Les Comites d’agriculture et de Commerce de la Constituante, de la 
Legislative et de la Convention ont montr6 une activite dont temoignent 
leura proc^s verbaux publies par MM. Gerb aux et Schmidt 9 ). Le 


1) Le depöt general en est & Paris, & la librairie Leroux, 28, Rue 
Bonaparte. 

2) Departement de l’Orne. Becueil des documents ordre econo¬ 

mique contenus dans les registres des deiiberations des munipalitis du district 

d’Alengon (1788, an IV), Tomes I or et II, Alen$on, Guy et C le , 1907 et 1908, 

2 vol., in-8°, XXJH—766 et 672 p. 

8) Froc'es-verbaux des Comitis d’agriculture et de commerce des As- 

sembldes de la Revolution, Tome I er : Assemblie Constituante (premiere partie, 

2 septembre 1789 ä 21 janvier 1791), Paris, Imprimerie Nationale, 1906, 

in-8 # , XXIV—776 p.; tome II: Assemblie Constituante (deuxibme partie) et 
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4j’omili d'agrfcuüuw e t de commerce institud, Je ',2t >1789, 

par l’-Asserabtee Constituante, se eomposait surtont d'agMCuiteurs eoxwme. 
HeurtüuJt-Lamem'Jie, gT-aud propd^taire du Berri; fhipont de N'ejm-ure, 
raumen ioBpeete»? göa^ral du «ömtoerce et phyaktcrate ;et ,<fe 

uegoci&ßtB bumiae Oondard, de Lyon, nn des antenus Jjitt tAfif btiuauler 
de 1791 o« de Fontenay, de Rouen, im advemaire du traitö de «mmmree 
de 1786. II prftjpara Ja Jegislatkm Honvelle:^ les projets de defirets 
prdsentea p»r’ lip port&rent enitimt sur lea miae» de für* te» deaseehe- 
ineotg de m&raw, lea compagnie» des indes et d« Senegal, les droite 
de p6agß, ! le, eommietcft eolonial, Forgardaatifm lies dwiimea, Ja uavi 
gation des denvds et des cauaux. Sous FAsseviiJiIfc litigisiative, 1i. se 
seinda en deux eouütes <Uatiacte de J'agrieuUure et du cumnuo-c«, 
«ompps&i ehacuti de meaibres^^ 'rdotetoia h ^otinfe j/'#$yv 

euttnre Je CWifbr de commerce earent de ^flonihreuses oceattiops de 
coBtact et de peuetratioitS Le ttyiwU rf'uyricnttiM!. « ; oeeup» parti- 
ftüiereu5ent du paftage des eojmnnnaiix, du commerce des «itiisiätiauees* 
«t do Ja Navigation artifieieJIe; il presonta phuüeurs ,p?ojets de caoau t, 
doett qodqvies ao»; t'urent plas tard ex&eut&i, teis ks eaaaux da Rkdut: 
au Rhin, de in Manie an RJifo,. de Dinan a Rennes, de Siiini-Maor. 
Soi« la Cooveotiou, Irbis cumites suceessiis s'oßcttpereiit, aous des (kirne, 
divers, de l’agTicalture; le Cotuit* rf’ftpricuUure, erbe Je 1 oetobre 1792 ; 
Je thtniU d’agricuftare, commerce, ponis-d-cfiauxseas, ncmguUon int erhört 
rettnrs*, erbb Je 2 brnmaire aa II et Je Vamte d'oip-mdi-ure tf de* 
arik) crbb le 7 trufitidor.au II. Lears proeüs-Verhaus, „plus devcloppfe 
en gemeral, plus viivants“ qa« ceux des cffirmt&s preeedent», teucheut 
ä tonte» lea grave» questioBä ßeonmniques qüe Ja Convention »Wor<ja 
de resoudre: öotaaimeut aus snbsistances en general et i» Tapprov i- 
siouuement. de Paris eu particulier, a I’etablissemeut du tnaximum des 
denrees de premiAre ßtessM» ä la libre eirculatiots des grains, au 
mode de pärtage des cooummaus. Le» bditeurs ne sei sunt pas boroös 
h reprodnire les proces-veibaus, dbjä si r ich es en reuseigncments, 
ils ofit reeJierebb et partbi» cetronvÄ^) {es wdtiotres, les 
pötitious, iee req#tea individopOe» üü collectivcs adresses aus cumites 
et do&t Je» de. ddliherations ne dounent qu’nne ;tnaiyee sbra- 

..Jpafcse- kw föis t|ue ces rn6moirea ieur out parrt le iheritei, ita 
on ont «kuiofi «oe anaJyöe plus eomplete et m6me des i*Ktra?ts. tV.tte 
aLone.tatlW' # ..M«Ri§'onte a beaueoup contwbti^ ä faire de buir 
publicatR!» un vbritabJe repertoire des questioü» economiqaea agite^ 
par ropipikfi' ®t tnutiie» par Je pouvoir Iti^islatif de 1789 ä 1795. 


Los pnbluuvtiqiui de MM. Ph. 840Käc et P- Cabon, L’aiibe GüillaW®, 
0. BöüRom pt Maz ßsüvjinäT inteeeseeut plus particuJierement. j’hislbire 
de I’agrieaJtnre et de» elusses rurales. 


Assembler hgislatine, I9Ö?, fe-8 ä ^' 
Nationale '(preMiit* paHie). Itaj6, in- i 
l) Cest aifisi qu'ile en Jmt rem- r 
2i4’d signal^s doas 1c. premjer VöTutae; 
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Le 4 aoüt 1789, apres les pillages, qui avaient engendre la Grand 
Peur dans presque tonte la France, l’Assembiee Constituante avait 
decrete la snppression da r6gime feodal. A vrai dire, eile ne l’av&it 
supprime qn’en apparence, en distinguant les droits snpprimds sans 
indemnite et les droits rachetables, exigibles jusqu’a ldttr rachat. Le 
Comite des droits feodaux, cr4e, le 12 aoüt 1789, pour faire la part 
des droits usurp6s et des droits legitimes, composä en grande partie, 
comme PAssemblee elle-meme, de seigneurs et de proprietaires, s’dtait 
montre pen favorable anx paysans; sa legislation, fort mal accneillie, 
avait m6contentd tont le monde. L’Assembiee legislative adopta une 
attitnde differente, qui profita aux domaniers; eile ne conserra que 
les droits röels, dont les proprietaires purent legitimer l’existence en 
en presentant le titre primitif. Bien peu de seigneurs purent presenter 
ce titre, soit qu’il n’eüt jamais existe, soit qu’il eüt ete 6gare ou brüle 
par les paysans. La Legislative aboutit ainsi k la snppression de fait 
du regime seigneurial et domanial. La Convention fut plus radicale: 
en enlevant aux seigneurs le droit de presenter ce titre primitif, eile 
supprima toutes les redevances seigneuriales, les rentes purement 
foncieres exceptd. C’est 4 la fois la Situation de ce regime feodal, 
en 1789, et les diverses phases de son abolition, de 1789 ä 1793, que 
le recueil de MM. Ph. Sagnac et P. Cabon a voulu retracer 1 2 * * ). II est 
divise en trois parties correspondant aux trois phases de l’abolition. 
La premiere contient les decrete publies d’aoüt 1789 k mars 1790. 
La deuxieme s’arrete aux decrets des 18 juin, 20 et 25 aoüt 1792; 
c’est la plus etendue et la plus importante; c’est en la parcourant 
qu’on se rendra le mieux compte de la multitude des droits personnels 
et reels, des plaintes, des troubles et des erneutes suscitds par ces 
droits. La demiere partie reproduit les decrets parus apres aoüt 1792 
jnsqu’au decret du 17 juillet 1793 et aux decrets interpr4tatifs ou 
suspensifs, qui suivirent en 1794. MM. Sagnac et Caron n’ont pas 
reproduit tous les papiers du Comite des droits feodaux et du Comite 
de legislation; ils n’en ont retenu qu’un douzieme environ; mais ils 
en ont choisi „les plus importants, les plus significatifs, les plus concrets, 
les plus vivants“. Aussi la legislation si complexe et si differente des 
trois premieres assembldes r4volutionnaires s’en d6gage-t-elle tres 
clairement. 

La publication de M. Max Beuchet 8 ), bien que de portde moius 
generale, est tout aussi interessante. Elle sera d’autant plus utile que 
1’oeuvre administrative et dconomique de la maison de Savoie est moins 
connue. La snppression des droitB feodaux est une des plus curieuses 
reformes des princes de Savoie. Avant de l’exposer, M. Bruchet a 
consacre une longue introduction a l’etat politique et economique de 


1) Les Comitis des droits fiodaux et de legislation et Vabolition du 
reg ime seigneurial ( 1789 — 1793), Paris, Imprimerie Nationale, 1907, in-8*, 
XLVLU—826 p. 

2) Departement de la Haute-Savoie. — L’abolition des droits 

seigneuriaux en Savoie ( 1761—1793 ), Annecy, Herisson, 1908, in*8 # , CIII 

et 6S8 p. 
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la Savoie an XY111* si£cle; il a 4crit des pages pröcises sur la Situation 
miserable du Tiers Etat, sur les conditions 4conomiques des differentes 
provinces savoyardes, dont la plus pauvre etait le Chablais, sur l’emi- 
gration si caract4ristique de la Savoie dn XVIII® siede et si importante 
dans la province de Faucigny, sur les droits seigneuriaux qu’il definit 
et apprecie. Cette introduction tres etudi^e, qui döborde parfois un 
pen le sujet, facilite singulierement l’intelligence des docnments qu’elle 
pröcede. Les documents, qui composent les sept parties du recueil, 
tendent ä faire ressortir soit l’esprit de la r^forme, soit le mouvement 
d’opinion publique provoquö en Savoie par cette röforme, soit l’impor- 
tance et le m6canisme des affranchissements accomplis. Sur ces deux 
derniers points snrtout, il importait d’etre completement renseigne. 
M. Beuchet nous a donn£ toutes les precisions d^sirables. Apres avoir 
etabli dans une province type, le Faucigny, la liste des fiefs affranchis 
et non affranchis, rembourses et non rembourses, il a analysä ou 
pnblie toos les actes, retracö toutes les 6tapes de la proc&lure d’affran- 
chissement dans deux communaut£s typ es, sonmises, l’une a plusieurs 
seigneurs, comme S. Jeoire en Faucigny, l’autre k un seul, comme 
Chamonix. 

M. G. Bouroih a röuni les documents d’un caractere g6n6ral relatifs 
au partage des communaux sous l’Assemblöe Legislative et la Con¬ 
vention Nationale 1 2 ): 1° PEnquete du Comite d’agriculture de la Legis¬ 
lative ; 2° deux rapports imprimes, l’un d’Aveline, depute du Calvados, 
eoncluant au partage facultatif des communaux, l’autre de Danthon, 
depute de l’Isere, proposant la vente des communaux; six decrets 
rediges et publies sous les deux assembiees jusqu’au 11 octobre 1792, 
dont le plus important est celui du 14 aofit 1792 presente par Francois 
de Neufchäteau et ordonnant le partage des communaux, ä Pexclusion 
des bois, sans fixer toutefois le mode du partage; 3° diverses petitions 
et reclamations consecutives a la publication de ces premieres mesures 
legislatives; 4° les trois rapports imprimes de Fabre, de Souhait et 
de Marin et les decrets adoptes jusqu’au decret du 10 juin 1798. S’il 
n’a reproduit aucun rapport ou decret de la Constituante, ce n’est pas 
parce-que cette assembl6e ne s’est pas occupee de la question, mais 
parce-que sa legislation n’a fait que reprendre et developper un certain 
nombre des principes juridiques de l’edit de 1667 sur les biens des 
eomnmnaut£s*). Pourtant il n’efit peut-etre pas ete inutile de montrer 
les hesitations des Constituants en cette matiere; le respect de ces 
derniers pour les situations acquises fut plus favorable aux seigneurs, 
qui avaient commis de nombreuses usurpations, qu’aux paysans, qui 
dtairaient une prompte intervention legislative. On comprendrait mieux 


1) Le partage des biens communaux. Documents sur la priparation 
de la loi du 10 juin 1793, Paris, Imprimerie Nationale, 1908, in-8®, XXIV 
et 766 p. 

2) M. 0. Bourqin a retrac£ ailleurs ? le travail antCrieur, l’61aboration 
juridique“ qui expliquent l’action et les lots rCvolutionnaires. Cf. son article 
sur Les Communaux et la Revolution frangaise paru dans la Nouveüe Revue 
historique de droit frangais et Üranger, novembre-d€cembre 1908, p. 690—762. 
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1’oeuvre de la Legislative apres avoir lu quelques unes des protestations 
souleväes par l’attitude de la Constituante. Tel quel, ce recueil, on 
les documents inedits auraient pu tenir une place plus importante, a 
pour but de nous faire suivre non seulement „Involution des sentiments 
tres complexes qu’ont eus les differentes classes de la societe et les 
diverses cat4gories de cultivateurs en ce qui conceme ces biens“, de 
1791 ä 1793, mais encore „Involution parallele des conceptions des 
deput£s ä la Legislative et ä la Convention". 

Le recueil de M. l’abbe Guillaume est ä la fois d’un int4r8t plus 
local et plus divers 1 ). H contient les reponses des communautes de 
miection de Gap ä un questionnaire adress6 le 28 fevrier 1789 par 
la Commission intermediaire des Etats provinciaux du Dauphine. Ce 
questionnaire portait sur mtendue et la population, sur la nature du sol 
et des recoltes, sur les subsistances, sur le nombre et les especes de 
bestiaux, sur le commerce et les marches, sur Pindustrie, sur la forme 
et les materiaux des habitations de chaque communaute; les reponses, 
pour la plupart tres detailiees et redig6es apres une enquete serieuse, 
constituaient d6ja un tableau fidele de la vie paysanne dans miection, 
en 1789. M. l’abbe Guillaume a complete et pr4cis6 ce tableau par 
une annotation soigneuse, oii il nous apprend le nombre et le nom 
des divers hameaux de chaque communaute, le nom de ses seigneurs 
et de ses ecciesiastiques, intat de ses anciens cadastres, de ses finances 
et de ses charges locales. 

* 

* * 

Deux auteurs seulement se sont jusqu’ici occupes des biens nationaux. 
Cependant peu de questions offrent plus d’interet que cette revoludon 
fonciere si mal connue encore. H est vrai aussi que peu de questions 
pr£sentent autant de difficult4s de publication. Si M. CharlEty a eu 
le m4rite d’aborder le premier ces difficultös, il n’a pas röussi k les 
surmonter. Son livre 2 ) a 4te vivement critiqu4. Pour avoir choisi 
un cadre trop vaste, tout un däpartement, il n’a pu eviter toujours 
ni des lacunes, ni des erreurs; il n’a pas toujours suivi jusqu’au bout 
les d^placements successifs de la propri6t4; il a n6glig4 la question 
des reventes pourtant si importante. Pour avoir omis de rapprocher 
les „decomptes“ des prix d’adjudication, il n’a r^uni que des indications 
sans valeur sur le produit des ventes. En efifet, pour avoir une id6e 
juste des prix, il ne suffit pas, comme l’a si bien montr4 M. Marcel 
Marion 3 ), d’indiquer la valeur nominale des prix d’adjudication ni 
meme de convertir cette valeur nominale en valeur reelle; il reste 


1) Departement des Haut es-Alpes. — Recueil des reponses faües 
par les communautis de l’ilection de Gap au questionnaire envoyi par la 
Commission intermediaire des Etats du Dauphini, Paris, Imprimerie Na* 
tionale, 1908, in-8 # , XVII—609 p. 

2) Departement du Rhöne. — Docu ments relatifs d la vente des 
biens nationaux, Lyon, Schneider, 1906, in-8°, XV111—722 p. 

8) Dans la Vente des biens nationaux pendant la Revolution, Paris 
Champion, 1908, in-8°, p. XTTT et sq. 
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eneore h »avoir „» Quelles epogues et eu quelle» vaieura les payemeuta 
(v«t. «te faite“, c’est-a-tlire quel a ete Ie prix rMleiweut pay«'». La. 
äiff^rpBce entre Je prix d’adjudicatioB et ie prix reeHöstietit payt* a 
t«>u|oujre tr&» graade: il fant üüceaaarremeut eit iwlr Mtojpte piwr 
»ioißpreudre eombienlea veate« ont pea rapportc a J'EtaJ» : ' 

M. Paul MotirjN,. dpÄt Je reeueti am* Le departement des BBiieii.es • 
dn-Rböne compreadia quatre voJumes, u profite des ohsei^atioö» ei 
desr eritiqoeft «oulevcespär Je travaü de M. ChajilÜit?S e« dwu 
Premiers voIcubw Gilt >H6 ;generalerae.n{ bien accueiUisl it» eoniietibmi 
ctxeore parfeie quelques petites itnperfections, (ju’excuöe la dißietdt^ de 
la fcäehe; mais aricon- grave defaut »VrapSeiie de lea «tiflser a.vee 
cuofnujc«. Oes danx pubiieation» mt attice i’afcteutioa des eomite» 
fiepartetneGtaux et de la CoöinsisHiee centrale sui 1 Ja questioü des bieu» 
«utioims. D’antrea reeueÜH »aal m prepaWitiou dati» llbe-et-Vilahie 
et daiiH La Oiroode. Be so»''' ■ bi \CöBui)i»iikw eeniraJe a modifie, 

et biijupJeW aa prctninrc iastraetion du 20 deeeiubre 1005 sur Ja pabli- 
eatioo de» docuBifiBta rebUifs atit bien» nationatix par «a« denxietae 
mstrue.tiöQ du 1« jailiet 1908*). Eile a'eKt rftiuiu compte, qifötnnt 
H les .Variation» du uombre et de la natnre da» ventes, rinegalite 
d’iuferSt et d'exaetitudG de» deeunaept» »elon Je» departement«, il ne 
lallait iiaw songer a faire des reeuei.1» uuiibraies. Deaomais eile con- 
iseiKe a adoptor pour eadre des püblicaticras plutnt Je district que Je 
departement; de eiasser les doeoraente p:tr eommnne, ce qui permettra 
de «uivre plus faeUement Je rapuveiuent de» eneberes, Je d^pUioement 
de Ja prpprj’^te «land un femtöire d&ermioöiä’ajputtjr ans mdieaOöns 
de prix d’estitoatioö et de vente, Ja vaiear du pra miUemeot pajä; 
ioui m reeommaisdant aax tklitears de se preueeuper avant taut du 
deydaceuient de Ja propriete, eile ies iuvite a reekereber qnet a nie, 
aiuou pouy Je Appartement oft ti&r.d^bnUsfe-' taut Mitier:, du tömü« poor 
une ab plnsieur» cataranues-'type». Je prbdtu't rMl des ventes. ■' 


li’-D$p4 r 4 l«cV.« f. -dt* Bo ti e.A -ijf u * lt ho n &. — i)om>nmis Wfäjjmtf 
«. Iö näHtm/iM, KsrjiefÄv« ; i wtM 'Ufi Ä 

i?»ajr-69S p. *t tome ur, mt, iß-fti e^v r . 

2) Builetim trimeatriel dt ja: >v 

\*s. 3) D f’pnrt em.cn t ‘(^BWaaaSBftii^ikv. % W'- 
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montrer plus d’esprit critique dans leurs öditions des cahiers da bailliage 
de Vic 1 ), de la s6n6chauss6e de Marseille 8 ), des bailliages de Troyes 
et de Bar-sur-Seine 3 ); M. FourastiE n’a meme pas suivi lee instructions 
de la Commission centrale dans son recueil des cahiers de la sene- 
chaussäe de Cahors 4 ); c’est ä peine s’il Signale nne premiöre Edition 
des memes cahiers par Combarieu en 1878; s’il n’utilise pas le Recueil 
de documents relatifs ä la convocation des Etats generaux de 1789 de 
M. Armand Brette, il emprunte nne carte a son Atlas ; sans Ie citer 
il n’a fait ancune recherche aux Archives Nationales; il n’a retrouve 
aucun des proces-verbaux des assemblöes an conrs desqnelles les cahiers 
fnrent r6dig6s; dans son conrt avant-propos, il n’a pas songä ä discuter 
l’authenticitö des cahiers. Par contre, les autres recueils sont de veri- 
tables Mitions critiques; quelques uns meme sont de väritables oeuvres 
originales. Leurs auteurs n’ont rien n6glig6 de ce qui pouvait servir 
ä 6clairer le texte des cahiers, k en dämontrer la valeur historique. 
Il ne faut pas oublier en effet que des historiens ont contestö cette 
valeur historique des cahiers des paroisses: M. Loutchisky leur preföre, 
pour l’6tude de la propriöte fonciere au XYUI e siede, les däclarations 
des vingtiemes; M. Adalbert Wahl leur refuse toute originalite. n 
etait donc indispensable, avant de publier les cahiers, de rechercher, 
comme M. Camille Bloch 6 ), les modeles et brochures qui ont pu en 
mspirer les rädaeteurs; de se demander, comme M. Bridrey 6 ), si 
toutes les paroisses ont rädigö un cahier et comment s’est effectufce la 
rädaction des cahiers. Personne 4 coup sür, avant MM. Henri SEe et 
Andre Lesort 7 ), n’avait mieux montrÄ tous les problemes que soulere 


chaussee de Ntmes pour les Etats generaux de 1789, Nimes, Chastanier, 
1908 et 1909, 2 vol., in-8°, de LV—580 et 676 p. 

1) Departement de Meurthe-et-Moselle. — Cahiers des bail¬ 
liages des gineralites de Mets et Nancy pour les Etats generaux de 1789. 
Premiere s6rie: Departement de Meurthe-et-Moselle. Tome I er : Cahiers du 
baiüiage de Vic, Nancy, Berger-Levrault, 1907, in-8°, XXXVI—774 p. 

2) Departement des Bouches-du-Rhone. — Cahiers de doUances 
de la sinechaussie de Marseille pour les Etats giniraux de 1789, Marseille, 
Imprimerie Nouvelle (Association ouvriere), 1908, in-8®, LXI—567 p. 

3) Departement de VAube. — Cahiers de doleances du baiüiage 
de Troyes (principal et secondaires ) et du baiüiage de Bar-sur-Seine pour 
les Etats geniraux de 1789, Troyes, Nouel, 1909, in-8®, tome I er , LXXVlil 
et 690 p. 

4) Departement du Lot. — Cahiers de doleances de la senechaussrr 
de Cahors pour les Etats giniraux de 1789, CahorB, Coueslan, 1908, in-8®, 
XIV—382 p. 

5) Departement du Loiret. — Cahiers de doleances du baiüiage 
d’Orlians pour les Etats gineraux de 1789, Orleans, Imprimerie Orlöannaise, 
1906 et 1907, 2 vol., in-8®, de LXXV—800 et II—516 p. 

6) Departement de la Manche .— Cahiers de doleances du baiüiage 
de Cotentin (Coutances et secondaires) pour les Etats gineraux de 1789, 
Paris, Imprimerie Nationale, tomes I er et II, 1907 et 1908, 2 vol., in-8®, de 
808 et 806 p. 

7) Departement d’Ille-et-VHaine. — Cahiers de doliances de la 
senichaussie de Rennes pour les Etats giniraux de 1789, Rennes, Oberthür, 
1909, in-8®; tome premier: Ev6ch6 de Rennes, CXI—660 p., 1 carte. 
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est exeeileMte de ton» 


eette ridaetim»; la metliodf, qtCÜ» out suivie. 
poiBts; qUe. dem** desomais, tonte» lea fois qu’il sera possible, senrir 
de modele. üe diatingoent Ia criüque interne et !a critiqn« externe 
des eakier*. La eritique externe est ceile qui perte sui- (es »etircea 
et le de$r$ d'origiöslibs :-4e» ; ta&ier*, Ponr cmnpreitdre dan» i|aeHes 
conditiona cenx-et out eedjg^a dass )* 4&t&2iftnM6e de Rennes, ii« 
retracent d'ähord lea «ni&jädeBte de I* eonvocation. Dans la p&riode 
d’agitation intense, qui a prtesde, ea Bretagne, te» elections ans Etats 
gen6ranx. les payssne ae se »aal päs ioujoure taiese dicter leurs 
dol&ances pttr la hourgeoisie: „lo« »l6liber&tiona des premier« mois 
de 1789, qni parfois bnt raspelt de T&fitablea caiuers, ne se «onteatent 
pw de reprodnire les atticle« du Programme emanant da Tiers Etat 
des vül«8; eiles • acpriment <&ji- les revendicatJiin« de- I« i lsase qtti 
»T*jt le pias k «miffrir de I mieden-Rej^ Apre* *Y«p&r analyal les 

docomenta vetatffa k 1» ebtt<roeaJ;ioö et tiacBq«4 le» ap^ratidiis ^lertorale«; 
MM. S£s et Lbsobt Abordent la qaestiu» de :lMutftint}cR$ $6* eabiers. 
Örtce anx proce*» verbau* des assemtdees priwalres, qal nötig bat 6te 
presqne tone cottserv&j, s! leiir- est possible de prleiser dao« quelle 
mesure le* eabters imanent de« ti»b$ta*t* Am viUe« et des Campagne», 
qui ont participl aax Elections. Dan« les villee,' le» cabtet« not efe 
rldigls par des cnimnissaires, dtarge* de coUe redactiois par Basaemblle; 
les mumeipalites ne semblent pas a\w eu grande infitience nur les 
a&gembtöee. Dans les Campagne», j«s ©flicier* »eigoeuriaax ont soavent 
»nspiM les caliiro et collaborl i jeur rldactkm; toutefois ils a’out pn 
tqajours eBjpößheF les paysans de devoiJer les ahm». dont ils souffraient; 
cinx-d refösant dVdherer au ealtter qo'orc lenr: pdssentaif en ont 
qm-hpiefoia ftut rediger nn autre; ils m ont memo ecrit quelques» ho* 


i .. .. Ua t^q ont ttlmo $crit ^nelqrn 

dg-teure proptes miiis, Qoe les rMaeteurs de* oaliiers suenit *t4 des 
bourgeois Oin qn‘U8 aient kU- lrn paysans eni-mlraes, il faut encore m 
demander da«* quelle mesure lea cahjm reproduiaent o«. rnterpetent 
les yeritables aentimenta des päyaan», 11 y a m de» inodelea particulier» 
ou gön^raux r^pandus dans toute la France <*u dass Jta.e; pWftfinee». 
dont l’mjiiieitce am' les c-abiera des paroiases, plus on intdns grande 
«elon le« yegion«, f*» ißdeniable: daas le baitiiage de 8ena par stemple, 
la piupart de* ealiiere se ressenteut d'nne mttuenee commune, romine 
Je news/qtte- Tohäe 1 ); ^si tbtn? ;Äb.v»qi»t^:pjas .%y^ajpfe..«tlqMe 

d‘im cahier type, eomme Sans te Tonnerrois db te eahier dn chef-limi 
«fe retrottre atainte» fois reproduit textuelJement, avec aeulmnent quel¬ 
ques Variante» ou de» interversious dans l’ordre des artieies, la fflajerire. 
Partie d'eptre enx fortnulent les meraes doieances ct Ich meines voenx k \ 
Anuai est-ee avee raison vjne MM« StB et Lbsobt reproduisent les 
principaux modele« suiris en Bretagne et qoe, po«r nnus aider ä 
digtinguer les parties vraiffient originales de» eahiers. ils prenuent soin 
de «jgnaJer Ioob les passageß empruntis A ees röodele«. L’appareil 
‘fitique «inploye nous fait saittir siü' le vif la fa^on, doof le» eahier« 


tl D v j/artfim «ti t y-O/iVj.r.:. 

dt Seng paar les J&of« - jffnSxfHiiv 
cumere „l’Ünivsrseli^, 190^/ in 

VUytcl^iiryriuf f. nsiiükl* n, M • finita.', 
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ont ete composäs, et met les parties originales en pleine Inmiere. Pour 
achever de faire reseortir l’originalitä de ces derniäres, ils ont eu 
encore l’beurense idäe d’öditer on de mentionner les dälibärationa 
prisee par les paroisses ä la fin de 1788 et an däbut de 1789, d61i- 
bärations qui sont parfois comme des cahiers avant la lettre et que 
les cahiers sonvent suivent de träs pres. La critique externe terminAe, 
ils passent k la critique interne des cahiers. C’est-a-dire qu’a l’alde 
des docnments contemporains, imprimäs ou manuscrits, notamment des 
röles d’impöts, des dossiers concernant la corväe des grands chemlns 
et la milice, des avenx, des terriers, de tons les papiers seigneurianx 
en gänöral, ils contrölent les affirmations des cahiers. Dans lenrs notioes, 
dans lenr annotation pänätrante, ils n’onblient aucnne source d’infor- 
mation. On ne sanrait trop insister sur l’a propos et l’utilitä d’nn 
semblable commentaire, car c’est dans ce commentaire qne tient tonte 
la critique interne, qui, senle, pennet d’appräcier le degre de sincärite 
des doläances paysannes. Les editenrs, qni oAt crn pouvoir pnblier 
le texte des cahiers sans l’annoter 1 2 ), on qni l’ont annotä sans k propos, 
ont mäconnu ou nägligä l’essentiel de lenr täche. II ne sert de rien 
de pnblier des textes, dont la valeur historiqne est contestäe, si l’on 
n’a pas döterminä le degrä de cräance qn’on pent lenr accorder. 
Däsormais, apres la dämonstration de MM. SÄE et Lesort, on ne 
ponrra plus mettre en donte l’intäret documentaire des cahiers. Sur 
bien des points, par exemple snr les impöts et lenr injnste räpartition, 
sur le rögime seignenrial et domanial, snr la Situation äconomique 
des paroisses, cenx-ci fourniront aux historiens et anx gäographes “) 
une abondante moisson de renseignements. Dans les meilleurs recneils 
de la collection, ceux de MM. Säe et Lesort, de Bridrey, de C. Bloch, 
de Poräe, de Lesueür et Cauchie 3 ), d’ Alfred Gandilhon 4 5 ), de 
Gustave Laurent 6 ), la moisson sera d’antant plus riche qne l’anno- 
tation präcise et complete davantage le texte. Les notices on les 


1) Diparttment de la Charente. — Cahiers de doliances de la 
sinichaussie d’Angovleme et du tilge royal de Cognac pour les Etats 
glnlraux de 1789, pnblife par P. Boissonnade, Paris, Imprimerie Nationale, 
1907, in*8, 565 p. 

2) Cf. A. Demanobon, Les recherchts giographiques dans les archives 
dans Annales de giographie , 1907, t. XVI et Henri Säe, La rldaetion et 
la valeur historique des cahiers de paroisses pour les Etats genbraux de 1789 
dans la Revue Historique, 1910, t. CIU. 

3) Departement du Loir-et-Cher. — Cahiers de doliances des 
baiüiages de Blois et de Romorantin pour les Etats ginbraux de 1789, 
Bloi8, Em. Riviöre, 1907 et 1908, 2 voL, in-8°, de XLIX—576 et 510 p. 

4) Departement du Cher. — Cahiers de doliances du baiüiagt de 
Bourges et des bailliages secondaires de Viergon et d*Henrichemont pour les 
Etats gtncraux de 1789 , Bourges, Tardy-Pigelet, 1910, in*8*, L—812 p., 
1 carte. 

5) Dipartement de la Marne. — Cahiers de doliances pour les 
Etats geniraux de 1789. Tome I«: Baiüiagt de Chdlons-sur-Marne, Epernay, 
Henri Villers, 1906, in-8°, XXXII—872 p.; tome II: Baylliages de Bisanne 
et Chätillon-sur-Marne riunis: 1*** partie: Sieanne, Epernay, Henri Villers, 

1909, in-8°, 794 p. 
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not«», qui prüden», öu acdöttipsigBent te teade/s’efforcent de noo» 
e jtpliijuer les inatitutioöd Id«a1ööj I# couturae» provincialeg, qui donnent 
^novent i une province «ne pJmkmomie originale; les babitxides ad¬ 
ministratives et financi&res de. previnees qui, «imune la Normandie et 


la Bretagne, ent eu öb rdgiine äcoaottuqüe ■caractdrisd; eljes not», 
donnentf toutes len fois qa’il est possibie, le Chiffre de la population, 
le montan! de la capitatiou, des vingtiemes et autres ioopöts, le Um 
des redeVances seigneuriaies et des peage»; eiles itous signaleni les 
prtnluelions principiües, lös foires et leg mnrchfe, les indristries. locales. 
A c«s notices, oii IVm püi&era lea premieta öldmentB d*«B tableaa 
Käißissant des unseres paysaunes, certaias auteurs ont eneore ajowtf 
de prfcieuses eaquissee de la Situation Aconomiqne des bailSiages on 
des «enfebaussfa»*: Ahwi MM* SfcE et Lbsort, qni, däns des page» 
anbstaotieilee stur i’dconomie rurale de la »&n6chauas£e de Rennes, font 

agricole de la rdgion optiere, J'iiiätiffisanee de 


RHIH ip .. 

la ptödxtcÖqa eK cär&ale», le graßd dÄveloppemetit des industries rurales, 
la raediecrite, des mdoatries arbaipea et raetivitd dir commerce maritime. 
Ainsi M. BLOCK, qa* moööre la diversiU d’aspect dn baiffiage d’Orlean», 
*»• disönguäst la Sologne mar^cagcuse et inculte; la Beauce, terre k 
bld et 4 6alV®«f te Val de Loire, region arbaine enriebie par les 
v igTuddes et leg oeNsalea, 1& Forlt d’örleans, oii la cultnre de la vigpe 
*ajootiut a resplöitation foreati£re, Beaucoup de ces recueils apparais- 
*«nt- donc a la fois eomme de remarquables dditions critiques des 
rabiera de p&roiH&e* et eomnrie d’ntüea coBtrihntione ä l’histoire dcotio- 
iniqne gdndrale. 


La Commission centrale et ies comites ddpartementaux ne s’en sout 
pas tenus a ce travail d’Pditk'O, pourtant st absorbant d6ja. On ne 
donnerait qu’une idde tmparfafte de leur activitd, si Fon ne signalait 
paa len». Bulletins k cdtA de lears grandea pnblications. Le« Bulletins 
dtrpartaneniauT, bM i i’imriatraa d u Bulletin irim&slriid de la Com¬ 
mission centrale, pnnixont rendre de grands Services aus etudes d’bistour 
moderne; non seulement iis cwntrihueroüt k rPpandre en provmce le» 
regles indispensables et les rdsnltats de ia scieace historique, maia 
eocore il* gronpenmt les travailleur», qoe les viciiles Societds savante», 
poor la plupart eneombrees d’arcbeologöes et. de mMievistes, accneil - 
Ment mal on oe sattefäiaaieut plus. Be sont encore peu nombreux; 
au ne pent eitet qne ceux de la Sarüte *), de l'Anfee 55 ), de Seineret 

t) EtfUntin du €amit& dtipaHemenial de la ciarthe paür la rtcherche 


4) Balmifk du €omm ekpaHtmenuu de Uf 'csorthB pvür la rteherche et 
la pHÖUcution des docunusnt# ieOnottn^uts sttr la Jtfaaluliiin franpaise: cree 
eu 1906; d'abortl semestriel ea 1806 et 1007 trimeetriet en IÖ0S; intttole, 
depüi« 1909: La Itepölutiori dar»* la Sarthe et dttns Itf departtmente voisins, 
sott» la äirection de M, L-HERMriTt:, archiviste de Ja ga.rtbe 

2) La ßevöluliOH dan* FAuM, BulUtin d*histvire nwiierne H cimtempo- 
raine, pijbliß par Ja Societt ÜiparimtMaU d’histoire de tu Jlbnlutlpn, «oua 
la diiection de MJS. Btwm.etEK po Mdi&iQ a^ftb.i#w8(-:.. ■¥< 

Bkuve, »rchivisto de la rille de Trojv ; 7 ^^tit> |i 

lö janrier 1908 ; i.l n’eel paa pahli6 j;« !: t, <äL. <■•?< |||. 
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Oise 1 2 3 4 5 ), des Vosges 8 ); mais plusieurs comites dApartementaux ont deja 
envisagä la publication de pareils bulletins et n’attendent, poor l’entre- 
prendre, que de nouvelles ressources ®). Dans ces Bulletins, dtetendue 
variable, parfois träs volumineux, indöpendamment des circolaires, des 
chroniques consacrdes an personnel et anx travaux du comite, ont 6te 
reproduits des documents inädits qui, malgrö leor interet, ne formaient 
pas nn ensemble süffisant pour entrer dans la sörie des grandes pubb- 
cations, et ont parn des ntemoires originanx. Les Rapports de Gritel 
et Siret, commissaires observateurs parisiens du Conseil exicutif provisoire, 
sur les subsistances et le maximum (septembre 1793 — tnars 1794)*), 
offrent an interet Capital ponr l’histoire dn maximum dans la r6gion 
parisienne et abondent en renseignements intelligente et pr6cis sur 
1’agriculture et le commerce des r6gions susceptibles de contribuer i 
I’approvisionnement de Paris; Un essai de statistique industrielle en 
Van V 6 ) nous donne, avec les röponses des däpartements de la Corrtae, 
de la Creuse, de la Moselle, du Nord, du Pas-de-Calais et de la Sarthe 
ä une enquete ordomtee en fructidor an V par Francois de Nenf- 
chäteau, un tableau soigneux et net de l’industrie, en 1797, dans six 
d6partements de la Röpublique; le Mitnoire de Vabbi Marchand sur 
les communes de Rahay et de Valennes en Van IX a tute l’image de 
la vie rurale dans nn coin dn Maine, ä la fin de l’Ancien Regime et 
äu d6but de l’Empire, en nous transmettant les revenus et les döpenses, 
les habitudes sociales et les procidis de culture d’une population ex- 
clusivement agricole, composäe surtout de journaliers ou de domestiques 
et de raendiants. M. L’Hermitte, qui l’a 6dite 6 ), y a joint une 
interessante introduction sur les travaux de statistique gönörale et 
municipale dans la Sarthe, sous la Revolution et l’Empire, qui montre 
combien fut longue et laborieuse cette enquete statistique de l’an IX, 
a l’occasion de laquelle fut r6dig6 le utemoire de l’abb£ Marchan d 
et dont le prüfet Auvray devait publier les räsultats dans la Statistique 
du depaitement de la Sarthe parne en 1801 7 ). 


1) Recherche et publication des documents relatifs ä la vie economique 
de la Revolution. Comiti dipariemental de Seine-et-Oise: 1 fascicule aanuel 
depnis 1907, d’une centaine de pages. 

2) Bulletin du Comiti dipartemental des Vosges pour la recherche et la 
publication des documents iconomiques de la Revolution frangaise; crM en 
jufllet 1907; trimestriel; depuis jnillet 1906 il a pris le titre de La Revolution 
dans les Vosges, revue d'histoire moderne. Bulletin du Comiti dipartemental 
des Vosges pour la recherche et la publication des documents iconomiques 
de la Rivolution frangaise. 

3) Gelui de Sa6ne-et-Loire a d6cid£ de faire paraitre uu bulletin; ie 
comite de 1’Yonne a mis la question A l’dtnde. 

4) Publtes par P. Caron dans le Bulletin trimestriel de la Commission .. . 
des documents relatifs ä la vie iconomique de la Rivolution, 1907, n* 1—2, 
p. 67—281. 

5) Publte par Ch. Schmidt, ibid. 1908, n° 1—2, p. 11—906. 

6) Bulletin du Comiti dipartemental de la Sarthe ... et La Rivolution 
dans la Sarthe ... T. II et III, 1907—1908; täte & part, Le Mans, 1906, in-8*. 
184 p. 

7) Cf. aussi dans La Rivolution dans VAube ...: 0. Beuvr, Lettres 




Lu »v)jHJiuis«iöb dcla vie äcbnonüijuo ik 1 & Revolution (ran<,'uise et von «um. 


Permi los aietmmes original!*, beaucoup arnit d’iraportantes etmle» 
cmnroe cettx. äe M. F. EVSÄkb gur Leu. Subaistances en etreale* dam 
le dtpartermnt dt VEure de lfßfi n V&n T'fy de M. PmblPPK aur 
Lm SHbmiatian A JSpmtU et dam *<ni ditfrict*}, 4* M. Berna&din wr 
/a» f&rgüi tosgiennee ä Vcpoque rfcolütionnoir* 5 ). Eea autres m&riteraient 
aussi d’etre citds. aij’en avoie 1a place; bien «pie pltw nifedcstes, ila» 
ne sont nnilenient »Agligeable*''). 


Telle «st, 4ain>" «es grande» lignes, l’«»vre de la Cimunitwiim de I» 
vie econoacique «le 1a Revolution. On ponrra tronver que inat} dans 
cette oenvre, o’est pst« Agalement bon; ou pourra regretter la prfecipi- 
tation avec |&qtidl% m dfibut, certaine® qnestions, comiue eseüe de» 
Men« nafciönaüx. ortt aboräAe«; signaler le* tatonnements» le« 
Variation^ inetkode des premiers Miteunr Ae* eahiers et conatater 
que les snütractjnn« üea comiaiäs&lfftB n’ont pa» tönjoör» Ate sumes; 
ob ponrraansai TWppotitnnite 4’avoir itnposA anx pablicaiion« 

de doeiuöent« ladate initiale de 1788, qui, dana le dotnaine Aetmotnique 
comtne dwut le domaine politique, ne ennstiftte: qtit’aÄeUnwte.ariÖfiieaOTlef 
mit» on ae poorra nter {'ampleur ainguHere de nette cenvee ooHectivc, 
qni reprAsente une »««mit d'efforts considArablea et ittAritoires «t .dont 
bien des partiea soat tont a ta.it retnarqnable»; on ne pourr« surtoüt, 
«ans injustice on parti pria, refuaer de Tenvisager avec tonte l'attention 
et toute la sincAfite, dont elie e«t digne. J. LbTacoshcoux. 

de Claude Huts, strfputf ä VasscmbUe des ffotabb», X7&t -(jew annAe 1908, 


»* 2); A. Boi TU Ltica »ö Betjul, Un (mnaliete villagtais. La vie dam 
une cvmmwu de l’Aftbe (Palis), 1780 -1840(id, p* 4). 

iVMtfüt trimixtrid de lä Commissinn . . . 1809> n° l—2. 

2) La Rtvoluti&u dang its Vosqts .2° anaAe, 1908, n° I. 

3) Id. axmÄe, 1908, n # 4; 2* aan«e, 1906 « 1909, n<"> I et a. 

4) Cf. pär ezerapte daaa k Bulletin irmetlritl 4t fei CommaMw: 
Kr^ATKBRE, Leu reotndieatiotui ecanemiqats et sociale* de» ttsemhlfyg 
ffimufires de jufflet 17V3 (1906, p. 321—381}; A. Bretts, Viftit 

de* boUBofff* eu iTiüt (1907. p, ft—21); RfoJßtt 1 )ro«a«a.iv -Le* : *o*tä* % , ke 
reinig et la posie mix ietutea am* U liwtsnict du ttbrat pmdfent l<t JUcolntim 
<1909, p, 87—131); dans Ln Rfathtiim' dan*' l;A»b« •' Ö. ^CSftAisil*liUB|i, Le 
commtrc« de* ciriale* en Van TV. Le tnarehi de Trpye^ et h canion df 
>'aiHt-Jean dt Batmeval (!•-'* aiizi6e, 1908, n*4); E. CH.u'JpttÄ, 'L'dssiifamif 
dem enfani« traavii ä Ttoqeg anänl ttHif (id. 2« 6nn6c, 1909, ö* l>; 

La. BtrohtHm dan* fe* SaHht : R-- ßOQVRl., La vente dts hem naUanauar 
detn* it eaMo « Ae Pmtvalilaht Ml, 19Ö6, fine. I, U IV, 1907, fase, A »t 2) ; 
dato h fiulieiin da. Comiie dimittmtninl ds Sein^eLOü i#.- OkaVK, Le 
servier dt» tiAmtaMtx ä Maulen ■ .. ßn 1789. 1793 et 175H (l* 1 fit 2 fi faAci- 
illles, 1907 et 1908} ; IJ®t?nEi5N , s 1 TA* premieres lramfarfndHdhL4c<TUatn*quA!/ 


iims.-k .ddfmiemai ät .&ttAs'A-Qwie. J79o—1792. (2* fwc., den# La 

JtA aluHoP 4dm lt* Vöggen : E. KAHt|K) Le- Ul peüdnnt fa pmode rivo- 
bitiOHMairf t üöf» tigme •/conautique st s<t eoHnoamatiun dana les Yeaqts 
f‘i* annA«, 1908, 1999, a"* i, 2 et, uAi<s't* 4?, Wißfikf-* 

dam it* Vosqes et parti?uU&rtimenl d-MWAik ninr ^l b« Ti 
il* 3); P r ’ Jouöjiit,'' 'I«i; 1^«« Ali T4s*- **'&$**■ tk 
Ij&9 u lim? dUX- Aephitm Ätalibtiaiük .?#■ *stcijäEBB£BBBfähs&i >.:• 
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Die neuere Literatur zur Geschichte der nieder¬ 
ländischen Wollindustrie. 

Von 

Rudolf Hfipke. 

Ala sich in Deutschland das Interesse für die Vergangenheit der 
Textilindustrie regte, als Bruno Hildebrand seine noch immer lesens¬ 
werten Aufsätze zur Geschichte der deutschen Wollenindustrie (Jahrb. 
für Nat.-Ök. und Stat., Bd. 6 und 7, 1866) schrieb und G. Schkollkr 
und W. Stieda die Urkunden der Straßburger Tücher- und Weberzunft 
(1879) herausgaben, wucherte auf dem Boden der wirtschaftsgeschicht¬ 
lichen Überlieferung Flanderns noch die üppige Legendenbildung, die 
unkritische Jahrhunderte hatten entstehen lassen. In den historischen 
Darstellungen wurden immer dieselben Phrasen und Märchen, die der¬ 
einst im 16.—18. Jahrhundert ad maiorem gloriam dieser oder jener 
Stadt erdacht waren, wiederholt und verdunkelten den Sachverhalt bis 
zur Unkenntlichkeit. Den deutschen Forschern blieb nichts anderes 
übrig, als sich entweder diesen unzuverlässigen Führern auf gut Glück 
anzuvertrauen oder es bei bewundernden Seitenblicken auf die nieder¬ 
ländische Weberei bewenden zu lassen. Denn so unsicher und entstellt 
auch die historische Tradition war, so bekannt war die Tatsache, daß 
die Niederlande im Mittelalter ein blühendes Wollgewerbe ihr eigen 
nannten, und so unbestritten war der Vorrang, den man der nieder¬ 
ländischen Weberei vor der Tncherei der übrigen kontinentalen Länder 
einränmte. 

In den südlichen Niederlanden nahm die Wollindustrie eine wich¬ 
tigere Stellung ein als in den nördlichen. In der Grafschaft Holland 
werden die Quellen erst mit der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts 
gesprächiger, während sie für Flandern bereits im 12. einsetzen und 
im 18. Jahrhundert ziemlich reichlich fließen. In der holländischen Wirt¬ 
schaft war auch das Wohl und Wehe des Landes nie so eng mit der 
Weberei verknüpft, wie in Flandern. Auch die zweite Hauptprovinz 
des Südens, Brabant, hat im 14. und 15. Jahrhundert ein bedeutendes 
Tuchgewerbe besessen. Somit fiel der belgischen Geschichtsforschung 
in erster Linie die Aufgabe zu, über die Verhältnisse des wichtigsten 
Landesgewerbes Klarheit zu schaffen. Aber noch die Generation, der 
Alexander Henne angehörte, wußte die reichen archivalischen Schätze 
zur Gewerbegeschichte Belgiens nicht nutzbar zu machen. Man be¬ 
gnügte sich damit, aus den Quellenstellen, die gerade in den Wurf 
kamen, einen allgemeinen Eindruck zu gewinnen, kümmerte sich aber 
nicht weiter um eine vollgültige Interpretation, die auch den individu¬ 
ellen Besonderheiten gerecht geworden wäre. In seinem bekannten 
Hauptwerke über die Geschichte der Regierung Karls V. in Belgien 
(1858—60) führt Henne eine Rechnung an, die zum Jahre 1524 notiert: 
A ladite trompette, quand Ton fist cömandement (!) aux foulons qui estoient 
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partiz de la ville a cause de leur sallaire et affin de retourner. Er 
begleitet sie mit den Worten (IV, 8. 21): „On y (in Mecheln) vit, 
triste preuve de la döcadence industrielle, l’insuffisance de leur salairc 
canser Immigration des foulons.“ Es ist sehr die Frage, ob Henne 
die ökonomische Erscheinung erkannte, welche die Quelle andeutet Es 
handelt sich hier um eine jener Arbeitsniederlegungen, wie sie mit 
Vorliebe von den Walkern unternommen wurden und die jedesmal mit 
einer Sezession nach einem Nachbarort verbunden waren. Der Trom¬ 
peter soll die Walker Mechelns von ihrem uutganc zurückrufen, den 
sie wegen ungenügender Löhne ins Werk gesetzt hatten. An sich 
wird Henne wohl Recht haben, daß es 1524 mit Mechelns Gewerbe 
zurückging; aber ein „Ausgang“ an sich ist noch längst nicht ein 
„Beweis von gewerblichem Niedergang“, wie denn in Leiden die Streik¬ 
versuche vor, während und nach der Blütezeit der dortigen Draperie 
naehzuweisen sind. Wenn somit die führenden Geschichtsforscher sich 
vom Wollwerk abwandten oder ihm gleichgültig gegenüberstanden, so 
hat sich noch am ehesten die Lokalgeschichte seiner angenommen. 
Freilich interessierte weniger das Gewerbe als seine Verfassung, und 
dieser Umstand hat Arbeiten, wie die gutgemeinten, aber unzuläng¬ 
lichen Bücher von J. Gailliarp, De ambachten en neringen van Brügge 
... Brügge 1854, und von Jules Hutttens, Recherches snr les cor- 
porations gantoises, Gent 1861, beeinflußt Je nachdem die örtlichen 
Verhältnisse lagen, wurde hier mehr, dort weniger publiziert; in Brügge 
z. B., dessen Verordnungen aus dem 15. Jahrhundert bereits heraus¬ 
gegeben waren (0. Dblkpibbe und J. J. Willems), Collection des 
keuren ou Statuts de tous les mutiere de Bruges, Gent 1842, Recueil 
de chroniques, chartes .. . publiä par la Sociätö d’ömulation de Bruges, 
I1L s4rie, hat L. Gilliodts-van Severen im Inventaire diplom. des 
arch. de l’ancienne 6cole Bogaerde a Bruges, 8 Bde., Brügge 1899—1900, 
eine Anzahl Urkunden über die Sayefabrikation ediert. Aber bei 
fleißiger Arbeit im einzelnen fehlte es an systematischer Zusammen¬ 
fassung und Vollständigkeit; die Veröffentlichungen waren außerhalb 
Belgiens mehr oder minder schwer zugänglich, und es war die Frage, 
wie es mit der Zuverlässigkeit der Texte bestellt sei. 

Erst 1901, als Georges Espinas und Henri Pirenne nach fünf¬ 
jähriger Sammeltätigkeit der Historischen Kommission der belgischen 
Akademie den Plan vorlegten, die Quellen znr Geschichte der flan¬ 
drischen Tucherei systematisch herauszugeben, trat die Wendung zum 
Bessern ein. Vom Recueil de documents relatifs & l’histoire de l’in- 
dustrie drapiere en Flandre sind 1906 und 1909 zwei Bände erschienen; 
ein dritter Textband und die Register stehen noch aus. Uns Jüngeren 
erscheint es selbstverständlich, die beste Kraft auch an wirtschafts- 
geschichtiiche Probleme ohne Seitenblicke auf politische oder Ver- 
fsssungsgeschichte zu setzen. Damit ist aber kein Gegensatz zwischen 
der älteren und der jüngeren Disziplin gegeben, sondern befruchtende 
Wechselwirkungen sind zu erhoffen. Wo die Weberei die Wirtschaft 
eoes Landes so beherrscht wie im mittelalterlichen Flandern, da müssen 
such Elinwirkungen der Industrie auf die politischen Geschicke zu 
spüren sein. Der bewegteste Zeitraum der flandrischen Geschichte, 



168 


Rudolf Häpke 


das „Jahrhundert der Artevelde“, ist ohne die Weber and Walker von 
Gent und Brügge nicht denkbar. Umgekehrt üben aueh die politischen 
Erschütterungen Einfluß auf die Fortentwicklung der Wollindustrie ans. 
So entbehrt der Recueil keineswegs des Zusammenhangs mit der Landea- 
geschichte, und seine Herausgeber haben sich sogar ziemlich eng an 
die politische Gestaltung der Dinge gehalten. Sie verdanken ihr so¬ 
wohl die räumliche wie die zeitliche Abgrenzung des Werkes. Dir 
Flandern ist weder die flandrische Ebene, wie sie uns Blanchabd 
(s. unten) beschrieben hat, noch deckt es sich mit den heutigen, viel 
kleineren Provinzen West- und Ostflandern des belgischen Staates. Es 
ist vielmehr das Machtgebiet der flandrischen Grafen im früheren Mittel- 
alter, das sich vom Flüßchen Canche südlich von Boulogne bis mo 
Swin jenseits Brügge von Westen nach Osten erstreckte und nach 
Südwesten weit ausgreifend die Landschaft Artois in sich schloß. Die 
beiden französischen Departements Pas de Calais und Nord sind zum 
größten Teile einbegriffen. Die Zeitgrenze suchen die Autoren in der 
Besitzergreifung Flanderns durch das burgundische Haus (1384). Dieser 
Elinschnitt wird freilich nicht mit dem Zufall des Dynastenwechsels 
begründet, mochte dieser auch noch so wichtige Folgen nach sieh 
ziehen, sondern mit der Tatsache, daß von jener Zeit an etwa mit dem 
eintretenden Verfall des Wollgewerbes zu rechnen sei (I, Einleitung 
S. XIII). In dieser wie jener Hinsicht bewiesen die Herausgeber eine 
glückliche Hand. Durch das Zurückgreifen auf das frühere Mittelalter 
wird es möglich, eine Reihe wichtiger Gewerbezentren, wie Arras, 
Douai, St Omer und Lille, in den Bereich der Sammlung zu ziehen. 
Daß die Weberei dieser romanischen Gebiete nicht von der des eigent¬ 
lichen Flanderns zu trennen sei, wird jeder zugeben, der diesen Dingen 
nähersteht. Die Cäsur aber, die durch Philipps des Kühnen Erwerb 
Flanderns geschaffen wird, soll auch einen Wechsel der Editionsweise 
bezeichnen. In einer zweiten Serie, welche die spätere Zeit behandeln 
soll, will man mit dem bisherigen Verfahren, dem vollständigen Ab¬ 
druck der Texte, brechen und mit Regesten und Inhaltsangaben ar¬ 
beiten. Die flandrische Weberei ist vom mittelalterlichen Städtewesen 
nicht zu trennen. Die ganze Stadt erscheint als eine einzige gewerb¬ 
liche Unternehmung, die Herstellung einiger weniger Sorten gleich¬ 
artiger Fabrikate anstrebt. Die öffentlichen Gewalten, der Landesherr, 
die städtische Obrigkeit und die Korporationen der Gewerbslente, 
bemühen sich um die Reglementierung der Tucherei innerhalb des 
Weichbildes der Stadt. Darin liegt die innere Berechtigung, die Doku¬ 
mente nach den einzelnen Tuchorten zu gruppieren. Rein chronologische 
Anordnung oder auch Klassifizierung nach technischen Gesichtspunkten 
hätten die Einheit, welche die Draperie jeder Stadt bildet, zerrissen. 
Schwierig war die Frage, wie die Tuchorte ihrerseits wieder aufsu- 
reihen waren. Die Herausgeber dachten seinerzeit (vgl. I, Einleitung 
S. XVI) daran, Städte mit verwandter Tucherei gruppenweise zu ver¬ 
einigen. Zentren wie Gent, Ypern oder Douai haben auf die Weberei 
anderer Orte Einfluß gehabt; sie hätten die natürlichen Mittelpunkte 
abgegeben. Später ist dies Prinzip aufgegeben, weil es zu Willkürlich- 
keiten führe, und dafür alphabetische Folge adoptiert worden. Sie ist 
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in ihrer Art nicht weniger willkürlich, wenn sie ein wichtiges Gewerbe* 
zentmm mit reicher Überlieferung neben unbedeutende Städtchen setzt, 
und wenn man die Liste der etwa 80 Orte, welche die beiden ersten 
Bände behandeln, von Aire-sur-la-Lys bis Hulst durchsieht, so macht 
sich der Wunsch nach einer eingehenden Darstellung geltend, die als 
notwendige Ergänzung und als Führer durch die Quellenpublikation 
sich anzuschließen hätte. Einige orientierende Hinweise findet man 
bereits in den Vorbemerkungen, die über den archivalischen Befund 
Auskunft geben. Auch wird der Registerband, für den unter anderem 
ein Repertorium der technischen Ausdrücke und ein Glossar in Aus¬ 
sicht gestellt werden, sein Gutes haben, um die Publikation dem Be¬ 
nutzer zugänglicher zu machen. Der Zufall der alphabetischen Grup¬ 
pierung hat es gefügt, daß in beiden Bänden je eine romanische und 
eine germanische Tuchstadt im Mittelpunkt steht; es sind hier Arras 
and Brügge und dort Douai und Gent. Arras, fllr das die Überliefe¬ 
rung bereits 1177 einsetzt, ist für die Frühzeit von Wichtigkeit; von 
dort und von der Landschaft der Moriner, die im prächtigen, alten 
8t. Omer ihren Mittelpunkt hatte, scheint die Weberei Flanderns ihren 
Ausgang genommen zu haben. Douai stellt die älteste Verordnung 
(11, Nr. 217), die überhaupt bekannt ist (1229), und wenn von den 
Reglements der städtischen Schöffen Nr. 222—248 undatiert sind, so 
werden sie vom Herausgeber doch schon auf ca. 1250 angesetzt Die 
kommunale Gewerbegesetzgebung hat in Douai somit bereits um die 
Mitte des 13. Jahrhunderts ihren Höhepunkt erreicht (Vorbemerkung 
8.8). Dagegen ist für Gent der Verlust der Verordnungen zu be¬ 
klagen. Was hier die Tuchmacherei bedeutete, zeigt die Berechnung 
in Anhang E (H, S. 637), welche die Weber für die Mitte des 14. Jahr¬ 
hunderts auf ca. 4500 Mann beziffert. Einen gewissen Ersatz für die 
Gunter Lücken bieten die 44 Nummern Uber Brügges Tucherei. Wir 
wissen, daß dort die wichtige Kodifikation von 1282 ausgeführt wurde, 
nachdem Brügge bei den übrigen Guten Städten Flanderns, also bei 
Gent, Ypern, Douai, Lille, und zudem noch bei St. Omer, sich Rat 
super opere textorio et tinctorio et aliis (I, S. 345, Anm. 3) geholt 
hatte. Daß Gent auch später einwirkte, beweist die euere van Ghent 
van den scherres, welche die allgemeine Verordnung von 1294 (1, Nr. 144, 
8. 500—502; vgl. U, S. 367) beschließt. Von den Orten, die speziell 
fttr den deutschen Abnehmer arbeiteten, sind bis jetzt AloBt, Arden- 
burg, Audenarde, Commines, Dixmuiden und Ghistelles berücksichtigt; 
doch ist ihre archivalische Überlieferung wenig reichhaltig. Es scheint 
Ubersehen zu sein, daß die Urkunde U, Nr. 214, welche die Differenz 
Dixmuidens mit den Osterlingen erwähnt, bereits im Hansischen UB. IV, 
Nr. 477 gedruckt war. Von den noch fehlenden Städten wird den 
Hansehistoriker neben St. Omer besonders noch Poperingen bei Ypern 
interessieren. Schon zu 1347 liegen Konventionen zwischen Poperingen 
und dem deutschen Kaufmann vor (Hansisches UB. III, Nr. 115, 116). 
Nach einer Enquete Uber den ökonomischen Zustand der Stadt von 
1554, die ich aus den Papieren der Rechenkammer im Departeraental- 
archiv Lille im 1. Bande der Niederländischen Akten und Urkunden 
zur deutschen Seegeschichte veröffentlichen werde, kamen noch bis 
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1520/21 die hansischen Känfer nach Poperingen (für das 16. Jahr¬ 
hundert, 1511—1512, vgl. noch Hanserezesse ID, 6, Nr. 97, 176, 188 
§ 111, 190 § 17, S. 329, Anm. 2). 

Die Beschäftigung mit den Quellen zur Geschichte der Tncherei 
kam der „Geschichte Belgiens“ Ptrennes zugute, wo man die Ent¬ 
wicklung des flandrischen Wollgewerbes in den Grundzttgen dargestellt 
findet. Espinas hat uns in dieser Zeitschrift mit dem Geschäfts¬ 
gebaren des Jehan Boine Broke bekannt gemacht, den er als den 
typischen Vertreter der Tücher von Douai kennzeichnet. Mit der 
gleichen Stadt beschäftigt sich sein Essai sur la Technique de lTndustrie 
textile a Douai aux 13® et 14® siecles (1229—1403), Mämoires de la 
Soci4t6 nationale des Antiquaires de France, t. LXVIII, Paris 1909. 
In klarer, anspruchsloser Weise wird hier zusammengestellt, was über 
die Fragen der Technik den Dokumenten zu entnehmen ist Auf die 
BrUgger Urkunden des Recueil konnte ich mich stutzen, als ich die 
Stellung der BrUgger Tücher, Gewandschneider und Wollarbeiter im 
Rahmen von „Brügges Entwicklung zum mittelalterlichen Weltmarkt“, 
Berlin 1908, S. 199 ff. kurz skizzierte. Seither wurde auf Grund des 
gleichen Materials „die Betriebsart der Tuchindustrie Brügges im 
Mittelalter“ von Frl. Elisabeth Herbio in einer Heidelberger Disser¬ 
tation, Sommer 1909, monographisch behandelt. Die Arbeit erinnert 
an jene ältere, methodisch wenig zuverlässige Wirtschaftsgeschichte, 
wie wir sie glücklich überwunden glaubten. Die einleitenden Kapitel, 
die auf acht Seiten Ausführungen zur allgemeinen Geschichte Flanderns 
und Brügges enthalten, sind unzulänglich. Diskutierbar ist nur das, 
was unmittelbar auf Pqlenne zurückgeht. Leider stützt sich Frl. 
Hehbig jedoch vorwiegend auf die ältere Literatur Uber Brttgge, wie 
sie Wärnkönig und Gailliard vertreten, weiß sie aber nicht kritisch 
zu meistern. Brügges Geschichte hat ganz besonders unter einer 
panegyrischen Historiographie zu leiden gehabt, die alles, was ihr Uber 
Handel und Wandel der Stadt vor Augen kam, mit größter Leicht¬ 
gläubigkeit hinnahm. Diese dichte Schicht historischen Schuttes wird 
der Grund sein, weshalb sich gerade in Brügge einige Ladenhüter der 
geschichtlichen Überlieferung mit solcher Zähigkeit halten. Auch die 
vorliegende Dissertation spricht beispielsweise von Marktprivilegien 
Brügges aus dem Jahre 958, verliehen von Balduin IU. Die Nach¬ 
richt ist, wenigstens in der Ausgestaltung, die sie meistens erfährt, 
verdächtig (vgl. Brügges Entwicklung, Exkurs I). Wer waren die 
32 Nationen (S. 4), die in Brügge „auf den Markt kamen“ ? Daß die 
Londoner Hanse im Anfang des 13. Jahrhunderts zum Schutz gegen 
Arbeiterstreiks gegründet sein soll (S. 32), ist eine Naivetät FrL 
Herbio druckt S. 1 folgenden Satz ab: „Nach J. Gaill[i]ard bestanden 
schon seit dem 12. Jahrhundert Gilden mit eigenen Keuren, ,standaerd% 
Siegel, ,pareerkersen, wapenen 4 und Versammlungshäusern, mit Obersten 
(,Deken en vinders 4 ) und eigenen ,wetten 4 . Diese ,eedgenootschappen 4 
hatten sich als ,volkstaten 4 eingerichtet“ Wir wollen absehen von 
der geschmacklosen Häufung der niederländischen Ausdrücke; aber 
welch bedenkliche methodische Hilflosigkeit kommt durch die Über¬ 
nahme solcher Behauptungen zutage! Etwas besser sind die Aus- 
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ftthrangen, die der Betriebsart selbst gewidmet sind, und wir konstatieren 
gern, daß Frl. Hebbio mit einer gewissen Liebe znm Thema an die 
Arbeit gegangen ist. Wir hätten eine schlichte philologische Analyse 
des Materials befürwortet in der Weise etwa, wie Espinas sie flir die 
Technik Donais geliefert hat Denn die Texte sind keineswegs derart, 
daß sie anf den ersten Blick restlos verständlich sind. Die Folgerungen 
hätten sich darauf auf bauen müssen. Statt dessen steuert Frl. Hebbio 
gleich auf die letzten Probleme los; wie schon der Untertitel der 
Dissertation — „Ein Beitrag zur Geschichte der Industrie und des 
Kapitalismus“ — verrät, sind es die Regungen des Kapitalismus, denen 
sie nachgehen möchte. Nur reichen dazu ihre wissenschaftlichen Kräfte 
nicht aus. Zudem erschwert sie ohne Grand die Möglichkeit, den 
Wegen der Untersuchung zu folgen, indem sie die Belegstellen au» 
dem Recueil nicht angibt. Auch sonBt läßt die Zitiermethode zu 
wünschen übrig. Die Verhältnisse der Tucherei von Florenz, Straß¬ 
burg und Konstanz werden beständig herangezogen, was einen wenig 
erfahrenen Autor leicht zu grandiosen Analogien führt. Wollte man 
die Lücken der Brügger Überlieferung mit fremdem Material ausfüllen, 
so waren die Ordnungen aus den flandrischen Städten zu berück¬ 
sichtigen, wo Brügge sich nachweisbar Rat erholte (vgl. oben). Von 
diesem Gesichtspunkt aus wäre die Arbeit besser unterblieben, bis der 
ganze Recueil fertig vorlag. Zieht Frl. Hebbio Nachrichten aus 
einer anderen, im ersten Bande aufgeführten Stadt heran, so gereicht 
es der Untersuchung nicht immer zum Heile. Nach ihr „haben wir 
sehr eingehende Nachrichten Uber die Walkmühle in Aardenburg“ 
(8. 21). Nr. 20 und 21 des Recueil, die das Aardenburger Material 
bringen, erwähnen nichts dergleichen; wohl aber wird in den Verord¬ 
nungen aus der Mitte des 14. Jahrhunderts (S. 21 Z. 3—4) der Walker 
mit seiner Kufe (comme) genannt. Danach liegt kein Anlaß zur An¬ 
nahme vor, daß man im 13. und 14. Jahrhundert in dieser Mittel- oder 
Kleinstadt anders als in Brügge von der Verwendung von Menschen¬ 
kraft beim Walken abgesehen hätte und zur Walkmühle übergegangen 
sei. Hiermit stehen noch zwei weitere Anschauungen in Verbindung, 
deren Berechtigung fragwürdig ist. Einmal begründet Frl. Hkrhio 
den Mangel einer Walkmühle in Brügge mit der Rücksicht auf die 
„feinen“ Tuche (8. 21), die dort hergestellt seien. Die „feinen Tuche“ 
sind „doch gerade Brügges Stärke“ (8.11, vgl. auch 8. 9). Bewiesen 
wird dies nirgends. Gewiß wird man die Brügger Gewebe gegenüber 
nichtflandrischen Produkten als Qualitätsware bezeichnen dürfen; inner¬ 
halb Flanderns aber wird Brügge mindestens von Gent und Ypern in 
der Herstellung von „feinen“, teuren Tuchen übertroffen (vgl. Brügges 
Entwicklung, 8. 29—31). Frl. Hebbio bemerkt denn anch selbst (8.34), 
daß „das berühmteste Brügger Fabrikat“ „kein eigentliches Tuch, 
sondern ein anderer feiner Wollstoff, Saye (Serge)“ ist. Wiederum 
haben wir Grand zur Annahme, daß die Saye vielmehr ein Stoff 
zweiten Ranges war, der gern zu den weitverbreiteten Brügger cousen, 
den Strumpfhosen, genommen wurde. Wir werden noch darauf zu¬ 
rückkommen, warum in den historischen Darstellungen sich fast aus¬ 
nahmslos die Vorstellung von „feiner“ Ware an die flandrischen Tuche 
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heftet, was nicht immer zn Recht geschieht. Schwerwiegender ist der 
Irrtnm, dem Frl. Herbig sich in bezug auf die Stellung der Walker 
und Färber hingibt. Während nach ihr (8.11) die Färber vor 1296 
.,sozial, wirtschaftlich und politisch ohne Einfluß sind“ und auch dann 
„zahlenmäßig von geringer Bedeutung“ bleiben, zeigt uns (S. 20) „das 
gewöhnliche Bild bei den Walkern“ „den Meister in der Werkstatt 
tätig, den ehrsamen Handwerksmeister, unterstützt von einem Knapen 
und einem Lehrling“. Bei „einer Anzahl von Wägermeistern“ kehrt 
„eine gewisse Wohlhabenheit“ ein (ebd.). So ist „der Walker noch 
der sozial unabhängigste, weil er auch vermögend ist“ (S. 86). Das 
ist das Gegenteil von dem, was über Färber und Walker der nieder¬ 
ländischen Tucherei bekannt war. Derzeit kam ich zu dem Resultat 
{Brügges Entwicklung, 8.208), daß die Färber im Vergleich mit Webern, 
Walkern und Scherern „weit weniger zahlreich und besser situiert“ 
»eien. Gerade ihre geringere Anzahl und die Wichtigkeit, die man 
den Manipulationen der Färberei beimessen mußte, wenn man die 
soliden Farben erzielen wollte, die vielleicht ebensosehr wie die Fein¬ 
heit des Gewebes für den Preis der Ware bestimmend waren, lassen 
in dem Färber einen Elitearbeiter des Wollwerks vermuten. So figu¬ 
rieren in Brüssel 1306 die Färbermeister an der Spitze von 36 Gruppen 
von Gewerbslenten, die mit den Patriziern Vereinbarungen eingelten 
( Des Marez, vgl. nnten, S. 185). Dazu stelle man das, was POSTHTJÄUS 
(Geschieden», vgl. unten, S. 347 ff.) über die soziale Geltung der Färber 
Leidens im 15. Jahrhundert sagt, um zu erkennen, daß es sich bei der 
Färberei um einen der angesehensten Erwerbszweige in einer nieder¬ 
ländischen Tuchstadt handelt. Andererseits sind, wie oben angedeutet, 
die Walker durchweg die ersten, die zu Arbeitsniederlegungen und 
SeBeesionen schreiten. Wie reimt sich das mit der Vorstellung vom 
„ehrsamen Handwerksmeister“? .Auch sind keineswegs die Gesellen 
an diesen Bewegungen allein beteiligt; in Leiden wenigstens, wo wir 
über diese Zustände gut unterrichtet sind, gehen mit einer einzigen 
Ausnahme Meister und Knecht einträchtig zusammen vor. Im Jahre 1498 
sind die Leidener Walker noch etwas ärmer als die Weber, und 28 °/o 
haben überhaupt kein Vermögen! Doch damit können wir wohl die 
Analyse der Schrift beschließen. Wenn solche Dissertationen, die 
methodisch nicht auf der Höhe stehen, in die wissenschaftliche Welt 
hinausgehen, so dürfen wir uns nicht wundern, wenn sie draußen 
kühl aufgenommen werden. In Belgien hat Henri de Sagher im 
Februarheft 1910 der Archives beiges Frl. Herbigs Arbeit höflich, 
aber entschieden, zurückgewiesen. 

Die städtische Draperie Flanderns kränkelte seit dem Ausgange 
des 14. Jahrhunderts, war auch durch alle handelspolitische Protektion 
der englischen Konkurrenz gegenüber und durch alle sonstigen Maß¬ 
nahmen nicht zur Gesundung zu bringen. Im 16. Jahrhundert waren 
in den Hauptzentren wie Gent und Ypern nur noch geringe Reste 
der einstigen Größe übrig, welche die Städte durch zähes Festhalten 
an den überkommenen Privilegien zu konservieren suchten. Gleich* 
zeitig erlebte aber der äußerste Westen Flanderns einen Aufschwung 
der Weberei des platten Landes. In Bergen, Hondschooten und 
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Armentieres stellte die kapitalistisch geleitete „Neue Tucherei“ billige 
-and gangbare Stoffe her. Ihr Aufkommen schildert Pnumns Aufoatc 
Une crise industrielle an 16* stöcle (La draperie urbaine et la „uouvelle 
draperie“ en Fl andre), Ball, de l’Acad. de Belgique, Glasse des 
Lettres 1905, S. 489 ff. Anch hier besteht Ftthlnng mit der politischen 
Geschichte; denn die ketzerischen Industriearbeiter jener westflandri- 
sehen Orte stellen nach PmSNNB das Hanptkontingent zu den Bilder¬ 
stürmern des „Wunderjahres“ 1566. Wer sich noch Uber die gewerb¬ 
lichen Verhältnisse Flanderns in den jüngeren Jahrhunderten zu unter¬ 
richten wünscht, findet eine gute Einführung bei Raoul Blanchard. 
l^a Flandre, 4tude gäographique de la Plaine flamande en France, 
Belgique et Hollande, Paris 1906, S. 870 ff. 

Ein eigenartiges Vorspiel zur flandrischen Qewerbegeschicbte bietet 
die Kontroverse Uber die „friesischen Tuche“. Es ist „ein kleines 
wirtschaftsgeschichtliches Problem der Karolingerzeit“, wie es PntRMKE 
genannt hat; doch hat dies kleine Problem eine unverhältnismäßig 
große Anzahl von Federn in Bewegung gesetzt. Der Grund liegt 
erstens in dem zunehmenden Interesse für wirtschaftsgeschichtliche 
Dinge, das sich ziemlich allgemein geltend macht. Sodann zieht die 
ökonomische Vergangenheit der Niederlande im besonderen die For¬ 
schung an, weil dort eine Reihe von interessanten Wirtschaft«- und 
sozialgeschichtlichen Fragen vorhanden sind, die bisher eine zureichende 
wissenschaftliche Behandlung nicht erfahren haben. Endlich reizt da« 
Thema von den „friesischen Tuchen“ durch die Ansprüche, die es an 
Methode und Belesenheit stellt, und durch die weiten Ausblicke in da« 
Wirtschaftsleben des früheren Mittelalters, die es eröffnet. Es handelt 
sich um die Herkunft der im 9. Jahrhundert wiederholt genannten 
pallia fresonica. Sind sie auf friesischem, hier gleichbedeutend mit 
nordniederländischem Gebiet hergestellt oder haben sie ihren Namen 
von den friesischen Händlern, die sie im weiten Bereich des Franken¬ 
reichs vertrieben? Die Leipziger Dissertation (1898) von C. J. Klumkbr, 
Der friesische Tuchhandel zur Zeit Karls des Großen und sein Ver¬ 
hältnis zur Weberei jener Zeit, abgedruckt im Jahrbuch der Gesell¬ 
schaft für bildende Kunst und vaterländische Altertümer zu Emden Xni, 
behandelte ausführlich die Frage. Der Verfasser leugnet den friesischen 
Ursprung der Tuche und sucht ihre Heimat in England. Die positive 
Behauptung geht im Grunde auf die irrige, in der historischen Literatur 
aber verbreitete Anschauung zurück, welche bedeutende Tuchmacherei 
in England bereits für das frühe Mittelalter annimmt, während sie in 
Wahrheit erst ein Produkt des 14. Jahrhunderts ist Mein Aufsatz, 
Die Herkunft der friesischen Gewebe, Hansische Geschichtsblätter, 
Jahrgang 1906, 8. 309 ff., suchte Klumker in diesem Punkte zu 
widerlegen, und bisher ist die Hypothese vom englischen Ursprung 
aueh nicht wieder aufgenommen worden. Gleichzeitig mit Kluxxkr 
hatte sich Pirknne, Geschichte Belgiens I, 8. 85, vgl. jetzt die dritte 
Auflage der französischen Ausgabe (1909), 8. 34, zur Sache geäußert und 
die Herstellung der Tuche für Flandern in Anspruch genommen, wobei 
er anch Aloys Schulte« Zustimmung gefunden hatte (Geschichte des 
mittelalterlichen Handels und Verkehrs zwischen Westdeutschland und 
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Italien I, S. 79 Anm. 3). In dem erwähnten Aufsatz folgte ich ihnen 
und suchte den Beweis für die flandrische Herkunft näher zu begründen 
und die These weiter auszubauen. Erich Kober, Die Anfänge des 
deutschen Wollgewerbes, Berlin und Leipzig 1908, ä. 49, schloß sich 
meiner Auffassung an, ohne freilich näher auf die Frage einzugehen. 
Auf der flandrischen Seite begründete Pirknne, Draps de Frise ou 
draps de Flandre?, in dieser Zeitschrift, 1909, 2. Heft, S. 308 ff., seine 
alte Auffassung näher, nicht ohne neue Quellenstellen zum Beleg bei* 
zubringen. In Holland hatten sich inzwischen H. A. Poelman, Ge- 
schiedenis van den handel van Noord-Nederland gedurende het mero- 
vingische en karolingische tijdperk, Amsterdam 1908, S. 130—136 
und Posthuhus, Geschieden» (s. unten) S. 1— 4 zur Sache geäußert 
Poklman tritt für nordniederländische Herkunft der Gewebe ein, 
vermag aber das Problem nicht zu fördern, was auch H. Wilkenb in 
seiner Rezension des POELHANschen Buchs in den Hansischen Ge¬ 
schichtsblättern, Jahrgang 1909, S. 295, konstatiert. Posthümus weist 
darauf hin, daß es nicht ausgemacht sei, ob die pallia, welche die 
Klöster Fulda und Werden von ihren friesischen Gütern erhalten und 
die unter den Beweisstücken für friesische Herkunft voranstehen, aus 
Wolle oder Leinen waren; gelangt aber nicht zu einem eigenen ab¬ 
schließenden Urteil. Während beide meinen Aufsatz in den Hansischen 
Geschichtsblättern nicht berücksichtigen, polemisiert Hans Wilkens, 
Zur Geschichte des niederländischen Handels im Mittelalter, in der¬ 
selben Zeitschrift Jahrgang 1908, S. 327 ff. ausführlich dagegen. „Ein 
unbefangener Beurteilet, meint er S. 329, „wird als Verfertiger dieser 
Tuche niemand anders betrachten als die Friesen selbst“; für Flandern 
vermißt er „ausreichende Nachrichten Uber bedeutendere 'Tuchweberei 
in karolingischer Zeit“ (S. 331) und stellt noch einmal zusammen, was 
wir Uber Schafzucht und Weberei in Friesland wissen. Die Stellen 
der altfranzösischen Dichter — mantelet eher, que tessurent Frisons 
und ähnliche — besagen nun allerdings gar nichts; es ist Geographie 
romanischer Poeten, die in allem, was irgendwoher von der Nordsee¬ 
küste kommt, etwas „Friesisches“ sehen. Analoge Anschauungen, die 
alle auf mangelhaften Kenntnissen der geographischen Verhältnisse der 
Niederlande beruhen, ließen sich unschwer in Menge anführen. Was 
ferner aus der klösterlichen Überlieferung bekannt ist, beweist, daß 
auch bei den Friesen einheimische Wolle zu Geweben verarbeitet 
wurde, nicht aber die Herstellung besserer, im ganzen Frankenreich 
getragener Mäntel. Wer für die Friesen als Produzenten eintritt, ist 
außerstande, anzugeben, von wannen das Gewerbe kommt und wohin 
•es geht. Eis gibt keine Nachrichten aus der römischen Kaiserzeit, an 
-die man anknüpfen könnte, und die städtische Tucherei nimmt in den 
nördlichen Provinzen an Bedeutung erst im 14. Jahrhundert zu. Man 
muß also, um das Verschwinden der „friesischen“ Weberei vom 
10.—14. Jahrhundert zu erklären, mit dem Rückgang der friesischen 
Weberei seit Ende des 9. Jahrhunderts rechnen (Wilkens S. 336). 
Jegliche Kontinuität wäre damit ausgeschlossen. Gerade sie ist aber 
bei einem Gewerbe wie die Tuchmacherei, die durch die nötigen 
technischen Traditionen und Erfahrungen im Weben, Färben und 
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Appretieren, sowie durch den Bezug des Rohstoffs auf Menschenalter 
hindurch an die Scholle gebunden war, eine theoretische Forderung 
von Wichtigkeit Die flandrische Hypothese entspricht ihr weit besser 
als die friesische. Sie kann einmal ankntipfen an der gallorömischen 
Technik der Kaiserzeit, und zweitens klafft keine Lücke von einigen 
Jahrhunderten, so dünn auch der Faden der Überlieferung ist. Nur 
ist mit Nachdruck zu betonen, daß wir „Flandrer“ die Heimat der 
Tuche nicht in den heutigen Provinzen West* und Ostflandern suchen, 
sondern im Lande der Moriner und Atrebaten südwestlich davon. Ob 
man diese römischen Bezeichnungen anwenden, ob man in mittelalter¬ 
licher Weise die alten Kulturstätten von Arras und St. Omer als 
„flandrisch“ bezeichnen will, weil sie zum regnum Baldewini gehörten, 
oder ob man mit modernem Ausdruck von nordfranzösischen Gebieten 
spricht, tut nichts zur Sache. Das Wesentliche ist, daß wir hier am 
ehesten auf römische Traditionen rechnen können, daß der bei Arras 
angebaute Krapp die Färbekunst, die in Deutschland später vom 
Begriff eines Flandren nicht zu trennen war, fördern mußte und daß 
endlich in diesen Gegenden die Blüte der flandrischen Tucherei 
des Hochmittelalters am frühesten erkennbar wird. Wenn die auf 
D. Schäfer zurückgehende Lesart Frisonibus atque Morinis bei Er-, 
moldus Nigellus, MG. Poet Lat II, S. 83 v. 115—124, richtig ist — 
und dem farblosen marinis ist sie immer vorzuziehen —, dann haben 
wir auch den morinisch-flandrischen Händler der Karolingerzeit, den 
die „friesische“ Auffassung vermißt. Zudem ist der Ein wand, weshalb 
man denn nicht von flandrischen Tuchen spräche, hinreichend ent¬ 
kräftet durch den Hinweis, daß jene Gaue von Tärouanne und Arras 
erst im 10. Jahrhundert von den Grafen des flandrischen Gaues er¬ 
worben und zu Flandern geschlagen wurden. So werden wir sagen 
dürfen, daß die „friesische“ Auffassung die Bezeichnung der Stoffe 
als pallia fresonica für sich hat, während ungefähr alle sonstigen 
Momente für die morinisch-flandrische Hypothese sprechen. 

Im Zusammenhang mit der älteren Geschichte der flandrischen 
Tucherei stehen auch die Verse des Conflictus ovis et lini, jenes Ge¬ 
dichts, das Keutgbh, Hansische Geschichtsblätter, Jahrgang 1901, dem 
Hermann von Reichenau (f 1054) zuschreiben möchte. Soweit Keüt- 
gens Untersuchung Weberei und Handel der Flandrer berührt, hat 
sich Hermann Bächtold, Der norddeutsche Handel im 12. und be¬ 
ginnenden 13. Jahrhundert, Berlin und Leipzig 1910, S. 220—224, 
ausführlich dazu geäußert. 

Wir werfen noch einen kurzen Blick auf das zweite Hauptland 
des Südens, auf das Herzogtum Brabant Die Einleitung zum 1. Bande 
des Recueil (S. XI) hat es als notwendig bezeichnet, die brabantische 
Tuchmacherei innerhalb der Veröffentlichung nicht zu berücksichtigen, 
da die Wirtschaftsgeschichte Brabants und Flanderns ebenso wie ihre 
politische Entwicklung getrennte Wege wandeln. Wenn auch die 
flandrische Gewerbegeschichte bewegter und anziehender erscheint, 
weil sie die sozialen und politischen Phänomene mehr herausarbeitet, 
so ist doch auch die etwas jüngere Draperie des Herzogtums von 
Wichtigkeit Die Deutschen haben sich viel mit dem Vertrieb bra- 
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bantfecher Stoffe befaßt; am vollständigsten zählt sie wohl die 1457 
erneuerte Ordonnanz Uber den Brtlgger Stapel von 1442 auf (Hans. 
UB. Yin, Nr. 6S0, vgl. auch die Übereinkunft mit Herzogenbusch ebd. IX 
Nr. 260). Zur Orientierung Uber die Tncherei einer der brabantisehen 
Hauptstädte leistet gute Dienste G. des Marez, L’Organisation du 
Travail k Bruxelles au 15* siede, M4m. couronnto et autres Mem. publ. 
par. l’Acaddmie roy. de Belgique, Brüssel 1904. Zwar befaßt sich der 
Verfasser mit allen Gewerben; aber die Wichtigkeit des Wollwerks 
führt von selbst dazu, daß es vorangestellt wird. Längere einleitende 
Darlegungen führen die Untersuchung an das 15. Jahrhundert heran. 

Waren die brabantisehen Städte nicht so früh auf dem Plan wie 
die flandrischen, so gilt ein Gleiches von den nordniederländisehen. 
An den ältesten städtischen Mittelpunkten im Machtbereich der hollln- 
dischen Grafen beginnen im 13. Jahrhundert die Urkunden von Dingen, 
die das Wollwerk angehen, zu reden. Doch in Dordrecbt, Middelburg 
und Harlem stehen Tuchhandel und Wandschnitt, weniger aber das 
Tuchgewerbe selbst an leitender Stelle. Auch im overijsselschen De- 
venter ist es nicht anders. Erst im 14. Jahrhundert hört man aus 
holländischen Städten mehr von Weberei, die gleich der flandrischen 
für den Export arbeitet. So taucht 1326—27 in Delft der erste 
Tücher auf, den man für Holland namhaft machen kann. In Leiden, 
das die unbestrittene Führung unter den holländischen Tuchorten 
Amsterdam, Schiedam, Haag, Narden und anderen Städten übernahm, 
läßt sich seit der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts eine Tuchbereitung 
erkennen, die als Hausindustrie mit kapitalistischem Einschlag organi¬ 
siert ist. Seit etwa 1395 nimmt man in Leiden englische Wolle in 
Gebrauch, und dies erstklassige Rohmaterial wird die Voraussetzung 
für die Blütezeit des Leidener Wollwerks, die von 1450—80 andauert, 
um seither einer langwierigen Depression Platz zu machen. Die 
handelspolitische Seite der Leidener Tncherei war aus Anlaß ihrer 
Beziehungen zur HanBegeschichte von v. d. Ropp, Hansische Geschichts¬ 
blätter, Jahrgang 1892, S. 173 und von Walther Stein, Hans. UB. IX, 
S. 294, berührt worden; aber die innere Geschichte des Gewerbes hat 
erst durch die Arbeiten von N. W. Posthümds ihr Fundament erhalten, 
in seiner Geschiedenis van de Leidsche Lakenindustrie I, De Middel- 
eeuwen (14. tot 16. eeuw), Haag 1908, bemüht er sich mit Erfolg um 
Klarstellung des gesamten Entwicklungsganges. Wohltuend berührt 
die eingehende Kenntnis der Technik, die, wenn ich recht unterrichtet 
bin, der Verfasser sich durch praktische Arbeit in einer Leidener 
Tuchfabrik erwarb. Anziehend sind die Darlegungen zur Sozial¬ 
geschichte, die sich für das Ende des 15. Jahrhunderts (1498) auf eine 
ausführliche Berufs- und Vermögensstatistik gründen. Dagegen hätten 
im handelsgeschichtlichen Abschnitt des Buchs die Beziehungen nur 
Hanse wohl noch schärfer und klarer gefaßt werden können. Seither 
übertrug die Historische Kommission der Niederlande Mr. Posthuhüs 
die Herausgabe der Quellen zur Geschichte der Leidener Gewebeindustrie. 
1910 ließ er den ersten Band der Bronnen tot de GeBchiedenis van de 
Leidsche Textielnijverheid, Rijks Geschiedkundige Publicatiön 8, er¬ 
scheinen, der das arcbivalische Material für Aufkommen und Blütezeit 
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1333»“ 1480 verlegt. LVer zweite Teil, der »cliou 1911 naehfolgte, hat den 
Kiedergaug bis 1573 zu veranschaulichen, während ; 3- r 4' weif Are • Bände 
de» Geschicken der „Neuen ftr&perie“ bis 1795 gewidmet sein werden. 
Wenn der Recueü die ganze Landschaft Flandern behandelt, so be» 
Hrlirsnkt sich die be.UHndische Publikation auf die Gewerbegesehichte 
einer einzigen 3tsult. Man kann sieb dabei in Holland auf die ex¬ 
zeptionelle Stellung Heideoö berufen, das »ichunter den hrdländiaehea 
Städten zur Tuchstadt ersten Ranges entwickelte. Indem PoaTfltTjtrs 
auch Über da« Mfüetajter hmttbefgreift, wird er sieh auch .«tu die 
jüngere ßewerhegesohtehitö Hollands ein Verdienst erwerben^ die, soweit 
ich sehe, gleichfalls einer Revision bedarf, übrigen» geht er io der 
Einleitung -zu seiner „Geschiedenia 14 and« die Naebrxehten über die 
Weberei in den übrigen nordniedöriämliscben Städten durch. Wenn 
er dabei die Grenzen des heutigen Königreich» der Niederlande zu¬ 
grunde legt — nur das früher rtaödrisehe Ardenbnrg bleibt mit 'Recht 
unberücksichtigt -- und somit auch die Weberei der aordhrabäntischen 
Städte Herzogenbusch, Breda, Bergen-op*Zoom und anderer Orte bespricht, 
so hat die» in diesem Zusammenhang weiter nichts auf »fehu An sieh 
aber ist- iß den .Fragen der Abgrenzung zwischen Nord und Süd uo< 
bedingt an -'der'historischen Zusammengehörigkeit der Landesteüe fest- 
zuhalteu. Es bedarf kaum der Erwähnung, daß fllr eine Veröffent¬ 
lichung über brabautischen öewerbedeiß sieht die heutige holländisch- 
belgische Grenzte, sondern der 'Otofang de» alten Herzogtums allein 
entscheidend sein dürfte. Städte wie Herzogedbuscb and Bergen*op- 
Zoom müßten somit zu Brüssel und Löwen gestellt werddp, Sw* 
dürften vom belgischen Brabant hndi-. Weniger ''.getcen'nt#sij(tep. dl* 
Arras und St. Omer von den ÖandriscJbeö 'rBchstSdien des l{ecuei|; >>r 
Einige Ähnlichkeit mit dem wjrteebaftlichefi Charakter Leidens; weföt 
die Nachbarstadt Ilarlem .auf«. Kur stand hier, wie in der laformatioa 
von 1514 xuaanimenfsujseud betaerkt wird, die Brauern au erster 
Stelle, und neben die Pjraperie triften noch der Handel in Leinen¬ 


gebe? hat in beachtenswerter Weise die Keüren der Tuchstädte auf 
mie Verwandtschaft hin untersucht (Einl. 8 . LXV1 ff.). Er stellt fest, 
daß da* geldersche llarderwijk sich an Amsterdam anlehnte, während 
»larlcm Bestimmungen Leidet!“ ' «»»mtabw.f»* 

«cbeinljch von Harlem en?b t< 0 kt 

baben oben auf Brügge» V, 1 - : ■ 

V iei i*\j*tkr9* In’ f, Rotitl- u . ijji 
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derns Rat zu holen, hingewiesen; für NordniederUnd war der Nach¬ 
weis eines Zusammenhangs zwischen den Ordnungen der einzelnen 
Städte noch nicht erbracht worden. Verwunderlich ist das Vorgehen 
der Städte nicht. Denn der Zug, sich an das Bestehende, Anerkannte 
und Erprobte anzulehnen, ist stark bei der mittelalterlichen Stadt 
Wie sollten Stadtrat und Sekretär ohne weiteres lange Verordnungen 
mit technischen Vorschriften für ein kompliziertes Gewerbe redigieren 
können? So besteht die Gewohnheit, bei guten Nachbarn am In¬ 
formationen zu bitten, fort, solange die Städte für das Wollwerk ab 
Angelegenheit der gesamten Stadt eintreten. Eine andere Frage war, 
ob Auskunft und Unterstützung bereitwillig gewährt wurden. Im 
Stadtarchiv Deventers beruhen zwei Schreiben Wesels über das An¬ 
sinnen Deventers (1584), von Wesel eine Abschrift der Ordinanx 
über die Wolltuchfärberei nebst drei Mustern von grobem und von 
englischem Tuch zu erhalten. Wesel, das anfänglich ausweichend 
geantwortet hatte, erklärt zwar, daß vor etlichen Jahren ihm eine 
Bitte um gleiche Mitteilungen von namhaften Städten abgeschlagen 
sei, daß es aber doch Deventers Verlangen nachkommen wolle. In 
der Tat findet sich an gleicher Stelle in Deventers Archiv der be¬ 
treffende Ratserlaß Wesels von 1571 Mai 22 in Abschrift: Ja, es sind 
vier Proben erhalten, die möglicherweise die in den Schreiben be¬ 
rührten drei Tuchsorten vertreten; es ist ein minderwertiges Blau auf 
gröberem Tuch, eine dunklere Sorte der gleichen Farbe und endlich 
1—2 Proben auf feinerem Stoff. Wer diese Tuchstückchen in der 
Hand gehabt und sich von der ganz verschiedenen Qualität von Farbe 
und 8toff überzeugt hat, begreift, weshalb man auf die Unterschiede 
der Wolltuche und ihrer Färbung ein solches Gewicht legte. 

Es ist zur Genüge bekannt, welch wichtiges Kapitel das Textil¬ 
gewerbe in der Geschichte des arbeitenden Menschen ausmacht. Die 
Dokumente, die in den besprochenen Publikationen niedergelegt sind, 
berühren „Technik, Lohn, gewerbliche Rechtsprechung, Genossen- 
schaftsleben der Gewerbsleute, ihre Beziehungen zu den öffentlichen 
oder kommunalen Gewalten oder zu fremden Produzenten" (Recueil I, 
S. XTV), und diese Aufzählung könnte noch fortgesetzt werden. Hier 
soll nur noch kurz auf die Bedeutung der niederländischen Tucherei 
außerhalb ihrer Heimat hingewiesen werden. In dieser oder jener 
Form sind gewerbliche Anregungen von ihr ausgegangen. Am be¬ 
kanntesten ist wohl die befruchtende Einwirkung emigrierender vlämi- 
scher Weber auf die englische Tuchmacherei unter Eduard HL Die 
Beziehungen zwischen dem deutschen und dem flandrischen Wollwerk 
sind weit älter und reichen wohl noch ins 12. Jahrhundert zurttek. 
Erich Kobkr hat dem Elinfluß der flandrischen Wollweberei auf die Ent¬ 
stehung des deutschen Wollhandwerks ein Kapitel seiner oben genannten 
Abhandlung gewidmet Er vermag „von einer unmittelbaren Einwirkung 
der flandrischen Webern durch Verpflanzung flandrischer Tuchmacher 
nach deutschen Städten in älterer Zeit nichts zu bemerken“. Die 
negative Fassung seiner Ausführungen befriedigt nicht ganz. Auf 
jeden Fall standen die Vlamen in 8tädten wie Wien, Hameln und 
Fritzlar mit dem Wollwerk in enger Verbindung. In Wien waren es 
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Färber (1208), und für Hameln macht KOBE& selbst (8. 54) ein 
Gleiches wahrscheinlich. Für das koloniale Deutschland nimmt KoBM 
dagegen einen stärkeren Anteil der Niederländer an der Entwicklung 
der Tuchmacherei an. Allerdings will er auch hier wieder wenig 
,tw einer direkten Verpflanzung niederländischer Handwerker in die 
nengegrttndeten Städte des Ostens“ wissen; er glaubt vielmehr, dafl 
erst auf dem Neuland aus dem flandrischen Ackerbauer ein Weber 
wurde. Ob er damit recht hat, ist zweifelhaft. Die Argumente all¬ 
gemeiner Art, wonach der niederländische Landbauer wegen Laad- 
maagel auswanderte, während der Handwerker in den flandrischen 
Städten Nahrung fand, stützen die Hypothese nicht genügend. Ich 
nächte vielmehr annehmen, daß die kolonisierenden Gewalten des 
12. Jahrhunderts eben deshalb Fl andrer in ihre Städte ziehen, weil sie 
bei ihnen eine besondere Kenntnis des Wollwerks voraussetzen. Wenn 
Heinrich der Löwe im Hagen Braunschweig Vlamen ansetzt oder das 
Me ritoti ft in Hildesheim Bie in der Dammstadt Hildesheim ansiedelt, 
so geschieht das doch wohl, weil sie als Tuchmacher oder Färber im 
Wollwerk tätig sein sollen. 

Während hier die flandrisch-deutschen Beziehungen in den Rahmen 
des großen kolonisatorischen Werks hineingehören, bringt im Westen 
der Nachbarverkehr Berührungspunkte mit sich. Unter den deutschen 
Landschaften ist in der Ausbildung des Tachgewerbcs der Niederrhein 
des Niederlanden noch am nächsten gekommen. Die klevischen Städte, 
deren gewerbliche Entwicklung Liesegang, Niederrheinisches Städte¬ 
wesen, Breslau 1897, beschrieben hat, stehen dem angrenzenden Gol¬ 
den wohl am nächsten. Bemerkenswert ist, wie ein großes handeis- 
politacket Ereignis, die hansische Sperre gegen Flandern (1451—56), 
sewohl auf die Leidener Tucherei wie anf die westdeutsche Laken¬ 
bereitung ermutigend und förderlich einwirkt. Dabei wird auch ein 
m von Verpflanzung von Webern bekannt: 1452 werden aus Narden 
bei Amsterdam, dessen billige Tuche im Osten großen Absatz fanden, 
drei Weber nach Duisburg berufen (vgl. die Zusammenstellung der 
einschlägigen Nachrichten von Walthxk Stein im Hans. UB. VIII, 
Bemerkung zu Nr. 151; Nr. 260 und Anm. 1). Hierher gehören 
and» die beiden Holländer in Hamburg, qui pretendebaut certam hic 
teere adaptionem et formadonem novorum pannorum, in den Ham¬ 
burger Kämmereirechnungen 1471—76, und Göttingens Versuch (1476), 
fenth Waadmacher aus Deventer die Tncherei zu beleben (vgL v. d. Ropf, 
Heng. GeschichtBbl. Jahrgang 1892 S. 174—176). Gemeinsam ist diesen 
Bestrebungen, daß die deutschen Städte jedesmal ihre Aufmerksamkeit 
steh den Niederlanden richten, wenn sie ihrem Wolhrerk aufhelfen 
wdfca. 

Noch eine andere Frage dringt sich auf, wenn man niedertändi- 
•ches und deutsches Textilwesen vergleicht. Hat man sich mit flan- 
drimher Gewerbegeschiehte abgegeben und nimmt dann Nachrichten 
•her norddeutsche Zustände vor, so frappiert nichts mehr als die Tat- 
tebe, daß sich hier <fie Wandschneider Überall breitmachen, während 
•** » den flandrischen Tachstädten eine bescheidene Rodle spielen, 
te stellte dies für Brügge fest (Brügges Entwicklung, S. 200). Dm 

12* 
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Mabkz, der an den bekannten Aufsatz v. Belows über Großhändler 
und Kleinhändler im deutschen Mittelalter, Jahrbücher für National¬ 
ökonomie und Statistik IU. F. Bd. 20 anknüpft, kommt für Brüssel 
(S. 329) zum Resultat, daß während der Glanzzeit der exportierenden 
Brüsseler Tucherei im 14. Jahrhundert man auf den durch die Wand¬ 
schneider vertretenen Detailverkauf nicht weiter Gewicht legt und 
daß erst im 15. Jahrhundert, als der Absatz draußen stockt und der 
lokale Markt in den Mittelpunkt rückt, auch die Wandschneider ihr 
Haupt erheben. Stellen wir neben die flandrische und die brabantische 
Stadt noch das holländische Leiden, so erfahren wir durch Posthukds, 
Geschieden« S. 264—267, daß sie sich während des 15. Jahrhunderts 
mehr und mehr auf den Kleinverkauf von Leidener und fremdem 
Tuch in Leiden selbst beschränkten, nachdem sie zuvor gelegentlich 
auf fremde Märkte gezogen waren. Sie bringen es aber nicht zu 
einem Monopol des Wandschnitts, und ihre Rolle ist wenig bedeutend. 
Wir dürfen das Resultat aus diesen drei Tuchereizentren wohl un¬ 
bedenklich verallgemeinern und es dahin formulieren, daß den Wand- 
schneidern eine Stellung zweiten oder dritten Ranges zukommt, so¬ 
lange in einer Stadt die Tucherei vorwiegt und im Schwünge ist. 
Als die Leidener Draperie im 14. Jahrhundert aufkam und als die 
Brüsseler Tucherei im folgenden Säkulum zurückging, betätigten sieb 
die Wandschneider. Während der Blütezeit ist es hier wie dort still 
von ihnen. Eine bedeutende Draperie am Platze unter Leitung der 
Tücher läßt die Wandschneider nicht auf kommen. Sobald dagegen 
der Bedarf an besseren Stoffen durch Einkauf in der Ferne gedeckt 
wird, tritt auch das „großhändlerische" Moment, der Einkauf über 
See und Sand, im Berufsleben der Wandschneider stärker hervor. So 
ist es nicht nur in Norddeutschland, sondern auch auf niederländischem 
Boden. Im 13. Jahrhundert, als in Nordniederland noch keine nennens¬ 
werte Weberei bestand, prävaliert der Wandschnitt im Handelsleben 
Dordrechts (1201), Middelburgs (1271) oder Deventero (1249). Daß 
es den Wandschneidern genau wie in Norddeutschland auch nicht an 
sozialem Ansehen fehlte, beweist der Egbertus panicida, der 1291 und 
1294 unter den Schöffen Nimwegens fungiert (vgl. van Schevichaven 
in Bijdragen en Mededeelingen der Vereeniging „Gelre“ XIII, 1910, 
S. 94). Damals hatte auch in Geldern die Tucherzeugung nicht viel 
auf sich. In Flandern selbst tauchen in Grammont (Geraerdsbergen) 
zu 1397—98 (Recueil H, S. 653) einmal 17 lakensnider auf. Grammont 
war eine Kleinstadt, und wenn Draperie dort geblüht hatte, so war 
es damit nach dem stürmischen 14. Jahrhundert vermutlich schon 
vorbei. So wird auch durch diese Nachricht der Schluß, den die 
obigen Nachweise nahelegen, nicht umgestoßen: Große Bedeutung 
der Wandschneider korrespondiert mit geringer Tucherzeugung ihres 
Wohnorts. 

Mit der Erörterung Uber den Wandschnitt, der wieder mit dem 
Problem des Groß- und Kleinhandels im Mittelalter zusammenhängt, 
bewegen wir uns bereits auf handelsgeschichtlichem Boden. Die 
Tucherei der Niederlande führt Handelsgeschichte und Gewerbe¬ 
geschichte aufs engste zusammen. Der Bezug der Wolle, der Handel 
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in Farbstoffen, Pottasche und ähnlichem und endlich der Vertrieb der 
fertigen Steife bilden hochwichtige Bestandteile des mittelalterlichen 
Handels, die man eich schlechterdings ans «einem Bilde nicht hinweg¬ 
denken kann. Was wir über den Kreditkaof und Koltelrtiv^rerkauf 
attä leiden hören, Uiustriert die Handelsteehaik. Da« gebrUtirhiicbe 
Rttstxeög der Hatidelepölitik, dftf Stapel, kommt in den Institutionen 
4» englischen Wutlstapeis 2 « Calais und des hansischen Tüchstapel» 
2 o Brügge znr Anwendung. Umgekehrt entnimmt der Historiker des 
u»öd«rläodt8ehen Tuebgewerbe« den handelsgeBchicbtliiehei» Quellen die 
föierzeugung von Wett and Wichtigkeit seiner Industrie. Weil flan¬ 
drische Tuche in Nowgorod und Lissabon, in England und Italien ge¬ 
kauft werden, ist der Sehlujß apf die Überragende Bedeutung der flan¬ 
drischen Weberei im Vergleich au dem VVoltwerk anderer Länder 
berechtigt, das Moment des Exports wird zntn unterscheidenden 
Merkmal gegenüber anderen mittelalterlichen bewerben. Indem sowohl 
•EspmaB^isnöfKK wie PosTHuatos Kakl BOcasas geniale theoretische 
Konzeption von 4er Stadtwirtsehaft mit ihrem ihr den lokalen Markt 
arbeitend^ ^ewe^bfleiß kam ÄMgangSpnnkt ihrer Betrachtung machen, 

*,teilen sie legt, daß die entwickelte niederländische Titcherei nicht in 
»im Rahmen der wSudtwirümhaft gehört, sondern vielmehr von der Aus¬ 
fuhr »ebb Diese Täteache 4*» koamerzietlen Vertriebs und nicht 
etwa ein Vorgang ans dem Produktionsprozeß wird entscheidend für 
thsii Charakter. den man dem niederländischen Weil werk beilegt 
Wegen des Bedarfs an fremden Rohstoffen und der Notwendigkeit, 
Absatzgebiete außerhalb der Niederlande zu finden, steht eine ganze 
Reihe Top; Probleflsen au« der europäischen Hn.Ddeljsge»chichte 3m Zu¬ 
sammenhang mit der IWheraeugung Flanderns, Brabant« and Hollands. 
Höchst ungleich ist die gesicherte historische Kenntnis auf diesem 
weiten (JebieL Während dre Be*ieltp&gen zwischen Flandern und 
Italien und «peziell Ihr Florenz und Venedig ihre Pflege fanden, wissen 
wir noch wenig Details über den Tnckexport nach der Pyrenäenbalb- 
inael und über 4te WoUatisfuhr na» .den- baakisehen Häfen. Yerhiltnia- 
mäßig oft ist die englische Handelspolitik und ihr Verhältnis zum 
Kontinent betrachtet worden ; aber auch hier sind wir weit entfernt 
tobt abgewogenen, Urteil. Wie günstig em« fieyision wirken kann, 
zeigt der Aofeat* von Joseph Hansen, Der englische Staatskredit 
unter König Eduard UL (1327—1377) imd die hansischen Katifleut«, 
Hansisch* Gescbicbtsfelätter, Jahrgang 191Ö, S, 323 ff. Ke handelt sich 
um eine Hroppe Kölner und Dortmunder Kapitalisten, die sich an 
den WüiJveracbiffungeii von England nach Flm»dern beteiBgten, im 
14. Jahrhundert von den englischen Königen zu Anleihen heraiigezogen 
worden und zeitweise in die Stellung von- Kronbanfeieri} einrückten. 
Die Tatsache. ihrer Geldgeschäfte war bekannt,- über man hatte m 
weitgehend« P’ölgerungen daran geknüpft and sie in die JiborR»hwäag- 
ticben Worte, die aian leider immer noch für die Handelftgesebicbte 
angebracht fladet:, gekleidet. HaufSE»* Verdienst int 1», die über¬ 
triebenen. Vorsteliungoo auf ihr richtigt-s. »VS-V--.- r , 
lu den äußeren ‘Umrissen steht 
pünehean. Hundiisgeschicbt« der 
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noch weit davon entfernt, daa Einzelereignis aus seiner Isolierung - 
herausgenommen und ihn seinen gebührenden Platz in der allgemeinen 
Entwicklung angewiesen zu haben. Man trifft noch auf ganz elemen¬ 
tare Fehler. So weiß der Verfasser der jüngsten „Geschichte des 
niederländischen Handels“ Hkndr. C. Diferkk, Amsterdam 1908 (S. 292 
bis 298) nichts von dem Unterschied zwischen Merchant Adventurers 
und Staplers, scheint letztere sogar nicht zn kennen! Selbst in einem 
so unzulänglichen Buch hätte man einen solchen Irrtum nicht erwartet. 

Wenn man das Material Uber die niederländisch-deutschen Handels¬ 
beziehungen in seltener Vollständigkeit beisammen findet, so ist es ein 
Verdienst des Hansischen Geschichtsvereins und seiner großen Publi¬ 
kationen, der Hanserezesse und des Hansischen Urkundenbuchs. Doch 
hat hier die Verarbeitung der Stoffmassen mit der Veröffentlichung 
der Quellen nicht Schritt gehalten. Wir werden schärfer hinsehen 
und mehr differenzieren müssen. In den Darstellungen ist zum Beispiel 
durchweg von „feinen" flandrischen Tuchen die Rede. Wir sind die 
letzten, die dem flandrischen Tuchgewerbe die Qualitätsstoffe abstreiten. 
Aber gerade bei dem spezifisch hansischen, lukrativen russisch-flan¬ 
drischen Zwischenhandel handelte es sich weniger um „feine", als um 
gangbare und billige Ware. Dafür spricht, daß die Hansen diese Stoffe 
in kleinen Orten Flanderns aufkaufen, die ihre Tucherei nur mit 
Mühe gegen die Eifersucht der größeren Nachbarstädte Uber Wasser 
halten. So stand Poperingen zu Ypern, so Dendermonde zu Gent. 
Die Luxusstoffe gehen aber nicht von den kleinen, sondern von den 
großen Städten aus, wo die Traditionen besser ausgebildet und be¬ 
wahrt werden und wo die schärfere Kontrolle auf genaue Einhaltung 
der gewerbepolizeilichen Vorschriften einwirkt. Und waren die Russen 
pekuniär in der Lage, „feine" Tuche einzuhandeln? Verkauft man 
nicht auch heute an halbzivilisierte Völker wohlfeile, möglichst bunte 
Zeuge? Was wir von den Stoffen aus St. Omer, Poperingen und 
Tourcoing wissen, macht ganz den Eindruck, als ob es sich um farbige 
Laken handelte, die für die Russen immer noch gut genug waren. 
Wenn man dazu neigt, jedes in den mittelalterlichen Quellen genannte 
Stück Zeug fremder Herkunft sogleich für „feine" Ware zu halten, 
so stammt diese Vorstellung aus der Zeit, als die Handels geschickte 
um urkundliche Nachrichten verlegen war und bei der Literatur des 
Mittelalters Quellenstellen borgen mußte. Der ritterliche Dichter muß 
seine höfischen Helden begreiflicherweise auch mit glänzender Garde¬ 
robe ausstatten und gern führt er dafür Genter Tuch an. Gewiß 
wollen wir diese Zeugnisse in ihrem Wert nicht herabdrücken. Aber 
wir müssen vor Verallgemeinerungen warnen, die sich auf Grund dieser 
Bemerkungen einschleichen. Da von Qualität der niederländischen 
Gewebe die Rede ist, so mag hier auf die Ansicht, die Tröltsck, 
Die Calwer Zeughandlungskompagnie und ihre Arbeiter, Jena 1897, 
8. 2 entwickelt, hingewiesen werden. Er meint, „daß v die außerordent¬ 
liche Blüte des flandrischen und nordfranzösischen Tuchergewerbes im 
18. und 14., des brabantischen und niederländischen in den folgenden 
Jahrhunderten nicht sowohl auf der eigentlichen Tuchmacherei, als 
auf der Verfertigung glatter, leichter Zeuge beruht. Schon der hohe 
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Stand der Färberei in diesen Ländern, die von dort stammende Ver¬ 
wendung von doppelten sog. ,welschen 1 Kämmen bei der Wollberei- 
tnng und von Pressen bei der Appretur, die bei den ,Tuchen* nur 
eine untergeordnete Rolle spielen, machen dies im hohen Grade wahr¬ 
scheinlich". Soviel ich sehe, ist man dieser Anregung nicht weiter 
nachgegangen. Es sei dahingestellt, ob und inwieweit Tröltsgh 
recht hat; bedenklich ist nur, daß er unter Zeugen „glatte, schmale, 
wenig oder gar nicht gewalkte Gewebe aus langhaariger Wolle" ver¬ 
steht Das geringe Walken wttrde sich mit den Nachrichten von der 
Bedeutung der Walker bei der niederländischen Tucherei im allgemeinen 
nur schlecht vereinigen. 

Auch der Fremdhandel auf deutschem Boden steht unter dem 
Zeichen des Tuchimports vom Westen. Ob man die Flandrer des 
12. und 13. Jahrhunderts — um von den Friesen einmal abzusehen —. 
betrachtet oder die Holländer des 15. und die Engländer des 16. Säku- 
luma, die ihre Waren in Deutschland vertreiben, ins Auge faßt, immer 
haben sie einen bedeutenden Rückhalt an der Tucherei des eigenen 
Landes. Erst neuerdings geht man daran, diesen Verhältnissen näher 
nachsuspüren. Ich hatte die Belege für den flandrischen Aktivhandel 
nach Deutschland im 12. und 13. Jahrhundert zusammengestellt (Brügges 
Entwicklung S. 79 ff.); Bächtold hat in seiner oben angeführten 
Geschichte des norddeutschen Handels mir für das Rheingebiet im 
wesentlichen zugestimmt, will aber die Flandrer an Weser und Elbe 
nicht vor 1238 auftauchen sehen (S. 202). Die Frage bedarf noch 
näherer Untersuchung, und speziell seine Auslegung des Hildesheimer 
Nekrologs hat mich nicht überzeugt. Wie man sich aber auch im 
einzelnen entscheiden mag, so wird man doch diesen flandrischen 
Handelszügen ihre große Bedeutung als Vorläufer für das erwachende 
deutsche Handelsleben nicht aberkennen. Von den Tuchkarawanen 
der Flandrer gehen die Anregungen aus, welche die Deutschen ver¬ 
anlassen, nun auch ihrerseits zum Tucheinkauf nach Flandern zu 
ziehen. Das ältere Handelsvolk wirkt vorbildlich und führt Flandern 
dem Ökonomischen Bewußtsein der Norddeutschen näher. Ganz anders 
der Hanse und Holländer des 15. Jahrhunderts. Diesmal sind die 
Deutschen die beati possidentes und die Holländer diejenigen, welche 
rieh den weiten Bereich des baltischen Handels erst noch erobern 
wollen. Die 8chiffahrt spielt eine große, vielleicht die größte Rolle; 
äber in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts und vornehmlich um 
1470 machen die Leidener Tuchkaufleute den Hansen das Leben be¬ 
sonders schwer. Bisher sind die Details des großen hansisch-hollän¬ 
dischen Kampfes noch nicht in voller Schärfe erfaßt. Die einzige 
Spezialarbeit über „Die Hanse und Holland", eine Marburger Disser¬ 
tation (1907) von Hobt Stahe, vermag wohl den äußeren Verlauf der 
handelspolitischen Zusammenstöße, nicht aber die treibenden wirt¬ 
schaftlichen Kräfte und ihre Bedeutung richtig zu schildern. Mehr 
ist über die späteren englisch-hansischen Konflikte geschrieben; aber 
wiederum fragte man mehr nach der Handelspolitik, also nach dem, 
was mit dem Handel geschehen sollte, als nach seinen tatsächlichen 
Zuständen. Die Position des deutschen Kaufmanns wird dabei meistens 
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unterschätzt. So möchte ich hier das Wort des Gouverneurs der 
Merchant Adventurers Hofer Hoaddesdon anfiihren (1602), der 1544 
auf einer Reise von Danzig durch alle Seestädte — Stade und Emden 
ausgenommen — keine Engländer, sondern nur die Stalhofleute beim 
Handel und Tuchverkauf antraf (Maud Sellbrs, The Acts and Ordi- 
iiances of the Eastland Company, London 1906, S. X). Gerade in 
jenen Konflikten mit Holländern und Engländern wird es recht deut-* 
lieh, daß der jahrhundertelang betriebene Tuchimport fllr die deutsche 
Gesamtwirtschaft kein Gewinn war. Man hatte ja in Norddeutschland 
die rheinische und ostersche Wolle, die vornehmlich die Braunschweiger 
in Mengen nach den Niederlanden ausfllhrten; aber den Grundstock 
für ein starkes, dem fremden Import gleichwertiges Wollgewerbe im 
eigenen Lande hat die allerdings qualitativ nie ganz hervorragende 
deutsche Wolle nicht abgegeben 1 ). Der Handel mit fremden Stoffen 
drückte zu stark auf das heimische Gewerbe und hat so zu der wirt¬ 
schaftlichen Verkümmerung Deutschlands im 17. Jahrhundert- beige¬ 
tragen. 

Eis sind der Dinge viele, vielleicht zu viele, die auf den letzten 
Seiten berührt wurden. Aber gerade die bunte Menge der Probleme 
zeigt, wie die Geschichte der niederländischen Tucherei mit tausend 
Fäden mit der gesamten Entwicklung des europäischen Gewerbe- and 
Handelslebens verknüpft ist. Ist dieser Eindruck gewonnen, so haben 
diese Zeilen ihren Zweck erreicht. 


1) Auch die überraschende, von Hans Nirrnheim, Das hamburgische 
Pfandzollbuch von 1869, Hamburg 1910, ermittelte Tatsache einer bedeutenden, 
zumeist von Braunschweiger Kaufleuten über Hamburg betriebenen Tuch¬ 
ausfuhr (1369) wird das Gesamtresultat nicht umstoßen. Sollte es sich nicht 
um Stoffe minderer Qualität, etwa der „weißen“ Braunschweiger Tuche 
handeln? Eine Spezialuntersnchung über die Braunschweiger Handels- und 
Gewerbeverhältnisse wäre wohl am Platze. — Hier sei auch der anziehenden 
Studie von Franz Bastian, Regensburgs Handelsbeziehungen zu Frankreich, 
Festgabe für Hermann Grauert, Freiburg L Br. 1910, S. 91 ff., gedacht. 
Der Verfasser weist nach, daß die im 12. Jahrhundert in Verbindung mit 
Regensburg genannten feinen Stoffe nicht Gegenstände des Regensburger 
Gewerbfleißes, sondern des dortigen Handels sind. Für das spätere Mittel- 
alter ist in erster Linie Toumai Bezugsquelle von Tuchen für den deutschen 
Südosten. Der Interpretation der S. 101, Anm. 1 abgedruckten Urkunde kann 
ich nicht beistimmen. Die villa Tornacensis und die villa Insulenais, die im 
Rechtsstreit miteinander liegen sind nicht zwei, durch die Schelde getrennte 
Stadtteile Tournais, sondern Tournai und Lille (Ryssel). Warum die ge¬ 
zwungene, geschraubte Erklärung an Stelle des Naheliegenden setzen? 



Literatur, 


Jmsgesrählte Urkunden au-r WUrttenibergiaehen Geschichte, 
herausgegeben von EüftBN Schneideb. »Stuttgart, Köhlbammer, I9It 
r=~ Wörtteinbergisciie Ge8chichts<|ueIIen, herauagegeben von der 
WQrttemhergischeri Kommission fllr Laadeaseachiohie. 1L Baud). 
VilV2718., Mk. 3.—. 

Dokumente von erstem Rang, wie dar Münaiuger Vertrag oder der 
Herzogsbrief von 1495, waren dem wilxttembergiaehen Historiker bis¬ 
her nur in tthzavertlssigeo Drucken, etwa bei Sattler und Reyacber, 
zugänglich. Die Aufnahme einer Auswahl wichtiger Stücke, in moderner 
Edition, in die WttrtiembergLseben Gesebichtequelleu reehttertigt iicb 
also durch sich selbst. Einige Inedita, so die Laadesteiiung von 1442, 
erhöhen noch den Quelleawert der Sammlung, Aber vor allem bat eie 
Eugen Bchnkiuer doch zur Benutzung an Universitäten und, wie er 
hofft, auch an MittelsrJmleu bestimmt und dementsprechend ata an- 
scbÄulicfaes Begleitmittel ftlc alle Epochen der Landesgeschichte einge¬ 
richtet. Die Aufnahme % Ö. der deutschen Bundesakis ; erMim sich 
nur aus dem zweiten Gesiehtspunkt. Die Auswatd der vpji 1ÖS3 bis 
1906 reichenden Dokumente verrät den sachkundigsten Herausgeber ; 
mit Rücksicht auf den eigentlichen Zweck der Sammlung, dem auch 
der rühmlich billige Buchpreis entspricht, hätte neileicht die Zeit von 
1848— 1870 stärker herangezogea und dafür etwa der württembergiecb- 
hobenxotlernäehe Zollvertrag weggulassen werden künnem V 


Siel. 


Enm Kkkn» 


Otto Huk, Die Bergarbeiter. Historische Darstellung der Berg- 
Arbeiterverbätitnwse von der ältesten bis ?n die neueste Zeit. Krater 
Band. »Stuttgart, Dietz Nachf., 1910. 455 »S, 

Hubs Arbeit, deren umfangreicher erster Ted vorliegt, verdankt, laut 
Vorwort, ihre Entstehung einem Auftrag dee VeFhauiisvtjratÄodeÄ der 
Bergarbeiter Oeutschlande und bezweckt n b**ru|iiigeÄcb»ehtli6he Belehrung’ 1 
der VerhandsmitgUeder. Verfasser hat jadieser Äbsteht Umselmu:.ge-,' 
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halten in der historischen Eiterawt ffbcs* 
die Ergebnisse zu einem QesatoMdhl >iMjfl 
und rechtliche« VerhäUiiisse der >:■■■■ r< o« 
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im Altertum und insbesondere im deutschen Mittelalter und den nach¬ 
folgenden Jahrhunderten des deutschen Bergbaues zu vereinigen. Eine 
besondere Darstellung widmet er der „Jugendzeit des Kohlenbergbaues“ 
(8. 842—424). Den Schluß machen Abbildungen aus dem Harzer und 
erzgebirgischen Bergbau nach Löhnetss und verschiedentliche Quellen, 
beginnend mit dem Bergbrief von Schladming. H. hat manches 
Fernliegende herangetragen, andererseits wichtige Literatur Oberseben. 
Über die ältere Entwicklungsgeschichte der Bergarbeit und das Ge- 
sellschaftsrecht der Bergleute sind wir besser unterrichtet, als uns der 
Verfassser nach widerstreitenden Ansichten vorträgt. Gegen den sog. 
Kostvertrag der selbstarbeitenden Gewerken, woraus die Gedingvertrlge 
hervorgegangen sein sollen, siehe die Ausführungen in dieser Zeitschrift, 
Bd. VI, S. 268 ff. Der Berichtigung bedürfen die Bemerkungen Uber 
Lehenschaft und Teilmiete, sekundäre Formen der Beteiligung von 
Arbeit und Kapital an Bergwerksunternehmungen. Verkannt ist die 
Stellung des Eigenlöhnertums, das H. als Betriebsform überschätzt. 
Mangels der richtigen Ausgangspunkte konnte der Verfasser auch nur 
eine unzureichende Vorstellung von der relativen Bedeutung der Lohn¬ 
arbeit und dem frühzeitigen Umfang des kapitalischen Betriebes gewinnen, 
nur unbestimmt ist darum auch seine Ansicht über die Klassenbildung. 
Gelegentlich hat sich der Verfasser selbst der Erkenntnis nicht ver¬ 
schlossen, das ein Eindringen in diesen Fragenkomplex nur anf 
quellenmäßiger Grundlage möglich ist. Im ganzen durfte, trotz der 
Mängel, das fleißige und gut geschriebene Buch den engeren Zweck, 
den es sich selbst vorgesetzt, wohl erreichen. Was den Historiker an¬ 
langt, wird er sich mit dem allzu häufig durchschlagenden Tone des Paitei- 
anwaltes und der aus den Gegenwartskämpfen herUbergeholten Pole¬ 
mik nicht befreunden; immerhin mag man manche Grensttberschreituag 
dem warmen Freund des sozialen Fortschritts unserer Bergarbeiter 
zugute halten. 

Prag, 1911. A. Zycha. 


Georg Caro, Sozial- und Wirtschaftsgeschichte der Juden 
im Mittelalter und der Neuzeit (i. d. Schriften, hrg. v. der 
Gesellschaft zur Forderung der Wissenschaft der Judentums), Band I. 
Leipzig, G. Fock, 1908. 

Zum erstenmal wird hier der Versuch unternommen, die Sozial- 
und Wirtschaftsgeschichte der Juden seit Beginn des Mittelalters zu¬ 
sammenfassend und auch in einer für weitere Leserkreise zugänglichen 
Form darzulegen. Der vorliegende Band umfaßt „das frühere und 
das hohe Mittelalter u und behandelt nicht nur die Juden in den 
germanischen Staaten, im fränkischen Reich, in der früheren Kaiser¬ 
zeit, im Zeitalter der Kreuzzttge, in England, Frankreich und Italien, 
sondern bringt auch zwei umfangreiche Kapitel Uber die Juden im 
Orient, während — merkwürdigerweise — die Juden in Spanien 
für den zweiten Band ausgescbieden worden sind. Fußnoten sind 




gänzlich vermiede»: an ihre Steife tiud die üblicher« „Anmerkungen*' 
im Schluß de* Runde« getreten, die aber ab einer bedanfrUchen Un¬ 
übersichtlichkeit leiden and für eine .wiseeuseh&ftüche Kontrolle ktMi 
benützbar sind. Allerdings dürfte hierwohi weniger der Verfasser »1« 


der Verleger die Verantwortung tragen. Von diesen Mangeln abgesehen, 
darf rückhaltlos ausgesprochen werden, daß das Buch durchweg les¬ 
bar, stellenweise sogar fesselnd geschrieben ist- dem Verfasser ist un¬ 
verkennbar gelangen, der Interpretation der Quellen eine persönlich© 
Note ku geben und manche EinzeJfrage in ein neues Licht eu rücken: 
Freilich, wer nach wissenschaftlich gesicherten Resultaten allgeweiaeu 
Inhaltes sucht, der wird sich mit einer ziemlich beseh^deaen Aus¬ 
beute begangen lasten müssen. Doch trifft die Schuld keineswegs den 
Verfasser. „Biß tief ins spätere Mitteiter hinein weiß die Geschieht« 
Oberitaliens (»ad für die sonstigen Provinzen der apenamiecheu ll&lbinaet 
gilt na führ dasselbe!) sehr wenig von Juden zu berichten. Sie können 
in den dort früh wieder auf bl übenden Städten niemals die Holle gespielt 
haben, wie nördlich der Alpen and jenseits der Pyrenäen. Das ist 
ein Umstand, der allerdings zu der günstigen Lage, die sonst für* sie 
mit Wahrscheinlichkeit voraussuaetzen ist (allerdings auch Ton Boknsäf 
n. »- schlankweg supponiert wird!), weniger imEinklang steht, als «am 
Gegenteil.“ So faßt <3*»o selbst (S. Ö9> als Resultat zusammen. 
Aber nicht viel besser steht «a für die Länder di-ts«rette d er Alpen. 
„Von der Organisation der jüdischen (Gemeinde» Deutschlands tsa 
früheren Mittelalter geben eigentiieh »or die Zeugnisse fBr den 
Untergang Rande, nämlich Berichte über die Verfolgungen beim 
ernten Kreusxag and Verzeichnisse der Opfer Am äWofeewseifers“ (S-, 170): 
Aber selbst diese Quellen fließen mehr als dürftig; am interessanteste» 
nach, was wir über den Judenriebter. Pari»®« ArehUynagogua 

genannt, ans Maiuz, Später, Worms >»sw> erfahren : (S.I7Ö ff,),. Ist 
es aber in der Tat glaubhaft, daß Cbristeö, #& gegen etncH Juden 
wegen Geldschulden klagten, ihren gesetzlichen Gerichtsstand 
an »schließlich vor dem Farne« hatten? Daß dieses angebliche 
Privileg das Bischofs Huozmann von Speier von lOfci interpoliert ist. 
Daß aber gerade noch diese Partie interpoliert 


_----- PPW ■ P • w I B -... PPÜ P ■ p|H I.| 

ist, scheint mir dass Privileg Heinriche IV, für die Juden von Worms 
an bestätigen, das freilich gleichfalls nicht in der nceprüoglicben Ge¬ 
stalt erhabne ist, dessen Saehinhalt jedoch in der Bostütigsnrioiade 
Friedrichs I. von 1157 fast wortgetreue Aufnahme gefunden hat. Und 
hier fehlt dieser Beisatz (vgL Gaäo &,172), 

Wie sehr man sich vor Verailgemeiöersngen dieser Art au hüten 
hat, ist unlängst an einen trefflichem Beispiele von T an gl gezeigt 
worden (Neues Archiv XXXIII, 197—2Ö9); die bekannten zwei Stellen 
ans den ..Formdlae, Imperiales, wo christlichen Raufleuten derselbe 
Schatz zugesagt wird „aicut Judeia“ (bz#. ipÄ» Judei“), beruhen 
lediglich auf einer falschen Asiflbsüng der tironiachen 
Note frlr „äcriino#' v . Von. Jaden ist an keduer der beiden Stellen 
die Rede, and alle Schlüsse, die man «ifttAfe ttsatnkan hot \r%l. 
Rechtageaeb. 1* 404:; Sicksl i. d. SB., _ • t ‘ 1 , 

entbehren jeglicher Unterlage. V ; 
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Und wenn angeblich deutsche Privilegien denjenigen, welcher 
einen Juden verwundet oder gar getötet hat und die exorbitant hohe 
Ruße nicht bezahlen kann, mit derselben Strafe bedrohen „wie jener 
erlitt, der zur Zeit Kaiser Heinrichs 1H. den (uns sonst unbekannten!) 
Juden Vivus erschlug; es sollen ihm die Augen ausgerissen und die 
rechte Hand abgehauen werden“ (S. 174) — wie oft, glaubt Cabo 
wohl, daß diese Strafe tatsächlich vollzogen worden ist? 
Mir wenigstens ist kein Beispiel bekannt; es ist vielmehr zu vermuten, 
daß ein einziges Mal genttgt hätte, um einen Volksaufstand zu ent¬ 
fachen, der den Juden des betreffenden Territoriums Gut und Leben 
gekostet hätte. 

Noch zweifelhafter und noch weniger einer Generalisierung fähig 
erscheinen mir die mehr oder weniger anekdotenhaft übertriebenen 
Chronikenhistorien, die ein gut Teil des CABOschen Buches ausmachea. 
Was kann uns das Märchen — denn was anderes ist es sicher nicht — 
von den „1000 sohwertumgürteten Reitern“, unter denen „500 bewaffnete 
und kriegsgettbte (!) Männer“ von den in der Stadt wohnenden Juden, 
„die sich vor keinem Feinde rückwärts wenden“, für den sonst nirgends 
bezeugten „kriegerischen Geist“ der mittelalterlichen Juden 
(S. 178) besagen? Dabei ist der Name der „Stadt“ so verderbt, 
daß er jeglicher Konjektur spottet. Und schließlich: was soll man 
mit so beweislos vorgebraohten Sätzen generellen Inhaltes anfangen, 
wie z. B. S. 177: „In der Karolingerzeit, als noch die Einberufung 
des Heerbannes stattfand, dem alle freien Leute folgen mußten, 
zogen jedenfalls (!) die Juden mit oder fanden sich für die Er¬ 
laubnis dalieimzubleiben ab“. Eher geht doch aus den spärlichen 
Quellen hervor, daß man die Juden schon damals als Landes¬ 
fremde ansah, die man aus diesem Grunde auch nicht im Heer¬ 
bann sehen wollte, denen darum der Zutritt zu den öffentlichen 
Ämtern verboten war (vgl. Schröder, Rechtsgesoh. 218) u. a. m. Daß 
die ortsangesessenen Juden gelegentlich zu einer Feldzugsbeisteuer oder 
Wachdiensten gepreßt wurden, beweist doch gar nichts. — 

Zweifel solcher Art drängen sich bei der Lektüre des Buches 
übergenug auf. Doch möge es bei diesen aufs Geratewohl heraus¬ 
gegriffenen Beispielen sein Bewenden haben. Diese Zweifel an Einzel¬ 
heiten sollen den Wert des Buches als Ganzes nicht mindern, nur zur 
Vorsicht auffordern, besonders dort, wo der Verfasser vom Einzelnen 
aufs Allgemeine schließt. 

Am interessantesten sind die beiden Kapitel über das Judentum im 
Orient, dessen Kenntnis wir vor allem den beiden Weltreisenden des 
12. Jahrhunderts Petachja aus Regensburg (der über Polen und Süd- 
rußland bis nach Bagdad wanderte) und Benjamin aus Tudela verdanken. 
Die Entwicklung und Ausgestaltung im Orient gibt der Entwicklung 
des Judentums im Abendlande einen erwünschten Hintergrund. 

„Bereits im 12. Jahrhundert unterschieden sich der sozialen und 
wirtschaftlichen Lage nach die verhältnismäßig kleinen Gemeinden 
Frankreichs, Deutschlands und Englands nicht unwesentlich von den 
viel größeren des Orients; noch erheblicher sollte der Unterschied 
in der Folge werden, und ein Moment trat hinzu, das den Abstand 
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wir haben »s schon anfangs konstatiert — nicht its der Persönlichkeit 
des Verfassers, sondern am Objekte selbst. Die Jaden sind eben einmal 
während das Mittelalter» and der INeuzeR nur ein r Auk^ng8el.^ ge¬ 
wesen, das dank seiner rassenpiiyöiologisohen Zähigkeit aJlea Aus- 
rotttmgaversochen standhialt und unter dem wohlbereehueten und lener 
bezahlten Schatze vou Päpsten, Kaisern, Reichsstädten und anderen 
geldbedürftjge« Gewalten (zum Teil such bloß im Schutze der Finsternis 
des Gettos) sieb ton der europäische» Kultur weitetschiebeä und 
weitertragen HeÖ, Ein eigener „Kultnrfaktor“ ist das europäische 
Judentum niemals gewesen und bat auch ulemals eigene Kulturwerte 


geschaffen, weder in sozialer noch in wirtschaftlicher Hinsicht. 

Für das Juden asm des Orients, vielleicht Schon de» manschen 
Spaniens, mag die Sache anders liegen — dort sind die Wurzel» 
seiner Kraft. Darüber wird uns ja der zweite Bund Garos belehren. 

Bonn. vSrKOMüNB Keller. 


Erich Schräder, Das Be festig ungerecht in Deutschland 
tob den Anfängen bis zum Beginn des 14. Jahrhunderts. 
Döttingen, Vandenhoccb & Ruprecht, 1909. 129 S- 

Eine monographische Darstellung des älteren Befestigungsteciittw 
in Deutschland ist gewiß eia lohnendes Unternehzotr.i. Bghrader 


gebührt das Verdienst, da# fast noch anberührte däheodier 

ßedhtRgeschicbte zuerst iu größerem Zusammenhänge'-zu 
haben. 

Das öefestigungsredbt ist schon im Edietnm Pistense (804) als 
königüehß Kompetepz klar umschrieben. Es verlieh dem Könige 
die Befognia, Burgen su bauen, Bitrgbanu zu Üben und das Recht 
hierzu an andere zu übertrugen. < hfishi 

Kbütuehs an, daß .„bn^riffUcb /Ajfif .jeder 

feste Ort.' 'Stsif fleBurg'' - ruck 
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der königlichen Hoheit in dem Öffnungerechte an Burgen, einer „Recbte- 
fenn znr Aufrechterhaitang des Befestigungsregals“. Der Ansatz nur 
Büdang eines königlichen Befestigungsregals habe sich indessen nicht 
»eiterentwickelt Es sei bezeichnend für die Schwache des könig¬ 
beben Befestignngsreehtes, daß sich so bald das gräfliche von ihm 
abgespalten habe. 

Mit Übergehung des Befestigungsrechtes der Herzoge und Mark¬ 
grafen, dem Schrapir als Zwischenstufe zwischen dem königlichen 
und gräflichen Rechte eine größere Bedeutung nicht bdzumesaen 
scheint, wird im zweiten Teil sogleich die Entwicklung des gräflichen 
bzw. landesherrlichen Befestigungsrechtes (im 12. und 13. Jahrhundert) 
erörtert 

Die Grafen durften bis zur zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts unr 
mit königlicher Erlaubnis Bargen erbauen. Nichte verlautet bis dahin 
von einer Befngnis derselben „zu eignem Burgenbau“, sondern „immer 
nur wird das Erfordernis der gräflichen Bsnerlanbnis gegenüber Drittau 
betont“ (S. 48). Nur eine Ausnahme davon hat Schräder gefunden, 
und sie allein genilgt ihm als Beweis filr die „reichsrechtliche Aner¬ 
kennung des gräflichen Befestignngsreehtes“ oder, wie er an anderer 
SteHe sagt, der Befugnis, „aus eigener Machtvollkommenheit Burgen 
zu bauen“ (S. 38; vgl. auch S. 48, 61, 70). Es ist die mchahofgeriebt- 
liche Sentenz vom Jahre 1184, in welcher der Pfalzgraf entschied, daß 
in einer zwei Grafen gemeinsam gehörigen Grafschaft der eine ohne 
Zustimmung des andern keine Burg errichten dürfe. Aus dieser für 
den Fall der Mitbelehnung getroffenen Entscheidung schließt Sohrabu, 
daß jeder Graf, der allein Uber seine Grafschaft verfügte, in ihr „un¬ 
angefochten“ Befestigungen errichten konnte, und leitet daraus ciu 
selbständiges gräfliches Befestigungsrecht her. Die Schlußfolgerung ist 
schwerlich zutreffend. Zugegeben selbst, daß der Einzelgraf in seinen 
Bezirke „unangefochten“ Bargen errichtete, so beweist diese Tatsache 
darchaus noch nicht, daß er jenes Recht „aus eigener Machtvollkom¬ 
menheit“ nnd nicht im Namen des Königs, als dessen Beauftragter 
geübt habe. 

Der Versuch also, bereits für die zweite Hälfte des 12. Jahrhunderte 
ein „eigenes“ gräfliches Befestigungsrecht nachzuweisen, das in der 
verfassungsgeschichtlichen Literatur bisher unbeachtet geblieben sei, ist, 
wie mir scheint, nicht gelungen. Damit fällt aber auch Schräders 
Ansicht von der Entstehung des landesherrlichen Befestignngsreehtes. Er 
erklärt sich die Entstehung desselben offenbar aus einer Rechtsentänßerang 
•des Königs, der den Grafen gestattet habe, „aus eigener Machtvollkommen¬ 
heit“ Burgen zu bauen (S. 88, 35). Die Existenz eines „eigenen“ gräf¬ 
lichen bzw. vogteilichen Befestignngsreehtes erscheint ihm als anmittel¬ 
bare Vorstufe znr „landesherrlichen“ Befugnis: „Vögte, die erst einmal 
ein eigenes Befestigungsrecht erlangt hatten, mußten hinnen kurzem zu 
wirklichen Landesherren werden“ (S. 74). Wodurch freilich der Fort¬ 
schritt vom eigenen zum landesherrlichen Rechte eingetreten, wird 
nirgends erwähnt. Vor allem aber ist der entscheidende Einfluß, den 
das Lehnrecht auf die Entwicklung der Landesherrlichkeit ausgeäbt hat, 
völlig außer acht gelassen worden. Der Übergang von der gräflichen 
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zur lan«i<»herrlichen Befugnis, d. i. von eine»» abgeleiteten, ien Namen 
dm König» geübten Hechte zum ^betSntHgee Hobwtereebte hat «ich 
hiebt durch eine Hofaciteentäußerung de» Königs, dtejedexiMls mobt 


nachweisbar ist, sondern vielmehr durch einen vom Lefenrahi be¬ 
wirkten allmählichen Ausschluß der königlichen Gewalt Vollzogen. 
,,D*s» Lehn recht schloß den LehoBfeemi ans.“ T 
des Grufeuämtes dem Besehenen einen eigenen Anspruch auf die mit 


..Dan Lehnrecht schloß deu I^bashemt ans/“ Da die Feadalkierung 

r 

de® Amte verbundenen Befugnisse gab, mußte der König auf Mitaas- 
ubetng derselben allmählich verzichten, je mehr das Lehnrecht Uber 
da« Amlsrccht den Sieg errang. So verwandelte «ich. das Amt in eine 
Herrschaft, die Gerichtsbarkeit In eine GericbtsberrUchkeit; und zweifel¬ 
los sind auch (Ue administrativen wie nuh'tärischen Befugnisse, der 
Heerbann und das Beförtigungsrecbt, ixt den Fe«4ali«ierußg8pn?5eü 
hmeingesögen und durch ihn umgesdaltet vrordeu. 

Die These Schbacess von der Entstehung des landesherrlichen ße- 
fWrigungarechtes, Blr dessen Kssätenz er schon z«*n Jahre 1172 „ein 
direktes Zeogaia“ gefondea su haben glaubt. YS. 4$ Anm- 1), ateht im 
Widerspruch zur heroebenden Ansicht, daß (he Fürsten Deutschlands 
erst durch die Brivitegieu Friedricha ll. and Hejuricha Vö, von 1220, 
1281» 1232 da» Befestiguagsrech? erlangt habe® (vgt, & B. R. ScBBöbKK, 
Deutsche Bechtsigeschichte, 8, flöß). Eioer sorgfhlügfcn, teilweise recht 
beachtenswerten Interpretation dieser Brtvfihgien, 'der Gonfoetieratio cam 
prmetpibo« ecdesiasticis (1220), des eiatotims in favomn prtmapum 
(1231) und seiner BestäJtigttÄg ■.■Friedrich II, (J2t2), Ist der dritte 
und letzte Teil der Arbeit ÖCKlUJlEas gewidmet. 

Die Bestimmung der Confoederatio, „nt null« edificia, caatra ride- 
Beet een civitates, in tun dis ecclesiarum vel occusione advoeatie vel 
aüo qnoqoam pretetta coustruantur. Et si qua forte sunt congtructa 
contra voluntatem eoruro, quibna fandi attinent, diruantur regia pote- 
state“ enthält nach Schkadkes Deutung lediglich da« Verbot, anf 
Grundeigentum der Kirche Befestigungen zu errichten; denn „fun- 
du*“ bedeute Grund und Boden, Eigentum, nicht dagegen den Terri- 
teiiaMsesitz der Kirche (territorium »ive mrisdictio». Mit Recht lehnt 
er die beute herrschende, besonders schroff von Bbbchtou) formulierte 
Ansicht ab, daß der König in der C-onfoederatio auf da« Recht zum 
Burgenbau verzichtet und den geistlichen Fürsten das ausschließliche 
Befestigungsrecbt in ihren Territorien abgestanden habe. 


Die Ein wände Bcuräuers gegeu die hersscheude Auffassung der 
Confoederatio werden dann auch auf den ßnieprechenden Paragraphen 
der Bestätigung Friedrichs II. (1232) ausgedehnt, der sich dadurch in 
zwiefacher Weise von der Confoederatio unterscheidet, daß er die hier 
erwähnte Verpflichtung des Königs zur Serstttruftg widerrechtlich er¬ 
bauter Burgen fortläßt und durch den Zuaate *jwr uö& u auch den König 
seihst von der Errichtung neuer Burgen und Städte ausschüeßl. .Bomssm 
stellt beide Frivdegie« auf gleiche Stufe: Der Paragraph des atatutum 
(1232) enthält ebensowenig als die Confoederatio «Ile Preisgabe eines 
königlichen RerKtes, eiue Vergöaatigttug für dlnJ&ra tea» sht 

pflichtet nur den König, «auch seihst von ü-«. — ihm 
Kirchen so oft durch gewallsatnen Bau 
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gefügt wurde“ (S. 100). Wie mir scheint, geht Schräder hier za weit. 
Sollte Friedrich II. wirklich nur das jedenfalls unkönigliche Versprechen 
gegeben haben, auch für die eigene Person sich des Unrechts, des 
gewaltsamen Burgenbaues, zu enthalten? Viel wahrscheinlicher erscheint 
mir die Annahme, daß Friedrich U. doch auf ein altes Recht Verzicht 
geleistet habe, das sich schon aus dem Eigentum des Reichs am Reichs¬ 
kirchengut leicht erklären ließe, und das statutum (1232) somit, ver¬ 
glichen mit der Confoederatio, für die Entwicklung des landesherrlichen 
Befestigungsrechtes einen Fortschritt im Sinne der Vergünstigungen 
bedeutet, welche das statutum Heinrichs VII. (1231) zweifellos den 
Fürsten darbietet 

Das statutum von 1231 läßt in der Bestimmung „statuentes in 
primis, quod nullum novum castrum vel civitatem in preiudicium prin- 
cipum construere debeamus“ keine wesentlich andere Erklärung als 
die heute geltende zu. Es bedeutet auch nach Schräders Ansicht 
„ein starkes ZurUckweichen des Königtums“, indem es den Ausschluß 
des königlichen Befestigungsrechtes aus den Territorien zugesteht. Der 
König habe versprochen, „selbst das landesherrliche Befestigungsrecht 
in vollem Umfange zu beachten“. Da Schräder die Entstehung des¬ 
selben schon in das Ende des 12. Jahrhunderts verlegt so kann er 
nicht mit den neueren Forschern den Verzicht Heinrichs VII. (1231) 
als „Beginn“, sondern nur als den „Abschluß“ der Entwicklung be¬ 
trachten: Die Fürsten besaßen längst das eigene Befestigungsrecht 
„und hatten bislang nur noch die Konkurrenz des Königs in ihren 
Territorien zu dulden“ (8. 110). Offenbar jedoch verdient die geltende 
Ansicht auch hier den Vorzug. Noch die Confoederatio (1220) 
läßt in der Bestimmung, die den König zur Zerstörung widerrechtlich 
erbauter Burgen verpflichtet zum mindesten einen Rest des königlichen 
Befestigungsrechtes in Geltung. Von einem landesherrlichen Rechte 
aber wird man erst dann sprechen können, wenn der Ausschluß des 
konkurrierenden Königsrechtes erfolgt ist Natürlich ist der neue Rechts¬ 
zustand nicht durch Gesetze geschaffen worden. Auch die Fürsten^ 
Privilegien von 1220, 1231/32 bestätigen nur eine im wesentlichen schon 
durch den Sieg des Lehnrechts Uber das Amtsrecht vollzogene Entwick¬ 
lung und sichern ihr allgemeine Rechtsgültigkeit „Nicht durch ein 
Gesetz, sondern den Geist der Verfassung“, sagt schon Eichhorn, sei 
mit dem eigenen Heerbann auch das Befestigungsrecht den Landes¬ 
herren gewissermaßen von selbst zuteil geworden. 

Am Schluß eines jeden der drei Abschnitte ist ein Exkurs angefügt: 
„Zum Burgenbau Heinrichs I.“ (Burgwardssystem, Bedeutung der 
„agrarii mUites“), „Das Befestigungsrecht des Erzbischofs von Köln 
als Herzogs von Westfalen“, „Zum Recht der Stadtgründung“. Wie 
diese Exkurse, so enthalten auch die Ausführungen über den gräflichen 
Heerbann (S. 36 ff.) nnd das Öffnungsrecht (S. 18, 68 ff.) manch lehr¬ 
reiche und treffende Bemerkung. 

Königsberg i. Pr. 


H. Spanoenbero. 
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Alkxahpke CüVhfüy ugsboheit und UetTstjguug*^ 

recht, Leipaig, Veit & Go.- 191t. 99 S. 

Dasselbe Thema, das E. BCöRißKÄ 1909 in zeitlicher Begrenzung bi* 
xutft 14, jahrbundlert behaedef» feviit 1 ), erörtert nun V, in eiucr roehts- 
hifitorisejsen Stttdie — djjnn, was der Titel nicht verrät, er betrachtet 
Zeit und öehlet des Deutschen Reiches und in schärferer juristischer 
Fragestellung!; äh daß man Sciouijers Verdienst 2 ) nicht schmälert, wenn 
man die oetre Arbeit als eine Ergänzung begrüßt, der sichtlich die 
Erweiterung des zeitlichen Gesichtskrciaes zugute gekotniaen ist. Schon 
in der Grundlegung bringt C. eine Ergänzung, indem er ueben de?« 


Heerbann auch Friedenabänu und Verordnungerecht als Quellen der 
BefeetigniJgshohett aufweist 3 )- Die gesamte ^ttte der sei ben stand flir 
das ganze R^ich Udi“ 4m Kaiser (Könige) und für Ihre Marken den 
Matkgn^#'.'pnd'- Grafen dagegen war durch ihr Ämterecht nur 
ein Teil davon deputiert, so daß sie, und als ihre Nachfolger, die Landes¬ 
herren, anr baupolizeiliche und richterliche Befugnisse in Öefestigungs- 
angelegenheiten besaßen, soweit nicht spe»eUe oder generelle Privile¬ 
gierung durch den Kaiser einzelnen von ihnen weitergehende Rechte 
einräumte. Die TenitorialfUrstea jdlgemein erreichten dagege?? erst nach 
längeren Versuchen, durch die sie im Laufe des 17, Jahrhunderts die 
kaiserlichen Prärogative einengten und ihre Stellung den Untertanen 
gegenüber festigten (im Oesabrücker Frieden, in den Wablkapitalationen 
von 1658 und 1090 und dem jüngsten Reicbstagaabschied von 1854), 
durch die WahlkapitnlatioB von 1711 die Befestigungshoheit. Dieser 
förfolg 4er zentripetalen Kräfte im Reiche war durch die Theorien der 
Juristen vorbereitet worden, welche es sich angelegen sein ließen, die 
Kefeatigongshoheit den Landesherren schon vor der reichsrechtiichnn 
Anerkennung zuziischreiben nnd aus dem von ihnen anfgesteilten Be¬ 
griff der Landeshoheit abzuleiten- Die Skizzierung dieser Versuche, 


welche C. unternimmt, ist ein schätzenswerter Beitrag zur Geschichte 
der Arbeit, welche die juristische Theorie des 17. nnd 18. Jahrhunderts 
den Ansprüchen der Landesherren auf Souveränität geleistet bat ; dabei 
bleibt aber fite Vorbereitung des 1711 testgelegten Reichsrechtes via 
facti im Hintergründe, welche doch so stark gewesen ist, daß aus ihr 
SoHBADJee schön ?Ur das 12. Jahrhundert den werdenden Landesherren 
eine Bel'twtigungshoheit vimlizierte. Gegenüber dem von C, mit Erfolg 
zusammcflgetragenen Material, das nicht allein die prinzipielle Au f- 
recbterbaltttng der kaiHerlichen Hoheit in Refestigungsflachen, sondern 
auch deren prakfisehe Änsübuug bis ins Ende des 17. Jahrhunderts 
erweist, feMt als Gegengewicht der Hinweis auf die trotzdem weit- 


1> E, ScßtovöfiUv Da« Befestiguagsrechii io Deutschland vou «1er, Ai< 
taugen bis *um/.Beginn des 14. Jahrhundert«, Güttingen 1909. 


2) S, darüber G. Reibst S. 90, Anni- ‘2 und S. 82. 

BV Friedensbann nnd PtoTUe.Qaia.vlt .bat irWär such Sfcip{Tp£f£ <4$ Griltwi- 
tagen für die BefsstiguBgehfcbtdi: +..fSteU?;i. iB.iGVlt}, aber ftlhwli»g)* m ui»co< 

ZuüunueabaBge, der durch 

ttmch dm üccä zu erwähnend« ' ^Efi^ 

Yi*rteU»br»oiir. f. Soa)»l- a. w, r ,»iil l . 
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gehende unprivilegierte Tätigkeit der Landesherren in der Anlage von 
Befestigungen. — Der Abschnitt über die Beschränkung des Befestigung»* 
rechtes bringt eine richtige Auslegung der Reichssentenz von 1271 nlr 
Freising (MGLL. sectio IV, Bd., II. nr. 306); weitere Ausführungen 
einzelner Punkte (Befestigungshoheit der Markgrafen, Stadtbefestigungs¬ 
recht, die Wüstung im deutschen Mittelalter) werden in Aussicht gestellt. 

Düsseldorf. Hermann Aubin. 


Frankfurter Handelsgeschichte von A. Deetz, Bd. I, Frank¬ 
furt a. M., Herrn. Minjon, 1910. XVII und 425 S. Geb. 26 Mk. 

Im letzten Jahrzehnte erst ist man ans Werk gegangen, die Wirt¬ 
schafts- und Sozialgeschichte Frankfurts, zu der Bücher vor nunmehr 
25 Jahren den Grundstein gelegt hat, weiter ausznbauen. Aber eine 
Handelsgeschichte hatte man bisher nicht zuwegegebracht, trotzdem 
die wissenschaftliche Welt seit langem begierig darauf wartete. Denn 
wenn auch einige Darstellungen über einzelne Teile der kaufmännischen 
Tätigkeit, die sich in den Mauern der altberühmten Meßstadt abgespielt 
hat, vorhanden waren, so namentlich die Arbeit von JOH. Phil. Orth 
über die Reichsmessen und die vor kurzem erschienene Festschrift' der 
Handelskammer, so vermochten sie doch das Verlangen nach einer um¬ 
fassenden Kenntnis des gesamten Handelsbetriebs nicht zu befriedigen. 
Beschränken sie sich doch auf bestimmte Zeiträume und besondere Aus¬ 
gestaltungen des Handels; ist doch auch Orths Arbeit für den heutigen 
Leser nicht mehr recht genießbar! So war es denn ein hohes Sei, 
das sich Rechtsanwalt Dietz steckte, als er daranging, eine Geschichte 
des Frankfurter Handels zu schreiben. Jahrzehntelang hat er in 
seinen Mußestunden auf dem Stadtarchiv und in auswärtigen Archiven 
Material gesammelt, auf Grund dessen er jetzt zunächst den ersten 
Band seines auf zwei Bände berechneten Werks vorlegt. Er zerfällt 
in fünf Abschnitte: I. Geschichtliche Einleitung; n. Der Meßhandel; 
HI. Die Wochenmärkte; IV. Der ständige Handel; V. ZdUe und 
Handelseinrichtungen. 

Was zunächst an der Einteilung auffällt, ist, daß er den Meßhandel 
bis 1866 darstellt, die Betrachtung des ständigen Handels dagegen mit 
1554 abschließt und dann die Erörterung des Zollwesens folgen läßt. 
Es dürfte sich empfohlen haben, auch den ständigen Handel bis zu 
Ende zu behandeln und die Ausführungen Uber die Zölle in den zweiten 
Band zu verweisen. Bei der von D. beliebten Anordnung mußte in 
dem Teile Uber die Zölle manches vorweggenommen werden, was auf 
den ständigen Handel nach 1554 Bezug hat, so vieles, was Uber die 
Entwicklung des Maklerwesens nach 1580 gesagt ist, so anch die Be¬ 
handlung der Garn- und Seidenschau, der Lederschau, der Färberei¬ 
akzise von Tripp nnd Grobgrün, der Tabak- und Kaffeeakzise, der 
Apfelweinakzise, des Akzidentialzolls, der Anfurt oder Observanz. 

Doch treten wir in eine Betrachtung des Gebotenen ein! Zunächst 
muß die Länge der geschichtlichen Elinleitung befremden; soviel darin 
für die Erkenntnis der Handelsentwicklung von Nutzen ist, konnte 
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ganz kurz erwähnt werden. Was D. hier Neues vorbringt, ist meist 
ganz unbewiesen und unbeweisbar. Andererseits bekämpft er manche 
Ansicht, die längst als irrig abgetan ist. Wie wenig zwingend seine 
Beweisführung ist, dafür folgendes Beispiel: 1286 wird das „Ungeld“ 
zuerst erwähnt, dessen Hälfte der Stadt zustand, welcher es „vom 
Kaiser gegen die Abgabe (!) der Hälfte zum Stadtbau verliehen worden 
sein wird“. Es ist dies nach D. „ein weiterer wichtiger Beweis 
dafür, daß die erste große Stadterweiterung erst in dieser Zeit zur 
Ausführung gekommen ist“. Ich kann das Zwingende dieser Schluß¬ 
folgerung nicht einsehen. 

D. tut sich gar zu viel auf die Neuheit mancher seiner Behauptungen 
zugute. So meint er z. B., daß bisher abgeleugnet worden wäre, daß 
die mittelalterlichen Kaufleute in den Reihen der Patrizier zu suchen 
seien. Ich glaube aber, Kriege, Bücher, Froning und ich haben in 
unseren Arbeiten keinen Zweifel an dieser Tatsache gelassen. Der 
Verfasser tut Bücher Unrecht, wenn er ihm vorwirft, er habe keinen 
in Frankfurt ansässigen Großhandel gelten lassen wollen. Bücher hat 
nur einen ständigen Großhandel geleugnet und von nur temporären 
Unternehmungen gesprochen. Und in der Tat sind viele der in kauf¬ 
männischen Geschäften vorkommenden Frankfurter nicht etwa nur 
Kaufleute gewesen, sondern sie haben diese Tätigkeit nur nebenbei 
und oft nur gelegentlich betrieben; trotzdem kann man sie als Kauf- 
lente gelten lassen. Und dadurch ist nun die DiETZsche Arbeit ver¬ 
dienstvoll, daß er die Namen aller derer, die ihm als in Handels¬ 
geschäften tätig begegneten, aufgezeichnet hat Es zeigt sich dabei, 
daß ihre Zahl doch wesentlich größer gewesen ist, als bisher vermutet 
wurde. Mit emsigem Fleiß hat D. zu diesem Zwecke viele Akten 
durchforscht Freilich hat er dann gar manchen mit vermerkt, der 
nicht selbständig gewesen ist, auch manchen, der nur ein Krämer, kein 
Großkaufmann war. Und darin liegt eine wesentliche Schwäche der 
Arbeit Daß es nicht richtig ist, jeden Metzger, der sein Vieh auswärts 
erstand, unter die Großkaufleute einzuordnen, liegt auf der Hand, selbst 
wenn er von der erstandenen Herde dies oder jenes Stück wieder ver¬ 
äußert hat. Die Annahme, daß Großhändler zuzeiten auch „ins Kleine“ 
gehandelt haben, darf man gelten lassen, ja, es ist erweisbar. Und 
doch schied man am Ende des Mittelalters scharf zwischen denen, die 
„von redlichem herkomen treffliche kauflüde syn, dye myt dapperem 
handel umbgen“, und denen, „die myt der eien schnyden, myt dem 
gewicht verkaufen oder sost feylen kaufe of yren laden oder vor der 
thöre haben“. Entere rechnete man mit denen, die von ihren Renten 
lebten, zum enten, letztere mit den Handwerkern zum „niederen“ Stande. 
Ent 1490 wurde bestimmt, daß nicht alle Krämerfrauen mit denen 
von Handwerkern hinsichtlich der Kleiderordnung zusammengestellt 
werden sollten, weil „under denselben etliche der frauwen an narung 
wole vermögende, auch erban herkommens sin“. Künftig sollte neben 
den Rentnern jeder stehen, der „sunst von einer eygen narung ein 
redeücher, trefflicher kaufmann dappers handeis“ sei. (Vgl. mein 
„Patriziervermögen“, S. 27—9.) Die Mehrzahl der von D. aufgeführten 
-Krämer“ ist aber sicherlich unter die Kleinhändler zu rechnen. 

13 * 



196 


Referate. 


Übrigens widerspricht der Rat selbst öfters der Auffassung, als ob 
die Stadt besonders mächtig durch Eigenhandel sei. 1507 erklärt er, 
daß Frankfurt „usserhalb der lantstrass lyge und darumb uit sunder¬ 
lich kaufhendel habe“; d. h. nur das Meßgescbäft sei nennenswert 
(VgL meine „Steuergeschichte“, S. 221 und 262, Anm. 2.) 1565 wird 
bei einer Ratschlagung gesagt, man könne der Bürgerschaft nicht gut 
eine dauernde Steuer auflegen, weil Frankfurt „keine Handelsstadt“ 
sei, d. h. keinen hervorragenden Eigenhandel habe. (Vgl. meine „Steuer¬ 
geschichte“, S. 48 des Beilagenbandes.) Und 1577 gibt der Rat eben¬ 
falls eine dahingehende Erklärung ab. (Lbbsnbbs Chronik H, 1; 3.260.1 
Man wird daher die Ausführungen D.s mit Vorsicht aufnehmen müssen, 
da er dem Frankfurter ständigen Eigenhandel gern einen großen Um¬ 
fang zuschreiben möchte. Es ist zu bedenken, daß die einheimischen 
Handelsgesellschaften sehr viel Kaufgttter gar nicht über Frankfurt 
gehen ließen, sondern sie von Venedig, Antwerpen u. a. aus direkt 
verhandelten. Daß übrigens bisher der Handel Frankfurter Kaufleate 
mit anderen Städten als Venedig ganz und gar unbeachtet geblieben 
sei, ist auch eine wenig stichhaltige Behauptung. Schon Krimpe 
hat ja darauf hingewiesen. (VgL auch mein „Patriziervermögen“, 8.4, 
Anm. 8.) Neu ist also nur D.s Nachweis einer Beteiligung in größerer 
Anzahl. 

Leider hat aber D. das Wichtigste vergessen, was die an sich so 
wertvollen Angaben überhaupt erst für wissenschaftliche Bearbeiter 
nutzbar machen könnte: er hat nirgends auch nur angedeutet, wo 
denn die archivalischen Belege für seine einzelnen Behauptungen au 
finden sind. Was helfen nun dem Forscher die seitenlangen Listen, 
wenn er alles auf Treu und Glauben hinnehmen muß und nicht selbst 
nach prüfen kann, ob der Verfasser durch seine Liebe zur Sache sich 
nicht zu weit hat hinreißen lassen, ob er nicht zu viel „warm empfin¬ 
dender Künstler“ und zu wenig „scharfer Verstandesmensch“ gewesen 
ist, welche beide ja nach D.s Meinung vereint den „richtigen Geschichts¬ 
forscher“ ausmachen sollen? D. wußte doch, daß man gerade bei 
den vorliegenden Fragen leicht verschiedener Meinung sein kann. Er 
selbst beanstandet ja, daß ich Claus Stalburg den Reichen als Händler 
bezeichne; er habe sich vielmehr seit 1485 bzw. 1497 ganz vom 
Geschäfte zurückgezogen. Und doch geht aus dem von mir veröffent¬ 
lichten Vermögensinventar hervor — und D. muß dies zögernd selbst 
zugeben — daß er noch kurz vor seinem Tode einen „Kauf“ mit Bechtold 
vom Rhein eingegangen sei; auch hatte er noch Anteil an Handels¬ 
waren, an Alaun und Baumwolle. Und die vielen, vielen Hunderte 
von Edelsteinen und Perlen, die er lose in „Brieflein“ besessen hat, 
meint D. wirklich, daß er die alle nur für seinen eigenen Gebrauch 
erstanden hat? Aber weil der Verfasser anderer Meinung war, mußte 
er dies um so mehr zum Anlaß nehmen, alle Belege für seine Behaup¬ 
tungen zugänglich zu machen, entweder indem er die Quellen abdruckte 
oder doch namhaft machte, so daß man nachprüfen konnte. D. hat 
davon Abstand genommen, um sein Werk nicht mit zu viel Ballast zu 
behängen. Er wollte offenbar ein schmackhaftes, gut lesbares Buch 
liefern. Darum hat er es auch überreich mit Bildern geschmückt; 
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auch Gustav Adolf hat er nicht vergessen, dessen Verdienst um die 
Hebung des Frankfurter Handels erst noch nachgewiesen werden muß. 
Meine vor kurzem erschienene Arbeit Uber seine wirtschaftspolitischen 
Absichten läßt ein ganz anderes Licht auf ihn fallen. 

Infolge der Absicht des Verfassers, populär zu schreiben, kann die 
Arbeit <len wissenschaftlichen Forscher nicht zufriedenstellen. Was 
sollen wir z. B. mit dem Stammbaume der Stalburger anfangen, der 
nach D.8 Worten etwas von der FiCHARDschen Darstellung ab weicht, 
ohne daß er sich gemüßigt sieht, den Grund für seine Änderungen 
anzugebenP Was helfen uns Vermutungen wie: Hans Bromm war 
vielleicht der Sohn des Sackträgers Prumhenne, wenn wir den Grund 
für diese Vermutung nicht erfahren? Gar manche Punkte, die von 
mir nachgeprüft werden konnten, haben sich als nicht richtig erwiesen. 
So hat der Schneider und Dielhändler Hans Schilling 1567 nicht 2000, 
sondern nur 1200 fl. besessen; so war Wolf Heller, der 1495 in Italien 
ermordet wurde, magister artium und canonicus, nicht Kaufmann. 
Daher möchte man gern die andern Behauptungen auch näher unter¬ 
suchen; doch fehlt dazu jede Möglichkeit, wenn man nicht endlose 
Zeit verbrauchen und gleichsam die ganze von D. geleistete Arbeit 
noch einmal tun will. 

Andererseits ist die Darstellung für den Laien doch noch zu 
sehwer und mit zu viel Einzeluntersuchungen und trockenen Aufzäh¬ 
lungen durchsetzt So entspricht die Frucht seiner Mühe durchaus 
nicht dem in jahrelanger Sammelarbeit aufgewandten Fleiße. 

Um ganz wissenschaftlich vorzugehen, hätte D. auch eine Geschichte 
des Geld- und Münzwesens vorwegschicken müssen, ohne die eine 
Handelsgeschichte kaum denkbar ist. Auch das rechnerische Verfahren 
früherer Zeiten hätte einer Erörterung bedurft Ferner wäre bei den 
Ausführungen über Zölle und Abgaben noch größere Gründlichkeit zu 
wünschen gewesen; namentlich hätte die Wandlung der Gebühren im 
taufe der Zeiten eingehender gewürdigt werden müssen. Manche der 
angeführten Auflagen sind erst im 17. Jahrhundert üblich geworden. 
Auch ist es nicht richtig, daß das Mahlgeld im Interesse des hiesigen 
Verbrauches und der hiesigen Müller erhoben werde. Es war viel¬ 
mehr eine Verbrauchssteuer von allem Korn, das aus der Stadt auf 
die Mühlen zum Mahlen geführt wurde. — Die meisten der von D. in 
«inen Tabellen angegebenen Vermögenssummen sind unmöglich genau, 
zum mindesten, soweit sie aus den Steuerleistungen erschlossen sind. 
Bb zum Ende des Mittelalters war nämlich mobiles und immobiles 
Kapital mit verschiedenen Steuersätzen belegt; da man aber die Zu- 
Munmensetzung der Vermögen nicht kennt, ist eine auch nur annähertfd 
richtige Schätzung undenkbar. Von 1495 an war das höchste steuer¬ 
pflichtige Vermögen 10000 Gulden; größere Vermögen sind also nicht 
aus der Steuer errechenbar. Und andererseits weiß man in der Folge¬ 
zeit nicht, ob alle, die die Höchstsumme versteuerten, sie wirklich 
besessen haben; denn wer aus Furcht für seinen Kredit sein Vermögen 
nicht faderen wollte, zahlte ohne Eid den Höchstsatz. Aus den In¬ 
venturen ist es auch meist unmöglich, einen sicheren Anhalt für die 
Höhe des Vermögens zu gewinnen. Somit sind diese von D. als sehr 
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wichtig bezeichneten Angaben wenig stichhaltig. — Die Übersichten 
aber die Einnahmen ans Niederlage, Krangeld, Zöllen nsw. sind irre¬ 
führend. Die Abgabensätze für erstere haben sich z. B. im Laufe der 
Zeit wesentlich verändert Daher sind die Schlüsse, die man aus dem 
Anwachsen der Summen etwa für die Zunahme des Handels, der Be¬ 
völkerung u. a. zieht, falsch. Bei den Zöllen ist zu bedenken, daß 
die Bürger und eine ganze Reihe von Städten sowie die Fürsten zoll¬ 
frei waren; die Steigerung des Eigenhandels z. B. wird sich also aus 
den Summen gar nicht ablesen lassen. Auch wurden zuzeiten, z. ß. 
vor dem Fettmilchaufstande, die Zollsätze in ganz ungeordneter Weise 
erhoben; man war sich selbst nicht klar, welches denn eigentlich die 
richtigen Auflagen seien. Wenn man noch hinzufügt, daß bei der Er¬ 
hebung viele Unterschleife vorkamen, so wird die von D. gegebene 
Übersicht als wenig beweiskräftig erscheinen. — Irrig ist es auch, 
die „Niederlage" als einen Einfuhrzoll zu bezeichnen und aus der Ab¬ 
nahme der Summen im 15. Jahrhundert auf einen Niedergang des 
Handels zu schließen. Die „Niederlage“ wurde vom Wein bezahlt 
wie D. auch an einer anderen Stelle richtig ausführt; erst später ist 
die Abgabe verallgemeinert worden. Und zwar wurde nur der Wein 
davon betroffen, der in der Stadt zum Verzapfen oder Verkaufen nieder¬ 
gelegt wurde, abgesehen von dem der „Gäste“ in der Messe Freiheit. 
(Vgl. meine „Beiträge zur Frankfurter Wirtschafts- und Sozialgeschichte“, 
S. 126/7.) Auch bezahlten die Bürger die Abgabe nicht, wenn sie den 
Wein auf der Achse hereinbrachten und sofort unverkauft, d. h. auf 
eine auswärtige Messe, hinwegführten. Viele andere Momente konnten 
noch das Steigen und Fallen der Einnahmen beeinßussen, z. B. Miß¬ 
wachs. — Die Übersicht über das Mahlgeld (S. 338) ist ebenfalls irre¬ 
führend; denn auch hier haben sich die Abgabensätze mit der Zeit 
erhöht. (Vgl. auch S. 338 die Angabe für 1501 und S. 339 die Er¬ 
höhung auf 20 Heller.) Was soll aber auch aus diesen Einnahmen 
für den l Handel geschlossen werden? — Die Berechnung des jähr¬ 
lichen Fleischverbrauchs (S. 341) ist auch unmöglich, da das in der 
Bürgerschlacht abgetane Vieh nicht mitberücksichtigt werden kann, und 
da die Fleischakzise mit der Mitte des 17. Jahrhunderts nach Stücken 
Vieh, nicht nach Pfunden erhoben worden ist. 

Trotz all dieser Einwände, die sich leicht noch vermehren ließen, 
stehe ich nicht an, das Buch als eine dankenswerte Arbeit zu bezeichnen. 
Es steckt eine große Summe Fleiß und Sammeleifer darin, und für 
den Kenner birgt sie viel wertvolle Bausteine. Wenn der zweite Band 
die gekennzeichneten Schwächen vermeidet und die Sucht ablegt, 
mehr bieten zu wollen, als nach dem Stande der Quellen und der 
Vorarbeiten möglich ist, wird man ihn mit Spannung erwarten dürfen. 
Verlangen muß man aber unter allen Umständen, daß D. die gedruckte 
Literatur, aus der er so viel geschöpft hat, anfuhrt; sonst könnte 
leicht ein Fernstehender meinen, all das Gebotene sei erst neu von 
D. aus Archivalien erarbeitet. 


Frankfurt a. M. 


Friedrich Bothr. 
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Hoysr, Karl, Das ländliche Gastwirtsgewerbe im deutschen 
Mittelalter nach den Weistümern. Inauguraldissertation zur 
Erlangung der Doktorwürde bei der philosophischen Fakultät der 
Albert-Ludwigs-Universität zu Freiburg. Oldenburg i. Gr., Ad. Litt- 
mann, 1910. 8°. VII und 63 S. 

Die vorliegende fleißige und tüchtige Freiburger Doktordissertation 
kann als wertvoller Beitrag zur Erkenntnis eines Teils der mittelalter¬ 
lichen Gewerbegeschichte betrachtet werden, der in verschiedenen Be¬ 
ziehungen, namentlich auch in Hinsicht auf den modernen Kampf gegen 
den AUcoholismus, besondere Beachtung verdient Dazu kommt noch, 
daß die Vergangenheit des Gastwirtgewerbes bisher noch sehr wenig 
erforscht ist. Eine Arbeit von Liebenaus, welche das „Gasthof- und 
Wirtshausleben der Schweiz in älterer Zeit“ behandelt, sich also auf 
ein engeres Gebiet beschränkt, das gerade in bezug auf unser Thema 
als Hauptschauplatz des Verkehrs zwischen Deutschland und Italien 
eine eigenartige Rolle spielt, bildet die einzige Monographie über die 
mittelalterlichen Gasthäuser und Schankstätten. Auch in den um¬ 
fassenderen Untersuchungen über Gewerbe und Uber Nahrungswesen 
jener Zeit finden wir nur kurze und vielfach einander widersprechende 
Ausführungen über einzelne Seiten jener rechts-, wirtschafte- und sitten¬ 
geschichtlich gleich interessanten Betriebe. 

An sich können die notwendigen Vorarbeiten für die zusammen¬ 
fassende Betrachtung des mittelalterlichen Gastwirtsgewerbes entweder 
in Untersuchungen, die sich auf einzelne deutsche Landschaften, oder 
in solchen bestehen, die sich auf bestimmte Quellenkreise beschränken. 
Hoves hat den zweiten Weg eingeschlagen, indem er sich die Aufgabe 
der Erforschung der Weistümer in bezug auf das ländliche Gastwirts¬ 
gewerbe stellte. So gehört seine Schrift einer Gruppe dankenswerter 
Spezialuntersuchungen an, die auf Grundlage jener längere Zeit nicht 
genügend benutzten Quellen Beiträge zur Aufhellung wichtiger Gebiete 
des mittelalterlichen Rechts- und Wirtschaftslebens geliefert haben. Es 
sei nur an die Behandlung des Gewerberechts der Weistümer durch 
E. Schulte, diejenige ihres Wasserrechts durch Petbrka und die der 
Banngewerbe durch Kummer erinnert. Andere Quellen als die Weis- 
tümer hat unser Autor nur gelegentlich herangezogen. 

Gewiß wird, wie Hoyer auch selbst einräumt, die Entstehung 
and Entwicklung des mittelalterlichen Gastwirtsgewerbes sich nur 
durch Arbeiten genau feststellen lassen, welche die gesamte Über¬ 
lieferung aus bestimmten deutschen Landschaften gleichmäßig benutzen. 
Indessen erhalten wir in der vorliegenden Schrift das erste deutliche 
Bfld der gewerblichen Bewirtung im ausgehenden Mittelalter und ihrer 
Rechtsordnung, soweit das platte Land in Betracht kommt 

Zunächst werden in einleitenden Erörterungen namentlich der Unter¬ 
schied der Ausdrücke „Weinschenk“ und „Tabernenwirt“, die in Be¬ 
tracht kommenden Getränke und die verschiedene Behandlung des 
innerhalb der Gemeinde gewachsenen sogenannten „Bauweins“ und 
des „Kaufweins“, nämlich des eingefUhrten Weins, besprochen. Der 
erste Abschnitt behandelt dann „Die äußeren Verhältnisse“, nämlich 
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die Rechtsvorschriften Uber den Ansschank, die gewerbliche Aufnahme 
Fremder und die Getränkesteuer; der zweite, „Die inneren Verhält¬ 
nisse“ betitelt, den „Wirt“ und die „Gäste“, sowie die zu deren Gunsten 
und die „im Interesse der öffentlichen Ordnung und guten Sitte“ er¬ 
lassenen Bestimmungen. 

Schon aus dieser kurzen Inhaltsangabe geht hervor, daß eine Reihe 
von Fragen nicht behandelt sind, die freilich nur aus anderen Queileft 
genügend beantwortet werden könnten. Ich erinnere nur an die Frage 
der Verbreitung, Bedeutung und Größe der ländlichen Wirtshäuser im 
Mittelalter. Dürften doch die gelegentlich von Bode, Handw. d. 
Staatsw. (I) VI, 8. 714 (vgl. auch Lampreght, D. W. L. II, 8.249—262, 
anderer Ansicht Heyne, D. Hausaltert. I, 8. 198) geäußerten Behaup¬ 
tungen über die Spärlichkeit und Unbedeutendheit der Wirtshäuser bis 
zur Mitte des 19. Jahrhunderts wenigstens für einzelne Landschaften, 
z. B. Österreich, im ausgehenden Mittelalter schon nach den zahlreichen 
Weistumsbestimmungen Ober jene Betriebe nicht zutreffen. IIoyek 
gibt zwar 8. 22, Note 10 eine dankenswerte Zusammenstellung über 
die Zahl der Tabernen an einzelnen Orten, die auch noch nach land¬ 
schaftlichen Gruppen hätte geordnet werden sollen, aber keine über 
die Zahl der Weinschenken. Auch sollte die Forschung neben diesen 
Arten von Gasthäusern die lediglich mit der Beherbergung von „Fuhr¬ 
leuten und anderen gemeinen Volkes“ sich beschäftigenden (vgl. über 
sie Bayrische Landesordnung von 1553, IV, 1, Art 10) nicht übersehen, 
auch wenn sie vielleicht an keiner Stelle der bisher gedruckten Weis- 
tümersammlungen erwähnt werden. Ob „gastgeb in Österreich“ nur 
den „Wirt in dem Gasthause bezeichnete, das der Grundherrschaft 
oder Gemeinde“ gehörte oder von ihr konzessioniert war (jedenfalls 
aber nicht von ihr „betrieben“ wurde, wie H. 8. 4 sich ausdrückt), 
scheint mir recht zweifelhaft. Endlich .bleibt auch das Problem weiterer 
Forschung Vorbehalten, inwieweit bei der Entstehung des Gewerbe¬ 
monopols der Tabernen neben der doch recht zweifelhaften Zurttck- 
ftihrang auf das .Straßenregal vielleicht ein Zusammenhang mit dem 
Brauhaus- und Kelterzwang (vgl. von Inama-Sternegg, D. WG. U, 298, 
299) oder mit den alten Zollstätten (vgl. Ernst Mayer, D. u. frans. 
VG. I, 81) und an manchen Orten mit den Vorrechten der Burgen 
und ihrer Bewohner (vgl. die bekannte Stelle Widukind II, 85, sowie 
Ztschr. d. 8av.-St. XXV, 187 und 191) existiert hat. In den dürftigen 
Bemerkungen unseres Autors S. 13 und 21 werden diese Probleme 
nicht berührt, deren Erörterung allerdings seinem Quellenkreise fern¬ 
liegt. Dagegen hätte Hoyer 8. 24 und 35 die interessante Stelle des 
Weistums Grimm-Schröder VI, 183, § 4 benutzen sollen, wonach der 
Tabemenwirt die Gäste der Herrschaft aufnehmen muß. Auch das 
Weistum aus Chiemsee (Grimm ni, 677), das nur 8. 22, Note 10 er¬ 
wähnt wird, hätte bei den Ausführungen über das Asylrecht und die 
Taxen Beachtung verdient. Endlich hätte gar nicht 8. 3 zur Ent¬ 
schuldigung für die Titelwahl angeführt zu werden brauchen, daß „die 
damalige Zeit die Wirte“ zu den Gewerbetreibenden gerechnet habe. 
Denn auch unser heutiges Recht, insbesondere die Gewerbeordnung, 
verfährt, in gleicher Weise. Die von Bücher gegebene Definition, 
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nafeh der „Gewerbe derjenige Teil der Produktion ist, der in Forfü- 
veränderung der Rohstoffe besteht", mag darin einige Berechtigung 
finden, daß die Nationalökonomie für jene wirtschaftliche Tätigkeit 
neben dem Fremdworte „Industrie“ und dem selten gewordenen un¬ 
schönen Ausdrucke „Gewerbfleiß“ noch eine andere Bezeichnung haben 
muß. Dieser Sprachgebrauch entspricht aber so wenig wie der Rechts¬ 
ordnung auch der Herkunft des Wortes von „werben“, nach der es 
.jede berufsmäßige Tätigkeit zum Zwecke des Gütererwerbs bezeichnet“, 
noch der historischen Bedeutung, indem es lange Zeit grundsätzlich 
die „städtische Nahrung“ im Gegensätze zur „bäuerlichen“ bezeichnet» 
(vgl. Neukamp im Wrtb. d. Vw. [2] I, S. 1025 und Bücher im Handw. 
d. fitaatsw. [2] IV, 360, Sp. 1). Gerade die Geschichte vieler, nicht aUf 
Stoffbearbeitung gerichteten Gewerbe, wie die der Fuhrleute, Gärtntfr, 
Halbiere und die der nach Art der heutigen Dienstleute sich fttr Dienste 
jeder Art bereitstellenden Pereonen, bedarf noch sehr der Aufklärung. 

Berlin. Carl Kokhne. 


Anton Strigel, Die Fischereipolitik der Boden seeorte in 
älterer Zeit mit besonderer Rücksicht auf Überlingen. 
Inauguraldissertation der philosophischen Fakultät Freiburg i. Br , 
1910. 

Eine gründliche, unter ausgiebiger Verwertung der Archive verfaßte 
Anfängerarbeit. 

Richtig ist der gegen R. Schröder erhobene, allerdings nicht be¬ 
gründete Einwand des Verfassers, daß das Regal an den schiff- und flöß¬ 
baren Flüssen nicht als Ausfluß eines Bodenregals 1 ) betrachtet werdeh 
könne (S. 7). Ein Regal im Sinne eines Obereigentumes des Königs ist für 
den Bodensee nicht nachweisbar. Die Umwohner hielten an dem Almend- 
eharakter des Sees fest (S. 9 u. 10). Verfasser wiederholt die An¬ 
schauung Stoffels (Beruer Dissert., 1906, S. 3, 54), daß das Fischerei- 
recht auf dem Bodensee ursprünglich jedermann zustand. Mit StoffKL 
läßt auch Verfasser eine Ausnahme von diesem Grundsatz zu, näm¬ 
lich soweit private, durch „jahrelangen ununterbrochenen Usus“ ent¬ 
standene Fischereirechte oder Fischfängen daran hinderten. Über die 
Bildung dieser Privatrechte wäre Schwabenspiegel 197,1 zu vergleichet» 
gewesen: Doch hfint *die horren ban forste ... Si hänt ouch Uber vische 
und vogel ban geseyet. Gewisse Teile der Seealmende wurden all¬ 
mählich zu Banngewässern. Eine Bannung seitens des Königs ist nur 
flh Meinau nachweisbar (S. 11, 18 ff.). Wichtiger sind die später ent¬ 
standenen Privatrechte der am Bodensee gelegenen Reichsstädte. Die 
Fischreiser bei der Stadt Überlingen gehörten der Stadtgemeinde (S. 14). 
In Lindau betrachtete sich der Magistrat als Träger des Fischerei¬ 
rechtes an den Uferbezirken (S. 27 ff. u. 28 mit S. 10), und ähnlich war 


1) Hierher mein Aufsatz in der Zeitschrift der Savignystiftuug, germ. 
Abt. 32, 8. 325 ff. : Zur Theorie eines allgemeinen Obereigentums des frän¬ 
kischen Königs. 
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die Rechtsauffassung der mit Lindau verbündeten Orte am Obereee. 
Von diesen Ausnahmen abgesehen, ist aber auch in der späteren Zeit 
an dem Almendcharakter des Sees festgehalten worden (S. 10). 

Die Fischerei wurde von Zünften ausgeübt (S. 23ff.). In Überlingen 
sind ähnlich wie bei der Rheingenossenschaft 1 2 ) Fischer und Schiffer 
in einer Zunft vereingt gewesen (S. 23). In Lindau bestand schon 
1275 eine Fischerzunft. Daneben sehen wir bereits vor der Mitte des 
17. Jahrhunderts auch die Schifferzunft die Fischerei ausüben (S. 27). 
Für den Eintritt in die Fischerzunft war Besitz des Bürgerrechtes er¬ 
forderlich (S. 24). Betreiben konnte das Gewerbe nur derjenige, 
welcher eine eigene Haushaltung (husröchi) hatte 3 ). Die geistlichen 
Grundherrschaften ließen häufig ihr Fischrecht durch Lehensfischer 
ausüben (S. 27—31). Speziell für die Verwaltung von Bedeutung sind 
die eingehenden Ausführungen Stbjgelb über den Fischscbutz (S. 31—48 1 . 
Besonderes Interesse verdienen auch die Untersuchungen über den 
Fischhandel (S. 48—58) und die starke Belastung des Meerfischhandels 
mit Durchgangszöllen und Lager- oder Gredgeldem (S. 58). 

Lausanne. K. Happ. 


Das Friedegebot, ein Beitrag zur .Geschichte des deut¬ 
schen Strafrechts. Mit einer Tabelle und einem Urkunden¬ 
anhang. Von Dr. jur. Cabl Wilke. (Deutschrechtliche Beiträge 
Bd. VI Heft 4). Heidelberg, Karl Winter, 1911. 214 S. Brosch. 
Mk. 5,50. 

In der Geschichte von Fehde und Blutrache und ihrer ZurUck- 
drängung im Rechtsleben des Mittelalters bildet das Institut des Friede¬ 
gebots einen Faktor, der weitergehende Beachtung, als bisher geschehen, 
wohl verdiente. Der Verfasser hat es unternommen, für das Gebiet 
des deutschen und westfriesisch-flämischen Rechtes eine zusammen- 
fassende Quellendarstellung Uber die Entwicklung des Friede¬ 
gebotes zu geben. Darin liegt ein vornehmücher Wert dieser Publi¬ 
kation, welche die strafrechtsgeschichtliche Forschung dankbar be¬ 
grüßen darf, mag auch der Zusammenhang des Friedegebotes mit den 
Prozeßformen der fränkischen Zeit vorerst noch der vollen Erschließung 
harren. Die ganze Fülle der verarbeiteten Quellen läßt eine am Schlüsse 
der Abhandlung beigefügte „Chronologische Quellenübersicht“ (Anh. I) 
ersehen, woselbst auch die entsprechenden italienischen Statutarbestün- 
mungen vermerkt sind, für welche in Jos. Kohlebs Studien aus dem 
Strafrecht U: Strafrecht der italienischen Statuten vom 12. bis 16. Jahr¬ 
hundert (1895), S. 38 ff., eine Darstellung bereits vorlag. Ein zweiter 
Anhang gibt „Ausgewählte Quellenstellen zum Friedegebot“ als Ur- 
kundenbeUagc. 

ln der Entwicklung des Friedegebotes unterscheidet der Verfasser 


1) Vgl. hierher U. Stutz , Rechtsgutachten in Sachen der Rbein- 
genossenschaft, S. 3 (Freiburg i. Br. 1900). 

2) Ähnlich bei der Rheingenossenschaft, vgl. U. Stutz a. a. 0. S. 6. 
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drei Stufen. Die ältesten Statutarrechte lassen den Richter, einen 
Schöffen oder eine andere dazn ermächtigte Person den Parteien bei 
Buße oder persönlichem Zwang (Haft, Verbannung) oder beiden* ge¬ 
bieten, einander Frieden zu geloben. 

In einem späteren Entwicklungsmomente nimmt der Friedensstifter 
unmittelbar das Friedegelöbnis, d. h. er zwingt die Parteien, ihm 
den Frieden zu geloben. Diese Übergangsstufe führt endlich zu 
der dritten und jüngsten Form des Friedegebots, wonach der Friedens¬ 
stifter (nach manchen Rechten jeder Bürger oder Landsmann) den 
Parteien den Frieden gebietet, so daß es eines Gelöbnisses 
nicht erst bedarf, um auf weitere Feindseligkeiten die Strafe des 
Friedebruchs zu setzen. Denn das ist der strafrechtliche Hintergrund 
des Friedegebotes: wird ihm nicht entsprochen oder ist einmal der 
Friede gelobt oder geboten, so unterliegt jede weitere Feindseligkeit 
als Friedebruch einer selbständigen, stets mehr oder minder strengen 
Ahndung. 

Die Wurzel des Problems schien uns im Prozeß der Volksrechte 
zu liegen. Auf ihn weist das Erfordernis der Friedens- oder Stallungs- 
bfirgen zurück (vrgl. Uber Stallung Wilke S. 140), durch deren Bei¬ 
bringung mancherorts die persönliche Haftnahme abgewendet wird, 
noch mehr aber die Scheidung in einen zeitigen und einen dauernden 
Frieden, ersterer mehrfach in Gestalt der alten Ladungsfrist von 6 
Wochen (42 Nächte) bezeugt. Eine Scheidung, welche namentlich 
durch die am Schlüsse der W.schen Arbeit in kurzen Umrissen ge¬ 
gebene Parallele des altfranzösischen Rechts trefflich beleuchtet wird. 

Dr. Franz Bbtbrle. 


Gaeta im frühen Mittelalter (8—12. Jahrhundert). Beiträge zur 
Geschichte der Stadt von Dr. Margarete Merores. Gotha, Perthes, 
1911. H und 170 S. 

Anhänger und Gegner des Frauenstudiums werden in der betrübenden 
Wahrnehmung übereinstimmen, daß, was bisher von jungen Gelehrten 
feminini generis geleistet wurde, die Geschichtswissenschaft nicht sonder¬ 
lieh bereicherte. Um so erfreulicher ist es, von einer Dissertation be¬ 
richten zu können, deren ans der Schule Ludo Moritz Hartmanns 
hervorgegangene Verfasserin den Befähigungsnachweis zu ernster 
Forscherarbeit erbringt. Bei ihrer Behandlung der inneren und äußeren 
Geschichte Gaetas kommen nur die älteren Zeiten in Betracht, denn 
später sanken die blühenden Städte Unteritaliens infolge der fiskalischen 
Ausbeutung durch die Staufer und Anjous von der Höhe ihrer wirt¬ 
schaftlichen Entwicklung, die sie, mit Ausnahme Neapels, nie wieder 
erreichten. Statt frei gewählter Beamten der Bürgerschaft schalteten 
zur Zeit der Aqjous Männer in ihnen, die ihre Stellungen durch Subhastation 
als Meistbietende erworben hatten und die ihren Beruf demgemäß in 
der Gelderpressung für den Herrscher wie zugunsten des eigenen 
Beutels sahen. Für Florentiner Bankiers wurde die Übernahme solcher 
Poeten zu einem Nebenzweige des Bankgeschäftes; im Jahre 1801 z. B. 
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war königlicher Kapitan von Gaeta Giovanni de’ Bardi von der großen 
Banksozietät der Arnostadt, die Generaleinnehmerin nnd haupsächliche 
Gläubigerin Karls II. war. Es hätte keinen Zweck gehabt, die Unter¬ 
suchung bis in diese Zeiten zu führen, wohl aber hätte das Jahr 1233 
einen passenden Abschluß geboten, denn dieses bedeutete einen Wende¬ 
punkt in der Geschichte Gaetas. Im Widerstreit Friedrichs II. nnd 
Gregors IX. hatte sich die Stadt nach einigem Schwanken auf die Seite 
des Papstes gestellt nnd dadurch den heftigsten Zorn des Kaisers er¬ 
regt, der erklärte, er wolle sie vernichten, ihre Einwohner hinrichten 
lassen, und der den Kampf zu Land und Meer wider sie aufnahih. 
Päpstlicher Intervention gelang es dann, ihn zu besänftigen^ doch er 
bestrafte Gaeta dnreh Aufhebung des Rates sowie die Beseitigung des 
Konsultates, also durch Vernichtung der Autonomie. 

Für die Arbeit stand ein bedeutendes und wohlgeordnetes Material 
in dem von den Benediktinern Montecassions herausgegebenen Codek 
diplomaticns Cajetanus zur Verfügung. Was sich aus ihm und den nicht 
reichlich fließenden chronistischen Quellen ergibt, hat Fräulein Mebobbs 
mR Sorgfalt und Kritik verarbeitet. Die wichtigste Seite, die verfassung- 
geschichtliche, hatte Lothab v. Heinemann bereits vor anderthalb 
Dezennien in seiner Untersuchung „Zur Entstehung der Stadtverfassung 
in Italien“ behandelt, wo er auf den Spuren meiner fünf Jahre älteren 
Veröffentlichung Uber den Ursprung des Konsulates in der Grafschaft 
Florenz-Fiesole nachwies, daß auch in Gaeta, wie im langobardischen 
Unteritalien überhaupt, das Konsulat aus den boni homines als ein 
Ausschuß dieser, zur Verwaltung und Ausübung der freiwilligen Ge¬ 
richtsbarkeit, hervorgegangen sei. M. Mebores bietet in einzelnen 
Punkten eine Ergänzung zu seinen wertvollen Ausführungen. Sie legt 
dar, daß die Persönlichkeiten, die das Konsulat in Gaeta innehatten, 
denselben Kreisen angehörten, wie zuvor die boni homines, und daß 
aüoh die Befugnisse der Konsuln gegen die der boni homines „nur 
erweitert, nicht aber geändert waren“. Daß, wie die Verfasserin als 
eine Vermutung äußert (S. 125), Pisa durch sein Beispiel infolge der 
Beziehungen beider Städte auf die Entstehung des Konsulates in 
Gaeta eingewirkt habe, ist durchaus unwahrscheinlich. Über die ganze 
Halbinsel hin ist innerhalb verhältnismäßig kurzer Zeit die gleiche 
Entwicklung aus analogen Verhältnissen heraus zu beobachten, ohne 
daß man an unmittelbare Entlehnung oder Beeinflussung zu denken 
hat. Auch sehen wir nicht, wie dies S. 124 ausgedrückt wird, in 
dOta dort genannten „consules Pisanorum, qni apud Neapolim sunt“ 
Konsuln der Stadt Pisa, sondern Konsuln der in Neapel lebenden und 
dort Handel treibenden Pisaner. 

Hatte Heinemann vorwiegend die Eutstehung der Stadtverfassung 
im Auge, und hatte er Gaeta eben nur neben anderen süditalienischen 
Kommunen behandelt, so stellt die vorliegende Schrift zugleich die 
politische nnd, soweit das vorliegende Material es ermöglicht, dlö 
Wirtschaftliche Entwicklung der Stadt dar, wodurch die Ausgestaltui^ 
bürgerlicher Selbständigkeit und Freiheit doch erst verständlich wird. 
Sie schildert das Emporkommen des zuvor unbedeutenden Portas 
Caietus infolge der langobardischen Zerstörung Formia’s, sowie die 
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Abhängigkeit, in die Terracina and Gaeta von Rom gerieten. Es 
könnte dabei erwähnt werden, daß noch 1229 Gregor IX geltend 
machte (M. G. Epp. saee. XHI, I, 312): es sei nicht zweifelhaft, daß 
Gaeta „ad fidelitatem et dominium Romane ecclesie u gehöre, was 
zweifellos anf jene alten Verhältnisse des 9. Jahrhundert Bezug bat. 
Später, im neunten Säkulum, übte ein Hypatos im Namen des byzanti¬ 
nischen Kaisers die Herrschaft^ wahrscheinlich mit Genehmigung des 
Oberherrn am Bosporus ging diese dann an einen Docibilis Uber, und 
dessen Nachkommen behaupteten sie während zweier Jahrhunderte. 
Unter der Sarazenennot litt Gaeta so stark, daß Docibilis trotz päpst¬ 
lichen Einspruches ein Bündnis mit den gefürchteten Feinden sucnte, 
und dieses bestand, bis es unter Mithilfe des nunmehrigen Hypatee 
Ton Gaeta, Johannes, gelang, ihre unteritalienische Macht zu brechen- 
Des Johannes Nachfolger Docibilis H. nahm den Titel eines Dux an, 
doch kam darin kein Bruch mit Byzanz zum Ausdruck. Erst unter 
Otto 1H., der seinerseits in Gaeta als Büßer beim heiligen Nilus er¬ 
schien, begann sich ein gewisser Einfluß des Imperiums geltend zu 
machen, doch blieb er bedeutungslos und wurde jedenfalls bald von 
der Macht der Normannen ausgetilgt Der früher mächtige Dukat 
hatte sich schon zuvor in Einzelherrschaften aufgelöst. Robert Guis- 
card erhob seinen Ritter Gottfried Ridell zum Herrn Gaetas; andere 
Duces folgten ihm, ohne daß sich eine neue wurzelhafte Dynastie 
bildete, und König Roger unterstellte Gaeta und dessen Gebiet 1139 
direkt der Krone. 

In einem besonderen Abschnitt wird die Art der dukalen Gewalt und 
deren Niedergang behandelt Dieser war, wie sioh von selbst ergibt, Vor¬ 
bedingung für das Emporsteigen der städtisch-bürgerlichen Macht, an 
die das Seezollamt (Decatia) mit seinen Elinnahmen, die Judensteuern, 
die Abgaben vom Salz- und Oelhandel, sowie der Betrieb der in der 
Stadt befindlichen Salinen zu Anfang des 12. Jahrhunderts überginge». 
Wichtig ist die Untersuchung der sozialen Schichtung der Stadtbe¬ 
wohner, so weit das fragmentarische Material sie gestattet Von früh an 
hatte neben dem Grundbesitz der Handel erhebliche Bedeutung. Zu¬ 
nächst kam wohl die Ausfuhr der Ackerprodukte in Betracht, die die 
reiche Ebene am Garigliauo erzeugte, doch das Meer lockte auch in 
weite Ferne. Liutprand von Cremona erwähnt zahlreiche Gaetane«: 
unter den italienischen Kaufleuten in Byzanz, und auch Nordafrika 
gehörte zum Handelsbereiche der Stadt. Mit Rom, ferner mit Genu» 
und Pisa, den Zentralbäfen des Mittelmeerhandels, war die Verbindung 
eine rege, und Küstenverkehr mit Neapel, Amalfi, Salerno versteht sich 
von selbst In der Industrie müssen Seidenweberei und Färberei von 
Seidenwaren besonders bedeutend gewesen sein; die letztere wurde 
von Juden ausgeübt. Die Urkunden enthalten wenig über diesen 
interessanten Teil der Wirtschaftsgeschichte, und doch muß es, wie 
wir hinzuftlgen möchten, eine Periode gegeben haben, etwa im 10. oder 
11. Jahrhundert, wo Gaeta als eine Hauptstätte der Seidenindustrie 
galt Das Pisaner Volkslied sang von den „donne di Gaeta, che filano 
la seta“, und es kann nur zu einer Zeit entstanden sein, in der da» 
wenige Migiien entfernte Lucca noch nicht ein Hauptsitz der Vor- 
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»rbeitcuig von Seide war. Später hören wir nichts mehr davon, daß 
Gaeta irgendeine Bedeutung in diesem wichtigen Gewerbazweige ge¬ 
habt hätte* 

Ein letzter Abschnitt bandelt von der KuralbevÖlkerang und der 
EntsteJrtiäg der Komitate des Gsetaner Gebietes, Es werdeu die 
Grade der Abhängigkeit der Bauern untersucht, sowie die Formen, in 
daaen öruadeigentam in Pacht gegeben wurde* Ursprünglich war 
Jpftispacbt mit Jahrmio«, daneben Bewirtschaftung dnrcb halbfreie 
Kßloae» und durch Hörige die Regel, An die Steile der Kleinpächter 
traten bald Kleinbauern, die meist aaf Kirohenland siedelten, ein 
...terrutieuur zahlten, aber frei waren. Zeilpaeht war selten, Teilbau 
häufig, doch war dabei nicht, wie tß Toskana, die Hälftung de» Er¬ 
trages (Mezzadria) die Regel; nur etwa beim Wein .kam sie tot.' 
Beim Getreido ging die Ahgabft abwärts bis zu eineo Siebentel, was, 
wenn es sieb ttm erträglioh fruchtbaren Bodeo bandelte, eine erstaun- 
lieh günstige Lege der Laßfifeute ^arsteilt. 

Dert^erhlick beseig^ daß 4fe f ein wertv olles Stück wissen¬ 

schaftlicher Arbeit geleistet hat, daß man ihrer Forschung volle Anerken¬ 
nung zu .znHea vermag. Hie Beigabe eines Registers wäre wünschenswert 
gewesen, Höfthsehuliehrer sollten ihre SchQler sehen beim erste« Herror- 
.'treten in die Öffentlichkeit veranlassen, der Ihr jeden Autor lästigen 
Pflicht der Hersteliong eines Indez zu genügen. Für die Benutzung 
ist ei» solcher, wie jedermann weUS,' 'ftjaen|4»'ew}isji.^ -je. brauebbarer ein 
Buch, um so notwendiger ist es, daß es seinen Index habe. 

Florenz, Februar 1911. Robert Davtosohk. 


HOnUtm BäCHTOLD, Her norddeutsche Handel im 12» und bc 
ginnenden Ith inhfhindert Abhandlungen zur Mittleren und 
Keuere« Oeschichte, hieiftÄUsgegeben von Gäür« -v. Rels)w, Keinri£h 
PraSE, FtustuttCH Mxisbüxe, Heft 21, Berlin und Leipzig 1910. 
Bn H, o* 

©ne daßkbui'üj ahföf. iebwierige Aufgabe der deutschen Handcls- 
geschiehm fet inst J5rnst wd Energie lu Angriff genommen-. BIcbtold# 
Arbfeiteweisie eharakter üfmrt sieb durch eine sorgsame Bebaftdlung der 
'tjucilen, wie xie die Regel sein sollte, aber auf liÄudelegfisebiebUicheTO 
Gebiet bisher nicht immer geboten wurde. MB den spärlichen $*eh- 
rifehtet» geht der Verfasser so haosbältemch uia, daß er auch häufig 
besprochene« 'QueBeastelleo eine neue. Seite abgew r i«at. Er verfügt 
Über «ine ««sgebreiteto Belesenheit, und was der Ihetemit in dieser 
Hinsicht näuhtragen kann; bezieht «ich meiste»*. ««?> n.'uf cnUegene und 
nebensächliche Dinge. RiCHTOLO will uudt feeineswegs nur Resultate 
anderer zu einem Gesamtbdde verarbeiten; er geht vielmehr an keiner 
INachricbt vorüber. ohne sie analysiert ztt habet)» Er wahrt sich ein 
nlfchtern©? Urteil und wendet sieh nicht ungern -gegen. frühere Kom¬ 
binationen, die ihm künstUeb und uggönflgend begründet Vorkommen. 
Man bemerkt das Bestreben, voraussetzuagslo« an die Tatsachen heran- 
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zotroten. Wohl um sich den Blick nicht zu trdben, zieht er spätere 
und frühere Verhältnisse nur ausnahmsweise heran, verzichtet damit 
freilich auch auf Belebung der Darstellung durch Ausblicke und Ver¬ 
gleiche mit Gegenwart und Vorzeit. Überhaupt macht sich in formaler 
Beziehung die Kehrseite jener methodischen Vorzüge bemerkbar. Das 
Mosaik der Einzeluntersuchungen vermittelt kein klares Gesamtbild. 
Die an sich wohldurchdachte Gruppierung des Stoffes nach verkehrs¬ 
geographischen Gesichtspunkten führt auf verschlungene Wege, da sich 
die Beziehungen der einzelnen Verkehrszentren und -gebiete hinüber 
und herüber kreuzen. Bächtold bemüht sich ehrlich, niemand über 
den Gang der Untersuchung im unklaren zu lassen; aber die vielen Ver¬ 
weisungen and eine gewisse Besorgnis, mißverstanden zu werden, machen 
die Darstellung hier und da ein wenig schwerfällig. Anderseits sei 
hervorgehoben, daß Bächtold namentlich in der Einleitung in seinen 
Formulierungen glücklich ist und die Fachsprache der Handelsgeschichte 
nieht unwesentlich bereichert Auch bieten verkehrsgeschichtliche Unter¬ 
suchungen besondere Dispositionsschwierigkeiten, und es ist schwer, 
dem spröden Material eine lesbare und leicht faßliche Form zu geben. 
Es sei dahingestellt, ob es so ausführlicher Polemik, wie sie sich durch 
die ganze Abhandlung hinzieht, bedurfte; dem Fluß der Darstellung 
kommt sie nicht zu gute. Vor den Autoren, die nur einen lokalgeschicht¬ 
lichen Ausschnitt aus dem weiten Gebiet behandeln oder deren Vor¬ 
wurf sich nur peripherisch mit Bächtolds Thema berührt, hat er die 
Überlegenheit voraus, die bei einer zusammenfassenden Arbeit der 
Einblick in größere Zusammenhänge gewährt. Eis fehlte eben durchaus 
zu ernst zu nehmenden allgemeinen Darstellungen, bei denen man sich 
Rat hätte holen können. Zum wenigsten wird Bächtold seinen Vor¬ 
gängern zuerkennen, daß Bie ihn der Mühe enthoben, die ältere un¬ 
gleichwertige landesgeschichtliche Literatur heranziehen zu müssen, 
was beispielsweise auf nordniederländischem Gebiet kein geringer 
Vorteil war. 

Die Natur der Überlieferung, die mehr von Auflagen und Störungen 
und häufiger von Beeinflussungen des Verkehrs seitens politischer Ge¬ 
walten erzählt als vom Handel selbst, legt es nahe, die einzelnen geo¬ 
graphischen Punkte, Uber die uns Nachrichten zu Gebote stehen, mit¬ 
einander in Beziehung zu setzen. Wir erhalten so eine Darstellung der 
Verkehrslinien und ihrer Schnittpunkte, der Handelsorte. Dieses Ver¬ 
fahren hat Bächtold angewandt. Überall sucht er das „Gefllge der 
Verkehrsrichtungen" (S. 120) uud den „Wegezusammenhang“ (S. 129) 
festzustellen. Hand in Hand damit geht die Besprechung der Waren¬ 
produktion der durch jene Land- und Wasserstraßen verbundenen 
Landschaften und Städte. Der Verfasser ist mit den einschlägigen 
Verhältnissen wohl vertraut, und auch feinere Züge, wie der Unterschied 
zwischen den getreidebauenden seeländischen Inseln und dem vieh¬ 
haltenden Holland (S. 114), entgehen ihm nicht. Überblicke (z. B. S. 60 
über die Waren im Handel des Rheindeltas mit dem Binnenlande und 
allgemeiner S. 802—309) sind speziell den Handelsartikeln gewidmet. 
Da ihn der „äußere Verlauf der Warenzirkulation“ vollauf beschäftigt, 
•o vwachtet Bächtold, worauf er selbst im Vorwort aufmerksam 
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macht, auf eine zusammenfassende Schilderung von Organisation und 
Verfassung des Handels. Er schreibt die Geschichte des Handels¬ 
verkehrs, nicht aber die der Handelspolitik und des Kaufmanns. Wir 
sind weit davon entfernt, ihm aus dieser Selbstbeschränkung einen 
Vorwurf zu machen, zumal sie allein die minutiöse Durchführung der 
Untersuchung ermöglichte. Wir wollen vielmehr wünschen, daß er nach 
die jetzt ausgeschiedenen Probleme im Zusammenhang behandle. Des 
Interessanten bieten sie noch genug. Sicherlich ist der Handel von 
jeher von den politischen Gewalten beeinflußt; es fragt sich nur in 
jedem einzelnen Falle, ob diese Einwirkung zu Zwecken, die dem 
Handel fremd waren (Finanzen, Kriege, Schädigung des Feindes, Stär¬ 
kung der eigenen Position etc.), geschah, oder ob sie den Verkehr 
fördern sollte. Irren wir nicht, so hat man häufig das zweite Motiv, 
die „echte“ Handelspolitik, wie man sie nennen könnte, auch dort 
gesucht, wo ein ausreichender Grund vorhanden war, der sich au> 
territorialer oder dynastischer Politik oder, wie wohl meistens der Fall, 
aus pekuniären Bedürfnissen herleitete. Zudem genügt es nicht, zu 
wissen, wer dieses oder jenes Privileg verleiht. Die treibenden Kräfte 
haben häufig mit der Person des Verleihers nur sehr lose Verbindung. 
Gerade die von Bäohtold behandelten 130 Jahre führen uns an des 
Zeitraum heran, wo die Träger der Handelspolitik wechseln und die 
Fürsten die Initiative an die Städte und ihre Einungen abgeben, eine 
Entwicklung, die im großen und ganzen erst im 16. Jahrhundert durch 
eine rückläufige Bewegung zugunsten der Landesregierungen abgelfet 
wurde. Auch die Technik der Handelspolitik verdient besondere Be¬ 
trachtung. Hat nicht auch sie eine Entwicklung durchgemacht? Daß 
es selbst mit den geringen Mitteln, die uns die Quellen an die Hand 
gehen, nicht unmöglich ist, zu Resultaten zu gelangen, lehrt folgende 
Beobachtung Bächtolds. Für Zütfen führt er (S. 25) an, man hafte 
am Ende des 12. Jahrhunderts nur die vorbeisegelnden Schiffe mit 
Zoll belegt, diejenigen Fahrzeuge aber, die zum Besuche des Marktes 
bei Zütfen anlegten, zollfrei belassen. Zu Anfang des 18. Jahrhunderts 
wird die gleiche Bestimmung für die Hameler (S. 160) für den Verkehr 
mit Minden und an dieser Stadt vorüber erlassen. Eine solche Maß¬ 
nahme dürfte offenbar zu dem gebräuchlichen Rüstzeug der damaliges 
Handelspolitik gehört haben. Auch versagt die Überlieferung nicht 
völlig, wenn man nach dem Kaufmann fragt und Uber seine Stellung 
innerhalb und außerhalb der Heimat, seinen Handelsbetrieb, seine Reisen, 
die genossenschaftliche Organisation und endlich Uber seine Psychologie 
Auskunft begehrt. Auch außerdeutsches Material ist hier heranznziehes, 
da die Zustände innerhalb der Kaufmannschaft wohl weniger spezifisch 
deutschen, als allgemein europäischen Charakter aufweisen. Aus den vpn 
Bäohtold behandelten Nachrichten wäre z. B. auf die Zusammen¬ 
stellung von Deventer und Salland (S. 50), also von Stadt und Land¬ 
schaft, hinzu weisen. Die Verteilung des Handels zwischen den Städte» 
qnd dem platten Lande verdient Beachtung und gehört noch nickt 
einmal zu den häufig behandelten Fragen. Daß anderseits die Forschung 
Uber manche der genannten Probleme nur sehr schwer zu gesidrartP» 
Resultaten gelangt, liegt auf der Hand. 
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Was die zeitliche Abgrenzung betrifft, so sah sich der Verfasser 
offenbar in eine Zwangslage versetzt Das „beginnende 13. Jahrhundert 11 , 
das er noch in den Bereich seiner Darlegungen zieht, reicht für ihn 
Ms 1230. Gelegentlich zieht er eine spätere Nachricht heran — ich 
notierte die Jahre 1233, 1238, 1243, 1245, 1276 —; aber im alt 
gemeinen hält er konsequent an diesem Datum fest. Eine Zäsur, wie 
ff* etwa die Jahre 1252—53 mit der großen handelspolitischen Aktion 
dar norddeutschen Städte in Flandern bilden, oder Überhaupt einen 
inneren Grund für die zeitliche Grenzlinie sucht man vergebens. Der 
Abschluß mit dem Jahre 1230 ist ein Notbehelf und wird auch wohl 
vom Verfasser als solcher empfunden sein. Wenn wir auch vom Ostsee¬ 
gebiet mit seinen damals stets wechselnden Verhältnissen absehen, so 
werden auch für Altdeutschland wichtige Nachrichten beiseite gelassen, 
aar weil sie einige Jahre jenseits 1230 liegen. Für Bremen wird z. B. 
weder der wichtigen, mit dem Stedingerkreuzzuge zusammenhängenden 
Privilegierung von 1233 (Bremisches Urkundenbuch 1, n. 172) noch der 
1234 Febr. 13 von den Bremer und Stader Bürgern erlangten Zoll¬ 
freiheit in Lübeck gedacht (ebd. n. 178). Der Charakter des Quer¬ 
schnitts, welcher der Abhandlung innewohnt, erhält so eine Ubersterke 
Betonung. Allerdings wird auch der Referent, der diesen Mißstand 
pflichtschuldigst registriert, nicht imstande sein, ein durchschlagendes 
Heilmittel zu empfehlen; in Grenzfällen hätten kurze orientierende 
Hinweise ihr Gutes gehabt 

BiCHTOU) schickt seinen Untersuchungen eine bemerkenswerte Eia- 
Isiteng über die verkehrsgeographische GHedernng des norddeutschen 
Haadrisgebiets voraus. Er versucht hier die bei seinen Studien ge¬ 
wonnenen Erfahrungen von der geschichtlichen Gestaltung des Handels 
in das Kartenbild Norddentnchlands und seiner Randländer hineinzu- 

C jizieren. Das Deutsche Reich ist für ihn vor dem Ende des 12. Jahr- 
kderts — die rückwärtige Zeitgrenze legt er nicht fest — ein Ver- 
kekrsgebiet Der Rhein ist seine Aehse. Seither kommt der ostwest- 
üehe, ans der Hansegeschichte wohlbekannte Verkehrszug auf, der das 
Oeteeebeeken mit Flandern verbindet und die Küste in den Vorder¬ 
grund des norddeutschen Handels rückt Da der Rhein im 12. Jahr¬ 
hundert somit dominiert wird ihm und seinen Verkehrslinien auch die 
erste Stelle in der Darstellung des Binnenhandels eingeräumt nnd das 
übrige Norddeutsehland als links- und rechtsrheinisch eingeführt Den 
Niederrhein von Köln bis zur Nordsee zerlegt Bäohtold in drei Ab¬ 
schnitte, deren erster das Delta bildet während das damals bedeutende 
Diisburg den Teilungspnnkt für die beiden anderen Stromsektoren 
abgibt Daß Köln und seine Bürger die Führung im Handelsleben 
der Rheinlinie haben, wird gebührend hervorgehoben. Dem älteren 
H a n d e l sp lätze Tiel an der Waal werden umständliche Erörterungen 
gewidmet Die Stadt fesselt das Interesse, weil sie Zeichen des Rück¬ 
gangs zu einer Zeit aufweist als die allgemeine Entwicklung zu leb¬ 
hafterer Entfaltung kommerzieller Tätigkeit drängte. Bächtold, der 
’nein Schicksal mit dem Bardowieks vergleicht stellt seine Bedeutung 
berate für des 10. Jihrhundert fest Über Zeitpunkt and Gründe des 
Rückgangs setzt er sich ausführlich mit Wiunws auseinander. Wenn 

Vtert«Uakn«fcr. t. w. WlrtMhafUgMckiakt«. X. 14 
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dieser den Niedergang in den mittleren Jahrzehnten des 12. Jahrhunderts 
ein treten läßt, so stimmen Bächtolds Ausführungen zwar nicht mit 
der Begründung, einigermaßen aber mit dem Endresultat überein. Als 
Ursache gilt ihm die übermächtige Konkurrenz Kölns durch direkte 
Verbindung mit England. Über die sonstigen geldernschen Städte habe 
ich inzwischen bei Besprechung der Studie van Schevichavens einiges 
beigebracht (Hans. Gbl., Jahrg. 1910, S. 608 ff.). Im Delta erscheint 
Utrecht als der wichtigste Handelsplatz. Von Holland kommt nur seine 
älteste Stadt Dordrecht in Betracht, während es sonst zurttcktritt 
Bei dem friesischen Staveren hätte wohl Heeringa, Het oude Staveren, 
berücksichtigt werden können, womit ich diese schnell geschriebene 
Groninger Dissertation (1898) übrigens nicht empfehlen will. Da 
Bächtold es mit den Reichsgrenzen genan nimmt, wie es stets hätte 
geschehen sollen, so schiebt er die Untersuchung bis an die Schelde 
heran. Vornehmlich kommt dies den Maasstädten Dinant, Huy und Lüttich 
zugute, deren Handel über Köln in Metallen, Metallwaren und Tuchen 
rheinaufwärts und zum Harz verhältnismäßig gut bezeugt ist Nicht 
selten sind diese Maasanwohner in der neueren Literatur fälschlich für 
Flandrer ausgegeben. Besonders gelungen scheinen mir die Abschnitte 
über die Gebiete zwischen Rhein und Elbe, im besonderen über Berg¬ 
bau und Handel Westfalens. Eingehend verbreitet sich Bächtold über 
Goslar als Sitz des bedeutendsten Montanbaus Norddeutschlands. Be¬ 
zeichnend ist, daß die populäre Vorstellung, wie sie die mittelalterlichen 
Autoren, in diesem Falle Arnold von Lübeck, vertreten, in Goslar 
häufen- und scheffelweise Pfeffer und Gewürze sucht, während sonst 
und speziell in der urkundlichen Überlieferung im ganzen Umkreise 
des norddeutschen Handels (vgl. auch Bächtold S. 60) auffällig wenig 
von diesen Produkten eines fremden Erdteils die Rede ist. Es ist ein 
Fingerzeig, daß der Gewürzhandel, dessen große Bedeutung für die 
Belebung des kommerziellen Lebens wir nicht verkennen wollen, nicht 
zu überschätzen ist. Gerade beim einheimischen Händler NorddeutBch- 
lands spielt der Vertrieb der Landesprodukte im weiteren Sinne des 
Wortes, also der Erzeugnisse der Land- und Seewirtschaft, des Gewerbes 
und Bergbaus die größere Rolle. Von den ostsächsischen Städten sei 
noch auf Hildesheim hingewiesen, für das Bächtold an der Hand 
einiger Formulare kaufmännischer Geschäftsbriefe den Bezug von Tuch 
und Pelzen aus Köln nachweist. Für Bremen hätte allenfalls die 
Schilderung des bremisch-friesischen Handels zu 1220 in der sog. 
Chronik des Rynesberch-Schene, hrsg. von J. M. Lappenberg, Geschichts- 
quellen der Erzstiftes und der Stadt Bremen, Bremen 1841, S. 69, 
herangezogen werden können. Die Stelle ist zwar an 200 Jahre jünger 
(vgl. W. Stein in Hans. Gbl., Jahrg. 1906, S. 140 ff.) und steht in ver¬ 
dächtiger Umgebung des sagenhaften Kampfes der Bremer gegen den 
erzbischöflichen Weserzoll bei der Wittenburg (vgl. Paul Hasse, Hans. 
Gbl., Jahrg. 1874, S. 142); im übrigen sind aber die Angaben vom 
Austausch Bremer Biers gegen die Produkte der Viehzucht so typisch 
für den Handel der Weserstadt mit den friesischen Marschen, daß wir 
in ihnen die auf richtigen Vorstellungen beruhenden Reminiszenzen an 
die gute alte Zeit sehen und sie — natürlich mit Vorsicht gegen die 
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konkreten Preisangaben — auch für das 18. Jahrhundert verwerten 
können. An der Elbe geht Bächtold mit den bisherigen Darstellungen 
vom Handelsleben Magdeburgs scharf ins Gericht, muß dann freilich 
and) seinerseits darauf verzichten, über den positiven Sachverhalt 
Niheres beizubringen. Nach W. Hoppe, Erzbischof Wichmann von 
Magdeburg, Geschichtsblätter für Stadt und Land Magdeburg, Jahre. 
1908, S. 265, sei noch auf das Bild dieses Kirchen fürsten (1152—92) 
auf den ehernen Türen der Sophienkathedrale von Nowgorod hingewiesen. 
Es ist nicht ganz ausgeschlossen, daß die „zweifelsohne in Deutsch¬ 
land, möglicherweise sogar in Magdeburg“ hergestellten Türen durch 
Vermittlung deutscher Händler nach dem Osten gekommen sind. Eine 
..Burg Taucha“ wird übrigens an der von Bächtold S. 175 zitierten 
Stelle der HoppEschen Abhandlung S. 171 nicht erwähnt; Hoppe zählt 
vielmehr die Bürger von Magdeburg, Halle, Kalbe, Burg und Taucha 
auf. Weiterhin beschäftigt sich Bächtold ausführlich mit dem Handel 
der Altmark. Dem Gedanken einer Belebung der Beziehungen zwischen 
Flandern und der Mark durch die flandrischen Kolonisten des 12. Jahr¬ 
hunderts steht er sympathisch gegenüber. Hamburg weist Bächtold 
eine bescheidene, „unscheinbare“ Stellung vor 1189 an, die erst mit 
der Gründung der Neustadt „rasch schreitender Entwicklung“ als 
Handelshafen gewichen sei (S. 185). 

Den Außenhandel gliedert Bächtold nach den beiden Hauptrich¬ 
tungen: Flandern und England im Westen und der baltische Osten 
werden in den Bereich der Darstellung gezogen. Für den braban- 
tischen Handel mit England (S. 227—228) möchten wir auf das 
aueh von Des Mabez , L’organisation du Travail a Bruxelles au 
XV* siede, Brüssel 1904, S. 186, Anm. 3, angeführte Testament eines 
Brüsseler Tuchers von 1228, der englische Wolle im Hause hatte, hin- 
weisen. Was die deutsch-flandrischen Handelsbeziehungen anlangt, so 
mündet hier die Geschichte des norddeutschen Handels in das Problem 
von der Genesis des Brügger Weltmarktes aus. Während Bächtold 
sonst wohl mit mir zusammengeht und den Vlamen eher nach dem 
rheinischen Deutschland als den Deutschen nach Flandern ziehen läßt 
(vgl. 8.205), nimmt er für das Elbgebiet an, daß „wohl gleich von 
Anfang an die Handelsfahrten vom deutschen Gebiet ausgingen, daß 
nieht wie auf dem Rhein eine längere Periode vorausgegangen war, 
in der ausschließlich der Flandrer den Handel in Händen gehabt hätte“ 
(8. 211). Es fragt sich, ob er hiermit recht behalten wird. Sehe ich 
recht, so ist der Fremdhandel auf deutschem Boden vor 1200 noch 
durchaus näherer Untersuchung bedürftig. Vorläufig möchte ich dem 
älteren Handelsvolk der Vlamen, das im 12. Jahrhundert notorisch einen 
starken Außenhandel entwickelt und sich dabei auf sein Wollgewerbe ' 
stützt, die Verkehrspriorität nicht aberkennen. Wenn Bächtold ferner 
den Handel von der Elbe nach Flandern „kaum vor der zweiten Hälfte 
des 12. Jahrhunderts, vielleicht erst gegen das Ende desselben“ (S. 211), 
»wetzt, so halte ich die Möglichkeit dieses Verkehrs noch im 12. Jahr¬ 
hundert nicht für ausgeschlossen, muß aber darauf hinweisen, daß es 
asdi dem emsigen Fleiße Bächtolds nicht gelungen ist, eine neue 
Quellenstelle anzufllhren, aus der Verkehr der Elbdeutschen in Flandern 
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i« 12. Jahrhundert klar hervorgeht Wir haben nun einmal kerne 
direkten Nachrichten — etwa in einer chronikalischen Nötig — Ober 
im Beginn der deutschen Flandernfahrt, und die Rückschlüsse auf den 
früheren Zustand, die uns die ältesten Urkunden gewähren, haben für 
die chronologische Fixierung nur den Wert approximativer Schätzungen, 
von denen die eine höchstens größere Wahrscheinlichkeit in Anspruch 
nehmen kann als die andere. Was speziell die früheste Erwähnung 
hamburgisch-lUbischer Flandernfahrt betrifft (1243 und 1244), so sind 
ea Urkunden handelspolitischer Art und müßten im Zusammenhang der 
gesamten Handelspolitik beider Städte in der ersten Hälfte des 13. Jahr¬ 
hunderts erörtert werden. Wie man ihre späteren Bestrebungen au 
hansischen Zeit nur verstehen kann, wenn man nach allen Seiften 
Umschau hält, so wäre auch für die Handelspolitik in den Nieder¬ 
landen während des 13. Jahrhunderts das Verhältnis zu Dänemark, 
dem baltischen Osten und England heranzuziehen. Es dürfte sich 
herausstellen, daß die ersten Urkunden der 40er und 50er Jahre 
auch den Beginn der handelspolitischen Aktion in den Durchgang»- 
ländern Holland (1243), Utrecht (1244) und 1252—53 in Flandern 
selbst anzeigen. 

Zum Schluß möchte ich noch aaf eine Quelle ein gehen, die Bächtou 
eingehend beschäftigt. Es ist die unechte, früher zu 1122, seit Qphb- 
manns Untersuchungen zn 1178 angesetzte Kaiserurkunde (Hans. UJL I, 
n. 8). Ich stimme Bächtold zn, wenn er S. 142 unter Osterlant nicht 
das friesische Gebiet östlich des Vlies verstehen will Es ist vielmehr 
das Ostland jenseits der näheren norddeutschen Nachbarn der Nieder¬ 
länder. Der weite und vage Begriff, der sich ungefähr mit dem der 
baltischen Länder deekt, aber von Osten her noch bis zur Elbe herm- 
reicht, ist später in den Niederlanden gang und gäbe; er wird auch 
im 12. Jahrhundert schon in Gebrauch gewesen sein. Der Name war 
zu bequem, um nicht früh geprägt, aber auch im Laufe der Zeiten 
auf recht verschiedene Dinge angewandt zu werden. Aaf Duivelaad 
gibt es z. B. eine Ortschaft Oosterland, und ebenso trug ein Polder im 
Lande Voorne die Bezeichnung „Cleyn Oostlandt“ (Mitteilung dea Hern 
Stadtarchivars von Rotterdam E. Wiersum). Der verwandte Begriff 
„der Osten“ hat im niederländischen Sprachgebrauch eine völlige Üm- 
deutung erfahren, seitdem man ihn von den baltischen Ländern auf 
Ostindien übertrug. H. J. Kokken, Voorlezingen over de Geschiedenis 
des Nederlandschen Handels, Amsterdam 1853, S. 168, will den „großen 
Osten“, worunter er die „Handelsstädte an den Ostküsten der Ostsee“ 
versteht, von dem „kleinen Osten“ unterscheiden, der noch zu seiner 
Zeit das Königreich Hannover, das Mecklenburgische und die drei 
Hansestädte umfaßte. Solange die Hansen als Osterlinge bezeichnet 
wurden, wußte eigentlich kein Niederländer so recht, was er sieh genas 
darunter vorstellen sollte. Für den Redaktor des Utrechter Diploms 
dürften alle Gebiete jenseits der Elblinie und Sachsens znm Ostland 
gehört haben. Wenn er Fresones de Osterlant venientes schrieb, so 
hatte er die Friesen im Auge, die von der Elbe und der Ostseekiiate 
kamen. Daß die Elbe von Niederländern zur Abgrenzung ökonomischer 
Sphären benutzt wurde, wie im Westen die Maas, habe ich in Hans. Gbt., 
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Jahrg. 1910, 8. 612 für Zätfen gezeigt ■Zum Zollsatz Fresones sal 
afferent«) tritt BAcktölö in kein richtiges Verhältnis, weil er die 
.«eeländisobe Salzgewinnung unterschätzt. D m geht #ös seiner Polemik 
gegen Wileehb ($.29) fo error, »teilt sieh noch mehr aber bei Aufzählung 
der Produkte Seelands (iS. 114) heraus, wo de». Satze» nicht- gedacht wird. 
Gewiß wurde auch in Flandern Salzsiederei betrieben ; aber das khtä 1 - 
srsehe Land für da» Satxgewerbc waren die .»eeJäudisd.en Insebi oder.- 
ttm BatzatÄdle zu nenne«, Zierifesee, Middelburg, fteimerifwaaf und ßöefc. 
Wenn die» für die Folgezeit, etwa fßr da» 16, vlahrlmndert, featatöht; 
^o ist es WtLE&flB’ Verdienst, die älteren Nachrichten zu^atümengefttstlt 
m buben (Han». Gbh, Jnbrg. 1909, S. 192), ftas Vorkommen des m\z~ 
haltigen Karg hat offenbar die Salzgewinnang «u einem »eit alters ans- 
getlbte» Landesgewerbe gemacht. Daß nun aber die Fresonefc aal 
afferente» Seeländer waren, wie WkKStf» will, .benagt die Urkunde 
nicht Die ZollroD« muß das Satz verzeichnen, weil davon: eine Natural¬ 
abgabe en entrichten war; ob aber der vesrawffendc Friese dort wohnt*, 
woher das Salz stammte, ' ’|feo®Üa»iHiS^ir/4nsTOV'.-' "Ä*- fMf • 

Sätzen Fresones aal affereute» . . . und FresoneK de Ostftrlant r emente» 
sind die beiden Hauptriclitnogen de« friesischen Handels auf iHrecbt 
angegeben: Von Westen und Osten holen die Friesen die Waren, die 
sie nach Utrecht bringen. Hier möge übrigens darauf hingewiesen 
werden, daß die Lesart [Fresojfies de Osterlant venientes anf Konjektorr 
beruht. An »ich könnte man mit [bomijnes de Ooterlänt .== Osterlinge 
rechnen. was für da» 12. Jahrhundert zwar auffällig, aber immerhin 
möglich wäre. Herr Prof. Oppkrmastn ln Utrecht, der dk Urkunde 
darauf hin foe«iwi!ich»t für mich prüfte, glaubt nach dom Befunde je¬ 
doch an Fresoaea fogtbaltea zu «ollen. Den folgenden Zottsute De 
Saxonia veuiefcteis.. (will Bächtoli» gteichfalifi; für diePriewn ia An- 
npntrfi nehmen. Br irrt, wenn er (8. 141, Anna. 446) für den Fewonea- 
krois jeder Zottklasse einen Voikaoamen verlangt, worauf .WV&fiBöt .Ihn 
in den Hans. Gbh, Jahrg. 1910, $. 623 hingewiesen hat.. Fresone» oder 
Saxonee statt de Saxonia renientes zu schreiben, verbot «ich, weil der 
Zollsatz nicht Friesen oder Sachsen, sondern alle Kaufieute treffen 
sollte, die ai» Sachsen, und zwar speziell mit Erz, nach Utrecht kamen, 
mochten sie nun Friesen, Sachsen oder etwa Flandrer sein. J«t aber 
der Satz nicht ausschließlich für die Friesen beetwuiM, «o 'wird 
auch die Möglichkeit friewsdbert Verkehrs im inneren Sachsen geringer, 
mH der BäCHTGLD gern operiert (vgl. £.145,150, 159, ISO). loh möchte 
ober annehmen, daß der Friese im 12. Jahrhundert die Btb- und Weser- 
mttndung befahr, als daß er hi» »ach Goslar »tun Erzeinkauf rekrte. 
Ranfte er in Bremen und Hamburg, so konnte er auf seinem Schaff 
sächsisches Erz nach Utrecht führen und entfernte sich sicht von 
seinem ureigenen Element, dem Wasser. Denn daß die Friesen, noch 
die Weser bia Minden ($. 150 und 160) und womöglich die Leine bis 
Elze (ä. 153) befuhren, halte ich für die von BÄchtolp behandelte 
Periode schon wegen -der. ..-.n • . 'uffd' 

insbesondere Bremens nicht fUr 
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Wilhelm Schklb, Staatsverwaltung und Selbstverwaltung, 
staatliche Rechtspflege und Sondergerichtsbarkeit 
im Stadtstaat Bologna unter der ans gebildeten Demo¬ 
kratie. (Freiburger Abhandlungen aus dem Gebiete des öffent¬ 
lichen Rechts, Heft XVH.) Karlsruhe, Braun, 1911. 95 8. 

Man weiß, was die Erkenntnis mittelalterlicher Verfassung der An¬ 
wendung einer juristisch geschalten Betrachtungsweise verdankt Der 
Verfasser der vorliegenden Schrift empfand das Bedürfnis, sie einmal 
auf eine italienische Stadtverfassung anzuwenden. Er griff ein be¬ 
stimmtes Stadium der Verfassungsentwicklung Bolognas, das der demo¬ 
kratischen Herrschaft (etwa 1230—1270), heraus, für welches das reiche, 
von Fkati und Gaudenzi herausgegebene Statutenmaterial vorliegt. 
Ziel des Verfassers ist eine Analyse der damaligen Verfassung von 
Bologna nach den Anforderungen der modernen Staatslehre, die Er¬ 
setzung mehr oder weniger unbestimmter Vorstellungen durch staats¬ 
rechtlich konkrete Anschauungen vom Wesen und Wirken der einzelnen 
Verfassungsfaktoren. Bestimmt formuliert er S. 5 seine Fragestellung 
als die nach dem Verhältnis der Tätigkeitssphären der Gesamtkommune 
einerseits und der Selbstverwaltungskörper andererseits. Die staats¬ 
rechtliche Funktion der populären Genossenschaften, 
der artes und der societates armorum, ist also das Zen¬ 
tralproblem. 

Schelb gibt zunächst — unter gelegentlicher Abweichung von 
Hessels Geschichte Bolognas, der er das historische Material wesentlich 
verdankt — einen Überblick über die ältere VerfassungBgeschichte bis 
zur demokratisch-zünftischen Umwandlung, die 1228 beginnt und etwa 
1256 als abgeschlossen gelten kann. Dann wird diese neue Verfassung 
in mehreren Kapiteln geschildert Das letzte Resultat der Veränderung 
ist, daß neben das ältere comune, gewissermaßen als gleichberech¬ 
tigter Souverän, der populus tritt, d. h. der populus im Sinne der 
den Magnaten entgegengesetzten Bevölkerungsschichten. Schritt für 
Schritt werden die Funktionen der vom älteren Comune geschaffenen, 
wesentlich aristokratisch besetzten Organe durch die populären Organe 
übernommen, so daß der Staat nunmehr in diesen eine neue Grund¬ 
lage erhält. Auch äußerlich kommt das darin zum Ausdruck, daß 
nicht mehr nur vom comune Bononiae, sondern vom populus et comune 
Bononiae die Rede ist. Im großen und ganzen ist es glücklich formu¬ 
liert, wenn Schelb den Vorgang dahin umschreibt, daß die Votks- 
verbände, die societates armorum und die artes, zunächst nur Ver¬ 
waltungsorgane des Comune zu gewerblichen und militärischen Zwecken 
waren, dann aber einerseits einen rechtlichen Anteil an den regierenden 
und gesetzgebenden Körperschaften des comune, andererseits öffentlich- 
rechtliche Funktionen, namentlich jurisdiktioneller Natur zu eigenem 
Recht, nicht als bloße Organe des Comune, erhielten. Diese Formu¬ 
lierung bedarf indessen der Korrektur: Sie trifft nur für die Zünfte, 
nicht auch für die societates armorum zu. Denn diese waren nicht, 
wie der Verfasser S. 16 meint, „mindestens in ihren Grundlagen von 
Anfang an vorhanden“, sondern von der populären Bewegung durch- 
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ans neu geschaffen, und wenn Schklb S. 17 auch den Adel den Waffen* 
brüderochaften angehören läßt, so weiß er auf 8. 56 recht wohl, daß 
das nicht der Fall war. Die Waffenbrüderschaften sind also zunächst 
nicht als Verwaltungsorgane des Comune ins Leben getreten. Mit 
dieser Modifikation möchte ich die Formulierung Schelbs aber doch 
akzeptieren. Ihr Wert liegt namentlich in der richtigen Anschauung, 
daß es rechtlich ursprünglich keine Spaltung des Gemeinwesens in 
Adel und Nichtadel gab, sondern daß rechtlich sich der Kampf 
zwischen populus und comune abspielt, daß Magnaten eben die 
sind, die der Volksorganisation nicht angehören (vgl. Hessel 276 ff.), 
ln diesem Sinne einer klaren Herausstellung der Grundbegriffe ist auch 
die Bildungsgeschichte des populus selbst höchst interessant: Populus 
ist die organisierte Zusammenfassung der Zünfte und der Waffenbrüder¬ 
schaften, also ein sekundäres Gebilde (S. 18 ff.). In einem 1. Kapitel 
wird das Verhältnis des popolo zum comune ausführlich besprochen 
und gezeigt, wie die populären Organisationen zunächst des Schutzes 
des comune bedürfen, aber später, als Gesamtpopolo, es erreichen, daß 
die Volksstatuten tatsächlich das comune binden. Im 2. Kapitel 
erhalten wir die innere Verfassung des popolo: Wir lernen 
die Zünfte und Waffenbrüderschaften mit ihren Beamten, die Art ihrer 
Unterordnung unter den Gesamtpopolo und die Organe des neu ge¬ 
schaffenen popolo (Anzianen, Rat, Kapitan) kennen. Das 3. Kapitel 
handelt gewissermaßen von der Ge walt ent ei lung zwischen Gesamt¬ 
staat und einzelnen Volksverbänden. Hier freilich scheint mir der 
Verfasser die relative Bedeutung der den Zünften zustehenden Ge¬ 
richtsbarkeit zu überschätzen. Sie geht über das damals auch 
außerhalb Italiens allgemein übliche nicht hinaus und bedeutet also 
kein ungewöhnliches Zurückweichen des Staates. Bedeutsamer ist schon 
die Überlassung der Sicherheitspolizei an die Waffenbrüderschaften (71) 
und deren Übernahme in die staatliche Heeresorganisation (86 ff.). 
Über die Schlußbetrachtung möchte ich hinweggehen; die darin 
gefällten Werturteile reizen den Historiker zum Widerspruch. Dafür 
vermißt man hier eine dem Staatsrechtler doch naheliegende Ver¬ 
wertung des Einungsgedankens für diese Dinge. Auf S. 29 wird im 
Zusammenhang mit der demokratisch-zünftlerischen Bewegung vom 
,emporstrebenden Bürgertum“ gesprochen. Das kann man viel¬ 
leicht zur Charakterisierung der Kommunalbewegung des 11. und 
12. Jahrhunderts sagen; in diesem Zusammenhänge ist das mißver¬ 
ständlich. Im 13. Jahrhundert handelt es sich um innerbttrger- 
liehe Kämpfe. 

Der Verfasser hat sich klug beschränkt; er will nicht die letzten 
Ursachen der Verfassungsentwicklung ergründen, aber er übermittelt 
ein lebendiges und dank seiner staatsrechtlichen Schulung wirklich 
verständliches Bild vom Aufbau der Verfassung zu einer bestimmten 
Zeh. Hoffentlich findet diese Art zu arbeiten bald für weitere Städte 
Nachahmung. 

Göttingen. Hans Niese. 
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Die Metzer Bannrollen des dreizehnten Jahrhunderte, 
herausgegeben Ton Karl Wiohmann. 1. Teil. Metz, 6. Senke, 
1908. LXXXIU u. 441 S. — 2. Teil. Leipzig, Quelle & Meyer, 
1910. XVIII u. 579 S. [Quellen 'zur lothringischen Geschickte, 
herausgegeben von der Gesellschaft für lothringische Geschichte und 
Altertumskunde, Bd. V u. VI]. 

Elin Quellenwerk von nicht bloß lokalgeschichtiichem, sondern all¬ 
gemeinstem sprachgeschichüichen, wirtschafte- und rechtsgeschichtUeben 
Interesse wird uns hier dargeboten. Die Ausgabe ist noch nicht roO- 
sündig. Zwar geben die beiden vorliegenden Teile bereits den guueu 
Quellentext. Doch fehlen noch die Inhaltsverzeichnisse und Karin, 
die ein dritter und ein vierter Teil bringen sollen. Erst dann wird 
die Bedeutung der Publikation im rechten Licht erscheinen. 

Auf die Metzer Bannrollen hat uns bereits Aua. Prost in einer 
sehr eingehenden Studie „Etüde sur le rägime ancien de la propridte. 
La vesture et la prise de bau a Metz" im 4. Jahrgang (1880) der 
Nouvelle Revue historique de droit fra^ais et dtranger, S. 1 ff., be¬ 
sonders 801 ff., 573 ff., 701 ff., hingewiesen. Er hat sie darin vornehmlich 
sprach- und rechtsgeschichdich behandelt und auf S. 701 bis 739 eine 
Anzahl von Auszügen aus den Rolleneinträgen, die den Zeitraum voi 
1220—1546 umfassen, angehängt. Vgl. auch seinen im 2. Jahr¬ 
gang (1878) derselben Zeitschrift S. 189 ff., 283 ff. vorausgegangenea 
Aufsatz „L’ordonnance des maiours. Etüde sur leg institutious judi- 
ciaires k Metz", der manches für das Verständnis der Bannrollen Wich¬ 
tige, namentlich Uber die Gerichtsverfassung (Stellung des Maiers), ge¬ 
bracht hatte. Eine allseitige Ausbeutung der wichtigen Quelle ist aber 
natürlich jetzt erst durch den vollständigen Abdrude der Rollenein träge 
ermöglicht. Alle von den 61 bis heute erhalten gebliebenen RoUeu 
sind zwar auch hier noch nicht veröffentlicht. Man hat sich, wie die 
Einleitung S. VIII sagt, „zunächst" auf die 17 ältesten Rollen beschränkt 
Allein diese bilden den Gesamtbestand aus dem 13. Jahrhundert, brechen 
vor einer größeren Lücke (die nächste erhaltene Rolle stammt ent 
aus 1335) ab, zeigen das Formular der Eintragung von den ers ten 
sehr lakonischen Anfängen an bereits bis zur Höhe der Entwicklung 
(Prost 1880, S. 310 ff., 325) und nehmen eben wegen der Zeit, der mt 
aagehören — 1220 bis 1298 —, vornehmlich durch ihr Hinaufreicbsu 
in eme für Institutionen der fraglichen Gattung recht frühe Zeit, unser 
besonderes Interesse in Anspruch. Die Ausgabe entbehrt daher «Mb 
in den Grenzen, in denen sie vorliegt, nicht der inneren Geschlossen¬ 
heit und eigenen Berechtigung für sich selbst und ist auf das wärmste 
zu bewillkommnen. 

Sie gibt in den Einleitungen zu den beiden erschienenen Teilen 
eine genaue Beschreibung der einzelnen, je ein ganaes Jahr umfassen¬ 
den Stücke, die sich aus einer einzigen Pergamentkarte allmählich su 
einer aus mehreren zusammengehefteten Pergamentblättem gebildeten 
Rolle auswachsen. Die letzte der edierten Rollen vom Jahre 1298 er¬ 
reicht bereits mit 686 Einträgen eine Länge von 8,97 m; eine spätere, 
die vom Jahre 1367, bringt es nach einer Mitteilung des Herausgebers 
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sogar bis äw der erstaunlichenLänge von 36 m, Unhandlich genug 
müssen ab« diese Roßen gewesen sein. Die Einträge.■■.gind .«nverkörzt 
wiedergegeben; nur der oft wfederltebrende Satzsehlaß dem Ifin- 
wrsß auf den Inhalt der zugehörigen* im „Schrein 1 * (arehe) verwahrten 
Urkunde »st — wogegen sieb in diesem Palle nichts erinnern läßt — mit 
den WortanfUngeK abgekürzt Die sonst bei der Textedition befolgten 
Grundsätze ulnd in der Einleitang 8.~JfihVBi angegebenf! auch sie 
bieten, »«Weit ich beurteile« kann, zur Beanstandung keinen Anlaß. 

In der Eiuleitang zum ersten Teil und weiter in «äern wertvollen 
Aufsatz im »Jahrbuch der '-Gesellschaft für lothringischeGeschichte und 
Altertumskunde* 1909, S- 28 ff. ist bereits der Berauageber, Kaki. 
WicmtAKN, selbst auf den Inhalt der Baimrollen eingegangen. Manche 
bemerkenswerten Ergebnisse fallen dabei ab, teils näher ausgefllhrt, 
teils nur angedeatet, lokalgeschichtliche, topographische, gewerbe- und 
bevölkernngsstatiatasehe. Äoch der sprachlichen Darebforschnng der 
Einträge, die von Anfang an sämtlich französisch ahgefaöt sind und 
ein hervorragendes Spraehdenkinal darstellen, wird auf dem Gebiete 
der Orts-, Flur- outl Personennamen bereits kräftig vorgearbeitet (stehe 
znn» Sprachlichen aueh Prost a. a. O., Jahrg. 1880, S. 575 ff., 740 ff.). 
Zu den- AßsI^^i^^WiofUtäKS» hat bereits v. Belöw einige kri¬ 
tische Bemerkungen gemacht (Bister. Zejtechr, Bd. 105, #. ld6 t'ld. Ich 
möchte zwei weitere hiazufögen. 8.53, Antn. 1 des Aufsatzes werden 
zwei Einträge in der Bolle von 1298 (Nr. 223 und 672), tr«. für Liegen- 


provisor fabricae, scheu (Künstle, Die deutsche Pfarrei and ihr Kocht 
zn Anfang des Mittelalters, 8. 77; Dyro*f in den Annalen des Deutschen 
Reichs 1905, 8,647), nicht aber daraus schließen, daß es sich damals 
um einen j&eufean gebandelt haben mttsse. 


_ __ ^ ^ÄiSPjcnda wird 

aas einer fteihe vott Eiattägen, nach denen ein Viertel, Fünftel, Sechstel, 
Zehntel einesBausea in ändere Hand überging, die Entwicklung des Hans- 
banes vom Kleineren zum Größeren gefolgert; ja es hätten sogar Patrizier 
darclv Kauf solöher Ilausteile ihr Wohnbedü'rfnis befriedigt. Kommen 
dabei • aber- wirklich immer reale Teile, also in dem Baus horizontal 
«der vertikal abgeteilte WohnttTtgen, in Fraget Vgl, hierzu Arnol», 
Geschichte des Eigentums i» den Städten. 8. 182 f,, auch Flaum, Wirt- 
scbaBKchnr Siedergkag Freibnrga u Ür, t 8.126. Mir scheinen rielmebr 
«Me betreffenden Einträge nicht selten auf ideelle, im Erbgang ent¬ 
standene Miteigeainmsftnteile sich m beziehet». Elfe eingehender ge- 
faßten ans der späteren Zeit oefüioor ; .. a tf, ft*® •- ! iji > 
Haas allein gehurt hat (den '?■ ;• ‘ \ , f [4$ 

Hunden mit den Einträgen ' • i7 a, l, < ’jM-, dorri: «».jirrrf- 

rkneratioaen h*ndin i c.bgehe«:i 
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Die Bannrollen stehen bis auf die den meisten angehängte Jahres¬ 
liste der wegen Missetat Gebannten („forjugi&“) ganz im Dienste des 
Liegenschaftsverkehrs. Sie fallen also in die Klasse der „Erbebücher 4 " 
(nach der Rubrizierung K. Beterles in Tilles Deutschen Geschichte- 
blättern 11, S. 197). Aber sie nehmen in ihr eine für die Geschichte des 
Grundbuchs wichtige Sonderstellung ein. Sie sind nicht, wie die anderen 
zu dieser Klasse gehörigen, bestimmt, den Abschluß der Liegenschafte- 
geschäfte selbst zu beurkunden. Sie verbriefen nicht das Gerichtszeng- 
nis fllr die vor Gericht geschlossenen Übereignungen, Rentenkäufe etc. 

Verbriefungen der Geschäftsschlüsse sind freilich damals auch in 
Metz üblich. Sie werden auch bereits an öffentlicher Stelle de¬ 
poniert: in einem der Schreine („arche“), deren es je einen für jeden 
der 20 Metzer Pfarrbezirke unter der Aufsicht je zweier öffentlicher 
Schreinsbeamter („amans“) gibt Lose sammelt man dort die Urkunden 
Uber die einzelnen Geschäfte zur Hervorholung im Bedarfsfälle; es 
fehlt also das Zusammenschreiben auf Schreinskarten oder gar in Schreins¬ 
bücher, wie wir es von Köln her kennen. 

Aber ganz getrennt davon geht die Einrichtung der Bannrollen. 
Sie sollen den dinglichen Rechtserwerb nicht beweisen, sondern materiell 
sichern. Das Mittel ist das öffentliche Bannwirken Uber das Erworbene 
(das Grundstück, die Rente). Der Erwerber erwirkt von der Behörde 
den Bann — „prend ban“ — „aus (= sur) la maison, sus 20 d. de 
eens 44 . Damit sind alle etwa Widerspruchsberechtigten gerichtlich auf- 
gerufen, frist- und formgerecht ihren Widerspruch („escondit 44 , vgl. 
dazu Prost a. a. 0. 1880, S. 851 ff.) zu erheben; sonst verschweigen 
sie sich und sind präkludiert, und es ist das Recht des Erwerbers un¬ 
anfechtbar geworden: er hat, germanistisch gesprochen, die „rechte 
Gewere“ erlangt Vgl. hierzu besonders Brunner, Forschungen zur 
Geschichte des deutschen und französischen Rechts, S. 738 ff. Bann 
nehmen kann man nur an den dreimal im Jahre — nach Ostern, nach 
Mitte August, nach Weihnachten — in der Stadt gehaltenen echten 
Dingen f„en plait banal et leal 44 , in placito bannali et legitimo). Den 
Bann wirkt der Maier, d. h. jeder von den 3 städtischen Maiern für 
die Grundstücke seines Bannbezirks. Und diese prises de ban aller 3 
Bezirke und aller 3 Dinge sind es nun, die in die Bannrolle des be¬ 
treffenden Jahres zusammengeschrieben werden. Die ganze fertige 
Bannrolle wird aber noch gegen Schluß des Geschäftsjahrs an den 3 
Freitagen vor St. Benedikt (21. März), nach Läuten der „Mutte 44 , der 
großen Domglocke, und feierlichem Aufzug des Schöffenmeisters und 
der Schöffen wie der 3 Maier, vom Balkon des Rathauses aus verlesen 
„pour escondire, qui escondire veult 44 (Einl. S.XVI1, Anm. 2). Ist weder 
bei der Bannnahme selbst noch bis zum Schluß des dritten darauf¬ 
folgenden Dings, also auch nicht auf die eben beschriebene verstärkte 
Kundmachung — eine solche muß ja in diese Jahresfrist fallen — ein es¬ 
condit (Widerspruch) geltend gemacht, sind die „4 bans corrus an 
paix 44 , so ist zugunsten des Bannnehmers Verschweigung und rechte 
Gewere eingetreten. Der Erwerb ist jetzt definitiv gegen alle Dritten 
gesichert Der Rolleneintrag gilt von nun an unter allen Umständen 
als materiell wahr, und jeder andere kann später im vollen Vertrauen 
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darauf seinerseits von dem Eingetragenen erwerben. Die Metzer Bann- 
rollen des 13. Jahrhunderts weisen uns direkt den Weg zu dem, was 
wir heute den öffentlichen Glauben des Grundbuchs nennen. Sie sind 
von Anfang an mit voller Absicht gerade in diese Richtung eingestellt. 
An die Rolleneinträge, die ja dazu gemacht werden, um öffentlich ver¬ 
lesen zu werden, knüpft sich die Verschweigung; sie sind es, die da¬ 
durch dem eingetragenen Rechtserwerb die volle Rechtskraft verschaffen 
sollen. Die Funktion, die z. B. in Lübeck der Eintrag ins Oberstadt¬ 
buch erst in späterer Entwicklung an sich zieht (siehe Hach, Das 
alte lttbische Recht, Cod. Ul, cap. 827, S. 503, dazu Rbhmb, Das Lübecker 
Oberstadtbuch, S. 253 f., 255 ff.), ist hier in Metz der Lebenszweck der 
ganzen Institution. Dadurch stellt diese sich bislang, soweit ich das 
zu ttbereehen vermag, als ein Unikum dar in der Vorgeschichte des 
Grundbuchs und seines öffentlichen Glaubens. Dadurch hebt sie sich 
in ihrer rechtlichen Bedeutung scharf ab von der oben erwähnten 
Metzer Schreinseinrichtung, die auf einen Erlaß des Bischofs Bertram 
von 1197 zurückgeht, der allerdings nur in späten, recht verschieden 
gefaßten französischen Übersetzungen (abgedruckt Einl. zum 1. Teil 
8. XLIX ff.) uns erhalten ist. Mag der Bischof, wie Wichmann 
(ebenda S. XX) mit anderen wohl zu Recht annimmt, den Gedanken 
der Schreinseinrichtung aus Köln, wo er vordem Stiftsherr gewesen, 
nach Metz mitgebracht haben: die Unterschiede zwischen dem Kölner 
und dem Metzer Schreinswesen selbst sind doch, wie auch Wichmahn 
nicht verkennt, sehr erhebliche. Und vor allem: es haben in Metz 
nicht in der Schreinseinrichtung, die ja in einer öffentlichen Urkunden¬ 
verwahrung (s. oben) stecken geblieben ist, sondern in den Bannrollen 
die besonders kräftigen und eigenartigen Entwicklungstriebe gelegen, 
die in der Richtung nach unserem Grundbuch zustrebten und erst in» 
Jahre 1552, mit dem Übergang der vormals freien Reichsstadt in 
französischen Besitz, abbrachen. 

Diese Trennung zwischen Schrein und Bannrollen, überhaupt di* 
rechtsgeschichtliche Bedeutung der letzteren hätte vielleicht — was 
auch schon H. Joachim in seiner Anzeige in der Deutschen Literatur¬ 
zeitung 1910, Sp. 2287 bemerkt hat — von Wichmann noch schärfer, 
als es immerhin geschehen (s. besonders Einl. S. XXVU ff.), heraus¬ 
gehoben werden können. All das verstärkt ja aber nur unser Inter¬ 
esse an der schönen Publikation, für die wir ihm, wie der Gesellschaft 
für lothringische Geschichte, lebhaften Dank abstatten. 

Leider trifft dieser Dank, wie ich nach Abschluß des Referates 
erfahre, Wichmann nicht mehr unter den Lebenden. Ich möchte es 
als eine Ehrenschuld der Gesellschaft gegenüber dem Verstorbenen 
ansehen, die Vollendung des hervorragenden Werkes möglichst bald 
in die rechten Hände zu legen. 

Freiburg i. Br. Alfred Schtjltzk. 


A. Jkhlk, Ulms Verfassungsleben von seinen Anfängen 
bis zur Wende des 14. Jahrhunderts. Dies. Freiburg i. Br. 
1911. 106 S. 8°. 
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Den interessantesten Teil der vorliegenden Arbeit bildet nicht die, 
übrigens wohl disponierte nnd übersichtliche Darstellnng der Ubner 
Stadtverfassung von der Mitte des 13. bis zum Ausgang des 14. Jahr¬ 
hunderts (S. 60 ff.), sondern die vorausgeschickte Erörterung der Prag« 
nach dem Verhältnis Ulms zu dem alten Benediktinerkloster Reichenau. 
Da ist nun Jehle ohne Zweifel im Recht, wenn er gegenüber der 
letzten Behandlung des Gegenstandes durch Mollwo (Z. G. OJÜh. 
N. F. 20, 552 ff.) an dem Reichenauer Patronat Uber die Pfarrkirche 
Ulm festhält Ein solches Patronat, das später, in diesem Falle and 
in vielen anderen, zur Inkorporation geführt hat, geht, wie zahlreiche 
analoge Fälle höchst wahrscheinlich machen, auf altes Eigentum zurück. 
Die Eigenkirche wiederum stand sehr oft in Verbindung mit einem 
Fronhof. Ein Reichenauer Hof in Ulm ist denn auch nachgewiesen 
(S. 14), und gegen Brandib Annahme, daß dessen Schenkung an 
Reichenau durch Karl den Großen unabhängig von der gefälschten 
Schenkungsurkunde bezeugt sei, hat Mollwo nichts Stichhaltiges ein- 
zuwenden vermocht. Wenn Jehle (S. 18) allzu vorsichtigerweise nur 
einen kleinen Grundbesitz Reichenaus in Ulm anerkennen will, so ver¬ 
sperrt er sich damit unnötig einen Weg, auf dem weiteren gehe« 
möglich ist 

Über den Reichenauer Grundbesitz muß der Kastvogt des Klosters 
die Vogtei geübt haben. Es gab aber auch eine Königspfalz in 
Uhn, die seit der Karolingerzeit als Aufenthaltsort der Könige ge¬ 
nannt wird. Ob zu ihr Grundbesitz gehörte, ist nicht deutlich. Es 
wäre denkbar, daß der König alles Zubehör weggegeben hat, da ihm 
ohnehin, wenn er in Ulm verweilte, der Klosterhof Servitien leisten 
mußte; es könnte aber auch nachträglich wieder Land zur Pfalz hin¬ 
zuerworben worden sein. Die Frage, ob und inwieweit die Stadt, 
außer auf Boden des Klosters (Ulm. U.B. 1, 41), auch auf solchem des 
Reichs stand, hat Jehle nicht berührt. Viel Bedeutung ist ihr frei¬ 
lich nicht beizumessen, weil Klosterhof und Pfalz mitsamt ihrem Zu¬ 
behör an Land und Leuten unter den gleichen Gerichtsherrn gekommen 
sind, als — vermutlich nach dem Sturze Heinrichs des Löwen — die 
Kastvogtei von Reichenau an die Staufer gelangte. In diese Zeit, also 
vielleicht noch ein wenig später, als Jehle annimmt (S. 47, 1160 bis 
1170), würde die Gründung der Stadt Ulm zu setzen sein; 1181 ist 
zuerst von einer solchen die Rede. Zweifellos hat der Vogt die Stadt¬ 
gründung vorgenommen ohne Beteiligung des (mindestens teilweisen) 
Grundherrn, des AbtB von Reichenau. Die Staufer, und später ihr 
Rechtsfolger, das Reich, bezogen denn auch die Stadtsteuer; daß dem 
Kloster der Marktzoll und andere Regalien zustanden, ist kaum an¬ 
zunehmen. Es hatte nichts als das bloße Eigentum am Boden ohne 
irgendein Herrschaftsrecht. Nun findet sich eine Reichsvogtei zu Uhn, 
die bis 1259 im Besitz der Grafen von Dillingen war. Welche Be¬ 
wandtnis es mit diesem Aant habe, vermochte Jehle (S. 79 ff.) nicht 
zu erkennen, weil er nicht in Betracht zog, daß hier eine der so 
häufigen Ämterkumulationen vorliegt Graf Albert von Dillingen, dessen 
Rechte in Ulm 1255 festgestellt wurden (Ulm. U.B. 1, 93), hielt dort 
nicht Vogtding, sondern Landgericht (placitum provinciale), war also 
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Graf des „Gaus um Ulm“ (Baueann, Die Gaugrafschaften im wirt. 
Schwaben, S. 83 f.). Außerdem muß er vogteiliche Rechte Uber 
Raichenaner Eigen gettbt haben, und ttber Eigen des Reichs hatte er 
etwa die Befugnisse des karolingischen Fiskaljudex. Beides machte 
offenbar die „advocatia in Ulma“ aus, die von den Staufern als Kast- 
vögten von Reichenau und Königen oder Herzogen von Schwaben 
dep codierte; 1259 sah sie Konradin nach dem Tode des Grafen Hart- 
mann von Dillingen fttr erledigt an und verlieh sie dem Grafen Ulrich 
von Württemberg (Ulm. U.B. 1,110). 

Das scheinbar so schwierige Problem des Zusammenhanges zwischen 
lokalen Verfassungsverhältnissen des früheren und späteren Mittelalters 
ist wie eine Gleichung mit mehreren Unbekannten lösbar, sobald nur 
die Zahl der bekannten Glieder nicht gar zu gering ist Aus wenigen 
gegebenen Daten läßt sich geradezu mit mathematischer Sicherheit das 
Fehlende rekonstruieren; denn die verfassungsrechtlichen Institutionen 
stehen unveränderlich fest; es sind aber Ämter und Befugnisse in die 
verschiedenartigsten Verbindungen getreten, so daß die verwirrende 
Fülle der Erscheinungen den Eindruck größter Mannigfaltigkeit erweckt. 
Um freilich eine Reduzierung auf die einfachen Grundbegriffe vornehmen 
an können, sind klarere Vorstellungen vom Wesen der Vogtei nötig, 
als sie Moll wo hatte, wenn er sich nackzuweisen bemühte, daß „von 
einer Reichenauer Vogtei über Ulm gar keine Rede sein“ könne, da 
doch selbstverständlich nicht der Abt den Klosterhof bevogtete, sondern 
der Kastvogt! Was. für St Gallen deutlich erkennbar ist (vgl. meine 
Nachweise in M. I. Ö. G. 31, 245 ff.), muß auch für Reichenau gelten. 
Die vorsichtigen Ausführungen von Jehle bieten jedenfalls eine Grund¬ 
lage, auf der sieh weiterbauen läßt So wäre es z. B. noch ein beachtens¬ 
werter Gesichtspunkt für die Zerstörungen Ulms 1131 und 1134 (S. 44), 
daß der Staufer, als (Gegen)könig, die Pfalz und der Welfe, als Kast¬ 
vogt von Reichenau, den Klosterhof inne hatte oder beanspruchen 
konnte. Auch sollte der Graf Adalbert von Bregenz (vgL Stälm, 
Wirt Gesch. 1, 559 ff.) in der falschen Schenkungsurkunde Karls des 
Großen einmal näher ins Auge gefaßt werden. 

Zürich. G. Cabo. 


Josef Lappe, Das Nordlttner Markenrecht. (Sonderdruck ans 
dem Jahresbericht des Progymnasiums zu Lünen a. d. Lippe). 
Dortmund 1910. 

Im Anschluß an seine Arbeit ttber die Sondergemeinden der Stadt 
Lünen untersucht der Verfasser die wirtschaftlichen und zum Teil auch 
die rechtlichen Verhältnisse der Banerscbaft Nordlünen. Diese Bauer¬ 
schaft hat mit jener von Südlüneu ursprünglich in Markgenossenschaft 
gestanden (S. 24). An der genannten Mark waren außer Nordlünen 
und Sttdlttnen auch die ßauersebaften Alstede und Wethmar berechtigt 
(8.23). Aus dieser Weidegemeinschaft einer städtischen Sondergemeinde 
mit stets wachsender Zahl der Berechtigten und den benachbarten 
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ItaMtthaften ergaben sich für die Folgezeit mannigfache Streitigkeiten 
(S. 24—2ty. Besonderes Interesse bieten die Verhältnisse der Nord- 
lttner Mark deshalb, weil sie dem Hofsystem angehört. Verfasser be¬ 
hauptet im Anschluß an die herr s c h ende Meinung, daß im Gegensatz 
zum Dorfsystem bei der Einzelsiedelung eine bedeutende Vendeäeden- 
heit des Almendrechtes zu beobachten sei (S. 19). Er bleibt aber den 
Nachweis schuldig. Die 58 Waldanteile oder Scharen waren allerdings 
ziemlich ungleich verteilt; es ist aber zu berücksichtigen, daß erst 
Nachrichten aus dem 16. Jahrhundert vorliegen (S. 19). Vorteilhaft 
unterscheidet sich die vorliegende Schrift von der über die Bauer- 
ecliaften der Stadt Geseke dadurch, daß hier der Stand der Güter 
und ihre grundherrliche Abhängigkeit genauer untersucht wird (S. 20 ff.). 

Lausanne. K. Haff. 


.Der Stadthaushalt Basels im ausgehenden Mittelalter. 
Quellen und Studien zur Baseler Finanzgeschichte. Mit Unterstützung 
der Historischen und Antiquarischen Gesellschaft zu Basel herans- 
gegeben von B. Harm s. 1 . Abteilung: Die Jahresrechnungen 1860 
bis 1585. Erster Band: Die Einnahmen. Tübingen, Laupp, 1909. 
XXHI und 532 S. 

Wie schon der Titel erkennen läßt, liegt mit der Publikation von 
Harms, der sich bereits durch andere bedeutsame Arbeiten um die 
wirtschaftshistorische Forschung, insbesondere von Basel, verdient ge¬ 
macht hat, der Anfang zu einem groß geplanten Werke Uber das 
Baseler Finanzwesen Überhaupt vor. Es soll in drei Abteilungen er¬ 
scheinen, von denen die erste in drei Bänden die Jahresrechnungen 
bis 1585, die zweite die eigentliche Darstellung, die dritte die wich¬ 
tigsten Finanzakten bieten soll. Es ist also ein finanzgeschichtliches 
Monumentalwerk beabsichtigt, wie es deren bisher wenige gibt! 

Außer den Jahresrechnungen sind im Baseler Archiv noch Wochen- 
und Vierteljahrsrechnungen enthalten, die das Urmaterial für die ersteren 
waren, die also Zusammenfassungen darstellen. Sie kommen somit in 
«rater Linie fUr die Publikation in Frage. Der Herausgeber sieht 
daher mit Recht von der Veröffentlichung der Wochen- und Viertel¬ 
jahrsrechnungen ab. Es wäre aber zu begrüßen gewesen, wenn er 
sich etwas ausführlicher Uber ihre Beschaffenheit ausgesprochen hätte, 
damit man ihr Verhältnis zu den Jahresrechnungen und auch ihre 
äußere Einrichtung besser durchschauen könnte. 

Die Jahresrechnungen enthalten unstreitig eine reiche Fülle histo¬ 
rischen Stoffes. Sie geben, soweit sie in diesem Bande vorliegen, 
nicht nur einen tiefen Einblick in das Wesen des städtischen Haus¬ 
halts nach seinen Einnahmen hin, sondern auch ein buntes Bild von 
der Kultur des mittelalterlichen Basel. 

Dieses Bild zu gewinnen, gelingt allerdings dem Leser nicht rasch und 
leicht; denn der Herausgeber druckt die Rechnungen ab so, wie sie 
im Archiv liegen, — unberührt von der Systematik einer modernen 
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Fonchang and nicht verletzt durch die Eingriffe einer neaeren Ver¬ 
öffentlichungstechnik. 

Habms folgt also in der Disposition der Veröffentlichung durchaus 
den Akten; er reiht von 1361—1585 ein Jahr ans andere und inner¬ 
halb eines jeden einen Posten an den anderen. Es kehren anfangB 
von Seite za Seite immer wieder z. B. „winungelt, maliungelt, ver- 
schaer, salerhus, ballen, einung, swergelt, zinsen der schulen“ usw. 
and meist in gleicher Reihenfolge, ln den späteren Jahrzehnten 
kommt ee ebenso zu ganz ähnlichen fortgesetzten Wiederholungen. 
Dazu häufen sich gelegentlich bedeutend z. B. die Notizen Uber die 
einzelnen Rentverkäufe der Stadt und dutzendmal kommen auf den 
einzelnen Seiten so einförmige Sätze vor wie: „item so habent wir 
emphangen“ ... und „item von dem“ .... Vielleicht hätte sich eine, 
wenn auch rohe Vorbearbeitung des Stoffes empfohlen, den das zeitver- 
scbwendende Mittelalter so sehr aufgeblasen hat. Der Herausgeber hätte 
z. B. die Bachungen, die sich auf die ordentlichen, Jahr fUr Jahr wieder¬ 
kehrenden Einnahmen beziehen, periodisch zusammen- und gleichsam vor 
die Klammer ziehen, sowie die darin enthaltenen Zahlen addieren können. 
Ebenso konnten auch die Rentverkäufe oder die Btlrgeraufnahmen 
summiert werden. Es hat sich ein derartiges Verfahren bei anderen 
Publikationen durchaus bewährt, ohne daß sich bisher Beschwerden 
Aber eine Verdunkelung der Quellen erhoben haben. Ich möchte hier 
vor allem auf Knippings mustergültige Art bei der Veröffentlichang 
der Kölner Stadtrechnungen verweisen, der die zahlreichen Einzelheiten 
tabellenartig zusammenzieht und das, was darunter von Bedeutung ist, 
als „Erläuterungen“ in extenso hinzufUgt. Es fragt sich ferner, ob 
Posten, wie etwa „item so hant wir emphangen von der Bidermennin 
CXXXV /&“, oder „item von Egkelin Meyer V lb u und ähnliche, die 
•ehr häufig sind, von wissenschaftlichem Werte sind. Hier würden 
uns doch höchstens die Zahlen interessieren, die aber in den zu 
schaffenden Gesamtsummen mitberticksichtigt würden. Viele von 
diesen Angaben haben allenfalls Wert für eine sehr ins einzelne 
gehende lokalhistorische Forschung. Dieser steht aber doch in der 
Regel das Archiv sehr leicht zur Verfügung. Es ist daher mindestens 
strittig, ob sich die Belastung der Veröffentlichung mit so inhaltsarmen 
Zeilen lohnt. 

Die extensive Weise, in der so diese Quellen herausgegeben wurden, 
erschwert die Benützung des Werkes ganz beträchtlich and zwar vor 
allem, solange kein Register dazu vorliegt, das in diesem Falle nnn 
natürlich nicht ausführlich genug gewünscht werden kann. 

Der Herausgeber beeinträchtigt nach meiner Meinung den Wert 
und gewissermaßen die wissenschaftliche Popularität seiner Publika¬ 
tion nicht nar durch die sachliche, sondern auch durch die formelle 
Wiedergabe der Quellen. Nach langen Auseinandersetzungen und 
nach langen gründlichen Erwägungen hat man sich in der historischen 
Wissenschaft bekanntlich Uber die Behandlung der Texte bei der Ver¬ 
öffentlichang in der Weise geeinigt, daß man den sprachlich un¬ 
wesentlichen orthographischen Schwulst früherer Zeiten beseitigt und 
daß namentlich auch die lästigen and besonders für weniger geübte 



224 


Referate. 


Benutzer sehr unübersichtlichen römischen Ziffern arabisch wieder 
gegeben werden sollen. Der Herausgeber kehrt in dieser Beziehung 
aber zu der Praxis früherer Jahrzehnte, ich möchte sagen, der Zeit 
vor Weizsäcker zurück. Ich meine, der sprachwissenschaftliche Nutzen 
ist im Vergleich zu dem Aufwand viel zu unbedeutend, und dis 
Pietät gegen die alten Schreiber ist zu groß, wenn der Herausgeber 
z. B. vom Ende des 15. Jahrhunderts an idle die bekannten lästigen 
n-häufungen (unud, wordenn, habenn, vonn, wegenn usw.) genau 
wiedergibt. Aber auch in den früheren mittelalterlichen Texten ließe 
sieh hierin manches ersparen. Besonders möchte ich mich noch gegen 
dis Ungetüme römischer Ziffern und die Aufnahme der alten Schreib¬ 
weise der gemeinen Brüche und gemischten Zahlen wenden, die sich 

sogar auf Formen wie x und xj (!) erstreckt. Auch hierdurch dürfte 

wohl manchem Benutzer die Verwertung des Buches sehr erschwert 
und dessen Beurteilung unnötig herabgemindert werden. Das ist 
um so mehr zu bedauern deshalb, weil sich Harms durch den groß¬ 
zügigen Plan und die Tatsache der Veröffentlichung dieses ersten 
Bandes seines Werkes ein unstreitig hohes Verdi «ist um die historische 
und die nationalökonomische Wissenschaft zugleich erwirbt 

Köln. Bkdko Kusu. 


Waltee Fest, Beiträge zur Finanzgeschichte Zürichs im 
Mittelalter. (Schweizer Studien zur Geschichtswissenschaft, 3. Band, 
Heft 1.) Verlag von Gebr. Leemann & Co., Zürich-Selnan 1911. 278 S. 

Nur sehr lückenhaft sind die meist angedruckten Quellen für die Ge¬ 
schichte der Züricher Finanzen im Mittelalter erhalten; ein Gesamtbild des 
städtischen Haushalts vermögen wir aus ihnen nicht zu erlangen. 
Dennoch ist es dem Verfasser gelungen, durch seine verdienstliche 
Untersuchung unsere Kenntnis vom Finanzwesen der deutschen Städte 
in beachtenswerter Weise zu erweitern. Es zeigt sich wieder, daß es 
zw Klarstellung jener Verhältnisse weniger anf die vollständige Wieder¬ 
gabe eines lückenlosen Quellenstoffes ankommt als auf die Erfassung 
und Aussonderung des finanzgeschichtlich Wertvollen. 

Aus dem 14. und 15. Jahrhundert liegen, abgesehen von einem 
Bruchstück von 1337, nur 7 1 /* Rechnungen des Züricher Seckekmts, 
d. h. der städtischen Hauptkasse, vor, und zwar aus der Zeit von 1397 
bis 1418. Unter diesen Umständen hat der Verfasser anf eine Unter¬ 
suchung der Ausgaben gänzlich verzichtet Denn, wie er mit Recht 
betont, können bei der großen Bedeutung der außerordentlichen 
Aufwendungen die Ausgaben eines beliebigen Jahres nicht als maß¬ 
gebend hingestellt werden; ferner entspricht bekanntlich die saehücbe 
Gruppierung in den Quellen keineswegs unseren Ansprüchen, und über¬ 
dies soll eine Veröffentlichung der Ansgabebücher in absehbarer Zeit 
zu erwarten sein. Der Verfasser beschränkt sieb deshalb darauf, naeb 
einer Erörterung Uber die Grundsätze und Einrichtung der Züricher 
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Finanzverwaltung die ordentlichen Einnahmequellen des Seckeiamts zu 
Beginn des 15. Jahrhunderts und in einem weiteren Abschnitt das 
Schuldenwesen der Stadt zu besprechen. 

Wie in Frankfurt a. M. und vielen andern Städten fehlte es auch 
in Zürich der Stadtverwaltung an einer, wenn auch nur rechnungs¬ 
mäßigen, Kasseneinheit. Neben dem Seckelamt bestanden zahlreiche 
Sonderkassen, deren Verwalter ihre Überschüsse häufig nicht an 
jenes, sondern an ihre Nachfolger ablieferten und erforderliche Zu¬ 
schüsse nicht etwa stets von den Secklern erhielten, sondern von irgend¬ 
einer städtischen Kasse, welche gerade Geld hatte. Nicht selten kam 
in den Rechnungsbüchern auch der Grundsatz der Gegenrechnung 
zur Anwendung. Die Seckeiamtsrechnungen sind eigenhändig von den 
Secklern geführt; diese wurden jährlich neu gewählt und waren nie 
länger als 3—5 Jahre ununterbrochen im Amt Zu Anfang des 15. Jahr¬ 
hunderts werden noch Beträge in Naturalien in den Rechnungen 
aufgeführt Ein Jahresüberschlag — der Ausdruck „Budget“ 
wäre besser vermieden — Uber die Einnahmen und, freilich ganz 
summarisch, auch über die Ausgaben ist aus dem Jahre 1424 erhalten 
und wird vom Verfasser in den Beilagen abgedruckt 

Die Besprechung der ordentlichen P^inn ahm equeilen leidet unter 
dem Mangel einer durchgreifenden sachlichen Anordnung. Pachtzinse 
z. B. sind zwischen Gebühren (BUrgerrechtsgeldern und Waggeldern) 
behandelt. Die ergiebigste ordentliche Einnahmequelle war das Wein¬ 
ungeld, das hauptsächlich der Verzinsung und Tilgung der Renten¬ 
schuld diente. Das Ungeld wurde anfangs nur von Fremden, erst 
später auch von den Bürgern erhoben, die man vordem nur zu direkten 
Steuern heranzog. Seit 1408 forderte die Stadt das Ungeld sogar in 
den im Besitz von Züricher Bürgern befindlichen Vogteien, wie der 
Rat auch vorher schon den auswärtigen Besitz seiner Bürger gewisser¬ 
maßen als städtisches Gebiet behandelte. Zu besonderen direkten 
Steuern waren die, meist auf Zeit, vertragsmäßig ins Bürgerrecht auf¬ 
genommenen weltlichen und geistlichen Herren und Stifte (vereinzelt 
auch Bürgerliche und Kawerzen), sowie die Juden verpflichtet. Eine 
Geschichte der Vermögensteuern nebst einer Ausgabe der Steuerbücher 
befindet sich in Vorbereitung. 

Das Züricher Schnldenwesen läßt eine vorsichtige Finanzgebarung 
des Rates erkennen. Die Entwicklung der Rentenschuld wird 
durch mehrere beigefügte wertvolle Tabellen erläutert. Die Gläubiger 
der Leibrenten waren zu zwei Dritteln Angehörige geistlicher, meist 
weiblicher, Stifter. Auf das Alter der Käufer wurde bei der Preis¬ 
bestimmung von Leibrenten Rücksicht genommen. Schon seit Beginn 
des 15. Jahrhunderts tritt die Leibrente hinter der Zinsrente (Wieder¬ 
kaufsrente) zurück, während man z. B. in Nürnberg noch während 
der ganzen ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts der keineswegs vorteil¬ 
hafteren Leibrente unbedingt den Vorzug gab. 

Bei dem Abdruck der Beilagen, unter denen sich mehrere Zoll- 
und Ungeldtarife befinden, hat F. sich leider zu buchstäblich an seine 
Vorlagen gehalten, nicht nur hinsichtlich der großen und kleinen An¬ 
fangsbuchstaben, sondern selbst der Abkürzungen und Trennungszeichen. 

VUrWUabnctir. f. 8o*Ul- u. Wirtscbafttgetehichte. X. 15 
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Die sonst beobachtete Sorgfalt des Druckes läßt hier an wünschen 
übrig; 8. 235—250 sind arg durcheinander geraten. Über die Zeit der 
als Beilage 9 auf S. 246 abgedruekten Rechtang des Reichsvogta er¬ 
fahren wir nur, daß sie „aus einer späteren Epoche“ stammt 

Düsseldorf. M. Foltc. 


Euch Molitor, Die Stände in Westfalen und der Sachsen¬ 
spiegel. Münster i. W., Universitätsbuchhandlung Franz Coppen- 
rath, 1910. VII u. 72 Seiten. 

Der Verfasser beabsichtigt, eine gedrängte Darstellung des west¬ 
fälischen Ständewesens zur Zeit des Sachsenspiegels zu geben. Der 
räumlich umfangreichste und inhaltlich wertvollste Teil der Unter¬ 
suchung ist den schöffenbar Freien gewidmet (S. 7—39). Unter aoßer- 
ordentlich sorgfältiger und umsichtiger Benutzung eines umfangreichen 
Quellenmaterials wird hier nachgewiesen, daß die westfälischen Graf- 
schaftsfreien den schöflfenbar Freien des Sachsenspiegels, daß ihr 
Freigut dem Hantgemal entspricht. Diese Grafschaftsfreien sind königs- 
zinspflichtige Bauern; da aber der von ihnen entrichtete Zins in der 
Hand des Freigrafen verbleibt, also nicht an die Zentralkasse abgefühlt 
wird, geraten sie in eine Abhängigkeitsstellung zum Freigrafen, die 
in dessen Verfügung über ihren Zins oder, wie gelegentlich gesagt 
wird, über die Grafschaftsfreien selbst ihren schärfsten Ausdruck findet. 
Aus der Zusammenfassung der Tatsachen aber, daß sich in der bereits 
von Heck (Sachsenspiegel und Stände der Freien S. 330) benutzten 
Urkunde von 1233 ein Grafschaftsfreier als „homo libere conditionis, 
quod in vulgari scepenbere vocatur“ bezeichnet wird, daß ferner das 
westfälische Freigrafengericht als höchstes ordentliches Gericht bei 
Königsbann dingt nnd insofern dem Grafengericht des Sachsenspiegels 
und nicht dessen Schultheißengericht entspricht, daß endlich das Frei¬ 
gut in ähnlicher Weise standesrechtlich bedeutsam zu sein scheint, wie 
das Hantgemal in Ostfalen, ergibt sich überzeugend, daß die west¬ 
fälischen Grafschaftsfreien der Klasse der schöffenbaren Freien zuzn- 
rechnen sind. Neben ihnen gibt es in Westfalen auch ritterliche Schöffen¬ 
bare, aber sie sind offenbar weniger zahlreich. Wenn es vor allen 
Dingen das Verdienst von Philipp Heck ist, in seinem schon vorhin 
erwähnten Buche „Der Sachsenspiegel und die Stände der Freien“ das 
Vorkommen bäuerlicher Schöffenbarer in Ostfalen überzeugend naoh- 
gewiesen zn haben, so bieten die hier vorliegenden Forschungen zu 
Hecks Resultaten wertvolle Ergänzungen und Bestätigungen. IGt 
Recht betont der Verfasser, daß die westfälischen Zustände denen in 
Ostfalen nicht gleich, sondern nur analog seien; aber die Kraft des 
Analogieschlusses kommt dem Satze, daß auch in Ostfalen der Staad 
der schöffenbar Freien kein reiner Ritterstand war, sehr zugute. — 
Dagegen wird man dem Verfasser nicht mehr folgen können, wenn er 
in den letzten Abschnitten seiner Arbeit die Pflegschaften als Vogt- 
ieute in der westfälischen Grundherrochaft wiederfinden will, und wenn 
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er ferner die städtische Bevölkerung im wesentlichen unter die länd¬ 
lichen Stände aufzuteilen sucht. Ds aber diese beiden Sätse vom Ver¬ 
fasser selbst lediglioh in Form einer Hypothese, nicht als positive 
Behauptungen aufgestellt werden, ist es weder notwendig, an dieser 
Stelle Eingehendes darüber zu berichten, noch können diese beiden, 
wenig glücklichen Annahmen den Wert der sehr eindringenden For¬ 
schung Aber die schöffenbar Freien beeinträchtigen. 

Göttingen. Privatdozent Dr. 0. Schreiber. 


Oxford Studios in Social and Legal History, edited by 
Paul Vdkkhuuow, Vol. Q: Type« of memorial structure in the 
Danetaw, by F. M. Stenton. — Customary rents, by N. Neilsoa. 
Oxford, Clarendon Press, 1910. 

Die Oxforder Sammlung sozial- und rechtsgeschichtlicher Mono¬ 
graphien, deren ersten Band ich vor einiger Zeit hier anzeigen durfte, 
ist nach einem Jahre bereits zu einem zweiten fortgeschritten. Er 
besteht wie jener aus zwei Beiträgen, die fast noch mehr wie die vor¬ 
angegangenen das große Ziel der internationalen Wirtschaftsgeschichte, 
eine Typik der gesellschaftlichen Lebensformen, fördern. Die Arbeit 
von Stenton geht aus von dem Domesdaybuch, dieser unvergleich- 
fiehen Quelle aller Studien zur frühmittelalterlichen Sozialgeschichte 
Englands, die trotz der großartigen Untersuchungen von Maitland, 
Round und Vinooradopp besonders der landschaftlichen Spezialforsohung 
durch Form und Inhalt noch immer die weitesttragenden Rätsel auf¬ 
gibt. So wird auch hier zunächst die Bedeutung einer terminologischen 
Besonderheit von Domesday, der Entgegensetzung der Begriffe soca 
und inland bzw. dominium in den Urbaren von Lincolnshire und 
Yorkshire, für das ganze Gebiet des sogen. Danelaw erörtert, das (nach 
einer ungefähr gleichzeitigen Definition, Leges Edwardi Confessoria 80) 
außer den beiden genannten noch die Grafschaften Nottingham, Derby, 
Leioester und Rutland begreift. Die Terminologie, die genau so auch 
in dem etwa 40 Jahre späteren Schwarzbuch der Abtei Peterborough 
vorkommt, erweitert beide Disjunktionsglieder über ihren ursprüng¬ 
lichen Wortsinn: Wie sie unter dominium oder inland neben grund- 
h er rl icher Eigenwirtschaft auch hörige Wirtschaften versteht, bezeichnet 
sie mit soca nicht mehr bloß Immunitätsuntertänigkeit, sondern nicht- 
hörige Abhängigkeit etwa nach Art der freien Erbleihe des deutschen 
Mittelalters (gerade im Domesday von Lincoln erscheint der Ausdruok 
frige soca, Stenton 40 ff.) ohne Unterschied ihrer Entstehung aus oder 
ihrem Inhalt an jurisdiktioneilen, ökonomischen, militärischen oder 
schlechthin tributären Verpflichtungen. Wie früh und vollkommen der 
soeman des Danelaw durch solche verschiedenartigen Leistungen in die 
Wirtschafte Verfassung des englischen Großguts (manor), auf deutsch 
würde man sagen in den hofrechtlichen Verband, einbezogen, seine 
tatsächliche Lage der der hörigen Bauernklasse an geglichen werden 
konnte, lehrt die einzigartige Gründungsurkunde des Ouniaxenser- 

15* 
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klosters Blythe in Nottinghamshire von 1088 (nach einer von dem 
Drock in Dugdalbs Monasticon unabhängigen Quelle in extenso als 
Anhang bei Stenton 92 f.) mit ihrem eingehenden Dienstverzeichnis 
des gleichnamigen Dorfes, das Domesday ein sokeland des benach¬ 
barten Hodsock nennt, wenn auch die Bewohner schon villani und 
bordarii heißen. Ja die runden Pfandwerte, die Domesday den größten 
dieser Hofbezirke für die Zeit Eduard des Bekenners zuschreibt (3. 33), 
führen unabweislich auf die Gewöhnlichkeit solcher Organisationen 
schon vor der normannischen Eroberung. Alter, Festigkeit, Verding¬ 
lichung der als soca zusammengefassten Rechtsbeziehungen unterschied 
nach Stenton das Danelaw auffällig von den südlich angrenzenden Graf¬ 
schaften, wie Gambridgeshire, wo nicht geringere Häufigkeit dieser Be¬ 
ziehungen doch bei größerer Zerstreuung einen ganz anderen, loseren 
und persönlicheren Aufbau der Großgrundherrschaften ergab. Aber 
die Vergleichung der verschiedenen Gütertypen zeigt auch in dem Be¬ 
obachtungsfelde der Arbeit selbst sämtliche, die differenzierenden ebenso 
gut als die integrierenden, Kräfte der Wirtschaftsverfassung am Werk. 
Wenn hier wie überall die Epoche des Feudalrechts die Elemente von 
Land und Leuten zu ökonomisch rationelleren Einheiten zu gestalten 
strebte und deshalb Uber die künstlichen Gebilde der Immunitäte- 
periode hinweg vielfach den ursprünglichen Siedlungsgemeinschaften 
ihren Abschluß zurückgab, so haben doch die soca-Verbände besonders 
mächtiger Grundherren, wie z. B. von Kirchenfürsten, in einzelnen 
Fällen bis auf den heutigen Tag ihr Sonderdasein behauptet (S. 64 — 91). 
Und dieselben angelsächsischen Urkunden, die für das 10. Jahrhundert 
Beispiele von bergländischer Fronhofverfassung, wie die der Weiler 
(berewicks) der Krondomäne High Peak in Derbyshire, geben, zeigen 
zur selben Zeit die gemengte Flur von Flachlanddörfern in Nottingham- 
shire und Yorkshire durch die Scheidelinien der Grund- und Gerichts¬ 
herrschaften in steigendem Maße in die kleinsten Bruchteile zerlegt 
(S. 72—86). Denn noch mehr als das Interesse der Herren mußte 
vielfach der bevorzugte Status der Untertanen dieser Gruppen willkür¬ 
lichen Neuordnungen Widerstand leisten. Eben Stenton (S. 49) macht 
aus den mit der Steuerveranlagung wechselnden Größenangaben der 
socmen-Güter in Domesday wahrscheinlich, daß sie damals noch von 
ihrer Herrschaft abgesondert für fiskalische Auflagen hafteten, und 
die Neigung zu einer Statusminderung durch ersatzweisen oder un¬ 
mittelbaren Eintritt der Herrschaft in diese Haftung kann im Danelaw 
erst spät eingesetzt haben, wenn hach Stentons Ansicht (S. 90) hier 
die regelmäßige Besteuerung nach dem Carucatensystem frühestens 
unter Knut eingeführt worden ist. Warum zum Schluß das Zeugnis 
der personalen Ortsnamenbildungen skeptisch gegen die natürliche Vor¬ 
stellung einer freiheitlich-genossenschaftlichen Unterlage aller dieser 
Entwicklungen vorgebracht wird, sieht man nicht; meines Wissens 
steht in England so wenig als in Deutschland fest, daß solche Namen 
nur grundherrliche Siedlungen, nicht etwa auch die von Geschlechtern 
oder Familien bedecken. 

Die Nützlichkeit einer Untersuchung, wie der von Miß Neilson, die 
die gewohnheitsrechtlichen Abgaben der Bauern grundsätzlich für ganz 
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England and für das ganze Mittelalter zusamraenstellt, empfindet der 
deutsche Agrarhistoriker an eigenen Desideraten ganz besonders stark. 
Vor dem Dank fllr den erschöpfenden Fleiß der Verfasserin verschwindet 
fast das Bedenken, daß sich bei geringerer Äußerlichkeit der Behand¬ 
lung noch sehr viel mehr aus dem Gegenstände hätte machen lassen. 
Schon die Einteilung des so einheitlichen und organisch in sich selbst 
verschlungenen Systems der privatrechtlichen bäuerlichen Leistungen 
nach den Zufallskategorien der Naturalabgaben, Dienstkommutationen, 
Weidezinse und Rekognitionen (condition rents) ist der Darstellung ein 
gefährlicher Schnürleib, und nicht nur die Singularität gewisser Abgaben 
zwang zu dem lexikalischen Nachtrag „Miscellaneons rents" (S. 105—13). 
Wie häufig sind die Fälle, in denen die Dunkelheit des Ursprungs und 
der Benennung jede Abgrenzung völlig willkürlich werden läßt und die 
fruchtbare Anschauung der Mannigfaltigkeit einer Täuschung von Regel¬ 
mäßigkeit opfert! Davor warnt aber die Sprache mit ihren oft un¬ 
durchdringlichen Assimilationen und Volksetymologien. Wer will ohne 
weiteres sagen, wann die Silbe „pund“ im Namen von Abgaben auf 
die Unterhaltungspflicht an einem Teich (pond), wann sie auf Pflichten 
im Zusammenhang mit dem Gemeindegefängnis (pound) gebt, ob die 
Zusammensetzungen mit aver sich von haver = Hafer oder von 
averium = Zugtier herleiten; und doch sind die so bezeichneten 
Leistungen, ohne daß (wie überhaupt) auf den Kontext der ange¬ 
führten Quellenbelege näher eingegangen wäre, willkürlich bald in einem, 
bald in einem andern der erwähnten Kapitel behandelt (vgl. S. 58 mit 
101 und 104, 29 mit 61—4). Mit Unrecht vernachlässigt Miss Neilson 
durchgehend die philologische Seite ihres Vorwurfs. Die Sozial¬ 
geschichte sollte nie vergessen, daß sie in Jacob Grimms Rechtsalter- 
tttmern eine ihrer unschätzbarsten Formensammlungen der Philologie 
verdankt. So wird die Schilderung gelegentlich durch den Wortlaut 
eines Quellenauszugs selbst berichtigt: Die öffentliche Abgabe des 
..huctol et dortol“ (S. 146) war kein „toll at the gate“ von „goods 
brought into a town“, sondern nach der angeführten Stelle der Hundred 
Rolle (1,127) und schon ihrem Namen nach eine Belastung des Höker- 
und Hausierhandels „extra forum venale ... ad ostia vendencium 
et emencium“. Die Besprechung der öffentlich-rechtlichen Abgaben, zu 
der diese Einzelheit gehört, macht die zweite und, wie mir scheint, 
noch wertvollere Hälfte der Abhandlung aus. Sie ist bei ihrer Be¬ 
schränkung auf das Mittelalter naturgemäß keine Steuergeschichte, son¬ 
dern eine Übersicht über die administrativen und jurisdiktionellen Reste 
der Staatsgewalt in den Kommunalverbänden der Feudalzeit. Der 
einzigartige Stoff der Rotuli Hundredorum und Placita Quo Warranto, 
jener Denkmäler des Ringens zwischen Staat und Privatherrschaft, 
erscheint hier mit einer Vollständigkeit ausgebeutet, die auch den 
Erforscher der parallelen Vorgänge auf dem Festlande mit reichhal¬ 
tigen Analogien und heuristischen Prinzipien versehen muß. Dem 
Eindruck der größten Verwirrung von Abhängigkeiten und Befugnissen 
in einem Machtkämpfe, wo die Staatsbeamten noch mehr als die pri¬ 
vaten Gewalten Regierung in Ausbeutung verwandeln, hält doch der 
andere bestimmter technischer Formen und Behelfe die Wage, die, immer 
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wiederkehrend, den Ausschlag aller jener Bestrebungen in sehr merk¬ 
würdigen Sebranken halten, leh nenne nur als die bezeichnendstes 
die überaus langlebigen Ordnungen der strafrechtlichen Gemeinbürg¬ 
schaft (frankpledge) und der nach sheriffs tourn (lagheday) und Drei- 
wochen-conrt gesonderten Hundertschaftsversammlungen, anderseits 
die private Finanzierung der niederen Strafgerichtsbarkeit in der allent¬ 
halben verbreiteten Einrichtung des (auf den Gütern der Abtei Ramsey 
sogenannten) fulstingpound (S. 177 ff.). 

Berlin. Carl Brinkmakn. 


A Suffolk Hundred in the year 1288, the assessment Oi 
the Hundred of Blackbourne for a tax of one thir- 
tieth, and a return showing the land tenure there, 
edited by Edgar Powkll, Cambridge, University Press, 1910. 

Man kennt aus Stvbbs’ Englischer Verfassungsgeschichte (11 4 , 
119) die Bedeutung des Wallisischen Krieges von 1282 für die Ent¬ 
wicklung des Steuerwesens in England. Die ersten Ansprüche von 
Eduards H. italienischen Gläubigern konnten durch seinen Sekretär 
John Kirkby, den Verfasser des berühmten Lehnbuchs (Gross, Source* 
bf English History, 878 f.) vermittelst einer Art von Zwangsanlethe 
oei den Einzelkorporationen der Städte und der Geistlichkeit befriedigt 
werden (der Anleihecharakter dieses auxilium ergibt sich ans dem 
königlichen Versprechen im Dankbrief an Hereford 28. 10. 1282 „vos 
lüde conservabimus indemnes tempore opportuno“, Stubbs Select 
Charters 4 , 464). Aber noch im selben Jahre mußte man sich, um 
die Wirtschaftskraft der breiten Bevölkerungsmasse heranziehen au 
können, zur Beratung mit einer allgemeinen Ständevertretung eat- 
schliessen, die in der eigentümlichen Verfassung zweier Parlamente 
von „prodeshummes“ für die beiden Kirchenprovinzen York und Canter- 
bury im folgenden Jahre zu York nnd Northampton zusammentrat. 
Das Ergebnis der Tagungen war die Bewilligung der zweiten all- 

S meinen Vermögenssteuer in Eduards II. Regierung in der halben 
öhe der 1275 zu Westminster gewährten, nämlich eines Dreißigsten 
von allen „beyn moebles“ im Wert über einer Mark (6 s. 8 d.), mit 
Ausnahme für die Zeichner von Kirkbys Anleihe und die im Heere 
dienende Lehnsmannschaft, wodurch im ganzen über 40000 £ auf- 
kommen sollten (den Wortlaut des Beschlusses und die Verteilung auf 
die Grafschaften veröffentlicht Powkll 8. X—XIV zum fersten Mal aas 
einem gleichzeitigen Register der Abtei Bury St. Edmund’s im Britischen 
Museum und Akten des Reichsarchivs). Wie von der im Public Record 
Office bewahrten Abrechnung Uber die Anleihe von 1282 gerade der 
Ipswich in Suffolk betreffende Teil durch das Archäologische Institut 
fieser Grafschaft (Proceedings XII) bekanntgemacbt worden ist, so 
enthält das vorliegende Buch des durch seine Untersuchungen über 
die englischen Bauernunruhen des 14. Jahrhunderts bekannten Forschers 
die Mitteilung der einzigen erhaltenen Veranlagungsliste zur Steuer 
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von .1288, der Air das Hundert Blackbonme derselben Grafschaft, aus 
demselben Archiv. Die Liste bringt für jede Ortschaft die Namen 
der Steuerpflichtigen und darunter die Beschreibung und Bewertung 
ihrer einzelnen Vermögensbestandteile. Die einzelnen Lokalverzeich- 
aiase sind von Powell anerkennenswerterweise gleich in der wirt- 
sehaftsgeschichtlich brauchbarsten Form als statistische Tafeln wieder¬ 
gegeben, deren Auszählung er selbst geprüft und berichtigt hat. Der 
Wert dieser Publikation wird noch erhöht durch die Zusammenstellung 
mit zwei anderen Quellen urbarialer Natur aus der Zeit kurz vor und 
nach dem Steuerjahr. Die erste ist der auf das Hundert Blackbourne 
bezügliche Abschnitt einer Erhebung Uber Grundbesitz in Suffolk, die 
Po wäll (S. 2) mit den bekannten Lehens- und Privilegien-Inquisitionen 
der Eduardischen Regierungen verknüpft und aus dem Vergleich mit 
einer davon auf das Jahr 1280 datieren kann. Die andere Beigabe 
besteht in vier rechtlich-wirtschaftlichen Beschreibungen (extenta) von 
Dörfern des Hunderts nach Art der deutschen eigentlichen Urbarien, 
die im Jahre 1302 vor dem gewöhnlichen grafschaftlichen Inquisitions¬ 
leiter, dem königlichen Escheator, aufgenommen wurden. Sie ent¬ 
stammen einer Handschrift des British Museum, aus der Powell auch 
für seine Anmerkungen zu den einzelnen Ortschaften des Hunderts 
einige merkwürdige Verzeichnisse von Zinsen (recogniciones) der Abtei 
Bnry aus dem genannten Jahre angezogen hat. 

Der Wirtscbaftszustand, den die Steuerlisten von 1283 schildern, 
ist, wie natürlich, der fast alleiniger Urproduktion. Von Gewerbe¬ 
treibenden erreichten in einer Bevölkerung von etwa 1400 Seelen nur 
1 Schuhmacher, 1 Kupferschmied, 15 Grobschmiede, 9 Zimmerleute, 
5 Weber und 15 Kaufleute die steuerpflichtige Vermögenshöhe. In 
den Ackerwirtschaften wurden (denn, soviel ich sehe, enthalten die 
Listen Ernten, nicht Aussaaten) 4959 quarters (von Powell S. XXIII 
auf 1 /7 kleiner als das heutige englische Gewicht berechnet) Gerste, 
1369 Hafer, 1336 Roggen, 955 Weizen und 1153 Erbsen und Bohnen 
erzeugt Schon, diese Zahlen deuten auf eine sehr hervorragende 
Stellung der Viehzucht. Und in der Tat Ubertraf die Rindviehhaltung 
des damaligen Hunderts mit 5098 Haupt sogar die heutige von 3868 
desselben Bezirks. Die Zahl der 1408 Pferde betrug viel mehr als, 
die der 17128 Schafe beinahe die Hälfte, die der 2121 Schweine, 
etwas mehr als ein Viertel der heutigen. (Freilich läßt schon die 
Verminderung der Einwohnerzahl auf heute 519 Seelen erkennen, wie 
ungünstig sich gerade die offenbar rückgängige Gegenwart mit dem 
mittelalterlichen Bilde vergleicht) über die gesellschaftliche und recht- 
Bebe Zusammensetzung der Bevölkerung lehren die Steuerlisten wenig, 
da ja für sie nur der materielle Wohlstand in Betracht kam. Die 
Beilagen ermöglichen hier und da durch Stichproben die Feststellung, 
daß selbst von der rechtlich niedrigsten Bauernklasse der sogenannten 
nativi (der zum Hofe Geborenen des Deutschen Rechts) eine beträcht¬ 
liche Anzahl in die beiden untersten, aber größten Besitzklassen der 
Steuer listen, die ca. 740 bzw. 403 Inhaber von Vermögen unter 2 
bsw. 5 £, hineinragen. Daß ein eigentlicher Großgrundbesitz kaum 
bestand, erweisen die immer abnehmenden Mengen reicherer Besitzer: 
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95 bis 10 £, 28 bis 20 und 5 bis 80. Die einzige große Eigenwirt¬ 
schaft im Hundert war die der Abtei Bury, auf die von den 8780 £ 
steuerbaren Gesamtvermögens allein 258 entfielen. Sollte es eine ge¬ 
sunde Produktionsverfassung gewesen sein, die Suffolk in der Ver¬ 
anlagungstabelle von 1283 den fünften Platz gleich hinter den reichen 
Grafschaften des Nordens (Lines, Norfolk, York) und Südens (Kent) 
anwies? In der Deutung der Extenta von 1802 ist Powbll (S. 66) 
ein sonderbares Mißverständnis begegnet. Er spricht von „the cu- 
riously optional nature of the Services“ in Rickenhall und meint die 
Formel „non appreciantur quia si non facit nichil dabit“. Der Sinn 
ist doch ganz klar: diese Dienste waren nicht einmal wahlweise in 
Geld kommutiert; wurden sie nicht in Natur in Anspruch genommen, 
so fielen sie aus. Die Bestimmung erweckt den Eindruck, als sei eine 
anf ausgedehntere Großwirtschaft berechnete Fronverfassung zu weit 
geworden, mit dieser Entwicklung aber zugleich die bäuerliche Ab¬ 
hängigkeit überhaupt gelockert 

Berlin. Dr. 0. Brinkmann. 


Alfons Dopsch, Die landesfürstlichen Gesamturbare der 
Steiermark aus dem Mittelalter, im Aufträge der Kais. Aka¬ 
demie der Wies. i. Wien herauBgeg. Wien und Leipzig, W. Braü- 
müllbr, 1910. CLXX und 708 Seiten. 

Die veröffentlichten Quellen zerfallen in drei Gruppen, in Urbare 
aus der Babenbergerzeit, ans der Zeit König Ottokars und aus der 
der Habsburger. Die erste Gruppe wurde als solche erst vom Heraus¬ 
geber erkannt. Die Aufschrift der ältesten Handschrift besagt, dass 
König Ottokar 1265 bis 1267 die landesfürstlichen Einkünfte auf¬ 
zeichnen Hess (S. 57). Der zweite Abschnitt dieser Handschrift handelt 
teilweise von denselben Ämtern wie der erste und wurde früher falsch 
gedeutet, z. *B. als Nachtragsverzeichnis. Der Herausgeber hat nun 
jenen Abschnitt als babenbergische Aufzeichnung erkannt und die Ent¬ 
stehung seines Hauptteiles in das Jahrzehnt 1220—1230 verlegt Der 
Nachweis dafür wird auf S. XXX fg. geführt 

Sonst werden Umstellungen vermieden und die Aufzeichnungen in 
derselben Reihenfolge wie in den Quellen und mit übersichtlicher 
Numerierung wiedergegeben; auch spätere Nachträge sind an ihrer 
Stelle belassen und nur durch den Druck kenntlich gemacht Nur 
der umfangreichste Teil der dritten Quellengruppe, die acht March¬ 
futterregister aus den Jahren 1414 bis 1494 sind in Tabellenform ge¬ 
druckt, die sich für den grossen Umfang und gleichförmigen Inhalt 
der Register am besten eignet und das Material übersichtlich gestaltet. 

Die Grundsätze der Edition sind die gleichen wie im I. Bande der 
österreichischen Urbare, der 1904 erschienen ist (vgl. S. CLXV). Audi 
hier wird der Abdruck ergänzenden urkundlichen Materials vermieden; 
es ist aber in größtem Umfange verwertet worden. Im kritischen 
Apparat werden viele gedruckte und ungedruckte Quellen genannt 
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and zitiert. Hier finden sich za einzelnen Orten und Ämtern auch 
längere Ausführungen über ihre Geschichte, soweit sie auf den Besitz 
der Landesherren Bezug hat, über den Besitzstand in denselben, die 
Herkunft des Besitzes u. dgl. Vgl. z. B. die Anmerkungen Uber Graz 
(S. 5), die über Voitsberg (S. 11), Marburg (15), über die Zehnten 
im Draufelde (23), Uber das Ennstal (32). 

In den Anmerkungen ist auch, soweit möglich, zu allen Örtlich- 
keiten die Lage genau angegeben, auf deren Bestimmung sichtlich 
grosse Mühe verwendet worden ist. Auf die analogen Stellen in den 
älteren Urbaren wird in den späteren verwiesen. Außerdem wird 
natürlich der Vergleich der Aufzeichnungen untereinander und die 
Benützung im allgemeinen durch Namen- und Sachregister erleichtert, 
an deren Güte zu zweifeln man nicht veranlaßt wird. Am Schlosse 
befindet sich eine genaue Inhaltsübersicht der Einleitung. 

Diese nimmt wie in dem genannten Bande der österreichischen 
Urbare einen großen Raum ein, führt den Benutzer in das Material 
ein und bietet ihm bereits viele wesentliche Ergebnisse. Das allgemein 
interessanteste und wohl auch wichtigste dürfte das statistische Re¬ 
sultat über die Einnahmen des Landesherrn sein, das von den bis¬ 
herigen Annahmen stark abweicht. Die Rechnung des Herausgebers 
ergibt 14000 Pfennig-Mark, gegen 4700, die 0. Lorenz annahm. Die 
Gliederung der Einleitung ist dieselbe wie in den österreichischen Ur¬ 
baren ; die Überschriften entsprechen sich genau. Die wichtigsten 
Kapitel sind § 4 (Die wirtschaftliche Gliederung, Betriebsformen und 
Verwaltung des landesfürstlichen Gutes) und § 5 (Bevölkerung, Zinse, 
Abgaben und Bodenproduktion). Durch die Einleitung gewinnt die 
Ausgabe zugleich den Wert eines darstellenden Buches und kommt 
auch für den in Betracht, der die Quellen selbst nicht zu benützen 
beabsichtigt 

Wenn wir hiermit den großen Wert der Veröffentlichung andeuten, 
»o bleibt es freilich mit unserer Wertschätzung derselben vereinbar, 
daß gegen die Schlüsse, die der Herausgeber aus seinem Material zieht, 
hier und da ein Widerspruch erhoben werden könnte. So nimmt er 
an, daß „der Weizen in Steiermark auf landesftirstlichem _ Gute auf¬ 
fallend viel gebaut“ werde. Wir fänden ihn auch in den Ämtern, wo 
Hafer und Roggen fehlten, und in manchen Ämtern ttberwiege er so¬ 
gar (8. CXXH). Allein daraus scheint doch nnr zu folgen, daß der 
Weizen mehr als andere Getreidesorten von dem Zinsberechtigten ge¬ 
schätzt wurde. Die betreffenden Bauern haben vielleicht nur gerade 
so viel Weizen gebaut, als für den Zins genügte, im übrigen aber 
Getreidearten, die im Zins wenig oder gar nicht Vorkommen. Ja es 
wäre sogar der Fall denkbar, daß manche Zinspflichtige Weizen lieferten, 
den sie erhandelten und ohne ihn Belbst zu bauen. Ebensowenig 
scheint mir eine geringe Verbreitung der Gerste daraus zu folgen, daß 
sie in den Abgaben selten vorkommt. Eine analoge Erscheinung in 
Schlesien möge das verdeutlichen. Dort werden mehrfach deutsche 
Dörfer gegründet, resp. polnische in deutsche umgewandelt, ohne daß 
ein Getreidezins angeführt wird. Die Abgabe bestand in den be¬ 
treffenden Fällen vielmehr nur aus Honig, der unter Umständen durch 
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Geld ersetzt werden konnte (vgl. Cod. dipl. B9. VII, 2, Nr. 1068, 
1598, 1618). Nnr selten sind wir znr Annahme veranlaßt, daß wirk¬ 
lich entsprechend viele Zeideleien mit dem Dorfe znsammenhingea 
a. 0. Nr. 1206). Für gewöhnlich muß gelten, daß die deutschen 
rfer vorwiegend Ackerbau trieben und daß durch ihn die slawische 
Wald- und Weidekultur abgelöst und eingeschränkt wurde. Aber in 
der Umgebung der deutschen Dörfer haben sich eben noch polnische 
Zeideleien befanden; es dürfte für die Bauern leicht gewesen sein 
sieh durch Tausch den Honig daher zu verschaffen und für den Zins¬ 
berechtigten mochte es bequem sein, seinen Bedarf gerade auf diese 
Weise zu decken. 

Nun sei auch „die Bienenzucht in Steiermark beachtenswert ge¬ 
wesen“. Am intensivsten scheine sie in Dörfern des Amtes Gras ge¬ 
wesen zu sein, wo bei jeder Hufe hohe Geldzinse „pro melle“ Vor¬ 
kommen (S. CXXIXf.). Allein diese Geldzinse lassen auch die Mög¬ 
lichkeit offen, daß die Bienenzucht dort zur Zeit der Abfassung der 
Urbare schon der Vergangenheit angehörte, und daß mit der dichteren 
Besiedlung des Landes allmählich ein Zins von den Hufen den Ertrag 
der ehemals vorwiegenden Kultur ersetzte. Außerdem können ähn¬ 
liche Verhältnisse wie in Schlesien auch hier stellenweise Vorkommen. 

Die zahlreichen Wüstungen ferner veranlassen den Herausgeber 
zur Annahme, daß die Siedlungs- und Bevölkerungsdichte im 13. Jahr¬ 
hundert größer war als heute (S. CVH). Und zwar stehe die Besi- 
stenzfähigkeit der Siedlungen im umgekehrten Verhältnisse zu ihrer 
Größe, da das Gebiet der Dorfsiedlungen mehr Wüstungen aufweist. 
Allein es ist zu bedenken, daß jene steirischen Dörfer der ebenen 
Landesteile doch immer noch sehr klein waren. Im Amte Radkers- 
burg z. B. kamen viele Dörfer mit 12 Hufen und noch kleinere vor 
(S. LXXX f.). Solche Dörfer konnten leicht zu dritt oder zu viert zu 
größeren Siedlungen vereinigt werden, ohne daß diese ins Übermaß 
wuchsen. Auf diese Weise dürfte sich die Mehrzahl der Wüstungen 
in den deutschen Ländern bäuerlichen Grundbesitzes (also ausschließ¬ 
lich des Nordostens) erklären. Mitunter läßt sich das Zusammen¬ 
wachsen auf den Flurkarten deutlich ersehen. Jedenfalls scheinen 
solche Synoikismen den Zweck besserer Landesverteidigung gehabt zu 
haben 1 ), und das würde auch in der Steiermark zu den vielen inneren 
und äußeren Kämpfen stimmen, die der Herausgeber als Ursache der 

1) Auch das Verschwinden von Dörfern in der Umgebung der Städte — 
eine an vielen Orten auftretende Erscheinung — muß nicht als Symptom 
für die Abnahme der Bauern oder gar der Bevölkerung aufgefaßt werden. 
Ba konnte die Folge derselben Sicherheitsmaßregel sein, indem die Banen 
ihre offenen Ortschaften aufgaben und die Verteidigungsmannschaft der Städte 
vermehrten. Sie traten dadurch in das Stadtrecht über, blieben aber, was sie 
waren. Einen Beleg dafür scheint die fürstliche Erlaubnis für die Stadt 
Woldegh zu bieten, „Nigendorf“ in ihre Feldmark einzubeziehen mit dem 
verpflichtenden Zusatz: „Debet etiam predicta civitas infra 2 annos .. . augere 
• areas ..., ut 18 aree plures reperiantur in civitate, quam nunc eint, ediflcns 
et domibus munite, ita quod null ns defectus vigriistorum . . . habeatar; 
Mecklenb. UB. X, 620. 
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Verödungen bezeichnet Diese Auffassung wird dadnrch unterstützt 
daß es im größten Teile der Mittel- und Neumark Brandenburg keine 
Wüstungen gibt, trotzdem man dort wegen Ausbreitung der Gutsherr- 
aehaft und der Verringerung der Bauemnahrungen am ehesten an eine 
Abnahme der Bevölkerung des flachen Landes denken könnte. Der 
Ornnd ist offenbar der, daß die dort gegründeten Kolonistendörfer 
von Anfang an schon so groß waren (44 oder 54, häufiger 64 Hufen 
and manchmal noch mehr), daß ihre Vergrößerung als unzweckmäßig, 
ihre Vereinigung auch nur zu zweit oft da wirtschaftlich unmöglich 
erscheinen mußte 1 ). 

Schließlich sei nicht versäumt die Karte zu erwähnen, auf der die 
Orte je nach ihrem ersten Vorkommen in den Babenberger, ottokari- 
sehen oder Habsburger Urbaren mit verschiedener Schrift eingezeichnet 
sind. Die Karte zeigt übrigens auch, wie vorzüglich sich für solche 
Zwecke, wo es auf orographische Genauigkeit nicht ankommt, die 
Gelindedarstellung mit schiefer Beleuchtung eignet. 

Freiburg i. Br. Thaüsing (Ernst). 


Arnald von Villanova als Politiker und Laientheologe 
von Paul Diepgen, Dr. med. et phil. Abhandlungen zur mittleren 
und neueren Geschichte, herausgegeben von G. v. Below, H. Finke, 
F. Meineoke. Heft 9. Berlin und Leipzig, Rothschild, 1909. 105 8. 8°. 

Ober den Titelhelden, einen der berühmtesten Ärzte und Alchimisten 
des Mittelalters, Zeitgenossen Dantes, Arzt Bonifaz’ VHI. und Berater 
Clemens’ V., sind wir zuletzt einigermaßen systematisch unterrichtet 
worden durch den 100 Quartseiten langen Artikel von B. H[aüräau] 
in der „Histoire littäraire de la France“, Bd. 28, Paris 1881, S. 26—126. 
Dann hat Heinrich Finke in den Publikationen, die die wissenschaft¬ 
liehe Welt mit seinen kostbaren Funden in Barcelona bekanntgemacht 
haben, viel neues und wertvolles Quellenmaterial zur Geschichte 
Abvalos ans Tageslicht gefördert. Ich denke hauptsächlich an das 
Buch „Aus den Tagen Bonifaz’ VHI.“ (Münster 1902) und an die 
„Aeta Aragonensia“, 2 Bände (Berlin-Leipzig 1908); aber auch in 
„Papsttum und Untergang des Templerordens“, 2 Bände (Münster 1907) 
siad einige hierhergehörige neue Dokumente enthalten. In dem Buohe 
Iber Bonifaz VIU. hat Finke unserm Arzte auch schon selbst ein dar¬ 
stellendes Kapitel gewidmet. Er stellt Uber Herkunft, Bildung und 
Persönlichkeit die ersten sichern Ergebnisse heraus, behandelt Arnald 
als Leibarzt und Alchimist Bonifaz’ VHI. und bespricht die eschatolo- 
giechen Schriften des berühmten Mannes, soweit sie in den letzten 
Pontifikatsjahren des Gaetani entstanden sind. Ein vollständiges Lebens¬ 
bild von dem Spanier zu entwerfen, behielt sich der Freiburger 
Historiker für später vor. 


1) VgL meine Ausführung Uber die großen märidscheD Dörfer in den 
Ponch. zur brand. and preuß. Geech. XXIH. Bd., 880 ff. 
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Die hier vorliegende Schrift, von einem Schüler Freien« verfaßt, 
' dürfen wir alB eine ein solches Lebensbild weiter vorbereitende Arbeit 
ansehen. Der Titel, der eine Würdigung des Villanovaners als Politikers 
und Theologen in Aussicht stellt, entspricht nicht ganz der tatsächlichen 
Leistung. Er ist wohl redigiert, ehe man die Gestaltung der Schrift 
vor sich hatte. Tatsächlich geleistet ist die Herstellung einer gesicherten 
Chronologie für die Lebensdaten und Traktate Arnalds von etwa 1299 
an bis zu seinem Tode Ende 1311. Es fehlt aber noch die Gesamt- 
wttrdigung, die Scheidung des Zufälligen vom Wesentlichen und die 
Einfügung des Individuums in das Gesamtbild der Zeit oder vielmehr 
die Erklärung nach Anschauungen, Charakter und Streben aus seiner 
Zeit heraus. Dadurch würde das Thema erst allgemeineres Interesse 
gewinnen. Erst wenn das geschehen, lassen sich Werturteile fällen, 
die über die Einzelperson hinausgehen. 

Abnald von Villanova hatte bereits bei König Peter HI. von Aragon 
(1260—1285"), vermutlich wohl auch bei dessen ältestem Sohne, König 
Alfons III. (1285—1291), als Arzt Verwendung gefunden. Der zweite 
Sohn Peters, König Jakob H. (1291—1327), schickte ihn zuerst 1299 
als Gesandten an den Hof Philipps des Schönen von Frankreich. 
Damit beginnt die Schrift, und sie führt den Leser dann durch das 
letzte Jahrzehnt des Lebens unseres Arztes und Diplomaten. 

Es dürfte dem Leser erwünscht sein, das Bild des mittelalterlichen 
Gelehrten und Diplomaten durch einige besondere Züge hier schärfer aus¬ 
geprägt zu sehen. Nehmen wir Abnald zuerst in seiner professionellen 
Wissenschaft, als Mediziner. Moderne Historiker der Medizin rühmen 
von ihm die Vereinigung der Tradition und eines glücklichen, weil 
klugen Empirismus. Abnald von Villanova sei ein Vertreter des 
„kritischen Synkretismus“ und einer der frühesten „Verkündiger der 
herandämmernden Morgenröte“. „Nur unter diesem Gesichtspunkte ver¬ 
steht man es,“ schreibt Finke, „daß der feinsinnige Beobachter der 
Natur des Krankheitsverlaufs, dessen Krankheitsbilder teilweise auch 
noch jetzt mustergültig, dessen Operationen, vor allem auf dem Gebiete 
des Steinleidens, auch jetzt noch anerkennenswert sind, der unzweifel¬ 
haft unzähligen Menschen Heilung gebracht, an manchen Stellen seiner 
Werke etwas Scharlatanhaftes zeigt, ja direkt als Schwindler sich be¬ 
kundet.“ Es wird dann hingewiesen auf Arnalds alchimistischen Gold¬ 
trank, der den Greisen das Leben verlängern sollte, auf ein Elixier, 
das er aus menschlichem Blute herstellte und mit welchem er seiner 
Behauptung nach Gestorbene auf ein bis zwei Stunden wieder vom 
Tode erwecken konnte, endlich auf sein Vorgeben auf die Geschlechts- 
bestimmung bei der Konzeption untrüglich einwirken zu können. Ob 
es ausreichend ist, zur Erklärung solcher Mischung von Realismus und 
Phantastik auf die überkommenen medizinischen Anschauungen und 
Methoden zu verweisen, erscheint zweifelhaft Vieles dürfte sich durch 
den Glauben an die Macht der Dämonen erklären, der ja die letzten 
Jahrhunderte des Mittelalters in zunehmendem Maße beherrschte. Damit 
gewinnen wir den Übergang zu Arnalds theologischen Anschauungen. 

Es ist unzweifelhaft, daß unser Spanier eine mystisch veranlagte 
Natur war. Hat er doch sogar über das Geheimnis der Trinität und 
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auch einen „dyalogus de eiementis catholicae fidei“ geschrieben, eine 
Art Katechismus für die aragonischen Prinzen. In dem letzten Jahr¬ 
zehnt seines Lebens scheint er sich überhaupt mehr mit theologischen 
Fragen befaßt za haben als mit der Medizin. Die Verderbtheit der 
Kirche and namentlich der Ordensgeistlichkeit scheint ihn tief ergriffen 
sa haben. Er hielt deshalb das Ende der Welt für nahe bevorstehend, 
ja er meinte, er könne den Zeitpunkt dafür berechnen. Das Jahr 1378 
sollte die Ankunft des Antichrists sehen. Die Lehren des Joachim von 
Fiore hatte er ganz in sich aufgenommen, und es ist merkwürdig, 
wie er immer wieder auf seine eschatologischen und spiritualistischen 
Anschauungen zurückkommt und zur Buße und Entäußerung antreibt. 
Es war aber ein gefährliches Gebiet, auf das er sich da begeben hatte. 
Er ist tatsächlich wiederholt der Ketzerei angeklagt gewesen; doch 
seine Beziehungen zu den aragonischen Königen und sogar zum Papet- 
hofe haben ihm über alle Fährlichkeiten hinweggeholfen. 

Für den deutschen Historiker bieten Arnalds Verbindungen mit 
den Päpsten Bonifaz VHL, Benedikt XI. und Clemens V. das meiste 
Interesse. Zu Bonifaz VHL kam der spanische Arzt und Weltverbesserer 
im Frühjahr 1301. Er hatte von den Pariser Theologen Übles er¬ 
fahren. Seine Schrift „De tempore adventus Antichristi“ hatte ihm 
eine Vorladung vor den Official von Paris zugezogen; man hatte ihn 
„durch Drohung und Schrecken“ zu dem Eingeständnis gezwungen, 
daß in dem Traktat Dinge ständen, die gegen den Glauben und 
das Evangelium seien, und man hatte die Schrift verdammt und ver¬ 
brannt Weiteren Folgen war der Katalonier zwar durch den Schutz 
des KönigB Philipp von Frankreich entgangen; er entbehrte aber noch 
immer der kirchlichen Rehabilitation. Diese erbat er nun vom Papste. 
Die erste Aufnahme, die Bonifaz ihm bereitete, war nichts weniger als 
ermutigend. Arnald wurde gefangengesetzt und mußte seine Arbeit 
im Konsistorium abschwören. Doch es dauerte nicht lange, da hatte 
er durch Schmeicheleien und SelbBtverdemütigungen — darin war er 
überhaupt groß — das Vertrauen des Papstes gewonnen. Er schaffte 
Bonifaz Erleichterung von seinem Steinleiden und errang sich das 
Wohlwollen des Gaetani so sehr, daß dieser, um den Arzt in seiner 
Residenz Anagni nahe zu haben, ihm das Kastell Scorzola als Wohn¬ 
sitz anwies. Dort thronte er nun hoch oben Uber der Campagna und 
schrieb in der päpstlichen Burg die beiden Traktate „De cymbalis 
eeelesiae“ und „De regimine sanitatis“, die erste Abhandlung eine 
Fortsetzung und Erläuterung des Traktats Uber die Ankunft des Anti- 
christs (er war natürlich weit entfernt davon, von seinen spiritualistischen 
Anschauungen abzulassen), die zweite eine Zusammenfassung der wichtig¬ 
sten Gesundheitsregeln. Bonifaz VIH. soll das „Regimen sanitatis“ 
mit Enthusiasmus, die „Cymbala“ wenigstens in Gnaden aufgenommen 
haben. 

Im Frühjahr 1302 ging Arnald nach Spanien zurück und blieb in 
seiner Heimat bis 1304. Im Februar dieses Jahres treffen wir ihn in 
Marseille. Seit seinem Weggang von der Kurie befand er sich un¬ 
unterbrochen im heftigsten Kampfe mit den heimischen Dominikanern, 
die ihn wegen seiner Schriften angriffen. Dabei schleuderte er immer 
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neue Traktate, eine ganze Rühe, immer neue Aufreizmittal in die 
Kreise der Theologen hinein. Inzwischen hatten sieh die bekannten 
Ereignisse von Anagni vollzogen: Papst Bonifaz war gestorben nnd 
Benedikt XI. an seine Stelle getreten. Voll Eifer Übersandte ihm 
Arnald am 1. Juni 1304 sein Reformprogramm. Bei Fnrai findet 
man es abgedruckt. Es ist im wesentlichen Anschuldigung der kirch¬ 
lichen Verderbnis, Klage Aber die Lässigkeit des verstorbenen Pontifex, 
dem Übel zu steuern, und unter Androhung. der Strafen Gottes und 
der baldigen Ankunft des Antichrists Aufforderung an den neuen 
Papst, die Reform der Kirche seinerseits in Angriff zu nehmen. Die 
Antwort Benedikts war eine neue Gefangensetzung. Da aber der heilige 
Vater schon kurz darauf, anfangs Juli, starb, so dauerte die Haft nicht 
lange, und Arnald war seinen Bemühungen, die Christenheit in andere 
Bahnen zu lenken, wiedergegeben. Er ging zuerst nach Sizilien und 
dann nach Spanien. Im Frühjahr 1305 begegnet man ihm am Hofe 
Jakobs II. von Aragon. Der Kampf gegen die Dominikaner wurde 
fortgesetzt. 

Mit Papst Clemens V. (1305—1314) stand unser Arzt und Kirohen- 
politiker von Anfang des Pontifikats an in guter Verbindung. Am 
14. August 1305 verliest er im bischöflichen Hause zu Bordeaux vor 
dem Papste eine Protestschrift gegen die Behandlung, die ihm Bene¬ 
dikt XI. hat angedeihen lassen. Clemens antwortet gnädig und sagt 
unparteiische Prüfung zu. — In der Templerangelegenheit spielte Arnald, 
der ja überall die schwärzesten Farben sah und auch seinerseits 
mit den schwärzesten Farben malte, bei den Königen von Frankreich 
und Aragon und auch an der Curie die Rolle des Scharfmacheis. 
Ddeporn vermutet, Philipp selbst habe ihn zu dieser Rolle Clemens 
gegenüber veranlaßt Eine andere Frage ist, ob die Hetze des spiritua- 
tistischen Schwärmers auf den Papst großen Eindruck gemacht hat Ich 
glaube nicht recht daran. Daß Clemens ihn als Arzt schätzte, dafür 
haben wir allerdings genügende Beweise; unter anderem zog er ihn boi 
der Ordnung der medizinischen Fakultät in Montpellier zu Rate. Als 
Kirchenreformer aber scheint der Papst den Katalanen nicht recht 
ernst genommen zu haben. Die Ideale, die Arnald verkündigte, standen 
mit der rauhen Welt der Wirklichkeit zu sehr in Widerspruch. Er ließ 
ihn also schreiben und reden, ohne sich viel darum zu kümmern. 8elbft 
im geschäftlichen Verkehr übersah er leicht, daß Arnald ihm gelegent¬ 
lich auch zur eigenen Beschönigung mit Unwahrheit diente, ihm nnd 
dem Könige Jakob, dessen Vertreter er war. 

Die überlegene Schonung, die der Spanier von der weltmännischen 
Hochherzigkeit und Milde des ersten Avignonesenpapstes erfuhr, hatte 
er von seinen Gegnern im Tageskampfe, insbesondere von den herz¬ 
haft hassenden aragonischen Dominikanern nicht zu erwarten. Mit 
Rücksicht auf seine hohen Protektoren konnten sie ihm zwar zu seinen 
Lebzeiten nichts anhaben. Als im Jahre 1305 der Inquisitor von Va¬ 
lencia das Lesen seiner Schriften verbot nnd einen königlichen Familiär, 
der dagegen gefehlt, exkommunizierte, legte König Jakob sich ins 
Mittel und verlangte unter ernsten Drohungen Zurücknahme der Be¬ 
strafung. Nach Arnalds Tode aber bekamen die Verfolger freies 
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Feld. Zuerst wurde vor seinen Traktaten gewarnt Dann trat 1316 
hi Tarragona eine Inquisitiooskommission zusammen, die seine Klagen 
Uber die Verkommenheit der Christen und Geistlichen als lügenhaft 
und leichtfertig verurteilte und 14 seiner Schriften als häretisch ver¬ 
dammte. 

Wir könnten bei D.s Schrift noch auf eine Reihe von sprachlichen 
Unebenheit